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1. Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl 
(Asylgesetz 2005 - AsylG 2005)

StF: BGBl. I Nr. 100/2005 (NR: GP XXII RV 952 AB 1055 S. 116. BR: AB 
7338 S. 724.) [CELEX-Nr.: 31964L0221, 32001L0051, 32003L0086, 
32003L0109, 32004L0038, 32004L0081, 32004L0082, 32004L0083, 

32004L0114], 

mit den vom Nationalrat am 20.05.2026 als Art. 1 des Asyl- und Migrations-
pakt-Anpassungsgesetzes - AMPAG beschlossenen Änderungen

Inhaltsverzeichnis

1. Hauptstück: Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1. Anwendungsbereich
§ 2. Begriffsbestimmungen

2. Hauptstück: Flüchtlingseigenschaft und Status subsidiären Schutzes

1. Abschnitt: Flüchtlingseigenschaft

§ 3. Flüchtlingseigenschaft
§ 3a. Internationaler Schutz von Amts wegen

2. Abschnitt: Unzulässige Anträge und Unzuständigkeit Österreichs

§ 4. Unzulässige Anträge
§ 5. Zuständigkeit eines anderen Staates
§ 6. Anträge von Unionsbürgern

3. Abschnitt: Entzug der Flüchtlingseigenschaft

§ 7. Entzug und Erlöschen der Flüchtlingseigenschaft

4. Abschnitt: Status subsidiären Schutzes

§ 8. Status subsidiären Schutzes
§ 9. Entzug und Erlöschen des Status subsidiären Schutzes

5. Abschnitt: Gemeinsame Bestimmungen

§ 10. Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme
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3. Hauptstück: Rechte und Pflichten der Antragsteller

1. Abschnitt: Aufenthalt im Bundesgebiet während des Asylverfahrens

§ 12 Recht auf Verbleib im Bundesgebiet
§ 14. Wiedereinreise

2. Abschnitt: Kooperations- und Meldepflichten

§ 15. Kooperationspflichten von Antragstellern im Verfahren
§ 15a. Meldeverpflichtung
§ 15b. Anordnung der Unterkunftnahme
§ 15c. Wohnsitzbeschränkung
§ 15d. Aufenthaltsbeschränkung

4. Hauptstück: Asylverfahrensrecht

1. Abschnitt: Allgemeines Asylverfahren

(Anm.: § 16 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
§ 17. Registrierung und Einreichung von Anträgen auf internationalen Schutz
(Anm.: § 17a.)
§ 18. Suche nach Familienangehörigen
§ 19. Persönliche Anhörungen
§ 20. Durchführung persönlicher Anhörungen und von Beschwerdeverhandlungen
§ 21. Beweismittel
§ 22. Entscheidungen
(Anm.: § 23 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
§ 25 Gegenstandslosigkeit von Anträgen
(Anm.: § 26 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
§ 29. Mitteilungspflichten
§ 30. Prüfung der Notwendigkeit besonderer Verfahrensgarantien

3. Abschnitt: Sonderbestimmungen für das Asylverfahren an der Grenze

§ 31. Anreise über eine Außengrenze und Vorführung
§ 32. Sicherung der Zurückweisung
§ 33. Besondere Verfahrensbestimmungen

4. Abschnitt: Sonderbestimmungen für das Familienverfahren

§ 34. Familienverfahren im Inland

5. Abschnitt: Sonderbestimmungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung und des Schutzes der inneren Sicherheit

§ 36. Verordnung der Bundesregierung
§ 36a. Anträge auf Einreise gemäß § 35

§ 37. Registrierstellen
§ 38. Stellung von Anträgen auf internationalen Schutz
§ 39. Recht auf Verbleib
§ 40. Hinderung an der Einreise, Zurückweisung und Zurückschiebung
§ 41. Asylverfahren
(Anm.: 6. Abschnitt des 4. Hauptstücks und 5. Hauptstück sowie die §§ 42 bis 49 

aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

6. Hauptstück: Karten für Antragsteller

§ 50. Verfahrenskarte
§ 51. Form der Aufenthaltstitel
§ 52. Gegenstandslosigkeit von Aufenthaltstiteln
§ 53. Entzug von Karten

7. Hauptstück: Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen

1. Abschnitt: Aufenthaltstitel

§ 54. Arten und Form der Aufenthaltstitel
§ 54a. Aufenthaltstitel aus Gründen der Art. 2 oder 3 EMRK
§ 55. Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 8 EMRK
§ 56. Aufenthaltstitel in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen
§ 57. „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“

2. Abschnitt: Verfahren zur Erteilung von Aufenthaltstiteln

§ 58. Antragstellung und amtswegiges Verfahren
§ 59. Verfahren zur Verlängerung des Aufenthaltstitels aus Gründen des Art. 2 oder 

3 EMRK und der „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“
§ 60. Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen
§ 61. Ungültigkeit, Gegenstandslosigkeit und Entziehung

3. Abschnitt: Aufenthaltsrecht für Vertriebene

§ 62. Aufenthaltsrecht für Vertriebene
(Anm.: 1. bis 3. Abschnitt sowie die §§ 64 bis 66a aufgehoben durch BGBl I Nr. 

87/2012)

9. Hauptstück: Schlussbestimmungen

§ 69. Sprachliche Gleichbehandlung
§ 70. Gebühren
§ 71. Verweisungen
§ 72. Vollziehung
§ 73. Zeitlicher Geltungsbereich

 AsylG 2005 AsylG 2005 

8  9



§ 74. Verhältnis zur Genfer Flüchtlingskonvention und zu unmittelbar 
anwendbarem Unionsrecht

§ 75. Übergangsbestimmungen

Text

1. Hauptstück
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

Anwendungsbereich

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt
1. die Führung von Verfahren und die Erlassung von Überstellungsentschei-

dungen aufgrund der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung;
2. die Prüfung von und die Entscheidung über Anträge auf internationalen 

Schutz von Fremden, die in Österreich gestellt werden, sowie den Entzug 
des internationalen Schutzes aufgrund der Verfahrensverordnung und der 
Statusverordnung;

3. in welchen Fällen eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz mit einer 
aufenthaltsbeendenden Maßnahme zu verbinden ist;

4. die Erteilung von Aufenthaltstiteln aus berücksichtigungswürdigen Grün-
den,

5. die besonderen Verfahrensbestimmungen zur Erlangung einer Entschei-
dung gemäß Z 1 bis 4.

Ein im Asylverfahren an der Grenze (Art. 43 bis 54 der Verfahrensverordnung) 
zu behandelnder Antrag auf internationalen Schutz und ein in einem anderen 
Mitgliedstaat gestellter Antrag auf internationalen Schutz, für dessen Behand-
lung Österreich auf Grund der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung 
zuständig ist, gelten – letzterenfalls mit dem Zeitpunkt der Überstellung des An-
tragstellers in das Bundesgebiet – für die Zwecke dieses Bundesgesetzes als in Ös-
terreich gestellt.

Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32021L1883]

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
1. die Genfer Flüchtlingskonvention: die Konvention über die Rechtsstellung 

der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951, BGBl. Nr. 55/1955, in der durch das 
Protokoll über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom 31. Jänner 1967, 
BGBl. Nr. 78/1974, geänderten Fassung;

2. die EMRK: die Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten, BGBl. Nr. 210/1958;

3. das Protokoll Nr. 6 zur Konvention: das Protokoll Nr. 6 zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Ab-
schaffung der Todesstrafe, BGBl. Nr. 138/1985;

4. das Protokoll Nr. 13 zur Konvention: das Protokoll Nr. 13 zur Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die vollständi-
ge Abschaffung der Todesstrafe, BGBl. III Nr. 22/2005;

5. der EU-Vertrag: der Vertrag über die Europäische Union in der Fassung 
BGBl. III Nr. 171/2013;

6. die Asyl- und Migrationsmanagementverordnung: die Verordnung (EU) 
2024/1351 über Asyl- und Migrationsmanagement, zur Änderung der Ver-
ordnungen (EU) 2024/1147 und (EU) 2021/1060 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013, ABl. Nr. L 2024/1351 vom 22.5.2024;

7. die Krisenbewältigungsverordnung: die Verordnung (EU) Nr. 2024/1359 
zur Bewältigung von Krisensituationen und Situationen höherer Gewalt im 
Bereich Migration und Asyl und zur Änderung der Verordnung (EU) 
2021/1147, ABl. Nr. L 2024/1359 vom 22.05.2024;

8. die Statusverordnung: die Verordnung (EU) 2024/1347 über Normen für 
die Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Perso-
nen, denen internationaler Schutz gewährt wurde, für einen einheitlichen 
Status für Flüchtlinge oder für Personen mit Anspruch auf subsidiären 
Schutz und für den Inhalt des gewährten Schutzes, zur Änderung der 
Richtlinie 2003/109/EG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 
2011/95/EU des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. Nr. L 
2024/1347 vom 22.05.2024;

9. die Verfahrensverordnung: die Verordnung (EU) 2024/1348 zur Einfüh-
rung eines gemeinsamen Verfahrens für internationalen Schutz in der Uni-
on und zur Aufhebung der Richtlinie 2013/32/EU, ABl. Nr. L 2024/1348 
vom 22.05.2024;

10. die Grenzrückführungsverordnung: die Verordnung (EU) 2024/1349 zur 
Festlegung des Rückführungsverfahrens an der Grenze und zur Änderung 
der Verordnung (EU) 2021/1148, ABl. Nr. L 2024/1349 vom 22.05.2024; 

11. die Grundversorgungsvereinbarung: die Vereinbarung zwischen dem Bund 
und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über gemeinsame Maßnahmen zur 
vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Frem-
de (Asylwerber, Asylberechtigte, Vertriebene und andere aus rechtlichen 
oder faktischen Gründen nicht abschiebbare Menschen) in Österreich, 
BGBl. I Nr. 80/2004;

12. ein Mitgliedstaat: jeder Staat, der Vertragspartei des EU-Vertrages (Z 5) ist;
13. ein EWR-Staat: jeder Staat, der Vertragspartei des Abkommens über den 

Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) ist;

§§ 1, 2 AsylG 2005 AsylG 2005 § 2
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14. ein Drittstaat: jeder Staat, außer ein Mitgliedstaat des EWR-Abkommens 
oder die Schweiz;

15. Fremder: wer die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzt;
16. Drittstaatsangehöriger: ein Fremder, der nicht EWR-Bürger oder Schweizer 

Bürger ist;
17. begünstigter Drittstaatsangehöriger: der Ehegatte, eingetragene Partner, ei-

gene Verwandte und Verwandte des Ehegatten oder eingetragenen Partners 
eines EWR-Bürgers oder Schweizer Bürgers oder Österreichers, die ihr uni-
onsrechtliches oder das ihnen auf Grund des Freizügigkeitsabkommens 
EG-Schweiz zukommende Aufenthaltsrecht von mehr als drei Monaten in 
Anspruch genommen haben, in gerader absteigender Linie bis zur Vollen-
dung des

21. Lebensjahres, darüber hinaus, sofern ihnen Unterhalt tatsächlich gewährt 
wird, sowie eigene Verwandte und Verwandte des Ehegatten oder eingetra-
genen Partners in gerader aufsteigender Linie, sofern ihnen Unterhalt tat-
sächlich gewährt wird, insofern dieser Drittstaatsangehörige den unions-
rechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Bürger oder Schweizer Bürger, von 
dem sich seine unionsrechtliche Begünstigung herleitet, begleitet oder ihm 
nachzieht;

18. EWR-Bürger: jedermann, der Staatsangehöriger eines EWR-Staates (Z 13) 
ist;

19. eine Patenschaftserklärung: die von einem österreichischen Notar oder ei-
nem inländischen Gericht beglaubigte und für mindestens drei Jahre gülti-
ge Erklärung Dritter mit Wohnsitz oder Sitz im Inland, dass sie für die Er-
fordernisse einer alle Risiken abdeckenden Krankenversicherung, einer Un-
terkunft und entsprechender Unterhaltsmittel aufkommen und für den Er-
satz jener Kosten haften, die einer Gebietskörperschaft durch den Aufent-
halt des Fremden im Bundesgebiet sowie bei der Durchsetzung einer Rück-
kehrentscheidung, eines Aufenthaltsverbotes, einer Ausweisung, einer Zu-
rückschiebung, der Vollziehung der Schubhaft oder als Aufwendung für 
den Einsatz gelinderer Mittel, sowie aus dem Titel der Sozialhilfe oder eines 
Bundes- oder Landesgesetzes, das die Grundversorgungsvereinbarung nach 
Art. 15a B-VG, BGBl. I Nr. 80/2004, umsetzt, entstehen; die die Leistungs-
fähigkeit des Dritten begründenden Mittel sind in der Patenschaftserklä-
rung zu bezeichnen; deren Vorhandensein ist durch geeignete Nachweise 
zum Zeitpunkt der Erklärung zu belegen; Mittel der öffentlichen Hand 
sind jedenfalls keine tauglichen Mittel, um die Leistungsfähigkeit des Drit-
ten zu begründen; Vereinbarungen im Zusammenhang mit der Paten-
schaftserklärung, wonach dem Dritten oder einem anderen eine Leistung 
oder ein sonstiger Vorteil versprochen oder verschafft werden soll, sind 
nichtig.

20. eine aufenthaltsbeendende Maßnahme: eine Rückkehrentscheidung (§ 52 
des Fremdenpolizeigesetzes 2005 – FPG, BGBl. I Nr. 100/2005), eine An-
ordnung zur Außerlandesbringung (§ 61 FPG), eine Ausweisung (§ 66 

FPG), ein Aufenthaltsverbot (§ 67 FPG) und eine Überstellungsentschei-
dung (Art. 42 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung).

(2) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind erkennungsdienstliche Daten: Licht-
bilder, Papillarlinienabdrücke der Finger, äußerliche körperliche Merkmale und 
die Unterschrift.

(3) Ein Fremder ist im Sinne dieses Bundesgesetzes straffällig geworden, wenn 
er
1. wegen einer vorsätzlich begangenen gerichtlich strafbaren Handlung, die in 

die Zuständigkeit des Landesgerichtes fällt, oder
2. mehr als einmal wegen einer sonstigen vorsätzlich begangenen gerichtlich 

strafbaren Handlung, die von Amts wegen zu verfolgen ist
rechtskräftig verurteilt worden ist.

(4) Abweichend von § 5 Z 10 des Jugendgerichtsgesetzes 1988 – JGG, BGBl. 
Nr. 599/1988, liegt eine nach diesem Bundesgesetz maßgebliche gerichtliche 
Verurteilung auch vor, wenn sie wegen einer Jugendstraftat erfolgt ist.

(5) Soweit dieses Bundesgesetz auf Regionaldirektionen des Bundesamtes für 
Fremdenwesen und Asyl (Bundesamt) Bezug nimmt (§ 2 Abs. 2 des BFA-Ein-
richtungsgesetzes – BFA-G, BGBl. I Nr.87/2012), bezieht es sich auch auf deren 
Außenstellen.

2. Hauptstück
Flüchtlingseigenschaft und Status subsidiären Schutzes

1. Abschnitt
Flüchtlingseigenschaft

Flüchtlingseigenschaft

§ 3. (1) Die Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft ist vom Bundesamt oder 
vom Bundesverwaltungsgericht mit der Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß 
Art. 24 der Statusverordnung zu verbinden. Verlängerungen erfolgen auf An-
trag, wobei § 59 Abs. 1 erster und zweiter Satz sowie Abs. 3 sinngemäß gilt. Nach 
der ersten Verlängerung der Gültigkeitsdauer um weitere drei Jahre gemäß 
Art. 24 Abs. 4 UAbs. 2 der Statusverordnung verlängert sich der Aufenthaltstitel 
jeweils um fünf Jahre.

(2) Im Rahmen der Staatendokumentation (§ 5 BFA-G) hat das Bundesamt zu-
mindest einmal im Kalenderjahr eine Analyse zu erstellen, inwieweit es in jenen 
Herkunftsstaaten, denen im Hinblick auf die Anzahl der in den letzten fünf Ka-
lenderjahren erfolgten Zuerkennungen der Flüchtlingseigenschaft eine besonde-
re Bedeutung zukommt, zu einer wesentlichen, dauerhaften Veränderung der 
spezifischen, insbesondere politischen, Verhältnisse, die für die Furcht vor Ver-
folgung gemäß Art. 9 der Statusverordnung maßgeblich sind, gekommen ist.

§ 2 AsylG 2005 AsylG 2005 § 3
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Internationaler Schutz von Amts wegen

§ 3a. Einem Fremden ist von Amts wegen und ohne weiteres Verfahren die 
Flüchtlingseigenschaft oder der Status subsidiären Schutzes zuzuerkennen, 
wenn sich die Republik Österreich völkerrechtlich oder aufgrund unmittelbar 
anwendbarer Vorschriften des Unionsrechts dazu verpflichtet hat.

2. Abschnitt
Unzulässige Anträge und Unzuständigkeit Österreichs

Unzulässige Anträge

§ 4. (1) Ein Antrag auf internationalen Schutz ist als unzulässig abzulehnen, 
wenn der Drittstaatsangehörige
1. in einem Drittstaat wirksamen Schutz gemäß Kapitel III Abschnitt V der 

Verfahrensverordnung gefunden hat (Schutz im ersten Asylstaat) oder fin-
den kann (Schutz im sicheren Drittstaat),

2. in einem anderen Mitgliedstaat, einem EWR-Staat oder der Schweiz inter-
nationalen Schutz zuerkannt bekommen und dort Schutz vor Verfolgung 
gefunden hat,

3. einer in Art. 38 Abs. 1 lit. d der Verfahrensverordnung genannten Maßnah-
me unterliegt oder

4. den Antrag unter den in Art. 38 Abs. 1 lit. e der Verfahrensverordnung ge-
nannten Umständen gestellt hat.

Mit der Ablehnungsentscheidung ist auch festzustellen, in welchen Staat sich der 
Drittstaatsangehörige zu begeben hat.

(2) Abs. 1 gilt nicht, wenn die mit der Ablehnung zu verbindende aufenthalts-
beendende Maßnahme zu einer Verletzung von Art. 8 EMRK (§ 9 Abs. 2 des 
BFA-Verfahrensgesetzes – BFA-VG, BGBl. I Nr. 87/2012) führen würde.

Zuständigkeit eines anderen Staates

§ 5. (1) Ein Antrag auf internationalen Schutz ist unzulässig, wenn ein anderer 
Staat
1. vertraglich oder
2. auf Grund der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung
zur Prüfung des Asylantrages oder des Antrages auf internationalen Schutz zu-
ständig ist. Ein nach dem ersten Satz unzulässiger Antrag ist im Falle der Z 1 zu-
rückzuweisen und im Falle der Z 2 durch Erlassung einer Überstellungsentschei-
dung (Art. 42 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung) zu erledigen. 
Mit der Zurückweisungs- oder Überstellungentscheidung ist auch festzustellen, 
welcher Staat zuständig ist.

(2) Gemäß Abs. 1 ist auch vorzugehen, wenn ein anderer Staat vertraglich oder 
auf Grund der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung dafür zuständig ist 
zu prüfen, welcher Staat zur Prüfung des Asylantrages oder des Antrages auf in-
ternationalen Schutz zuständig ist.

Anträge von Unionsbürgern

§ 6. (1) Ein Antrag auf internationalen Schutz, den ein Unionsbürger (Art. 20 
Abs. 1 AEUV), der die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzt, in Öster-
reich gestellt hat, ist als unzulässig abzulehnen, wenn die im Protokoll (Nr. 24) 
über die Gewährung von Asyl für Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Union, ABl. C 202 vom 7.6.2016 S. 304, genannten Voraussetzun-
gen nicht erfüllt sind.

(2) Für die Prüfung von Anträgen von Unionsbürgern, die nicht gemäß Abs. 1 
als unzulässig abzulehnen sind, und für den Entzug des internationalen Schutzes 
gelten die Bestimmungen der Verfahrensverordnung, der Statusverordnung, die-
ses Bundesgesetzes und des BFA-VG sinngemäß.

3. Abschnitt
Entzug und Erlöschen der Flüchtlingseigenschaft

Entzug und Ende der Flüchtlingseigenschaft

§ 7. (1) Verfahren zum Entzug der Flüchtlingseigenschaft gemäß Art. 65 der Ver-
fahrensverordnung sind in den Fällen, in denen
1. der Fremde straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3),
2. gegen ihn wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich 

begangen werden kann, eine Anklage durch die Staatsanwaltschaft einge-
bracht worden ist,

3. gegen ihn die Untersuchungshaft verhängt wurde (§§ 173 ff der Strafpro-
zeßordnung 1975 – StPO, BGBl. Nr. 631/1975) oder

4. er bei der Begehung eines Verbrechens (§ 17 StGB) auf frischer Tat betreten 
worden ist, 

vordringlich zu behandeln.
(2) Sind zwischen der Zuerkennung und einem – wenn auch nicht rechtskräfti-

gen – Entzug der Flüchtlingseigenschaft gemäß Art. 14 Abs. 1 lit. a der Statusver-
ordnung mindestens fünf Jahre verstrichen, so kann eine Rückkehrentschei-
dung (§ 52 Abs. 2 Z 1 oder 2 FPG) gegen ihn nur nach Maßgabe des § 9 Abs. 5 
BFA-VG erlassen werden, sofern der Fremde nicht straffällig (§ 2 Abs. 3) gewor-
den ist und seinen Hauptwohnsitz im Bundesgebiet hat.

(3) Der Entzug der Flüchtlingseigenschaft gemäß Art. 14 der Statusverord-
nung ist mit der Feststellung, dass dem Betroffenen die Flüchtlingseigenschaft 
gemäß Art. 3 Z 1 der Statusverordnung nicht mehr zukommt, und mit dem Wi-

§§ 3a-5 AsylG 2005 AsylG 2005 §§ 6, 7
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derruf des Aufenthaltstitels gemäß Art. 24 Abs. 5 der Statusverordnung zu ver-
binden. Der Fremde hat nach Rechtskraft des Entzugs Ausweise und Aufent-
haltstitel, die die Flüchtlingseigenschaft bestätigen, der Behörde aus Eigenem zu-
rückzustellen.

(4) Außer in den Fällen gemäß Art. 14 der Statusverordnung endet die Flücht-
lingseigenschaft auch dann, wenn ein Fall gemäß Art. 66 Abs. 6 der Verfahrens-
verordnung eintritt. Letzterenfalls ist dies mit Aktenvermerk unter Angabe der 
Rechtsgrundlage zu dokumentieren.

4. Abschnitt
Status subsidiären Schutzes

Status subsidiären Schutzes

§ 8. (1) Über die Zuerkennung des Status subsidiären Schutzes ist außer in dem 
Fall des Art. 18 der Statusverordnung in Verbindung mit Art. 39 Abs. 2 der Ver-
fahrensverordnung auch dann zu entscheiden, wenn dem Fremden die Flücht-
lingseigenschaft gemäß Art. 14 der Statusverordnung entzogen worden ist.

(2) Die Entscheidung über die Zuerkennung des Status subsidiären Schutzes 
ist in den Fällen des Abs. 1 mit dem Entzug der Flüchtlingseigenschaft und in 
den Fällen des Art. 39 Abs. 2 der Verfahrensverordnung mit der Ablehnung des 
Antrags auf internationalen Schutz als unbegründet hinsichtlich der Flücht-
lingseigenschaft zu verbinden.

(3) Die Ablehnung wegen eines Ausschlussgrundes als unbegründet ist für den 
Fall, dass die Abschiebung gemäß § 50 FPG unzulässig ist, mit einer Duldung 
gemäß § 46a Abs. 1 Z 2 FPG zu verbinden. Dies gilt sinngemäß auch für die Ent-
scheidung, dass der Status subsidiären Schutzes nicht gemäß Abs. 1 zuerkannt 
wird.

(4) Die Zuerkennung des Status subsidiären Schutzes ist vom Bundesamt oder 
vom Bundesverwaltungsgericht mit der Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß 
Art. 24 der Statusverordnung zu verbinden. Verlängerungen erfolgen auf An-
trag, wobei § 59 Abs. 1 erster und zweiter Satz sowie Abs. 3 sinngemäß gilt. Nach 
der ersten Verlängerung der einjährigen Gültigkeitsdauer um drei Jahre gemäß 
Art. 24 Abs. 4 UAbs. 2 der Statusverordnung verlängert sich der Aufenthaltstitel 
jeweils um fünf Jahre.

Entzug und Ende des Status subsidiären Schutzes

§ 9. (1) Der Entzug des Status subsidiären Schutzes aufgrund eines Ausschluss-
grundes ist für den Fall, dass die Abschiebung gemäß § 50 FPG unzulässig ist, mit 
einer Duldung gemäß § 46a Abs. 1 Z 2 FPG zu verbinden.

(2) Verfahren zum Entzug des Status subsidiären Schutzes gemäß Art. 65 der 
Verfahrensverordnung sind in den Fällen, in denen

1. der Fremde straffällig geworden ist (§ 2 Abs. 3),
2. gegen ihn wegen einer gerichtlich strafbaren Handlung, die nur vorsätzlich 

begangen werden kann, eine Anklage durch die Staatsanwaltschaft einge-
bracht worden ist,

3. gegen ihn die Untersuchungshaft verhängt wurde (§§ 173 ff StPO) oder
4. er bei der Begehung eines Verbrechens (§ 17 StGB) auf frischer Tat betreten 

worden ist, 
vordringlich zu behandeln.

(3) Der Entzug des Status subsidiären Schutzes ist mit dem Widerruf des 
Aufenthaltstitels gemäß Art. 24 Abs. 5 der Statusverordnung zu verbinden. Der 
Fremde hat nach Rechtskraft des Entzugs Ausweise und Aufenthaltstitel, die 
den Status subsidiären Schutzes bestätigen, der Behörde aus Eigenem zurückzu-
stellen.

(4) Außer in den Fällen des Art. 19 der Statusverordnung endet der Status sub-
sidiären Schutzes auch dann, wenn dem Fremden die Flüchtlingseigenschaft ge-
mäß Art. 13 der Statusverordnung zuerkannt wird oder ein Fall gemäß Art. 66 
Abs. 6 Verfahrensverordnung eintritt. Letzterenfalls ist dies mit Aktenvermerk 
unter Angabe der Rechtsgrundlage zu dokumentieren.

5. Abschnitt
Gemeinsame Bestimmungen

Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme

§ 10. Ist gemäß Art. 37 der Verfahrensverordnung, § 52 Abs. 1 bis 3 oder § 61 
Abs. 1 Z 1 FPG eine aufenthaltsbeendende Maßnahme zu erlassen, so ist mit die-
ser die zugrundeliegende Entscheidung über den Antrag auf internationalen 
Schutz, den Entzug des internationalen Schutzes, den Antrag auf Erteilung oder 
die amtswegige Erteilung eines Aufenthaltstitels nach dem 7. Hauptstück zu ver-
binden. Dies gilt nicht, wenn nach ausdrücklicher Rücknahme des Antrags auf 
internationalen Schutz eine Entscheidung gemäß Art. 40 Abs. 3 der Verfahrens-
verordnung ergeht.

§§ 8, 9 AsylG 2005 AsylG 2005 § 10
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3. Hauptstück
Rechte und Pflichten der Antragsteller

1. Abschnitt
Aufenthalt im Bundesgebiet während des Asylverfahrens

Recht auf Verbleib im Bundesgebiet

§ 12. (1) Liegt gegen den Antragsteller eine aufrechte und rechtskräftige aufent-
haltsbeendende Maßnahme vor, so kann das Bundesamt dessen Recht auf Ver-
bleib im Bundesgebiet (Art. 10 der Verfahrensverordnung) aufheben, wenn
1. aus stichhaltigen Gründen angenommen werden kann, dass er eine Gefahr 

für die öffentliche Ordnung oder die nationale Sicherheit darstellt, oder
2. er einen Folgeantrag gestellt hat, auf den eine Voraussetzung gemäß Art. 56 

lit. a oder b der Verfahrensverordnung zutrifft, 
sofern die Abschiebung keine reale Gefahr eines Verstoßes gegen § 50 oder § 51 
FPG oder Art. 8 EMRK mit sich bringen würde.

(2) Ein Antragsteller hat kein Recht auf Verbleib im Bundesgebiet
1. in den Fällen des Abs. 1 Z 1, wenn gegen ihn ein Einreiseverbot oder 

Aufenthaltsverbot vorliegt;
2. in den Fällen des Abs. 1 Z 2, wenn er den Folgeantrag

a. binnen achtzehn Tagen vor einem ihm nachweislich bekanntgegebe-
nen Abschiebetermin und überdies

b. zu einem Zeitpunkt gestellt hat, als gegen ihn ein gelinderes Mittel an-
gewendet oder er auf Grund eines Festnahmeauftrags gemäß § 34 Abs. 
3 Z 1 oder 3 BFA-VG, in Schubhaft, Straf-oder Untersuchungshaft an-
gehalten wurde.

Für die Berechnung der achtzehntägigen Frist gilt § 33 Abs. 2 AVG nicht.
(3) In den Fällen des Abs. 2 ist dem Antragsteller das Recht auf Verbleib zuzu-

erkennen, wenn anzunehmen ist, dass die Abschiebung eine reale Gefahr eines 
Verstoßes gegen § 50 oder § 51 FPG oder Art. 8 EMRK mit sich bringen würde. 
In den Fällen des Abs. 2 Z 2 ist ihm das Recht auf Verbleib überdies in Ausnah-
mefällen zuzuerkennen, wenn der Antrag auf internationalen Schutz nicht zur 
ungerechtfertigten Verzögerung der Abschiebung gestellt wurde. Dies ist dann 
der Fall, wenn
1. der Antragsteller glaubhaft macht, dass er den Antrag zu keinem früheren 

Zeitpunkt stellen konnte oder
2. sich seit der letzten Entscheidung auf Grund neuer Umstände (Art. 55 

Abs. 3 der Verfahrensverordnung) der maßgebliche Sachverhalt entschei-
dungsrelevant geändert hat.

Über das Vorliegen dieser Voraussetzungen ist jeweils mit Mandatsbescheid (§ 57 
AVG) zu entscheiden. Wurde ein Folgeantrag im Sinne des Art. 56 lit. b der Ver-

fahrensverordnung binnen zwei Tagen vor dem Abschiebetermin gestellt, ist die 
Prüfung des Rechts auf Verbleib auf das Vorliegen der Voraussetzungen des ers-
ten Satzes und der Z 2 zu beschränken und lediglich anhand der objektiven Situ-
ation im Herkunftsland vorzunehmen. Für die Berechnung der zweitägigen Frist 
gilt § 33 Abs. 2 AVG nicht. Die Zuerkennung des Rechts auf Verbleib steht einer 
weiteren Verfahrensführung gemäß Abs. 1 nicht entgegen.

Wiedereinreise

§ 14. (1) Einem Antragsteller, dessen Beschwerde gegen eine mit einer ablehnen-
den Entscheidung des Bundesamtes verbundene aufenthaltsbeendende Maß-
nahme keine aufschiebende Wirkung zukam, ist an der Grenzübergangsstelle 
unter Vorlage der Beschwerdeentscheidung die Wiedereinreise zu gestatten, 
wenn seiner Beschwerde Folge gegeben wurde und er seine Verfahrensidentität 
nachweisen kann. 

(2) Ein AsylwerberAntragsteller, gegen den eine durchsetzbare, aber nicht 
rechtskräftige Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG, Anordnung zur Außer-
landesbringung gemäß § 61 FPG oder Ausweisungsentscheidung gemäß § 66 
FPG aufenthaltsbeendende Maßnahme durchgesetzt wird, ist nachweislich dar-
über zu belehren, dass er sich für Zustellungen im Asylverfahren eines Zustellbe-
vollmächtigten bedienen kann und dass er der Behörde auch im Ausland seinen 
Aufenthaltsort und seine Anschrift bekannt zu geben und Änderungen so rasch 
wie möglich zu melden hat (§ 15 Abs. 1 Z 4Art. 9 Abs. 2 lit. c der Verfahrensver-
ordnung). Darüber hinaus ist ihm die Postanschrift des Bundesamtes und des 
Bundesverwaltungsgerichtes mitzuteilen. Soweit möglich, ist ihm ein schriftli-
ches Informationsblatt in einer ihm verständlichen Sprache auszufolgen. Liegt 
die Zustelladresse im Ausland, so gilt die Zustellung mit Eintreffen der Entschei-
dung an dieser Adresse als bewirkt.

(3) Zum Nachweis der Verfahrensidentität genügt ein positiver Abgleich mit 
vorhandenen erkennungsdienstlichen Daten. Eine hierzu nötige erkennungs-
dienstliche Behandlung hat nur nach Antrag des Betroffenen zu erfolgen. Die im 
Rahmen dieser Behandlung ermittelten Daten sind nach dem erfolgten Abgleich 
zu löschen.

2. Abschnitt
Kooperations- und Meldepflichten

Kooperationspflichten von Antragstellern im Verfahren

§ 15. (1) Unbeschadet der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung ist der 
Antragsteller zu Beginn des Verfahrens auf seine Kooperationspflichten gemäß 
Art. 4 der Statusverordnung und Art. 9 der Verfahrensverordnung und die Fol-
gen einer allfälligen Verletzung dieser nachweislich hinzuweisen. Ihm ist darüber 

§ 12 AsylG 2005 AsylG 2005 §§ 14, 15
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hinaus – soweit möglich – ein Informationsblatt in einer ihm verständlichen 
Sprache auszufolgen.

(2) Kommt der Antragsteller
1. seiner Pflicht gemäß Art. 9 Abs. 2 lit. a iVm Art. 27 Abs. 1 lit. a und b oder 

Art. 9 Abs. 2 lit. d oder f der Verfahrensverordnung, dem Bundesamt die für 
die Feststellung oder Überprüfung seiner Identität oder Staatsangehörig-
keit notwendigen Daten und Dokumente zur Verfügung zu stellen, oder

2. seiner Pflicht gemäß Art. 4 der Statusverordnung, dem Bundesamt alle ihm 
zur Verfügung stehenden Angaben, die den Antrag auf internationalen 
Schutz begründen, darzulegen, 

trotz schriftlicher Aufforderung nicht nach, so ist ihm, sofern er sich nicht in 
Haft befindet, die Erfüllung der jeweiligen Pflicht mit Bescheid aufzuerlegen.

Meldeverpflichtung

§ 15a. (1) Antragsteller unterliegen einer periodischen Meldeverpflichtung, 
wenn eine Anordnung zur Unterkunftnahme gemäß § 15b besteht und über den 
Fremden weder Schubhaft verhängt wurde noch gegen ihn ein gelinderes Mittel 
angewandt wird.

(2) Zur Erfüllung der Meldeverpflichtung gemäß Abs. 1 haben sich Fremde, 
die nicht in einer Betreuungseinrichtung des Bundes versorgt werden, in periodi-
schen, 48 Stunden nicht unterschreitenden, Abständen bei einer zu bestimmen-
den Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu melden. Die dafür notwendi-
gen Angaben, wie insbesondere die zuständige Dienststelle einer Landespolizei-
direktion sowie Zeitraum und Zeitpunkt der Meldung, sind dem Fremden vom 
Bundesamt mit Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 des Verwaltungsgerichtsver-
fahrensgesetzes – VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013) mitzuteilen. Für Fremde, die 
in einer Betreuungseinrichtung des Bundes versorgt werden, gilt die Abwesen-
heit von mindestens 48 Stunden von der Betreuungseinrichtung als Verletzung 
der Meldeverpflichtung. Die Abwesenheit von der Betreuungsstelle ist auf geeig-
nete nachvollziehbare Weise zu dokumentieren. Eine Verletzung der Meldever-
pflichtung liegt nicht vor, wenn deren Erfüllung für den Fremden nachweislich 
nicht möglich oder nicht zumutbar war.

(3) Unterliegt der Antragsteller einer Meldeverpflichtung gemäß Abs. 1, hat 
die Bekanntgabe der Änderung seines Aufenthaltsortes und seiner Anschrift ge-
mäß Art. 9 Abs. 2 lit. c der Verfahrensverordnung spätestens zeitgleich mit der 
Änderung des Aufenthaltsortes zu erfolgen. Die Meldepflicht nach dem MeldeG 
bleibt hiervon unberührt.

Anordnung der Unterkunftnahme

§ 15b. (1) Einem Antragsteller kann mittels Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 
VwGVG) des Bundesamtes aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder bei 
Fluchtgefahr aufgetragen werden, in einem von der für die Grundversorgung zu-

ständigen Gebietskörperschaft zur Verfügung gestellten Quartier durchgängig 
Unterkunft zu nehmen. Über die Verfahrensanordnung ist im verfahrensab-
schließenden Bescheid abzusprechen.

(2) Bei der Beurteilung, ob Gründe der öffentlichen Ordnung oder Fluchtge-
fahr vorliegen, ist insbesondere zu berücksichtigen, ob
1. Voraussetzungen für eine Entscheidung gemäß § 3 GVG-B 2005, BGBl. 

Nr. 405/1991, vorliegen,
2. sich der Antragsteller nach Art. 17 Abs. 4 der Asyl- und Migrations-

managementverordnung in einem anderen Mitgliedstaat aufzuhalten hat,
3. der Antragsteller nach seiner Flucht in einen anderen Mitgliedstaat in das 

Bundesgebiet, wo er sich nach Art. 17 Abs. 4 der Asyl- und Migrations-
managementverordnung aufzuhalten hat, überstellt wurde,

4. vor Stellung des Antrags auf internationalen Schutz eine Rückkehrent-
scheidung gegen den Drittstaatsangehörigen rechtskräftig erlassen wurde 
oder

5. gegen den Antragsteller eine Einreiseverweigerung gemäß Art. 14 der Ver-
ordnung (EU) 2016/399 über einen Gemeinschaftskodex für das Über-
schreiten der Grenzen durch Personen, ABl. Nr. L 77 vom 23.03.2016 S. 1, 
erlassen wurde.

(3) Trotz Anordnung der Unterkunftnahme gemäß Abs. 1 ist es zulässig, vor-
läufig eine andere Unterkunft zu nehmen, wenn und solange dies aus den in 
§ 15d Abs. 2 Z 3 genannten Gründen notwendig ist. Den beabsichtigten Beginn 
und die voraussichtliche Dauer der vorläufigen Unterkunftnahme hat der An-
tragsteller der Behörde 72 Stunden vorab, sonst spätestens mit Kenntnisnahme 
der die vorläufige Unterkunftnahme erfordernden Umstände begründet mitzu-
teilen. Der Antragsteller ist zur vorläufigen Unterkunftnahme berechtigt, wenn 
die Behörde diese nicht spätestens bis zu dem gemäß dem zweiten Satz mitgeteil-
ten Aufenthaltsbeginn untersagt.

(4) Der Antragsteller hat die Behörde über Ladungen gemäß § 15d Abs. 2 Z 2 
unverzüglich nach Zustellung der Ladung nachweislich in Kenntnis zu setzen.

(5) Die Anordnung der Unterkunftnahme gilt bis zur Rechtskraft der Ent-
scheidung über den Antrag auf internationalen Schutz, solange dem Antragstel-
ler das Quartier zur Verfügung gestellt wird, es sei denn, dem Antragsteller wur-
de der Status subsidiären Schutzes zuerkannt oder ein Aufenthaltstitel nach dem 
7. Hauptstück erteilt. Bezieht sich die Anordnung auf eine Betreuungseinrich-
tung des Bundes, so tritt sie mit Zuweisung des Antragstellers an eine Betreu-
ungsstelle eines Bundeslandes außer Kraft.

(6) Dem Antragsteller sind die Anordnung gemäß Abs. 1 und die Folgen einer 
allfälligen Missachtung nachweislich zur Kenntnis zu bringen.

§§ 15a, 15b AsylG 2005 AsylG 2005 § 15b
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Wohnsitzbeschränkung

§ 15c. (1) Ein Antragsteller darf seinen Wohnsitz gemäß § 1 Abs. 6 MeldeG oder, 
in Ermangelung eines solchen, seinen gewöhnlichen Aufenthalt nicht außerhalb 
des Bundeslandes begründen, das ihm Grundversorgung gemäß der Grundver-
sorgungsvereinbarung gewährt oder zur Verfügung stellt, es sei denn, dem An-
tragsteller wurde der Status subsidiären Schutzes zuerkannt oder ein Aufent-
haltstitel nach dem 7. Hauptstück erteilt. Die Wohnsitzbeschränkung bleibt im 
Falle des Entzugs der Grundversorgung unberührt, es sei denn, dem Antragstel-
ler wird von einem anderen Bundesland Grundversorgung gewährt oder zur Ver-
fügung gestellt. Diesfalls gilt Satz 1.

(2) Die Verpflichtung ruht, wenn und solange eine Anordnung der Unter-
kunftnahme gemäß § 15b gilt.

(3) Dem Antragsteller sind die Wohnsitzbeschränkung nach Abs. 1 und die 
Folgen einer allfälligen Missachtung nachweislich zur Kenntnis zu bringen.

Aufenthaltsbeschränkung

§ 15d. (1) Der Aufenthalt eines Antragstellers ist für die Dauer der Versorgung 
durch den Bund (§ 2 Abs. 1 und 1a GVG-B 2005) lediglich in dem politischen 
Bezirk, in dem sich die ihm zugewiesene Betreuungseinrichtung befindet (Ver-
sorgungsbezirk), zulässig.

(2) Darüber hinaus ist sein Aufenthalt im gesamten Bundesgebiet zulässig, 
wenn und solange dies
1. zur Erfüllung von gesetzlichen Pflichten notwendig ist;
2. notwendig ist, um Ladungen von Gerichten, Staatsanwaltschaften und Ver-

waltungsbehörden Folge zu leisten;
3. aus dringenden und schwerwiegenden familiären Gründen oder für die In-

anspruchnahme einer medizinischen Versorgung und Behandlung notwen-
dig ist; oder

4. notwendig ist, um Rechtsberatung (§ 52 BFA-VG) oder Unterstützungsleis-
tungen durch anerkannte, im Bereich der Menschenrechte tätige Nichtre-
gierungsorganisationen wie etwa Opferschutzeinrichtungen in Anspruch 
zu nehmen.

(3) Der Antragsteller hat der Behörde Aufenthalte außerhalb des Versorgungs-
bezirks, die nach Abs. 2 Z 3 oder 4 notwendig sind, deren beabsichtigten Beginn 
und deren voraussichtliche Dauer 72 Stunden vorab, sonst spätestens mit Kennt-
nisnahme der den Aufenthalt erfordernden Umstände begründet mitzuteilen. 
Der Antragsteller ist zum Verlassen des Versorgungsbezirks berechtigt, wenn die 
Behörde es nicht spätestens bis zu dem gemäß dem ersten Satz mitgeteilten 
Aufenthaltsbeginn untersagt.

(4) Der Antragsteller hat die Behörde über Ladungen gemäß Abs. 2 Z 2 unver-
züglich nach Zustellung nachweislich in Kenntnis zu setzen.

(5) Dem Antragsteller sind die Aufenthaltsbeschränkung nach Abs. 1 und die 
Folgen einer allfälligen Missachtung nachweislich zur Kenntnis zu bringen.

4. Hauptstück
Asylverfahrensrecht

1. Abschnitt
Allgemeines Asylverfahren

Registrierung und Einreichung von Anträgen auf internationalen 
Schutz

§ 17. (1) Ein nach Art. 26 der Verfahrensverordnung gestellter Antrag auf inter-
nationalen Schutz ist von der örtlich zuständigen Sicherheitsbehörde – gegebe-
nenfalls nach Abschluss der Überprüfung aufgrund der Screening-Verordnung 
– im Auftrag des Bundesamtes zu registrieren (Art. 27 der Verfahrensverord-
nung).

(2) Der Antrag auf internationalen Schutz gilt in den Fällen des § 43 Abs. 1 Z 1 
und Z 2 lit. b BFA-VG mit der Ankunft des Antragstellers in der vom Bundesamt 
bezeichneten Erstaufnahmestelle, Regionaldirektion oder Betreuungsstelle des 
Bundes, in den Fällen des § 43 Abs. 1 Z 2 lit. a BFA-VG mit der Vorführung zur 
Erstaufnahmestelle oder Regionaldirektion sowie in den Fällen des § 43 Abs. 2 
BFA-VG mit dem Einlangen des gemäß Art. 28 Abs. 4 der Verfahrensverordnung 
ausgefüllten Formblattes beim Bundesamt als eingereicht. Das Datum der Ein-
reichung des Antrags auf internationalen Schutz ist aktenkundig zu machen.

(3) Antragsteller, die nicht hilfsbedürftig sind (Art. 2 Abs. 1 der Grundversor-
gungsvereinbarung), auf die Leistung von Grundversorgung verzichtet haben 
oder in einer von einer humanitären, kirchlichen oder privaten Einrichtung (Art. 
3 Abs. 5 der Grundversorgungsvereinbarung) zur Verfügung gestellten Unter-
kunft untergebracht werden, haben den Antrag auf internationalen Schutz, so-
fern das Bundesamt nicht gemäß § 43 Abs. 1 Z 2 lit. a BFA-VG ihre Vorführung 
anordnet, bei einer Erstaufnahmestelle oder Regionaldirektion persönlich einzu-
reichen. Solchen Antragstellern sind gemeinsam mit der Anordnung gemäß § 43 
BFA-VG die Organisationseinheit des Bundesamtes, bei welcher der Antrag ein-
zureichen ist, sowie die Frist, innerhalb derer der Antrag einzureichen ist, im 
Wege der Sicherheitsbehörde oder des Organs des öffentlichen Sicherheitsdiens-
tes bekanntzugeben.

(4) Ein Antrag auf internationalen Schutz von einem in Österreich nachgebo-
renen Kind eines Fremden, dem internationaler Schutz zukommt, ist abwei-
chend von Abs. 1 bei einer Regionaldirektion zu stellen und gilt mit diesem Zeit-
punkt als registriert und eingereicht.

(5) Wird ein drittstaatszugehöriges Kind eines Antragstellers oder eines Frem-
den, der sich nach rechtskräftigem Abschluss seines Asylverfahrens unrechtmä-
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ßig im Bundesgebiet aufhält und dessen Aufenthalt im Bundesgebiet nicht ge-
duldet ist (§ 46a FPG), in Österreich nachgeboren und ist der Antragsteller oder 
Fremde zu dessen Vertretung befugt, hat er dem Bundesamt die Geburt des Kin-
des binnen zwei Wochen anzuzeigen. Antragstellern ist die Anzeigepflicht ge-
mäß dem ersten Satz nachweislich anlässlich der Registrierung des Antrags auf 
internationalen Schutz zur Kenntnis zu bringen.

(6) Mit Einlangen der Anzeige (Abs. 5) über die Geburt beim Bundesamt oder 
sobald das Bundesamt auf sonstige Weise Kenntnis von der Geburt erlangt, gilt 
der Antrag auf internationalen Schutz für das Kind als gestellt und eingereicht, 
es sei denn, dem Kind kommt bereits ein Aufenthaltsrecht für mehr als 90 Tage 
nach diesem oder einem anderen Bundesgesetz zu.

(7) Soweit die Republik Österreich aufgrund eines Durchführungsbeschlusses 
gemäß Art. 4 Abs. 3 der Krisenbewältigungsverordnung dazu ermächtigt oder 
verpflichtet ist, sind die in diesem Beschluss genehmigten Ausnahmeregelungen 
gemäß Kapitel IV der genannten Verordnung anzuwenden.

Suche nach Familienangehörigen

§ 18. Das Bundesamt hat, sofern es sich bei dem Antragsteller um einen unbe-
gleiteten Minderjährigen handelt, eine Suche nach dessen Familienangehörigen 
im Herkunftsland, in einem Drittstaat oder Mitgliedstaat nach Maßgabe der fak-
tischen Möglichkeiten durchzuführen.

Persönliche Anhörungen

§ 19. (1) Vor jeder persönlichen Anhörung (Art. 11 oder 12 der Verfahrensver-
ordnung) ist der Antragsteller ausdrücklich auf die Folgen einer unwahren Aus-
sage hinzuweisen.

(2) Ein Antragsteller darf auch dann in Begleitung einer Vertrauensperson so-
wie eines Vertreters zu persönlichen Anhörungen vor dem Bundesamt oder zu 
Verhandlungen vor dem Bundesverwaltungsgericht erscheinen, wenn ein 
Rechtsberater (§ 49 BFA-VG) anwesend ist.

(3) Das Bundesverwaltungsgericht kann in einem Verfahren wegen Verletzung 
der Entscheidungspflicht gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG (Säumnisbeschwer-
de) das Bundesamt mit der Einvernahme des Antragstellers beauftragen.

Durchführung persönlicher Anhörungen und von 
Beschwerdeverhandlungen

§ 20. (1) Von der Möglichkeit gemäß Art. 13 Abs. 9 der Verfahrensverordnung 
ist der Antragsteller nachweislich in Kenntnis zu setzen.

(2) Im Beschwerdeverfahren gilt Art. 13 Abs. 9 der Verfahrensverordnung mit 
der Maßgabe, dass das Ersuchen um Durchführung der Verhandlung durch ei-

nen Einzelrichter und gegebenenfalls um Heranziehung eines Dolmetschers ei-
nes bestimmten Geschlechts nur gleichzeitig mit der Beschwerde gestellt werden 
kann; an die Stelle des Bundesamtes tritt das Bundesverwaltungsgericht.

Beweismittel

§ 21. Gemäß Art. 9 Abs. 2 lit. f der Verfahrensverordnung oder Art. 17 Abs. 3 
der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung übergebene Dokumente sind 
dem Antragsteller so schnell wie möglich zurückzustellen, wenn sie für das Ver-
fahren nach diesem Bundesgesetz, in einem Verfahren nach einem Vertrag über 
die Zuständigkeit zur Prüfung des Asylantrags oder des Antrages auf internatio-
nalen Schutz oder der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung nicht mehr 
benötigt werden. Die Sicherstellung nach anderen Bundesgesetzen bleibt unbe-
rührt. Die Beweismittel sind erforderlichenfalls der zuständigen Behörde oder 
dem zuständigen Gericht zu übergeben. Dem Betroffenen ist über Verlangen 
Auskunft zu geben und die Übergabe nach Satz 3 zu bestätigen.

Entscheidungen

§ 22. (Anm.: Abs. 1 bis Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(1) Verfahren über Anträge auf internationalen Schutz sind, wenn sich der An-

tragsteller in Schubhaft befindet, vordringlich zu behandeln.
(2) Hat das Bundesverwaltungsgericht den Bescheid aufgehoben und die An-

gelegenheit zur Erlassung eines neuen Bescheides an das Bundesamt zurückver-
wiesen (§ 28 Abs. 3 letzter Satz VwGVG), so verringert sich die nach Art. 35 der 
Verfahrensverordnung jeweils maßgebliche Entscheidungsfrist im zweiten und 
in jedem weiteren behördlichen Rechtsgang in den Fällen
1. des Art. 35 Abs. 3 der Verfahrensverordnung auf zwölf Wochen und 
2. des Art. 35 Abs. 4 der Verfahrensverordnung auf fünf Monate.

(3) Das Bundesamt und das Bundesverwaltungsgericht haben die zuständige 
Landespolizeidirektion über die Durchsetzbarkeit von Entscheidungen im Asyl-
verfahren an der Grenze zu verständigen.

(4) Kommt die Richtlinie 2001/55/EG über vorübergehenden Schutz im Falle 
eines Massenzustroms von Vertriebenen und Maßnahmen zur Förderung einer 
ausgewogenen Verteilung der Belastung, die mit der Aufnahme dieser Personen 
und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten zur 
Anwendung oder wird eine Verordnung gemäß § 62 erlassen, ist der Fristenlauf 
von Verfahren Betroffener nach diesem Bundesgesetz für die Dauer des vorüber-
gehenden Schutzes gehemmt.

(5) Kommt Art. 35 Abs. 7 der Verfahrensverordnung zur Anwendung, so ist 
der Antragsteller von der Verlängerung der Entscheidungsfrist mittels Verfah-
rensanordnung (§ 7 Abs. 1 VwGVG) zu unterrichten.
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(6) Entscheidungen des Bundesamtes über die Aufhebung des Rechts auf Ver-
bleib gemäß § 12 Abs. 1 ergehen mündlich in Bescheidform. Die Beurkundung 
gemäß § 62 Abs. 2 AVG gilt auch als schriftliche Ausfertigung gemäß § 62 Abs. 3 
AVG. Die Verwaltungsakten sind dem Bundesverwaltungsgericht unverzüglich 
zur Überprüfung gemäß § 22 BFA-VG zu übermitteln. Diese gilt als Beschwerde 
an das Bundesverwaltungsgericht; dies ist in der Rechtsmittelbelehrung anzuge-
ben. Über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Rechts auf Verbleib hat das 
Bundesverwaltungsgericht im Rahmen der Überprüfung gemäß § 22 BFA-VG 
mit Beschluss zu entscheiden.

(Anm.: Abs. 9 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(Anm.: Abs. 11 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(Anm.: Abs. 12 aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 10/2016)
(Anm.: Abs. 13 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

Gegenstandslosigkeit von Anträgen

§ 25. Ein Antrag auf internationalen Schutz ist als gegenstandslos abzulegen, 
wenn er schriftlich gestellt wurde.

Mitteilungspflichten

§ 29. Nach Durchführung der notwendigen Ermittlungen und unter Berück-
sichtigung relevanter besonderer Verfahrensgarantien hat das Bundesamt je nach 
Stand des Ermittlungsverfahrens dem Antragsteller mit Verfahrensanordnung 
(§ 7 Abs. 1 VwGVG) mitzuteilen,
1. dass die Zulässigkeit des Antrags auf internationalen Schutz gemäß Art. 38 

Abs. 1 und Abs. 2 der Verfahrensverordnung geprüft wird;
2. dass das Zuständigkeitsverfahren nach der Asyl- und Migrations-

managementverordnung geführt wird;
3. dass das Verfahren gemäß Art. 42 Abs. 1 der Verfahrensverordnung be-

schleunigt geführt wird;
4. dass der Antrag auf internationalen Schutz im Rahmen eines Asylverfah-

rens an der Grenze (Art. 43 bis 54 der Verfahrensverordnung) geprüft wird; 
und

5. wenn die Prüfung gemäß Z 1 bis 4 abgeschlossen ist und das Verfahren als 
Normverfahren gemäß Art. 39 der Verfahrensverordnung weitergeführt 
wird.

Prüfung der Notwendigkeit besonderer Verfahrensgarantien

§ 30. Das Bundesamt hat die Prüfung der Notwendigkeit besonderer Verfah-
rensgarantien gemäß Art. 20 der Verfahrensverordnung durchzuführen. Dabei 
sind, wenn vorhanden, die Ergebnisse der gemäß Art. 12 der Screening-Verord-

nung vorgenommenen Überprüfungen sowie der Beurteilung gemäß § 2b GVG-
B 2005 zu berücksichtigen.

3. Abschnitt
Sonderbestimmungen für das Asylverfahren an der Grenze

Anreise über eine Außengrenze und Vorführung

§ 31. (1) Ein Fremder, der vor einer Grenzübergangsstelle an der Außengrenze 
(§ 1 Abs. 10 des Grenzkontrollgesetzes – GrekoG, BGBl. Nr. 435/1996) oder un-
mittelbar nach Grenzübertritt über eine Außengrenze einen Antrag auf interna-
tionalen Schutz stellt, ist zur Durchführung des Asylverfahrens an der Grenze 
(Art. 43 bis 54 der Verfahrensverordnung) der hierfür eingerichteten 
Erstaufnahmestelle vorzuführen, es sei denn, das Bundesamt teilt gemäß Art. 53 
der Verfahrensverordnung mit, dass dem Fremden die Einreise zu gestatten ist. 
Wird die Einreise gestattet, ist dieser Fremde dem Bundesamt vorzuführen; auf 
das weitere Verfahren sind die Bestimmungen dieses Abschnitts dann nicht an-
zuwenden. Mit Vorführung gemäß Satz 1 gilt der Antrag auf internationalen 
Schutz als eingereicht.

(2) Abs. 1 gilt sinngemäß, wenn ein Fremder nach einer Überstellung gemäß 
Art. 67 Abs. 11 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung einen Antrag 
auf internationalen Schutz in Österreich stellt, sofern der Überstellungsmit-
gliedstaat dem Bundesamt mitgeteilt hat, dass die Voraussetzungen für die 
Durchführung des Asylverfahrens an der Grenze vorliegen.

Sicherung der Zurückweisung

§ 32. (1) Ein Fremder, der einer Erstaufnahmestelle gemäß § 31 Abs. 1 vorge-
führt worden ist, kann, soweit und solange die Einreise nicht gestattet wird, dazu 
verhalten werden, sich zur Sicherung einer Zurückweisung an einem bestimm-
ten Ort im Grenzkontrollbereich oder im Bereich dieser Erstaufnahmestelle 
aufzuhalten (Sicherung der Zurückweisung); er darf jederzeit ausreisen.

(2) Darüber hinaus kann die Sicherung der Zurückweisung aufrechterhalten 
werden
1. bis zum Ende der Beschwerdefrist,
2. für die Dauer des Beschwerdeverfahrens;
3. für die Dauer des Rückkehrverfahrens an der Grenze nach Kapitel II der 

Grenzrückführungsverordnung.
(3) Die Sicherung der Zurückweisung ist zu beenden, wenn das Bundesamt 

mitteilt, dass dem Antragsteller die Einreise zu gestatten ist. 
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Besondere Verfahrensbestimmungen

§ 33. (1) Über Anträge auf internationalen Schutz im Asylverfahren an der 
Grenze hat das Bundesamt schnellstmöglich, längstens aber binnen sechs, in den 
Fällen des Art. 51 Abs. 2 UAbs. 3 der Verfahrensverordnung binnen acht Wo-
chen zu entscheiden.

(2) Die Beschwerdefrist gegen eine Entscheidung des Bundesamtes im Asylver-
fahren an der Grenze beträgt eine Woche.

(3) Das Bundesverwaltungsgericht hat im Asylverfahren an der Grenze binnen 
vier und in den Fällen des Art. 51 Abs. 2 UAbs. 3 der Verfahrensverordnung bin-
nen sechs Wochen zu entscheiden. Eine Verhandlung im Beschwerdeverfahren 
ist in der Erstaufnahmestelle gemäß § 31 Abs. 1 durchzuführen. Dem Antrags-
teller ist mitzuteilen, dass es sich um eine Verhandlung des Bundesverwaltungs-
gerichtes als Beschwerdeinstanz handelt.

(4) Im Asylverfahren an der Grenze ist über die aufenthaltsbeendende Maß-
nahme abweichend von Art. 37 der Verfahrensverordnung nicht abzusprechen. 
Die Zurückweisung darf erst nach Rechtskraft der gänzlich ablehnenden Ent-
scheidung durchgesetzt werden.

4. Abschnitt
Sonderbestimmungen für das Familienverfahren

Familienverfahren im Inland

§ 34. (1) Stellt ein Familienangehöriger von
1. einem Fremden, dem internationaler Schutz zuerkannt worden ist, oder
2. einem Antragsteller
einen Antrag auf internationalen Schutz oder einen Antrag gemäß Art. 23 Abs. 1 
der Statusverordnung, gilt dieser als Antrag auf Gewährung desselben Schutzes.

(2) Die Behörde hat dem Familienangehörigen eines Fremden, dem internatio-
naler Schutz zuerkannt worden ist Bezugsperson), auf seinen Antrag (Abs. 1) hin 
unter den Voraussetzungen des Art. 23 Abs. 3 bis 5 der Statusverordnung densel-
ben Schutz zuzuerkennen, wenn gegen die Bezugsperson kein Entzugsverfahren 
gemäß Kapitel IV der Verfahrensverordnung anhängig ist. Wurde der Bezugsper-
son der Status subsidiären Schutzes zuerkannt und erfüllt der Familienangehöri-
ge die Voraussetzungen für die Anerkennung als Flüchtling, so ist ihm abwei-
chend vom ersten Satz die Flüchtlingseigenschaft zuzuerkennen.

(3) Über Anträge von Familienangehörigen eines Antragstellers (Abs. 1) ist ge-
sondert zu entscheiden; die Verfahren sind gemeinsam zu führen. Unbeschadet 
des Abs. 2 letzter Satz erhalten alle Familienangehörigen den gleichen Schutzum-
fang; Art. 23 Abs. 2 der Statusverordnung gilt sinngemäß. Soweit einem An-
tragsteller das Recht auf Verbleib gemäß Art. 10 oder 68 der Verfahrensverord-
nung zukommt, kommt es auch dessen Familienangehörigen zu.

(4) Die Abs. 1 bis 3 sind auf Familienangehörige einer Bezugsperson, der inter-
nationaler Schutz im Rahmen eines Verfahrens nach diesem Abschnitt zuer-
kannt wurde, nicht anzuwenden, es sei denn es handelt sich bei dem Familienan-
gehörigen um ein minderjähriges lediges Kind. Dies gilt auch dann, wenn der Be-
zugsperson gemäß Abs. 2 letzter Satz die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wor-
den ist.

(5) Familienangehörige im Sinne dieser Bestimmung sind Drittstaatsangehöri-
ge, die zu einem Fremden, dem internationaler Schutz zuerkannt worden ist, 
oder einem Antragsteller in einem Angehörigenverhältnis gemäß Art. 3 Z 9 der 
Statusverordnung stehen.

5. Abschnitt
Sonderbestimmungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 

und des Schutzes der inneren Sicherheit

Verordnung der Bundesregierung

§ 36. (1) Stellt die Bundesregierung im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss 
des Nationalrates mit Verordnung fest, dass die Aufrechterhaltung der öffentli-
chen Ordnung und der Schutz der inneren Sicherheit gefährdet sind, sind die Be-
stimmungen dieses Abschnittes während der Gültigkeitsdauer dieser Verord-
nung und der Durchführung von Grenzkontrollen an den Binnengrenzen (§ 10 
Abs. 2 GrekoG) anzuwenden. §§ 17 und 18 Bundeshaushaltsgesetz 2013 (BHG 
2013), BGBl. I Nr. 139/2009, sind in Bezug auf die Erlassung und Verlängerung 
dieser Verordnung und jener nach § 37 nicht anwendbar. Die Sonderbestim-
mungen für das Asylverfahren an der Grenze (3. Abschnitt) bleiben von diesem 
Abschnitt unberührt.

(1a) In der Verordnung der Bundesregierung (Abs. 1) ist festzulegen, welche 
Regelungen der §§ 36a bis 41 während ihrer Gültigkeitsdauer Anwendung fin-
den. Finden während der Gültigkeitsdauer der Verordnung Grenzkontrollen an 
der Binnengrenze nicht oder nur an bestimmten Abschnitten statt, so ist aus-
schließlich § 36a anwendbar.

(2) Die Feststellung, dass die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und 
der Schutz der inneren Sicherheit gefährdet sind, hat die Bundesregierung gegen-
über dem Hauptausschuss des Nationalrates schriftlich zu begründen. Dabei ist 
besonders auf die Anzahl von Fremden, die einen Antrag auf internationalen 
Schutz oder auf Einreise gemäß § 35 stellen, und auf jene staatlichen Systeme ein-
zugehen, deren Funktionieren durch die aktuellen Migrationsbewegungen be-
einträchtigt wird.

(3) Die Verordnung nach Abs. 1 kann für eine Gültigkeitsdauer von bis zu 
sechs Monaten erlassen und höchstens drei Mal um jeweils bis zu sechs Monate 
verlängert werden.
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Anträge auf Einreise gemäß § 35

§ 36a. (1) Der Lauf der Frist und die Pflicht zur Entscheidung über Anträge ge-
mäß § 35 sind während der Gültigkeitsdauer einer Verordnung der Bundesregie-
rung nach § 36 Abs. 1 gehemmt, soweit in Abs. 2 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Hemmung gemäß Abs. 1 tritt nicht ein, wenn eine Erledigung des An-
trags innerhalb von sechs Monaten (§ 73 Abs. 1 AVG) gemäß Art. 8 EMRK (§ 9 
Abs. 2 BFA-VG) dringend geboten ist. Die Mitteilung des Bundesamts gemäß 
§ 35 Abs. 4 hat eine Einschätzung zu enthalten, ob diese Voraussetzung zutrifft.

(3) Die für den Entfall der Hemmung nach Abs. 2 sprechenden Gründe sind 
bereits in dem Antrag auf Einreise gemäß § 35 genau zu bezeichnen. Auf geson-
derten Antrag des Fremden hat die Vertretungsbehörde binnen acht Wochen 
mit Feststellungsbescheid zu entscheiden, ob die Voraussetzungen des Abs. 2 ers-
ter Satz vorliegen. Ein solcher Antrag, eine gegen dessen Zurück- oder Abwei-
sung erhobene Beschwerde und eine wegen dessen nicht rechtzeitiger Erledigung 
erhobene Säumnisbeschwerde werden gegenstandslos, sobald über den Antrag 
auf Einreise gemäß § 35 entschieden ist.

(4) Die Minderjährigkeit der Person, von welcher der Status des Asyl- oder sub-
sidiär Schutzberechtigten im Familienverfahren (§ 34) abgeleitet werden soll 
(§ 35 Abs. 5 erster Fall), ist anhand des Zeitpunktes der Stellung des Antrages ge-
mäß § 35 zu beurteilen.

(5) Dem Antragsteller ist anlässlich der Antragstellung ein Merkblatt insbeson-
dere zu den Rechtsfolgen gemäß Abs. 1 und 2 sowie zu der ihn treffenden Oblie-
genheit und seinem Antragsrecht gemäß Abs. 3 oder § 75 Abs. 28 in einer ihm 
verständlichen Sprache zu übergeben. Dieses Merkblatt ist in jenen Sprachen be-
reitzuhalten, von denen anzunehmen ist, dass die Antragsteller sie verstehen.

Registrierstellen

§ 37. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, mit Verordnung Dienststel-
len für die Registrierung (Registrierstellen) einzurichten. Diese sind Teil der je-
weils örtlich zuständigen Landespolizeidirektion.

Stellung von Anträgen auf internationalen Schutz

§ 38. (1) Anträge auf internationalen Schutz von Fremden, die nicht zur Einreise 
und zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt sind, sind beim Grenzübertritt 
an der Binnengrenze persönlich bei einem Organ des öffentlichen Sicherheits-
dienstes zu stellen. Anträge auf internationalen Schutz von Fremden, die unter 
Umgehung der Grenzkontrolle unrechtmäßig eingereist und nicht zum Aufent-
halt im Bundesgebiet berechtigt sind, sind persönlich vor einem Organ des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes in einer Registrierstelle (§ 37) zu stellen.

(2) Äußert ein Fremder, der unter Umgehung der Grenzkontrolle unrechtmä-
ßig eingereist und nicht zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt ist, vor ei-

nem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes außerhalb einer Registrierstelle 
(§ 37) oder bei einer Behörde im Inland, die keine Registrierstelle gemäß § 37 ist, 
die Absicht, einen Antrag auf internationalen Schutz stellen zu wollen, ist er von 
den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes zur Sicherung einer Zurück-
schiebung einer Registrierstelle vorzuführen. Erfolgt die Vorführung des Frem-
den in die Registrierstelle einer Landespolizeidirektion, die nicht gemäß § 6 FPG 
für das 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstück des FPG zuständig ist, geht die Zu-
ständigkeit mit der Vorführung auf diese Landespolizeidirektion über.

(3) Nach Stellung des Antrages auf internationalen Schutz gemäß Abs. 1 ist vor 
einer Befragung gemäß § 19 Abs. 1 die Zulässigkeit einer Hinderung an der Ein-
reise, einer Zurückweisung (§ 41 FPG) oder einer Zurückschiebung (§ 45 FPG) 
zu prüfen und gegebenenfalls die Hinderung an der Einreise, die Zurückweisung 
oder die Zurückschiebung zu vollziehen.

Recht auf Verbleib

§ 39. Abweichend von Art. 10 der Verfahrensverordnung kommt einem Frem-
den, der gemäß § 38 in Österreich einen Antrag auf internationalen Schutz ge-
stellt hat, erst mit Einreichung des Antrages (§ 17 Abs. 2) ein Recht auf Verbleib 
zu.

Hinderung an der Einreise, Zurückweisung und Zurückschiebung

§ 40. (1) Auf Fremde, die einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben 
und denen gemäß § 39 kein Recht auf Verbleib zukommt, ist das 6. Hauptstück 
des FPG anwendbar.

(2) Eine Hinderung an der Einreise, eine Zurückweisung (§ 41 FPG) oder eine 
Zurückschiebung (§ 45 FPG) eines Fremden, der einen Antrag auf internationa-
len Schutz gestellt hat und dem gemäß § 39 kein faktischer Abschiebeschutz zu-
kommt, ist jedoch unzulässig, sofern die Einreise in das Bundesgebiet oder der 
weitere Aufenthalt im Bundesgebiet des Fremden gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur 
Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK 
geboten ist. Das Kindeswohl ist dabei besonders zu berücksichtigen.

Asylverfahren

§ 41. (1) Erweist sich eine Hinderung an der Einreise, eine Zurückweisung oder 
eine Zurückschiebung gemäß § 40 iVm §§ 41 oder 45 FPG als unmöglich oder 
aus Gründen von Art. 2, 3 und 8 EMRK als unzulässig, erfolgt die Behandlung 
des Antrages auf internationalen Schutz.

(2) Wird gegen eine Hinderung an der Einreise, eine Zurückweisung oder eine 
Zurückschiebung gemäß § 40 iVm §§ 41 oder 45 FPG Beschwerde gemäß Art. 
130 Abs. 1 Z 2 B-VG an das jeweils zuständige Landesverwaltungsgericht (§ 9 
Abs. 1 FPG) erhoben und die Beschwerde durch das Landesverwaltungsgericht 
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zurück- oder abgewiesen, gilt der Antrag auf internationalen Schutz als nicht ein-
gereicht. Wird die Hinderung an der Einreise, die Zurückweisung oder die Zu-
rückschiebung durch das Landesverwaltungsgericht als rechtswidrig erkannt, ist 
die Einreise des Beschwerdeführers zu gestatten und erfolgt die Behandlung des 
Antrages auf internationalen Schutz.

(3) Wird gegen eine Hinderung an der Einreise, eine Zurückweisung oder eine 
Zurückschiebung gemäß § 40 iVm §§ 41 oder 45 FPG nicht fristgerecht Be-
schwerde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG an das jeweils zuständige Landesver-
waltungsgericht erhoben, gilt der Antrag auf internationalen Schutz als nicht 
eingereicht.

6. Hauptstück
Karten für Antragsteller

Verfahrenskarte

§ 50. (1) Das in Art. 29 Abs. 4 der Verfahrensverordnung genannte Dokument 
ist dem Antragsteller in Kartenform auszustellen (Verfahrenskarte).

(2) Die nähere Gestaltung der Verfahrenskarte hat der Bundesminister für In-
neres durch Verordnung unter Bedachtnahme auf die Vorgaben des Art. 29 
Abs. 4 der Verfahrensverordnung, Handhabbarkeit und Fälschungssicherheit zu 
regeln. Die Verfahrenskarte hat neben den nach Art. 29 Abs. 4 der Verfahrensver-
ordnung erforderlichen Angaben insbesondere die Bezeichnungen „Republik 
Österreich“ und „Verfahrenskarte“ zu enthalten.

(3) Die Verordnung gemäß Abs. 2 kann vorsehen, dass die Verfahrenskarte mit 
einem aus kurzer Distanz kontaktlos auslesbaren Datenträger versehen wird, auf 
dem insbesondere Namen, Geburtsdatum, Geschlecht, Lichtbild, Papillarlinien-
abdrücke der Finger und die Staatsangehörigkeit des Antragstellers gespeichert 
werden können. Wird von dieser Möglichkeit Gebrauch gemacht, so sind techni-
sche Maßnahmen zu ergreifen, die gewährleisten, dass die Daten gegen unrecht-
mäßige Veränderung und Ermittlung gesichert sind und die Papillarlinienabdrü-
cke der Finger überdies nur durch Inhaber eines eigens dafür ausgestellten Zerti-
fikates gelesen werden können. Darüber hinaus kann die Verordnung gemäß 
Abs. 2 vorsehen, dass die Verfahrenskarte mit einer maschinenlesbaren Zone ver-
sehen wird, in der insbesondere Namen, Geburtsdatum, Geschlecht und Staats-
angehörigkeit des Antragstellers ersichtlich gemacht werden können.

Form der Aufenthaltstitel

§ 51. Der Bundesminister für Inneres legt das Aussehen und den Inhalt der 
Aufenthaltstitel gemäß Art. 23 und 24 der Statusverordnung durch Verordnung 
fest. Die Aufenthaltstitel haben insbesondere die Bezeichnung „Aufenthaltsti-
tel“, Name, Vorname, Geburtsdatum und Lichtbild der Person, der internatio-

naler Schutz gewährt wird, sowie die Bezeichnung der ausstellenden Behörde 
und die Gültigkeitsdauer zu enthalten; sie gelten als Identitätsdokumente.

Gegenstandslosigkeit von Aufenthaltstiteln

§ 52. Aufenthaltstitel gemäß Art. 24 der Statusverordnung werden gegenstands-
los, wenn Art. 66 Abs. 6 lit. a oder b der Verfahrensverordnung eintritt. § 61 
Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden.

Entzug von Karten

§ 53. (1) Das Bundesamt hat Verfahrenskarten nach der Verfahrensverordnung 
und Aufenthaltstitel nach der Statusverordnung zu entziehen, wenn
1. deren Gültigkeitsdauer abgelaufen ist;
2. die durch die Karte bestätigten Umstände nicht oder nicht mehr den Tatsa-

chen entsprechen;
3. das Lichtbild auf der Karte den Inhaber nicht mehr zweifelsfrei erkennen 

lässt;
4. andere amtliche Eintragungen auf der Karte unlesbar geworden sind oder
5. zu einem späteren Zeitpunkt eine Karte mit gleichem Inhalt ausgestellt 

wurde.
Gegen den Entzug ist ein Rechtsmittel nicht zulässig. Dem Inhaber ist eine neue 
Karte auszustellen, wenn hierauf nach der Verfahrens- oder der Statusverord-
nung ein Anspruch besteht.

(2) Antragsteller haben Verfahrenskarten oder Aufenthaltstitel dem Bundes-
amt zurückzustellen, wenn Umstände vorliegen, die eine Entziehung rechtferti-
gen würden.

7. Hauptstück
Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen

1. Abschnitt
Aufenthaltstitel

Arten und Form der Aufenthaltstitel

§ 54. (1) Aufenthaltstitel aus berücksichtigungswürdigen Gründen werden 
Drittstaatsangehörigen erteilt als:
1. „Aufenthaltsberechtigung plus“, die zu einem Aufenthalt im Bundesgebiet 

und zur Ausübung einer selbständigen und unselbständigen Erwerbstätig-
keit gemäß § 17 Ausländerbeschäftigungsgesetz (AuslBG), BGBl. 
Nr. 218/1975 berechtigt,
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2. „Aufenthaltsberechtigung“, die zu einem Aufenthalt im Bundesgebiet und 
zur Ausübung einer selbständigen und einer unselbständigen Erwerbstätig-
keit, für die eine entsprechende Berechtigung nach dem AuslBG Vorausset-
zung ist, berechtigt,

3. „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“, die zu einem Aufenthalt im 
Bundesgebiet und zur Ausübung einer selbständigen und einer unselbstän-
digen Erwerbstätigkeit, für die eine entsprechende Berechtigung nach dem 
AuslBG Voraussetzung ist, berechtigt.

(2) Aufenthaltstitel gemäß Abs. 1 sind für die Dauer von zwölf Monaten begin-
nend mit dem Ausstellungsdatum auszustellen. Aufenthaltstitel gemäß Abs. 1 
Z 1 und 2 unbeschadet des § 59 Abs. 1a sind nicht verlängerbar.

(3) Den Verlust und die Unbrauchbarkeit eines Aufenthaltstitels sowie Ände-
rungen der dem Inhalt eines Aufenthaltstitels zugrunde gelegten Identitätsdaten 
hat der Drittstaatsangehörige dem Bundesamt unverzüglich zu melden. Auf An-
trag sind die Dokumente mit der ursprünglichen Geltungsdauer und im ur-
sprünglichen Berechtigungsumfang, falls erforderlich mit berichtigten Identi-
tätsdaten, neuerlich auszustellen.

(4) Der Bundesminister für Inneres legt das Aussehen und den Inhalt der 
Aufenthaltstitel gemäß Abs. 1 Z 1 bis 3 durch Verordnung fest. Die Aufenthalts-
titel haben insbesondere Name, Vorname, Geburtsdatum, Lichtbild, ausstellen-
de Behörde und Gültigkeitsdauer zu enthalten; sie gelten als Identitätsdokumen-
te.

(5) Die Bestimmungen des 7. Hauptstückes gelten nicht für begünstigte Dritt-
staatsangehörige.

Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 2 oder 3 EMRK

§ 54a. (1) Einem im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist in den 
Fällen des § 58 Abs. 1 eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ von Amts wegen zu 
erteilen, wenn dessen Abschiebung in das Herkunftsland gemäß § 50 Abs. 1 FPG 
nicht bloß vorübergehend unzulässig wäre. Dies gilt nicht, wenn der Drittstaats-
angehörige gemäß Art. 17 der Statusverordnung von der Zuerkennung subsidiä-
ren Schutzes ausgeschlossen ist.

(2) Eine Versagung oder Entziehung des Aufenthaltstitels wegen eines Aus-
schlussgrundes gemäß Art. 17 der Statusverordnung ist mit einer Duldung ge-
mäß § 46a Abs. 1 Z 2 FPG zu verbinden.

Aufenthaltstitel aus Gründen des Art. 8 EMRK

§ 55. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts we-
gen oder auf begründeten Antrag eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ zu ertei-
len, wenn

1. dies gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG zur Aufrechterhaltung des Privat- und Fami-
lienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK geboten ist und

2. der Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß 
§ 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, erfüllt hat oder zum 
Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit deren 
Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemei-
nes Sozialversicherungsgesetz (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955) erreicht wird.

(2) Liegt nur die Voraussetzung des Abs. 1 Z 1 vor, ist eine „Aufenthaltsberech-
tigung“ zu erteilen.

Aufenthaltstitel in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen

§ 56. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen kann in besonders 
berücksichtigungswürdigen Fällen auf begründeten Antrag, auch wenn er sich 
in einem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme vor 
dem Bundesamt befindet, eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ erteilt werden, 
wenn der Drittstaatsangehörige jedenfalls
1. zum Zeitpunkt der Antragstellung nachweislich seit fünf Jahren durchgän-

gig im Bundesgebiet aufhältig ist,
2. davon mindestens die Hälfte, jedenfalls aber drei Jahre, seines festgestellten 

durchgängigen Aufenthaltes im Bundesgebiet rechtmäßig aufhältig gewe-
sen ist und

3. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 IntG erfüllt hat oder 
zum Entscheidungszeitpunkt eine erlaubte Erwerbstätigkeit ausübt, mit de-
ren Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 ASVG) 
erreicht wird.

(2) Liegen nur die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 1 und 2 vor, ist eine „Aufent-
haltsberechtigung“ zu erteilen.

(3) Die Behörde hat den Grad der Integration des Drittstaatsangehörigen, ins-
besondere die Selbsterhaltungsfähigkeit, die schulische und berufliche Ausbil-
dung, die Beschäftigung und die Kenntnisse der deutschen Sprache zu berück-
sichtigen. Der Nachweis einer oder mehrerer Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 
Z 1 bis 3 kann auch durch Vorlage einer einzigen Patenschaftserklärung (§ 2 
Abs. 1 Z 19) erbracht werden. Treten mehrere Personen als Verpflichtete in einer 
Erklärung auf, dann haftet jeder von ihnen für den vollen Haftungsbetrag zur 
ungeteilten Hand.

Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz

§ 57. (1) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist von Amts we-
gen oder auf begründeten Antrag eine „Aufenthaltsberechtigung besonderer 
Schutz“ zu erteilen:
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1. wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen im Bundesgebiet gemäß 
§ 46a Abs. 1 Z 1 oder Z 3 FPG seit mindestens einem Jahr geduldet ist und 
die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen, es sei denn, der Drittstaats-
angehörige stellt eine Gefahr für die Allgemeinheit oder Sicherheit der Re-
publik Österreich dar oder wurde von einem inländischen Gericht wegen 
eines Verbrechens (§ 17 StGB) rechtskräftig verurteilt. Einer Verurteilung 
durch ein inländisches Gericht ist eine Verurteilung durch ein ausländisches 
Gericht gleichzuhalten, die den Voraussetzungen des § 73 StGB entspricht,

2. zur Gewährleistung der Strafverfolgung von gerichtlich strafbaren Hand-
lungen oder zur Geltendmachung und Durchsetzung von zivilrechtlichen 
Ansprüchen im Zusammenhang mit solchen strafbaren Handlungen, ins-
besondere an Zeugen oder Opfer von Menschenhandel oder grenzüber-
schreitendem Prostitutionshandel oder

3. wenn der Drittstaatsangehörige, der im Bundesgebiet nicht rechtmäßig 
aufhältig oder nicht niedergelassen ist, Opfer von Gewalt wurde, eine einst-
weilige Verfügung nach §§ 382b oder 382c EO, RGBl. Nr. 79/1896, erlas-
sen wurde oder erlassen hätte werden können und der Drittstaatsangehöri-
ge glaubhaft macht, dass die Erteilung der „Aufenthaltsberechtigung be-
sonderer Schutz“ zum Schutz vor weiterer Gewalt erforderlich ist.

(2) Hinsichtlich des Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 Z 2 und 3 hat 
das Bundesamt vor der Erteilung der „Aufenthaltsberechtigung besonderer 
Schutz“ eine begründete Stellungnahme der zuständigen Landespolizeidirektion 
einzuholen. Bis zum Einlangen dieser Stellungnahme bei der Behörde ist der Ab-
lauf der Fristen gemäß Abs. 3 und § 73 AVG gehemmt.

(3) Ein Antrag gemäß Abs. 1 Z 2 ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn ein 
Strafverfahren nicht begonnen wurde oder zivilrechtliche Ansprüche nicht gel-
tend gemacht wurden. Die Behörde hat binnen sechs Wochen über den Antrag 
zu entscheiden.

(4) Ein Antrag gemäß Abs. 1 Z 3 ist als unzulässig zurückzuweisen, wenn eine 
einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382c EO nicht vorliegt oder nicht er-
lassen hätte werden können.

2. Abschnitt
Verfahren zur Erteilung von Aufenthaltstiteln

Antragstellung und amtswegiges Verfahren

§ 58. (1) Das Bundesamt hat die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 54a 
von Amts wegen zu prüfen, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezüglich der Zuerkennung 

der Flüchtlingseigenschaft als auch bezüglich der Zuerkennung des Status 
subsidiären Schutzes als unbegründet abgelehnt wird;

2. die Flüchtlingseigenschaft entzogen wird, ohne dass es zur Zuerkennung 
des Status subsidiären Schutzes kommt;

3. der Status subsidiären Schutzes entzogen wird.
Dies gilt auch, wenn ein nach einer Entscheidung gemäß Z 1, 2 oder 3 eingereich-
ter Folgeantrag wegen entschiedener Sache (Art. 38 Abs. 2 der Verfahrensverord-
nung oder § 68 AVG) zurückgewiesen oder abgelehnt wird, und für jeden weite-
ren aus diesem Grund zurückgewiesenen oder abgelehnten Folgeantrag.

(1a) Das Bundesamt hat die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 von 
Amts wegen zu prüfen, wenn
1. der Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 4 als unzulässig abgelehnt 

wird,
2. der Antrag auf internationalen Schutz bezüglich der Zuerkennung der 

Flüchtlingseigenschaft als auch der Zuerkennung des Status subsidiären 
Schutzes als unbegründet abgelehnt wird,

3. einem Fremden die Flüchtlingseigenschaft entzogen wird, ohne dass es zur 
Zuerkennung des Status subsidiären Schutzes kommt,

4. einem Fremden der Status subsidiären Schutzes entzogen wird oder
5. ein Fremder sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in 

den Anwendungsbereich des 6. Hauptstückes des FPG fällt.
und in den Fällen der Z 2 bis 4 ein Aufenthaltstitel gemäß § 54a jeweils nicht er-
teilt wird.

(2) Die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 55 ist von Amts wegen zu 
prüfen, wenn eine Rückkehrentscheidung auf Grund des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-
VG auf Dauer für unzulässig erklärt wird.

(3) Das Bundesamt hat über das Ergebnis der von Amts wegen erfolgten Prü-
fung der Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 54a, 55 und 57 im verfah-
rensabschließenden Bescheid abzusprechen.

(4) Das Bundesamt hat den von Amts wegen erteilten Aufenthaltstitel gemäß 
§§ 54a, 55 oder 57 auszufolgen, wenn der Spruchpunkt (Abs. 3) im verfahrensab-
schließenden Bescheid in Rechtskraft erwachsen ist. Abs. 11 gilt.

(5) Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 55 bis 57 sind per-
sönlich beim Bundesamt zu stellen. Anträge auf Verlängerung eines Aufenthalts-
titels gemäß §§ 54a oder 57 können nach Maßgabe der technischen Möglichkei-
ten auch im Wege des Datenfernverkehrs unter Inanspruchnahme der Funktion 
Elektronischer Identitätsnachweis (E-ID) gemäß den §§ 4 ff des E-Government-
Gesetzes (E-GovG), BGBl. I Nr. 10/2004, gestellt werden. Soweit der Antragstel-
ler nicht selbst handlungsfähig ist, hat den Antrag sein gesetzlicher Vertreter ein-
zubringen.

(Anm.: Abs. 5a mit Ablauf des 30.06.2023 außer Kraft getreten)
(6) Im Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 55 bis 57 oder auf 

Verlängerung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 54a oder 57 ist der angestrebte 
Aufenthaltstitel genau zu bezeichnen. Ergibt sich auf Grund des Antrages oder 
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im Ermittlungsverfahren, dass der Drittstaatsangehörige für seinen beabsichtig-
ten Aufenthaltszweck einen anderen Aufenthaltstitel benötigt, so ist er über die-
sen Umstand zu belehren; § 13 Abs. 3 AVG gilt.

(7) Wird einem Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 55, 56 
oder 57 oder auf Verlängerung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 54a oder 57 statt-
gegeben, so ist dem Fremden der Aufenthaltstitel auszufolgen. Abs. 11 gilt.

(8) Wird ein Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 55, 56 oder 
57 oder auf Verlängerung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 54a oder 57 zurück- 
oder abgewiesen, so hat das Bundesamt darüber im verfahrensabschließenden 
Bescheid abzusprechen.

(9) Ein Antrag auf einen Aufenthaltstitel nach diesem Hauptstück ist als unzu-
lässig zurückzuweisen, wenn der Drittstaatsangehörige
1. sich in einem Verfahren nach dem NAG befindet,
2. bereits über ein Aufenthaltsrecht nach diesem Bundesgesetz oder dem 

NAG verfügt oder
3. gemäß § 5 des Amtssitzgesetzes – ASG, BGBl. I Nr. 54/2021, über einen 

Lichtbildausweis verfügt oder gemäß § 24 FPG zur Ausübung einer bloß 
vorübergehenden Erwerbstätigkeit berechtigt ist

soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt. Dies gilt auch im Falle des 
gleichzeitigen Stellens mehrerer Anträge.

(10) Anträge gemäß § 55 sind als unzulässig zurückzuweisen, wenn gegen den 
Antragsteller eine Rückkehrentscheidung rechtskräftig erlassen wurde und aus 
dem begründeten Antragsvorbringen im Hinblick auf die Berücksichtigung des 
Privat- und Familienlebens gemäß § 9 Abs. 2 BFA-VG ein geänderter Sachver-
halt, der eine ergänzende oder neue Abwägung gemäß Art. 8 EMRK erforderlich 
macht, nicht hervorgeht. Anträge gemäß §§ 56 und 57, die einem bereits rechts-
kräftig erledigten Antrag (Folgeantrag) oder einer rechtskräftigen Entscheidung 
nachfolgen, sind als unzulässig zurückzuweisen, wenn aus dem begründeten An-
tragsvorbringen ein maßgeblich geänderter Sachverhalt nicht hervorkommt.

(11) Kommt der Drittstaatsangehörige seiner allgemeinen Mitwirkungspflicht 
im erforderlichen Ausmaß, insbesondere im Hinblick auf die Ermittlung und 
Überprüfung erkennungsdienstlicher Daten, nicht nach, ist
1. das Verfahren zur Ausfolgung des von Amts wegen zu erteilenden Aufent-

haltstitels (Abs. 4) ohne weiteres einzustellen oder
2. der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels zurückzuweisen.
Über diesen Umstand ist der Drittstaatsangehörige zu belehren.

(12) Aufenthaltstitel dürfen Drittstaatsangehörigen, die das 14. Lebensjahr 
vollendet haben, nur persönlich ausgefolgt werden. Aufenthaltstitel für unmün-
dige Minderjährige dürfen nur an deren gesetzlichen Vertreter ausgefolgt wer-
den. Anlässlich der Ausfolgung ist der Drittstaatsangehörige nachweislich über 
die befristete Gültigkeitsdauer, die Unzulässigkeit eines Zweckwechsels, die 
Nichtverlängerbarkeit der Aufenthaltstitel gemäß §§ 55 und 56 und die anschlie-

ßende Möglichkeit einen Aufenthaltstitel nach dem NAG zu erlangen, zu beleh-
ren.

(13) Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 55 bis 57 begrün-
den kein Aufenthalts- oder Bleiberecht. Anträge auf Erteilung eines Aufenthalts-
titels gemäß §§ 55 und 57 stehen der Erlassung und Durchführung aufenthalts-
beendender Maßnahmen nicht entgegen. Sie können daher in Verfahren nach 
dem 7. und 8. Hauptstück des FPG keine aufschiebende Wirkung entfalten. Bei 
Anträgen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 56 hat das Bundesamt bis 
zur rechtskräftigen Entscheidung über diesen Antrag jedoch mit der Durchfüh-
rung der einer Rückkehrentscheidung umsetzenden Abschiebung zuzuwarten, 
wenn
1. ein Verfahren zur Erlassung einer Rückkehrentscheidung erst nach einer 

Antragstellung gemäß § 56 eingeleitet wurde und
2. die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 56 wahrscheinlich ist, wofür 

die Voraussetzungen des § 56 Abs. 1 Z 1, 2 und 3 jedenfalls vorzuliegen ha-
ben.

(14) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, durch Verordnung festzu-
legen, welche Urkunden und Nachweise allgemein und für den jeweiligen 
Aufenthaltstitel dem Antrag jedenfalls anzuschließen sind. Diese Verordnung 
kann auch Form und Art einer Antragstellung, einschließlich bestimmter, aus-
schließlich zu verwendender Antragsformulare, enthalten.

Verfahren zur Verlängerung des Aufenthaltstitels aus Gründen des 
Art. 2 oder 3 EMRK und der „Aufenthaltsberechtigung besonderer 

Schutz“

§ 59. (1) Anträge auf Verlängerung eines Aufenthaltstitels gemäß § 57 sind vor 
Ablauf der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels, frühestens jedoch drei Mona-
te vor diesem Zeitpunkt, beim Bundesamt einzubringen. Danach gelten Anträge 
als Erstanträge. Nach Stellung eines Verlängerungsantrages ist der Antragsteller, 
unbeschadet der Bestimmung nach dem FPG, bis zur rechtskräftigen Entschei-
dung über den Antrag weiterhin rechtmäßig im Bundesgebiet aufhältig. Über 
die rechtzeitige Antragstellung kann dem Drittstaatsangehörigen auf begründe-
ten Antrag eine einmalige Bestätigung im Reisedokument angebracht werden, 
die keine längere Gültigkeitsdauer als drei Monate aufweisen darf. Diese Bestäti-
gung berechtigt zur visumfreien Einreise in das Bundesgebiet. Der Bundesminis-
ter für Inneres ist ermächtigt, Form und Inhalt der Bestätigung durch Verord-
nung zu regeln.

(1a) Der Aufenthaltstitel gemäß § 54a kann verlängert werden. Abs. 1 mit Aus-
nahme des zweiten Satzes ist sinngemäß anzuwenden. Wird der Verlängerungs-
antrag erst nach Ablauf der Gültigkeitsdauer, längstens aber innerhalb von drei 
Jahren nach diesem Zeitpunkt gestellt und kommt Abs. 3 nicht zur Anwendung, 
ist der Antrag dennoch als Verlängerungsantrag zu behandeln. Der Aufenthalt 
ist in diesem Fall jedoch erst wieder ab der Verlängerung des Aufenthaltstitels 
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rechtmäßig; auf einen Verlängerungsantrag gemäß dem zweiten Satz ist § 58 
Abs. 13 erster und zweiter Satz sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Gültigkeitsdauer eines verlängerten Aufenthaltstitels beginnt mit dem 
auf den letzten Tag des letzten Aufenthaltstitels folgenden Tag, wenn seither 
nicht mehr als sechs Monate vergangen sind. Der rechtmäßige Aufenthalt im 
Bundesgebiet im Zeitraum zwischen Ablauf des letzten Aufenthaltstitels und 
Beginn der Gültigkeitsdauer des verlängerten Aufenthaltstitels ist gleichzeitig 
mit dessen Erteilung von Amts wegen gebührenfrei mit Bescheid festzustellen.

(3) Anträge, die nach Ablauf der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels gestellt 
werden, gelten nur dann als Verlängerungsanträge, wenn
1. der Antragsteller gleichzeitig mit dem Antrag glaubhaft macht, dass er 

durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis gehindert war, 
rechtzeitig den Verlängerungsantrag zu stellen, und ihn kein Verschulden 
oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft, und

2. der Antrag binnen zwei Wochen nach dem Wegfall des Hindernisses gestellt 
wird; § 71 Abs. 5 AVG gilt.

Der Zeitraum zwischen Ablauf der Gültigkeitsdauer des letzten Aufenthaltsti-
tels und der Stellung des Antrages, der die Voraussetzungen der Z 1 und 2 erfüllt, 
gilt nach Maßgabe des bisher innegehabten Aufenthaltstitels als rechtmäßiger 
und ununterbrochener Aufenthalt.

(4) Das Bundesamt hat der örtlich zuständigen Behörde nach dem NAG un-
verzüglich mitzuteilen, dass
1. die Voraussetzungen der §§ 54a oder 57 weiterhin vorliegen,
2. der Antragsteller das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 IntG 

erfüllt hat, und
3. die Voraussetzungen des § 60 Abs. 2 Z 1 bis 4 erfüllt sind.
Liegen die Voraussetzungen der Z 2 oder Z 3 nicht vor, hat das Bundesamt den 
Aufenthaltstitel gemäß §§ 54a oder 57 zu erteilen. Die Entscheidung über den 
Antrag auf Verlängerung des Aufenthaltstitels nach Abs. 1 ist unverzüglich, 
längstens jedoch binnen 4 Monaten ab Einbringung des Antrages zu treffen.

(5) Im Falle einer Mitteilung gemäß Abs. 4 ist der Ablauf der Frist gemäß Abs. 
4 letzter Satz gehemmt. Das Bundesamt hat den Antragsteller von der Mitteilung 
in Kenntnis zu setzen. Mit Ausfolgung des Aufenthaltstitels gemäß § 41a Abs. 3 
NAG ist das Verlängerungsverfahren formlos einzustellen.

Allgemeine Erteilungsvoraussetzungen

§ 60. (1) Aufenthaltstitel dürfen einem Drittstaatsangehörigen nicht erteilt wer-
den, wenn
1. gegen ihn eine aufrechte Rückkehrentscheidung gemäß §§ 52 iVm 53 

Abs. 2 oder 3 FPG besteht, oder
2. gegen ihn eine Rückführungsentscheidung eines anderen EWR-Staates 

oder der Schweiz besteht.

(2) Aufenthaltstitel gemäß § 56 dürfen einem Drittstaatsangehörigen nur er-
teilt werden, wenn
1. der Drittstaatsangehörige einen Rechtsanspruch auf eine Unterkunft nach-

weist, die für eine vergleichbar große Familie als ortsüblich angesehen wird,
2. der Drittstaatsangehörige über einen alle Risiken abdeckenden Krankenver-

sicherungsschutz verfügt und diese Versicherung in Österreich auch leis-
tungspflichtig ist,

3. der Aufenthalt des Drittstaatsangehörige zu keiner finanziellen Belastung 
einer Gebietskörperschaft (§ 11 Abs. 5 NAG) führen könnte, und

4. durch die Erteilung eines Aufenthaltstitels die Beziehungen der Republik 
Österreich zu einem anderen Staat oder einem anderen Völkerrechtssubjekt 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden.

(3) Aufenthaltstitel dürfen einem Drittstaatsangehörigen nur erteilt werden, 
wenn der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen nicht öffentlichen Interessen 
widerstreitet. Der Aufenthalt eines Drittstaatsangehörigen widerstreitet dem 
öffentlichen Interesse, wenn
1. dieser ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder terroristischen 

Gruppierung hat und im Hinblick auf deren bestehende Strukturen oder 
auf zu gewärtigende Entwicklungen in deren Umfeld extremistische oder 
terroristische Aktivitäten derselben nicht ausgeschlossen werden können, 
oder auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass dieser durch 
Verbreitung in Wort, Bild oder Schrift andere Personen oder Organisatio-
nen von seiner gegen die Wertvorstellungen eines europäischen demokrati-
schen Staates und seiner Gesellschaft gerichteten Einstellung zu überzeugen 
versucht oder versucht hat oder auf andere Weise eine Person oder Organi-
sation unterstützt, die die Verbreitung solchen Gedankengutes fördert oder 
gutheißt oder

2. im Falle der §§ 56 und 57 dessen Aufenthalt die öffentliche Ordnung oder 
Sicherheit gefährden würde.

Ungültigkeit, Gegenstandslosigkeit und Entziehung

§ 61. (1) Aufenthaltstitel werden ungültig, wenn gegen Drittstaatsangehörige 
eine Entscheidung zur Aufenthaltsbeendigung durchsetzbar oder rechtskräftig 
wird. Damit geht der Verlust des Aufenthaltsrechtes einher. Ein Aufenthaltstitel 
lebt von Gesetzes wegen wieder auf, sofern innerhalb seiner ursprünglichen Gel-
tungsdauer die aufenthaltsbeendende Maßnahme im Rechtsweg nachträglich 
behoben wird.

(2) Aufenthaltstitel werden gegenstandslos, wenn
1. dem Drittstaatsangehörigen ein Aufenthaltstitel oder eine Dokumentation 

nach dem NAG erteilt wird,
2. der Drittstaatsangehörige Österreicher, EWR-Bürger oder Schweizer Bür-

ger wird oder
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3. dem Drittstaatsangehörigen im Rechtsweg nachträglich internationaler 
Schutz zuerkannt wird.

(3) Ungültige oder gegenstandslose Dokumente sind dem Bundesamt abzulie-
fern; dies gilt nicht im Falle der Ungültigkeit infolge des Ablaufs der Gültigkeits-
dauer. Jede Behörde, die eine Amtshandlung nach einem Bundesgesetz führt, so-
wie Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, abzuliefernde 
Dokumente einzuziehen; Behörden nach dem NAG und Staatsbürgerschaftsbe-
hörden sind dazu verpflichtet. Eingezogene Dokumente sind dem Bundesamt 
unverzüglich vorzulegen.

(4) Drittstaatsangehörigen, die im Besitz eines Aufenthaltstitels sind, kann die-
ser entzogen werden, wenn gegen sie eine rechtskräftige, vollstreckbare Rückfüh-
rungsentscheidung eines anderen EWR-Staates vorliegt, die mit einer akuten Ge-
fahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder nationale Sicherheit be-
gründet wird und die Rückführungsentscheidung
1. auf der strafrechtlichen Verurteilung einer mit mindestens einjähriger Frei-

heitsstrafe bedrohten vorsätzlichen Straftat beruht;
2. erlassen wurde, weil ein begründeter Verdacht besteht, dass der Drittstaats-

angehörige Straftaten nach Z 1 begangen habe oder konkrete Hinweise be-
stehen, dass er solche Straftaten im Hoheitsgebiet eines EWR-Staates plan-
te, oder

3. erlassen wurde, weil der Drittstaatsangehörige gegen die Einreise- und 
Aufenthaltsbestimmungen des Entscheidungsstaates verstoßen hat.

(5) Die Entziehung des Aufenthaltstitels nach Abs. 4 ist unzulässig, wenn 
durch die Vollstreckung der Rückführungsentscheidung Art. 2 und 3 EMRK, 
das Protokoll Nr. 6 oder das Protokoll Nr. 13 zur Konvention verletzt würde.

(5a) Drittstaatsangehörigen, die im Besitz eines Aufenthaltstitels gemäß § 54a 
sind, ist dieser zu entziehen, wenn eine Rückkehrentscheidung im Hinblick auf 
§ 50 FPG nicht erlassen werden kann, aber nachträglich ein Ausschlussgrund ge-
mäß Art. 17 der Statusverordnung eintritt oder bekannt wird.

(6) Die Entziehung ist nur zulässig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 
Abs. 2 EMRK genannten Ziele dringend geboten ist.

3. Abschnitt
Aufenthaltsrecht für Vertriebene

Aufenthaltsrecht für Vertriebene

§ 62. (1) Für Zeiten eines bewaffneten Konfliktes oder sonstiger die Sicherheit 
ganzer Bevölkerungsgruppen gefährdender Umstände kann die Bundesregie-
rung im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates mit Verord-
nung davon unmittelbar betroffenen Gruppen von Fremden, die anderweitig 
keinen Schutz finden (Vertriebene), ein vorübergehendes Aufenthaltsrecht im 
Bundesgebiet gewähren. Bis zum Inkrafttreten dieser Verordnung ist der 

Aufenthalt von Vertriebenen im Bundesgebiet geduldet. Dies ist dem Fremden 
durch die Behörde zu bestätigen.

(2) In der Verordnung gemäß Abs. 1 sind Einreise und Dauer des Aufenthaltes 
der Fremden unter Berücksichtigung der Umstände des besonderen Falles zu re-
geln.

(3) Wird infolge der längeren Dauer der in Abs. 1 genannten Umstände eine 
dauernde Integration der Aufenthaltsberechtigten oder bestimmter Gruppen 
davon erforderlich, können in der Verordnung gemäß Abs. 1 von den Bestim-
mungen des NAG abweichende Bedingungen bei Erteilung von Aufenthaltsti-
teln festgelegt werden. In der Verordnung kann insbesondere vorgesehen wer-
den, dass Aufenthaltstitel abweichend von § 21 Abs. 1 NAG im Inland beantragt 
und trotz Fehlens von Erteilungsvoraussetzungen nach dem 1. oder 2. Teil des 
NAG erteilt werden können, sowie inwieweit der bisherige rechtmäßige Aufent-
halt als Vertriebener als Niederlassung (§ 2 Abs. 2 NAG) gilt.

(4) Die Behörde hat das durch die Verordnung eingeräumte Aufenthaltsrecht 
durch Ausstellung eines Ausweises für Vertriebene von Amts wegen zu bestäti-
gen. Der Ausweis ist als „Ausweis für Vertriebene“ zu bezeichnen, kann verlän-
gert werden und genügt zur Erfüllung der Passpflicht. Der Bundesminister für 
Inneres legt durch Verordnung die Form und den Inhalt des Ausweises sowie der 
Bestätigung gemäß Abs. 1 fest.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 70/2015)

9. Hauptstück
Schlussbestimmungen

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 69. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeich-
nungen nur in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen 
und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der Bezeichnung auf be-
stimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu ver-
wenden.

Gebühren

§ 70. Die in Verfahren nach diesem Bundesgesetz erforderlichen Eingaben, Voll-
machtsurkunden, Niederschriften, Zeugnisse und ausländischen Personen-
standsurkunden sowie die Erstausstellung, in den Fällen der §§ 57 Abs. 1 Z 2 und 
62 Abs. 4 auch die Verlängerung und die Neuausstellung von Aufenthaltstiteln, 
sind von den Gebühren befreit. Weiters sind für Amtshandlungen auf Grund 
oder unmittelbar für Zwecke dieses Bundesgesetzes Verwaltungsabgaben des 
Bundes sowie Barauslagen nicht zu entrichten. Die Befreiung von Gebühren, 
Verwaltungsabgaben und Barauslagen gilt auch im Beschwerdeverfahren vor 
dem Bundesverwaltungsgericht.
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Verweisungen

§ 71. Soweit in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze oder auf unmit-
telbar anwendbare Vorschriften des Unionsrechts verwiesen wird, sind diese in 
der jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollziehung

§ 72. Mit der Vollziehung ist betraut:
(Anm.: Z 1 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
2. hinsichtlich des § 75 Abs. 7 und 16 der Bundeskanzler,
3. hinsichtlich des § 70, soweit es sich um Gebühren handelt, der Bundesmi-

nister für Finanzen,
4. (aufgehoben)

5. hinsichtlich des § 35 Abs. 1 und 2 der Bundesminister für europäische und 
internationale Angelegenheiten,

6. hinsichtlich des § 36 die Bundesregierung,
7. im Übrigen der Bundesminister für Inneres, und zwar

a) hinsichtlich des § 35 Abs. 3 zweiter Halbsatz im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für europäische und internationale Angelegen-
heiten.

(Anm.: lit. b aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

Zeitlicher Geltungsbereich

§ 73. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft.
(2) Das Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl (Asylgesetz 1997 – 

AsylG), BGBl. I Nr. 76/1997 tritt mit Ausnahme des § 42 Abs. 1 mit Ablauf des 
31. Dezember 2005 außer Kraft.

(Anm.: Abs. 3 durch Art. 2 § 2 Abs. 1 Z 31, BGBl. I Nr. 2/2008, als nicht mehr 
geltend festgestellt)

(4) Verordnungen auf Grund dieses Bundesgesetzes können bereits ab dem auf 
seine Kundmachung folgenden Tag erlassen werden. Sie dürfen jedoch frühes-
tens mit In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes in Kraft gesetzt werden.

(5) § 2 Abs. 1 Z 24, § 4 Abs. 5, § 5 Abs. 1 letzter Satz und 3, § 7 Abs. 2, § 14 
Abs. 1 und 4, § 15, § 17 Abs. 6 bis 8, § 18 Abs. 1, § 19 Abs. 5 und 6, § 20 Abs. 2 
bis 4, § 22, § 23 Abs. 3, § 24 Abs. 1 und Abs. 3, § 25 Abs. 2, § 26 Abs. 3 Z 2, § 27, 
§ 28 Abs. 3, § 29 Abs. 3 und 4, § 32 Abs. 3, § 33, § 34 Abs. 3 und 5, die Über-
schrift zum 5. Abschnitt des 4. Hauptstücks, § 36 samt Überschrift, § 37 samt 
Überschrift, § 38 samt Überschrift, § 39, die Überschrift zum 6. Abschnitt des 4. 
Hauptstücks, § 40 samt Überschrift, § 41 samt Überschrift, § 42 samt Über-
schrift, § 47 Abs. 1, § 54, § 55 Abs. 6, § 56 Abs. 1 und 2, § 57 Abs. 6 und 8, die 

Überschrift zum 1. Abschnitt des 8. Hauptstücks, § 58 Abs. 1, § 60 Abs. 3 und 
5, § 61 samt Überschrift, § 62 samt Überschrift, § 72 samt Überschrift und § 75 
Abs. 1 und 7 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 4/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft.

(6) Die §§ 10 Abs. 2 Z 2 und Abs. 5, 14 Abs. 1 und 2, 16 Abs. 2, 17 Abs. 8, 22 
Abs. 9, 25 Abs. 2, 33 Abs. 3 und 4, 34 Abs. 1, 36 Abs. 1, 41 Abs. 4 und 6, 57 
Abs. 6, 60 Abs. 3 und 4, 63 Abs. 2 Z 2 sowie 75 Abs. 1 erster Satz und Abs. 8 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 treten mit 1. April 2009 in 
Kraft.

(7) Die §§ 2 Abs. 1 Z 24 und 25 und Abs. 3, 7 Abs. 2 bis 4, 8 Abs. 3a und 4, 9 
Abs. 2 bis 4, 10 Abs. 1, 5 und 6, 12, 12a samt Überschrift, 14 Abs. 1a, die Über-
schrift des 2. Abschnitts des 3. Hauptstücks, §§ 15 Abs. 1 Z 4 bis 6, 15a samt 
Überschrift, 16 Abs. 3 bis 5, 18 Abs. 2 und 3, 19 Abs. 1, 2 und 5, 22 Abs. 3 und 
10 bis 12, 23 Abs. 1, 2, 6, 8 und 9, 25 Abs. 1 Z 1, 27 Abs. 3 bis 5, 28 Abs. 2, 29 
Abs. 3 Z 4 bis 6 und Abs. 4 und 5, 31 Abs. 4, 34 Abs. 2 bis 4 und Abs. 6, die 
Überschrift des § 35, §§ 35 Abs. 1, 3 und 4, 39 Abs. 1 Z 1 bis 26 und Abs. 4 Z 7, 
41a samt Überschrift, 45 Abs. 2, 57 Abs. 1 Z 3, Abs. 2 Z 6, Abs. 10 und 11 Z 2, 
die Überschrift des 8. Hauptstücks, §§ 60 Abs. 3, 4 und 6 Z 4, 61 Abs. 1 und 3a, 
62 Abs. 3, 64 Abs. 1 bis 4, §§ 65 samt Überschrift, 66 samt Überschrift, 67 
Abs. 2, 75 Abs. 1, 5, 6 und 8 bis 14 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. 
§ 23 Abs. 7 tritt rückwirkend mit 1. Juli 2008 in Kraft. § 39 Abs. 4 Z 8 und 9 tritt 
mit Ablauf des 31. Dezember 2009 außer Kraft.

(8) Die §§ 2 Abs. 1 Z 22, 4 Abs. 4 Z 2 und 3, 17 Abs. 3, 34 Abs. 6 Z 2 und 57 
Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 135/2009 treten mit 1. Jän-
ner 2010 in Kraft.

(9) Die §§ 10 Abs. 2 Z 2 und Abs. 7 und 8, 12a Abs. 1 bis 3, 13, 15 Abs. 1 Z 6 
und 7 und Abs. 3a und 3b, 17 Abs. 9, 22 Abs. 13, 24 Abs. 1 und 4, 26 Abs. 1 Z 2, 
29 Abs. 1 und 6, 31 Abs. 1, 38 Abs. 1 Z 6, 43 Abs. 2, 45 Abs. 2 Z 1, 46, 57 Abs. 
1 Z 5, 6, 7 und Abs. 10, 63 Abs. 2 Z 2, 72 Z 2 und 7 lit. b und 75 Abs. 8, 15 und 
16 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 treten mit 1. Juli 2011 
in Kraft. Die §§ 64 bis 66a samt Überschriften sowie das Inhaltsverzeichnis in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 treten mit 1. Oktober 2011 in 
Kraft.

(10) § 58 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 tritt 
mit 1. September 2012 in Kraft.

(11) Die §§ 1 Z 2 bis 4, 2 Abs. 1 Z 6, 20 bis 20c und 25 bis 27, §§ 3 Abs. 1 und 
2, 4 Abs. 1, 2, 4 und 5, § 4a samt Überschrift, 5 Abs. 1 und 3, 7 Abs. 3, 8 Abs. 4 
und 6, 10 samt Überschrift, 12 Abs. 1 bis 3, §§ 12a, 13, 14, 15 Abs. 1 Z 4, 5 und 
7 und Abs. 2 und 3 Z 11 sowie Abs. 3a, 15a Abs. 2, die Überschrift des 4. Haupt-
stückes, die Überschrift des 1. Abschnittes des 4. Hauptstückes, §§ 17 Abs. 1 bis 
3 und 6 bis 8, 18 Abs. 1, 19 Abs. 2, 5 und 6, 20 Abs. 2, 21, 22 Abs. 6 bis 8, 10 und 
12, §§ 24 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, 3 und 4 Z 2, 25 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2, 27 samt 
Überschrift, 28 Abs. 1 und 2, 29 Abs. 1, 3 bis 5 und Abs. 6 Z 1 und 6, §§ 30, 31 
Abs. 1, 32 Abs. 4, 33 Abs. 1 Z 1 und 4 und Abs. 2 bis 5, 34 Abs. 1, Abs. 2 Z 1 und 
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Abs. 3 Z 1 sowie Abs. 5, §§ 35 samt Überschrift, 51 Abs. 1 und 2, 52 Abs. 1, 53 
Abs. 1 und 2, die Überschrift des 7. Hauptstückes, die Überschrift des 1. Ab-
schnittes des 7. Hauptstückes, §§ 54 bis 57 samt Überschriften, die Überschrift 
des 2. Abschnittes des 7. Hauptstückes, §§ 58 bis 61 samt Überschriften, die 
Überschrift des 3. Abschnittes des 7. Hauptstückes, § 62 samt Überschrift, die 
Überschrift des 8. Hauptstückes, §§ 63 Abs. 2 Z 2 und Abs. 4, 67 Abs. 1 und 2 
und 72 Z 2, 5 und 7 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 87/2012 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Die §§ 15 Abs. 1 Z 3 
und 6, 16 samt Überschrift, 18 Abs. 2, 20 Abs. 3, 22 Abs. 1 bis 5, 9, 11 und 13, 
§§ 23 samt Überschrift, 26 samt Überschrift, 27 Abs. 7, die Überschrift des 5. 
und 6. Abschnittes des 4. Hauptstückes, §§ 36 bis 42 samt Überschriften, die 
Überschrift des 5. Hauptstückes, §§ 43 bis 49 samt Überschriften und 64 bis 66a 
samt Überschriften sowie § 72 Z 1 und 6 in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 87/2012 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft.

(12) Die §§ 2 Abs. 1 Z 9 und 22, 8 Abs. 4, 10 Abs. 3, 12 Abs. 1, 14 Abs. 1a, 18 
Abs. 2, 20 Abs. 4, 22 Abs. 10, 33 Abs. 1 Z 4, 35 Abs. 1, 2, 4 und 5 sowie 75 
Abs. 17 bis 21 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 treten mit 
1. Jänner 2014 in Kraft.

(13) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 sind so zu ver-
stehen, dass sie sich auf jene Fassung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
beziehen, die sie durch das Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz – FNG, 
BGBl. I Nr. 87/2012, erhalten würden.

(14) Die §§ 2 Abs. 1 Z 8, 3a samt Überschrift, 4a, 6 Abs. 1 Z 3, 12 Abs. 2 Z 2, 
12a Abs. 2 Z 1, Abs. 3 Z 1 und Abs. 6, 13 Abs. 2, 15a Abs. 2, 17 Abs. 1, 2, 6 und 
9, 19 Abs. 1 und 2, die Überschrift des § 24 sowie § 24 Abs. 1 Z 1 bis 3 und 
Abs. 2a, §§ 25 Abs. 1, 27a samt Überschrift, 28 Abs. 4, die Überschrift des § 29 
sowie §§ 29 Abs. 1, Abs. 3 Z 3 bis 6 und Abs. 6, 30, 31 Abs. 1, 50 Abs. 1, 57 Abs. 1 
Z 1, 58 Abs. 2, 59 Abs. 4 und 5, 62 Abs. 4 und 75 Abs. 23 sowie die Einträge zu 
§§ 3a, 24, 27a, 29 im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 70/2015 treten mit 20. Juli 2015 in Kraft. §§ 3 Abs. 4, 15 Abs. 3a und 
Abs. 3b, 19 Abs. 6, 24 Abs. 4, 25 Abs. 1 Z 2 und 3, 29 Abs. 2, 62 Abs. 5 und 67 
samt Überschrift sowie der Eintrag zu § 67 im Inhaltsverzeichnis treten mit Ab-
lauf des 19. Juli 2015 außer Kraft.

(15) Die §§ 2 Abs. 1 Z 15, 3 Abs. 4 bis 4b, 7 Abs. 2a, 17 Abs. 6, 19 Abs. 6, 22 
Abs. 1, 33 Abs. 2, 35 Abs. 1 bis 4, die Überschrift des 6. Hauptstückes, § 51a 
samt Überschrift, § 67 samt Überschrift, §§ 68 Abs. 1, 72 Z 4 und 5, 75 Abs. 24 
bis 26 sowie die Einträge im Inhaltsverzeichnis zur Überschrift des 6. Hauptstü-
ckes und zu §§ 51a und 67 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 24/2016 treten mit 1. Juni 2016 in Kraft. § 22 Abs. 1 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 tritt mit Ablauf des 31. Mai 2018 außer Kraft. 
Der 5. Abschnitt des 4. Hauptstückes samt Überschrift und der Eintrag im In-
haltsverzeichnis zum 5. Abschnitt des 4. Hauptstückes in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 treten mit Ablauf des auf die Kundmachung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 folgenden Tages in Kraft.

(16) Die §§ 55 Abs. 1 Z 2, 56 Abs. 1 Z 3 und 59 Abs. 4 Z 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017 treten mit 1. Oktober 2017 in Kraft.

(17) § 68 Abs. 1, 1a und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 68/2017 tritt mit 1. Jänner 2018 in Kraft.

(18) Die §§ 2 Abs. 1 Z 22, 4a, 7 Abs. 2, 8 Abs. 3a, 9 Abs. 2, 10 Abs. 1, 12a Abs. 1 
Z 3 und Abs. 3 Z 2, 15 Abs. 1 Z 3, 15b und 15c samt Überschriften, 34 Abs. 2, 3 
und 6 Z 2 und 3, 35 Abs. 3 und 5, 58 Abs. 14, 60 Abs. 3 Z 1, 72 Z 5 und Z 7 lit. 
a sowie die Einträge im Inhaltsverzeichnis zu §§ 15b und 15c in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 treten mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung, frühestens jedoch mit 1. November 2017 in Kraft.

(19) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 sind so zu 
verstehen, dass sie sich auf jene Fassung der Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes beziehen, die sie durch das Bundesgesetz, mit dem ein Integrationsgesetz und 
ein Anti-Gesichtsverhüllungsgesetz erlassen sowie das Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetz, das Asylgesetz 2005, das Fremdenpolizeigesetz 2005, das 
Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 und die Straßenverkehrsordnung 1960 geändert 
werden, BGBl. I Nr. 68/2017, erhalten.

(20) Die §§ 2 Abs. 1 Z 22, 2 Abs. 4, 4a, 7 Abs. 2 und 2a, 15b Abs. 1, 3 und 4, 
15c Abs. 1, 17 Abs. 3, 17a, 28 Abs. 2, 35 Abs. 1, 55 Abs. 1 Z 2, 68 Abs. 1, 72 Z 4, 
75 Abs. 27 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 treten mit 1. 
September 2018 in Kraft. § 70 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 56/2018 tritt rückwirkend mit 1. Jänner 2018 in Kraft. Die §§ 50 Abs. 2 und 
3, 51 Abs. 3, 51a Abs. 2 und 52 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 56/2018 treten mit 1. Jänner 2019 in Kraft.

(21) § 29 Abs. 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2019 
tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsge-
setz, BGBl. I Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 
Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt § 29 Abs. 4 und 5 bis zu dem in 
dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 53/2019 weiter.

(22) § 58 Abs. 5a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2020 tritt 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 
2022 außer Kraft.

(23) § 2 Abs. 1 Z 22 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2020 
tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(24) § 58 Abs. 9 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2021 
tritt mit 1. Mai 2021 in Kraft.

(24a) § 57 Abs. 1 Z 3 und Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes Gesamtre-
form des Exekutionsrechts – GREx, BGBl. I Nr. 86/2021, tritt mit 1. Juli 2021 
in Kraft.

(25) § 58 Abs. 5a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2020 tritt 
mit 1. Juli 2022 in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2023 außer Kraft.

(26) § 62 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 67/2024 tritt 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.
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(27) Die Änderungen des Inhaltsverzeichnisses, der Überschrift des 5. Ab-
schnitts des 4. Hauptstücks und des § 36 Abs. 2 sowie § 36 Abs. 1a und § 36a 
samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/2025 treten 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ablauf des 30.  Sep-
tember 2026 außer Kraft.

(28) § 1, § 2 Abs. 1 Z 4 bis 20 und Abs. 5, § 3 samt Überschrift, § 3a, § 4 samt 
Überschrift, § 5 Abs. 1 und 2, die §§ 6 bis 9 samt Überschriften, § 10, § 12 samt 
Überschrift, § 14 Abs. 1 und 2, die §§ 15 und 15a samt Überschriften, die §§ 15b 
und 15c, die §§ 15d, 17 und 18 bis 20 samt Überschriften, § 21, § 22, § 25 samt 
Überschrift, die §§ 29 bis 31 samt Überschriften, § 32 Abs. 1, 2 und 3, § 33 samt 
Überschrift, § 34, § 36 Abs. 1, § 38 Abs. 2, § 39 samt Überschrift, § 40 Abs. 1, § 41 
Abs. 2 und 3, die §§ 50, 51 und 52 samt Überschriften, § 53, § 54 Abs. 2, § 54a 
samt Überschrift, § 56 Abs. 3, § 58 Abs. 1, 1a, 3, 4, 5, 6, 7 und 8, die Überschrift 
des § 59 und dessen Abs. 1a und 4, § 61 Abs. 2 Z 3, Abs. 3, Abs. 5 und 5a, § 70, 
§ 71, § 72 Z 5, 6 und 7 lit. a, § 74 samt Überschrift und § 75 Abs. 31 bis 41, die 
Überschriften des 2. Hauptstücks und dessen 1. bis 4. Abschnitts, des 3. Haupt-
stücks und dessen 2. Abschnitts, des 3. Abschnitts des 4. Hauptstücks und des 6. 
und 8. Hauptstücks sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Asyl- und 
Migrationspakt-Anpassungsgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2026, treten mit 12. Juni 
2026 in Kraft. Gleichzeitig treten § 2 Abs. 1 Z 4, 7, 11 bis 17 und 22 bis 25, § 4a 
samt Überschrift, § 5 Abs. 3, § 6 samt Überschrift, § 11 samt Überschrift, die 
§§ 12a und 13 samt Überschriften, § 14 Abs. 1a und 4, § 17a, § 24 samt Über-
schrift, die §§ 27 bis 28 samt Überschriften, § 32 Abs. 2, die §§ 35, 51a, 63 und 68 
samt Überschriften, § 72 Z 4 sowie die Überschrift des 2. Abschnitts des 4. 
Hauptstücks und die Überschrift des 8. Hauptstücks außer Kraft.

Verhältnis zur Genfer Flüchtlingskonvention und zu unmittelbar 
anwendbarem Unionsrecht

§ 74. Die Bestimmungen der Genfer Flüchtlingskonvention und des Protokolls 
(Nr. 24) über die Gewährung von Asyl für Staatsangehörige von Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union, ABl. Nr. C 115 vom 9.5.2008 S. 305, bleiben unbe-
rührt.

Übergangsbestimmungen

§ 75. (1) Alle am 31. Dezember 2005 anhängigen Verfahren sind nach den Be-
stimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der Maßgabe zu Ende zu führen, dass in 
Verfahren, die nach dem 31. März 2009 beim Bundesasylamt anhängig sind oder 
werden, § 10 in der Fassung BGBl. I Nr. 29/2009 mit der Maßgabe anzuwenden 
ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, 
dass die Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers 
in seinen Herkunftsstaat zulässig ist, oder eine Zurückweisung des Asylantrages 
als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. § 44 AsylG 1997 gilt. Die §§ 24, 
26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. 

§ 27 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 ist auf diese Verfah-
ren mit der Maßgabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der Asylge-
richtshof zur Erlassung einer Ausweisung zuständig ist und der Sachverhalt, der 
zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens führen würde, nach dem 31. Dezem-
ber 2005 verwirklicht wurde. § 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der 
Maßgabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31. Dezember 2005 
verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen führen.

(2) Ein nach dem Bundesgesetz über die Gewährung von Asyl   Asylgesetz 
1991, BGBl. Nr. 8/1992, eingestelltes Verfahren ist bis zum 31. Dezember 2007 
nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1991 fortzusetzen und gilt als anhän-
giges Verfahren im Sinne des Abs. 1. Ein nach dem AsylG 1997 eingestelltes Ver-
fahren ist bis zum 31. Dezember 2007 nach den Bestimmungen des AsylG 1997 
fortzusetzen und gilt als anhängiges Verfahren im Sinne des Abs. 1.

(3) Karten nach dem AsylG 1997 behalten ihre Gültigkeit bis zum vorgesehe-
nen Zeitpunkt.

(4) Ab- oder zurückweisende Bescheide auf Grund des Asylgesetzes, BGBl. Nr. 
126/1968, des Asylgesetzes 1991, BGBl. Nr. 8/1992, sowie des Asylgesetzes 1997 
begründen in derselben Sache in Verfahren nach diesem Bundesgesetz den Zu-
rückweisungstatbestand der entschiedenen Sache (§ 68 AVG).

(5) Einem Fremden, dem am oder nach dem 31. Dezember 2005 die Flücht-
lingseigenschaft nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 oder früheren 
asylrechtlichen Vorschriften zugekommen ist oder zuerkannt wurde, gilt, soweit 
es zu keiner Aberkennung oder keinem Verlust der Flüchtlingseigenschaft ge-
kommen ist, der Status des Asylberechtigten als zuerkannt.

(6) Einem Fremden, dem am oder nach dem 31. Dezember 2005 eine befristete 
Aufenthaltsberechtigung nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1991 oder 
des Asylgesetzes 1997 zugekommen ist oder zuerkannt wurde, gilt der Status des 
subsidiär Schutzberechtigten als zuerkannt.

(7) Am 1. Juli 2008 beim unabhängigen Bundesasylsenat anhängige Verfahren 
sind vom Asylgerichtshof nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen weiter-
zuführen:
1. Mitglieder des unabhängigen Bundesasylsenates, die zu Richtern des Asyl-

gerichtshofes ernannt worden sind, haben alle bei ihnen anhängigen Verfah-
ren, in denen bereits eine mündliche Verhandlung stattgefunden hat, als 
Einzelrichter weiterzuführen.

2. Verfahren gegen abweisende Bescheide, in denen eine mündliche Verhand-
lung noch nicht stattgefunden hat, sind von dem nach der ersten Geschäfts-
verteilung des Asylgerichtshofes zuständigen Senat weiterzuführen.

3. Verfahren gegen abweisende Bescheide, die von nicht zu Richtern des Asyl-
gerichtshofes ernannten Mitgliedern des unabhängigen Bundesasylsenates 
geführt wurden, sind nach Maßgabe der ersten Geschäftsverteilung des 
Asylgerichtshofes vom zuständigen Senat weiterzuführen.

(8) § 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 ist auf alle am 
oder nach dem 1. Jänner 2010 anhängigen Verfahren nach dem Asylgesetz 1997 
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mit der Maßgabe anzuwenden, dass eine Ausweisungsentscheidung nach dem 
Asylgesetz 1997, die vor dem 1. Jänner 2010 erlassen wurde, als eine Auswei-
sungsentscheidung nach § 10, die Zurückweisung eines Asylantrages nach dem 
Asylgesetz 1997 als Zurückweisung nach § 10 Abs. 1 Z 1 und die Abweisung ei-
nes Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997, mit der festgestellt wurde, dass die 
Zurückweisung, Zurückschiebung oder Abschiebung des Fremden in den Her-
kunftsstaat zulässig ist, als Abweisung nach § 10 Abs. 1 Z 2 gilt.

(9) Die §§ 12 Abs. 2, 12a, 22 Abs. 12, 25 Abs. 1 Z 1, 31 Abs. 4, 34 Abs. 6 und 
35 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 sind auf Verfahren, 
die bereits vor dem 1. Jänner 2010 anhängig waren, nicht anzuwenden. Die §§ 12 
Abs. 2, 25 Abs. 1 Z 1 und 35 sind in der am 31. Dezember 2009 gültigen Fassung 
auf alle an diesem Tag anhängigen, nach Maßgabe des Abs. 1 nach dem Asylge-
setz 2005 zu führenden Verfahren weiter anzuwenden.

(10) Die §§ 2 Abs. 1 Z 25 und Abs. 3, 15 Abs. 1 Z 4 und 6, 18 Abs. 2 und 3, 22 
Abs. 3, 11 Z 7, 23 Abs. 1, 7 und 8, 27 Abs. 4 und 5, 57 Abs. 10 und Abs. 11 Z 2 
sowie 62 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 sind 
auch auf alle am oder nach dem 1. Jänner 2010 nach dem Asylgesetz 1997 anhän-
gigen Verfahren anzuwenden. Die §§ 8 Abs. 3a und 9 Abs. 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 sind auf diese Verfahren mit der Maßgabe 
anzuwenden, dass keine Aufenthaltsberechtigung nach § 8 Abs. 3 Asylgesetz 
1997 zu erteilen und festzustellen ist, dass eine Zurückweisung, Zurückschie-
bung oder Abschiebung des Fremden in seinen Herkunftsstaat unzulässig ist, da 
dies eine reale Gefahr einer Verletzung von Art. 2 EMRK, Art. 3 EMRK oder der 
Protokolle Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention bedeuten würde oder für ihn als 
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infol-
ge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen 
Konfliktes mit sich bringen würde. Eine Ausweisung hat in diesen Fällen zu un-
terbleiben.

(11) Auf Verfahren nach diesem Bundesgesetz ist § 27 Abs. 3 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 anzuwenden, wenn der Sachverhalt, der zur 
Einleitung des Ausweisungsverfahrens führen würde, vor dem 1. Jänner 2010 
verwirklicht wurde. § 27 Abs. 3 ist auch auf alle am oder nach dem 1. Jänner 
2010 nach dem AsylG 1997 anhängigen Verfahren mit der Maßgabe des § 75 
Abs. 1 vierter Satz anzuwenden.

(12) Fremde, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des § 15 Abs. 1 Z 4 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 über eine Hauptwohnsitzbe-
stätigung gemäß § 19a MeldeG verfügen und sich nicht im Zulassungsverfahren 
befinden, haben sich erstmalig bis spätestens 1. März 2010 bei der der Kontakt-
stelle gemäß § 19a Abs. 1 Z 2 MeldeG nächstgelegenen Polizeiinspektion zu mel-
den.

(13) Änderungen der Rechtslage nach diesem Bundesgesetz stellen keinen 
Grund für Zurückverweisungen gemäß § 66 AVG dar.

(14) § 10 AsylG 1997 ist auf Asylwerber,
1. die straffällig geworden sind (§ 2 Abs. 3),

2. deren Asylverfahren nach Maßgabe des Abs. 1 nach dem Asylgesetz 1997 zu 
führen sind und

3. deren Asylantrag ab dem 1. Mai 2004 gestellt wurde,
nicht anzuwenden mit der Maßgabe, dass die Verfahren der Familienangehöri-

gen dennoch unter einem zu führen und zu entscheiden sind.
(15) § 66 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 ist auf alle am 

30. September 2011 beim Bundesasylamt anhängigen Verfahren mit der Maßga-
be, dass sie nach dem 01. Oktober 2011 entschieden werden, anzuwenden.

(16) Asylwerber, deren Beschwerdeverfahren vor dem Asylgerichtshof gegen 
eine zurück- oder abweisende Entscheidung auf Grund eines Antrages auf inter-
nationalen Schutz, der kein Folgeantrag ist, am 30. September 2011 anhängig ist, 
können das amtswegige zur Seite stellen eines Rechtsberaters gemäß § 66 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 beim Asylgerichtshof beantra-
gen. Über diesen Antrag entscheidet ein Einzelrichter mit Verfahrensanordnung. 
Darüber hinaus gilt dies auch für am 30. September 2011 anhängige Verfahren 
nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997.

(17) Alle mit Ablauf des 31. Dezember 2013 beim Bundesasylamt anhängigen 
Verfahren sind ab 1. Jänner 2014 vom Bundesamt zu Ende zu führen.

(18) Ist eine Entscheidung des Bundesasylamtes, gegen die eine Beschwerde an 
den Asylgerichtshof zulässig ist, vor Ablauf des 31. Dezember 2013 erlassen wor-
den, läuft die Beschwerdefrist mit Ablauf des 31. Dezember 2013 noch und wur-
de gegen diese Entscheidung nicht bereits bis zum Ablauf des 31. Dezember 
2013 Beschwerde beim Asylgerichtshof erhoben, so kann gegen diese vom 1. Jän-
ner bis zum Ablauf des 15. Jänner 2014 Beschwerde beim Bundesverwaltungsge-
richt erhoben werden. Die §§ 14 bis 16 VwGVG sind nicht anwendbar. Eine ge-
gen eine solche Entscheidung bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 erhobene 
Beschwerde gilt als rechtzeitig erhobene Beschwerde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 
B-VG.

(19) Alle mit Ablauf des 31. Dezember 2013 beim Asylgerichtshof anhängigen 
Beschwerdeverfahren sind ab 1. Jänner 2014 vom Bundesverwaltungsgericht 
nach Maßgabe des Abs. 20 zu Ende zu führen.

(20) Bestätigt das Bundesverwaltungsgericht in den Fällen des Abs. 18 und 19 
in Bezug auf Anträge auf internationalen Schutz
1. den abweisenden Bescheid des Bundesasylamtes,
2. jeden weiteren einer abweisenden Entscheidung folgenden zurückweisen-

den Bescheid gemäß § 68 Abs. 1 AVG des Bundesasylamtes,
3. den zurückweisenden Bescheid gemäß § 4 des Bundesasylamtes,
4. jeden weiteren einer zurückweisenden Entscheidung gemäß § 4 folgenden 

zurückweisenden Bescheid gemäß § 68 Abs. 1 AVG des Bundesasylamtes,
5. den Bescheid des Bundesasylamtes, mit dem der Status des Asylberechtig-

ten gemäß § 7 aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des 
subsidiär Schutzberechtigten kommt, oder
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6. den Bescheid des Bundesasylamtes, mit dem der Status des subsidiär 
Schutzberechtigten gemäß § 9 aberkannt wird,

so hat das Bundesverwaltungsgericht in jedem Verfahren zu entscheiden, ob in 
diesem Verfahren die Rückkehrentscheidung auf Dauer unzulässig ist oder das 
Verfahren zur Prüfung der Zulässigkeit einer Rückkehrentscheidung an das 
Bundesamt zurückverwiesen wird. Wird das Verfahren zurückverwiesen, so sind 
die Abwägungen des Bundesverwaltungsgerichtes hinsichtlich des Nichtvorlie-
gens der dauerhaften Unzulässigkeit der Rückkehrentscheidung für das Bundes-
amt nicht bindend. In den Fällen der Z 5 und 6 darf kein Fall der §§ 8 Abs. 3a 
oder 9 Abs. 2 vorliegen.

(21) Wird eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz in der Fassung vor 
dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 nach Ablauf des 31. Dezember 2013 
durch den Verfassungsgerichtshof behoben, so fällt dieses Verfahren an das Bun-
desverwaltungsgericht zurück, das gemäß der Abs. 19 und 20 zu entscheiden hat.

(22) Jeder Bescheid, der nach Ablauf des 31. Oktober 2013 genehmigt wird, 
hat einen Hinweis auf die Rechtsfolge des Abs. 18 zu enthalten.

(23) Ausweisungen, die gemäß § 10 in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 87/2012 erlassen wurden, bleiben binnen 18 Monaten ab einer Aus-
reise des Fremden aufrecht. Diese Ausweisungen gelten als aufenthaltsbeenden-
de Maßnahmen gemäß dem 1. Abschnitt des 8. Hauptstückes des FPG in der 
Fassung nach dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012.

(24) Auf Fremde, denen der Status des Asylberechtigten bereits vor Inkrafttre-
ten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 zuerkannt wurde und auf Fremde, 
die einen Antrag auf internationalen Schutz vor dem 15. November 2015 gestellt 
haben, sind die §§ 2 Abs. 1 Z 15, 3 Abs. 4 bis 4b, 7 Abs. 2a und 51a in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 nicht anzuwenden. Für diese Fremden 
gilt weiter § 2 Abs. 1 Z 15 in der Fassung vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 24/2016. §§ 17 Abs. 6 und 35 Abs. 1 bis 4 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 sind auf Verfahren, die bereits vor dem 1. Juni 
2016 anhängig waren, nicht anzuwenden. Auf Verfahren gemäß § 35, die bereits 
vor dem 1. Juni 2016 anhängig waren, ist § 35 Abs. 1 bis 4 in der Fassung vor 
Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 weiter anzuwenden. Han-
delt es sich bei einem Antragsteller auf Erteilung des Einreisetitels gemäß § 35 
Abs. 1 um den Familienangehörigen eines Fremden, dem der Status des Asylbe-
rechtigten bereits vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 
rechtskräftig zuerkannt wurde, sind die Voraussetzungen gemäß § 60 Abs. 2 Z 1 
bis 3 nicht zu erfüllen, wenn der Antrag auf Erteilung des Einreisetitels innerhalb 
von drei Monaten nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 
gestellt wurde. § 22 Abs. 1 gilt für Verfahren, die mit Ablauf des 31. Mai 2018 
bereits anhängig waren, auch noch nach dem 31. Mai 2018 weiter.

(25) Liegen bei Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes die technischen Vorausset-
zungen für eine Ausstellung der Karte für Asylberechtigte noch nicht vor, ist die-
se nach Wegfall des Hinderungsgrundes auszufolgen.

(26) Für Beschwerden gegen eine Hinderung an der Einreise, eine Zurückwei-
sung oder eine Zurückschiebung gemäß § 40 iVm §§ 41 oder 45 FPG und die 
Rechtsfolgen in Bezug auf den Antrag auf internationalen Schutz (§ 41 Abs. 2 
und 3) gelten die Bestimmungen des 5. Abschnittes des 4. Hauptstückes auch 
nach Ende seiner Anwendbarkeit (§ 36 Abs. 1) weiter.

(27) § 17a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 ist auf im 
Bundesgebiet aufhältige drittstaatszugehörige minderjährige ledige Kinder, de-
ren Vertreter einen Antrag auf internationalen Schutz vor Inkrafttreten des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 eingebracht haben, sowie auf vor Inkrafttreten 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 im Bundesgebiet nachgeborene dritt-
staatszugehörige Kinder und deren Vertreter nicht anzuwenden.

(28) In Verfahren nach § 35, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Verord-
nung der Bundesregierung nach § 36 Abs. 1 bereits anhängig waren, gilt § 36a 
Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/2025 mit der Maßgabe, 
dass die für den Entfall der Fristenhemmung sprechenden Gründe ohne unnöti-
gen Aufschub, spätestens aber in der Beschwerde wegen Verletzung der Entschei-
dungspflicht gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG (Säumnisbeschwerde) – nach vor-
heriger Rechtsbelehrung gemäß § 13a AVG – genau zu bezeichnen sind.

(29) Antragstellern, deren Verfahren nach § 35 zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens einer Verordnung der Bundesregierung nach § 36 Abs. 1 bereits anhängig 
ist, ist das Merkblatt gemäß § 36a Abs. 5 ohne unnötigen Aufschub nach Inkraft-
treten des genannten Bundesgesetzes zur Verfügung zu stellen.

(30) In allen zum Zeitpunkt des Inkrafttretens einer Verordnung der Bundes-
regierung nach § 36 Abs. 1 bereits anhängigen oder während deren Gültigkeits-
dauer anhängig gewordenen Verfahren nach § 35 ist die Minderjährigkeit der 
Person, von welcher der Status des Asyl- oder subsidiär Schutzberechtigten im 
Familienverfahren (§ 34) abgeleitet werden soll (§ 35 Abs. 5 erster Fall), auch 
dann gemäß § 36a Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 17/2025 
zu beurteilen, wenn über den Antrag auf Einreise erst nach dem Außerkrafttre-
ten der genannten Verordnung oder dem 30. September 2026 entschieden wird.

(31) Entscheidungen auf Grund dieses Bundesgesetzes, die nach der Rechtsla-
ge vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 ergangen sind, be-
halten ihre Gültigkeit und begründen in Verfahren, die in derselben Sache ab 
dem 12. Juni 2026 anhängig werden, den Zurückweisungs- oder Ablehnungstat-
bestand der entschiedenen Sache (§ 68 AVG oder Art. 38 Abs. 2 der Verfahrens-
verordnung).

(32) Alle Asylverfahren, deren verfahrenseinleitender Antrag vor dem 12. Juni 
2026 eingebracht worden ist, und alle vor diesem Stichtag eingeleiteten Aberken-
nungsverfahren sind vom Bundesamt oder vom Bundesverwaltungsgericht nach 
der Rechtslage vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 mit 
der Maßgabe zu Ende zu führen, dass § 12 BFA-VG in der Fassung jenes Bundes-
gesetzes auch in solchen Verfahren anzuwenden ist, die inhaltlichen Vorausset-
zungen der Zuerkennung und des Entzugs des internationalen Schutzes sich 
nach der Statusverordnung richten, bei Nichtzuerkennung oder Entzug des Sta-
tus subsidiären Schutzes auch die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 54a 
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in der Fassung jenes Bundesgesetzes zu prüfen und die Befreiung von Gebühren, 
Verwaltungsabgaben und Barauslagen nach § 70 in der Fassung jenes Bundesge-
setzes zu beurteilen ist. Entscheidungen gemäß § 12a können in Asylverfahren 
im Sinne des ersten Satzes auch nach dem 12. Juni 2026 erlassen werden.

(33) Einem Fremden, dem der Status des Asylberechtigten am 12. Juni 2026 
zukommt, gilt die Flüchtlingseigenschaft im Sinne des Art. 3 Z 1 der Statusver-
ordnung als zuerkannt. Einem Fremden, dem der Status des subsidiär Schutzbe-
rechtigten am 12. Juni 2026 zukommt, gilt der Status subsidiären Schutzes im 
Sinne des Art. 3 Z 2 der Statusverordnung als zuerkannt. Die Möglichkeit eines 
Entzugs gemäß Art. 14 oder 19 der Statusverordnung bleibt davon unberührt.

(34) Eine zum 12. Juni 2026 befristete Aufenthaltsberechtigung gemäß § 3 
Abs. 4 erster Satz in der Fassung vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2026 gilt ab diesem Stichtag unbefristet weiter. Gemäß § 51a in der Fas-
sung vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 ausgestellte 
Karten für Asylberechtigte gelten als Aufenthaltstitel gemäß Art. 24 der Status-
verordnung. Auf Antrag ist dem Inhaber gegen Rückgabe dieser Karte jedoch 
ein Aufenthaltstitel auszustellen. Ein solcher Antrag gilt als Verlängerungsan-
trag.

(35) Ein Fremder, der am 12. Juni 2026 eine befristete Aufenthaltsberechti-
gung als subsidiär Schutzberechtigter innehat, kann frühestens drei Monate vor 
Ablauf der Gültigkeitsdauer einen Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 
gemäß Art. 24 der Statusverordnung stellen. Ein am 12. Juni 2026 bereits gestell-
ter, aber noch nicht erledigter Antrag gemäß § 8 Abs. 4 zweiter Satz in der Fas-
sung vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 gilt ab diesem 
Stichtag als Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß Art. 24 der Sta-
tusverordnung. Die im ersten und zweiten Satz genannten Anträge gelten als 
Verlängerungsanträge.

(36) Für Verlängerungsanträge gemäß Abs. 34 und 35 gelten die §§ 3 Abs. 1 
letzter Satz und 8 Abs. 4 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/2026 mit der Maßgabe, dass bei der Festsetzung der Gültigkeitsdauer des 
Aufenthaltstitels auch der Zeitraum, in dem der Fremde bis zum 12. Juni 2026 
als Asyl- oder subsidiär Schutzberechtigter im Bundesgebiet rechtmäßig aufhäl-
tig war, zu berücksichtigen ist.

(37) Vor dem 12. Juni 2026 ausgestellte Karten nach diesem Bundesgesetz und 
die durch sie allenfalls bescheinigten Aufenthaltsberechtigungen behalten ihre 
Gültigkeit bis zum festgesetzten Zeitpunkt. § 53 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. xxx/2026 gilt mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Verfahrens-
karte oder des Aufenthaltstitels die Karte im Sinne des ersten Satzes tritt.

(38) Verfahren über Anträge gemäß § 35 in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. xxx/2026, welche mit Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
xxx/2026 bei der Vertretungsbehörde anhängig sind, sind ab dem 12. Juni 2026 
vom Bundesamt mit folgenden Maßgaben zu Ende zu führen:

1. Der Ablauf der Frist zur Entscheidung über den Antrag ist bis zum Inkraft-
treten jenes Bundesgesetzes, welches für den bisherigen § 35 im NAG einen 
neuen § 46a als Nachfolgeregelung einführt, gehemmt.

2. Eine Zurückweisung des Antrags wegen Wegfalls der bisherigen Rechts-
grundlage findet während der Hemmung gemäß Z 1 nicht statt.

3. Nach Wegfall der Hemmung gemäß Z 1 ist über den Antrag anhand der 
Rechtslage, die durch das in Z 1 gennannte Bundesgesetz geschaffen wird, 
zu entscheiden. 

§ 13 Abs. 3 AVG ist auch dann anzuwenden, wenn der Antrag vor dem 12. Juni 
2026 nicht mangelhaft war.

(39) Ein am 12. Juni 2026 noch nicht in Rechtskraft erwachsener Bescheid ei-
ner Vertretungsbehörde gemäß § 35 gilt mit Inkrafttreten des in Abs. 38 Z 1 ge-
nannten Bundesgesetzes als vom Bundesamt nach der in Abs. 38 Z 1 gennannten 
Nachfolgeregelung erlassen. Ist die Zustellung eines solchen Bescheides bis zum 
Ablauf des 11. Juni 2026 veranlasst, aber noch nicht bewirkt worden, so gilt er 
dennoch gegenüber allen Parteien, denen gegenüber die Zustellung veranlasst 
worden ist, als zugestellt. Wird durch die Zustellung der Lauf einer Frist be-
stimmt, so beginnt diese Frist mit jenem Zeitpunkt zu laufen, in dem der Be-
scheid gemäß den Bestimmungen des § 11 Abs. 3 FPG und des § 19 Konsularge-
setz – KonsG, BGBl. I Nr. 40/2019, als zugestellt gelten würde. Tritt der im vor-
herigen Satz genannte Fall nicht bis zum Ablauf des 30. September 2026 ein, tritt 
der Bescheid von Gesetzes wegen außer Kraft. Über Beschwerden (Art. 130 Abs. 
1 B-VG) in derartigen Verfahren, deren Vorlage an das Bundesverwaltungsge-
richt mit Ablauf des 11. Juni 2026 noch nicht veranlasst wurde, entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht mit folgenden Maßgaben:
1. Belangte Behörde ist das Bundesamt.
2. Der Ablauf der Frist zur Entscheidung über die Beschwerde ist bis zum In-

krafttreten jenes Bundesgesetzes, welches für den bisherigen § 35 im NAG 
einen neuen § 46a als Nachfolgeregelung einführt, gehemmt.

3. Eine Zurück- oder Abweisung der Beschwerde wegen Fehlens oder nach-
träglichen Wegfalls des Rechtsschutzinteresses findet während der Hem-
mung gemäß Z 2 nicht statt.

4. Nach Wegfall der Hemmung gemäß Z 2 ist über die Beschwerde anhand der 
Rechtslage, die durch das in Z 2 gennannte Bundesgesetz geschaffen wird, 
zu entscheiden. 

§ 13 Abs. 3 AVG ist auch dann anzuwenden, wenn der Antrag vor dem 12. Juni 
2026 nicht mangelhaft war.

(40) Alle mit Ablauf des 11. Juni 2026 beim Bundesverwaltungsgericht anhän-
gigen Beschwerdeverfahren betreffend § 35 sind ab 12. Juni 2026 vom Bundes-
verwaltungsgericht unter Beachtung des Abs. 39 Z 1 bis 4 zu Ende zu führen. 
§ 13 Abs. 3 AVG ist auch dann anzuwenden, wenn der Antrag vor dem 12. Juni 
2026 nicht mangelhaft war.

(41) Wurde gegen eine Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts gemäß 
§ 35 rechtzeitig Beschwerde oder Revision erhoben und hat der Verfassungsge-
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richtshof oder Verwaltungsgerichtshof zum 12. Juni 2026 noch nicht darüber 
entschieden, so ist das jeweilige Rechtsmittel als gegenstandslos zu erklären und 
das Verfahren ohne Anhörung des Beschwerdeführers oder Revisionswerbers so-
wie ohne Zuspruch von Aufwandersatz einzustellen. Dies gilt auch, wenn die Be-
schwerde oder Revision gegen eine Entscheidung im Sinne des ersten Satzes erst 
nach dem 12. Juni 2026 erhoben wurde. Mit der Verfahrenseinstellung tritt die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts außer Kraft. Die Rechtssache tritt 
in die Lage zurück, in der sie sich vor der Entscheidung durch das Bundesverwal-
tungsgericht befunden hat. Das Bundesverwaltungsgericht hat das Verfahren 
über die bei ihm anhängige Beschwerde unter Beachtung des Abs. 39 Z 1 bis 4 zu 
Ende zu führen. § 13 Abs. 3 AVG ist vom Bundesverwaltungsgericht auch dann 
anzuwenden, wenn der vor dem 12. Juni 2026 gestellte Antrag nicht mangelhaft 
war.

Artikel 79
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(Anm.: aus BGBl. I Nr. 135/2009, zu den §§ 2, 4, 17, 34 und 57, BGBl. I 
Nr. 100/2005)

(1) Art. 2 (Änderung des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs), Art. 3 (Än-
derung des Ehegesetzes), Art. 4 (Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes), 
Art. 6 (Änderung der Jurisdiktionsnorm), Art. 7 (Änderung des Strafgesetzbu-
ches), Art. 27 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988), Art. 28 (Ände-
rung des Körperschaftsteuergesetzes 1988), Art. 29 (Änderung des Umsatzsteu-
ergesetzes 1994), Art. 30 (Änderung des Bewertungsgesetzes 1955), Art. 31 (Än-
derung des Gebührengesetzes 1957), Art. 33 (Änderung der Bundesabgabenord-
nung), Art. 34 (Änderung des Alkoholsteuergesetzes), Art. 61 (Änderung des 
Ärztegesetzes 1998), Art. 62 (Änderung des Gehaltskassengesetzes 2002), 
Art. 63 (Änderung des Apothekengesetzes), Art. 72 (Änderung des Studienför-
derungsgesetzes), Art. 76 (Änderung des Entwicklungshelfergesetzes), Art. 77 
(Änderung des Bundesgesetzes über Aufgaben und Organisation des auswärti-
gen Dienstes – Statut) und Art. 78 (Bundesgesetz über die Einräumung von Pri-
vilegien und Immunitäten an internationale Organisationen) treten mit 1. Jän-
ner 2010 in Kraft.

(2) Die durch dieses Bundesgesetz geänderten Strafbestimmungen sind in 
Strafsachen nicht anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das Urteil in 
erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhebung eines Urteils infolge Nichtig-
keitsbeschwerde, Berufung, Wiederaufnahme oder Erneuerung des Strafverfah-
rens oder infolge eines Einspruches ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 StGB vor-
zugehen.

2. Bundesgesetz, mit dem die allgemeinen Bestimmungen 
über das Verfahren vor dem Bundesamt für Fremdenwesen 

und Asyl zur Gewährung von internationalem Schutz, 
Erteilung von Aufenthaltstiteln aus 

berücksichtigungswürdigen Gründen, Abschiebung, 
Duldung und zur Erlassung von aufenthaltsbeendenden 
Maßnahmen sowie zur Ausstellung von österreichischen 

Dokumenten für Fremde geregelt werden 
(BFA-Verfahrensgesetz – BFA-VG)

StF: BGBl. I Nr. 87/2012 (NR: GP XXIV RV 1803 AB 1889 S. 166. BR: AB 
8774 S. 812.)

mit den vom Nationalrat am 20.05.2026 als Art. 4 des Asyl- und Migrations-
pakt-Anpassungsgesetzes - AMPAG beschlossenen Änderungen

Inhaltsverzeichnis

1. TEIL: ALLGEMEINER TEIL

1. Hauptstück: Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1. Anwendungsbereich
§ 2. Begriffsbestimmungen

2. Hauptstück: Zuständigkeiten

§ 3. Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl
§ 4. Vertretungsbehörden
§ 4a. Sonstige Behörden im Sinne des Art. 4 Abs. 2 der Verfahrensverordnung
§ 5. Landespolizeidirektionen
§ 6. Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes
§ 7. Bundesverwaltungsgericht
§ 8. Revision

3. Hauptstück: Allgemeine Verfahrensbestimmungen

§ 9. Schutz des Privat- und Familienlebens
§ 10. Handlungsfähigkeit
§ 11. Zustellungen
§ 12. Bescheide
§ 12a. Dolmetschleistungen unter Verwendung technischer Einrichtungen
§ 13. Kooperation eines Fremden
§ 14. Grundsätze bei der Vollziehung

Art. 79 AsylG 2005

56  57



4. Hauptstück: Verfahren vor den Vertretungsbehörden zur Ausstellung von 
österreichischen Dokumenten für Fremde gemäß dem 11. Hauptstück des FPG

§ 15. 

5. Hauptstück: Beschwerdeverfahren

§ 16. Beschwerdefrist und Wirkung von Beschwerden
§ 18. Aufschiebende Wirkung
§ 19. Sichere Herkunftsländer und sichere Drittstaaten
§ 20. Vorbringen in der Beschwerde
§ 21. Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht
§ 22. Überprüfung der Aufhebung des Rechts auf Verbleib
§ 22a. Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft
§ 22b. Beschwerden gegen Bescheide in Verfahren vor den Vertretungsbehörden zur 

Ausstellung von österreichischen Dokumenten für Fremde gemäß dem 11. 
Hauptstück des FPG

6. Hauptstück: Erkennungs- und Ermittlungsdienst

§ 23. Verarbeitung personenbezogener Daten
§ 24. Erkennungsdienstliche Behandlung
§ 25. Aufforderung zur erkennungsdienstlichen Behandlung
§ 26. Zentrales Fremdenregister
§ 27. Datenverarbeitung im Rahmen des Zentralen Fremdenregisters
§ 28. Zentrale Verfahrensdatei
§ 29. Übermittlung personenbezogener Daten
§ 30. Mitteilungspflichten der Behörden
§ 31. Verständigungspflichten
§ 32. Zulässigkeit der Verarbeitung der Daten des Zentralen Melderegisters
§ 33. Internationaler Datenverkehr

2. TEIL: BESONDERER TEIL

1. Hauptstück: Behördenauftrag und Organbefugnisse

1. Abschnitt: Behördenaufträge

§ 34. Festnahmeauftrag
§ 35. Durchsuchungsauftrag
§ 35a. Auftrag zur Auswertung von Datenträgern

2. Abschnitt: Mitwirkung und Befugnisse der Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes

§ 36. Identitätsfeststellung
§ 37. Betretungsbefugnis
§ 38. Durchsuchen von Personen

§ 39. Sicherstellen von Beweismitteln und Bargeld
§ 39a. Auswertung von Datenträgern
§ 40. Festnahme
§ 40a. Haft im Asylverfahren an der Grenze
§ 41. Rechte des Festgenommenen
§ 42. Antragstellung bei einer Sicherheitsbehörde oder bei Organen des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes, Informationserhebung und Befugnis zur 
erkennungsdienstlichen Behandlung

§ 43. Anordnung zur weiteren Vorgangsweise
§ 44. Sonstige Vorführungen
§ 45. Befugnisse der Organe der Landespolizeidirektionen
§ 46. Abnahme von Karten
§ 47. Ausübung unmittelbarer Zwangsgewalt
§ 48. Dokumentationspflicht bei Missachtungen von Anordnungen der 

Unterkunftnahme und Aufenthaltsbeschränkungen

2. Hauptstück: Rechtsberatung

(Anm.: § 48 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 53/2019)
§ 49. Rechtsauskunft und Verfahrensvertretung vor dem Bundesamt
(Anm.: § 50 und § 51 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 53/2019)
§ 52. Rechtsberatung und -vertretung vor dem Bundesverwaltungsgericht
§ 52a. Rückkehrberatung, Rückkehrhilfe und Reintegrationsunterstützung

3. Hauptstück: Kosten

§ 53. Kostenersatz

3. TEIL: SCHLUSSBESTIMMUNGEN

§ 54. Sprachliche Gleichbehandlung
§ 55. Verweisungen
§ 56. Inkrafttreten
§ 57. Vollziehung
§ 58. Übergangsbestimmungen

 BFA-VG BFA-VG 

58  59



Text

1. TEIL: ALLGEMEINER TEIL

1. Hauptstück
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

Anwendungsbereich

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt die allgemeinen Bestimmungen, die für alle 
Fremden, die sich in einem Verfahren vor dem Bundesamt für Fremdenwesen 
und Asyl (Bundesamt), vor den Vertretungsbehörden gemäß dem 11. Haupt-
stück des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100, oder einem Ver-
fahren gemäß § 3 Abs. 2 Z 1 bis 69 vor dem Bundesverwaltungsgericht befinden, 
gelten. Weitere Verfahrensbestimmungen im Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), 
BGBl. I Nr. 100, und dem FPG bleiben davon unberührt.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist ein rechtmäßiger Aufenthalt: der 
Aufenthalt eines Fremden im Bundesgebiet gemäß § 31 Abs. 1 und 4 FPG.

(2) Im Übrigen gelten
1. § 2 Abs. 1 Z 1, 2, 6, 8, 9, 12 bis 16, 18 und 20 sowie Abs. 2 AsylG 2005
2. § 2 Abs. 1 Z 23 des Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes (NAG), BGBl. 

I Nr. 100/2005, und
3. § 2 Abs. 3 und Abs. 4 Z 1, 2, 2a, 4, 5, 7, 11, 15, 18, 24, 27, 28 und 30 bis 32 

sowie Abs. 5 Z 3 FPG.

2. Hauptstück
Zuständigkeiten

Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl

§ 3. (1) Behörde im Inland nach diesem Bundesgesetz ist das Bundesamt mit 
bundesweiter Zuständigkeit.

(2) Dem Bundesamt obliegen
1. die Führung von Verfahren und die Erlassung von Überstellungsentschei-

dungen gemäß der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung,
2. die Zuerkennung und der Entzug des internationalen Schutzes gegenüber 

Fremden in Österreich gemäß der Status- und der Verfahrensverordnung,

3. die Erteilung und die Verlängerung von Aufenthaltstiteln gemäß dem 
AsylG 2005,

4. die Anordnung der Schubhaft und des gelinderen Mittels nach dem FPG 
sowie die Anordnung der Haft und des gelinderen Mittels im Asylverfahren 
an der Grenze gemäß § 40a,

5. die Anordnung der Abschiebung, die Duldung und die Vollstreckung von 
Rückführungsentscheidungen von EWR-Staaten gemäß dem 7. Haupt-
stück des FPG,

6. die Erlassung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen gemäß dem 8. 
Hauptstück des FPG und Art. 37 der Verfahrensverordnung,

7. die Ausstellung von österreichischen Dokumenten für Fremde gemäß dem 
11. Hauptstück des FPG,

8. die Vorschreibung von Kosten gemäß § 53 und
9. die Führung von Verfahren nach dem Grundversorgungsgesetz – Bund 

2005 (GVG-B 2005), BGBl. Nr. 405/1991, mit Ausnahme von Verwal-
tungsstrafverfahren.

(3) Das Bundesamt ist zur Vollstreckung der von ihm erlassenen Bescheide so-
wie der vom Bundesverwaltungsgericht ausgefertigten Erkenntnisse und Be-
schlüsse in den Angelegenheiten seines sachlichen Wirkungsbereichs zuständig. 
Es gilt das Verwaltungsvollstreckungsgesetz 1991 (VVG), BGBl. Nr. 53/1991. 
Die in diesem Bundesgesetz, im AsylG 2005 und im FPG eingeräumten beson-
deren Zwangsbefugnisse bleiben unberührt.

Vertretungsbehörden

§ 4. (1) Im Ausland obliegt
1. die Ausstellung, die Einschränkung des Geltungsbereiches, die Versagung 

und die Entziehung von Fremdenpässen (§ 88 FPG) und Konventionsreise-
pässen (§ 94 FPG), ausgenommen die Erstausstellung, sowie

2. die Ausstellung von Rückkehrausweisen für Staatsangehörige eines Mit-
gliedstaates (§ 96 FPG)

den österreichischen Vertretungsbehörden.
(2) Die örtliche Zuständigkeit zur Vornahme von Amtshandlungen gemäß 

Abs. 1 richtet sich im Ausland, sofern nicht anderes bestimmt ist, nach dem 
Wohnsitz des Fremden. Auf Weisung des Bundesministers für Europa, Integrati-
on und Äußeres kann jede Vertretungsbehörde tätig werden.

(3) Hat der Fremde einen Wohnsitz im Bundesgebiet, richtet sich die örtliche 
Zuständigkeit im Ausland nach dem Aufenthalt des Fremden.

§§ 1-3 BFA-VG BFA-VG § 4
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Sonstige Behörden im Sinne des Art. 4 Abs. 2 der Verfahrensverordnung

§ 4a. Sonstige Behörden im Sinne des Art. 4 Abs. 2 der Verfahrensverordnung 
sind die Landespolizeidirektionen, die nach § 3 Abs. 1 NAG zuständigen Behör-
den, die Vollzugsbehörden erster Instanz gemäß § 11 Abs. 1 des Strafvollzugsge-
setzes (StVG), BGBl. Nr. 144/1969, und die Justizwache gemäß § 13a StVG.

Landespolizeidirektionen

§ 5. Der Vollzug der Anhaltung eines Fremden gemäß § 76 FPG, § 5 VVG, § 40 
oder § 40a und der Abschiebung eines Fremden gemäß § 46 FPG sowie das zur 
Verfügung stellen und die Überwachung des gelinderen Mittels gemäß § 77 
Abs. 3 Z 1 und 2 FPG obliegt der Landespolizeidirektion, in deren Sprengel sich 
der Fremde aufhält. Für den Vollzug des Zwangsmittels der Haft gemäß § 5 VVG 
gelten §§ 78 und 79 FPG sinngemäß.

Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes

§ 6. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben das Bundesamt bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben, insbesondere durch Wahrnehmung der ihnen ge-
mäß §§ 36 bis 47 eingeräumten Aufgaben und Befugnisse, zu unterstützen.

Bundesverwaltungsgericht

§ 7. (1) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet über
1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesamtes,
2. Beschwerden gegen Bescheide der Vertretungsbehörden gemäß dem 11. 

Hauptstück des FPG,
3. Beschwerden gegen Maßnahmen unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt 

gemäß dem 1. Hauptstück des 2. Teiles des BFA-VG und gemäß dem 7. und 
8. Hauptstück des FPG,

4. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesamtes 
und

5. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesministers für Inneres in Verfahren 
gemäß §§ 3 Abs. 2 Z 1 bis 69 und 4 Abs. 1 Z 1 und 2.

(2) Das Bundesverwaltungsgericht hat jedenfalls in der Sache selbst zu entschei-
den, wenn der Verwaltungsgerichtshof einer Revision oder der Verfassungsge-
richtshof einer Beschwerde gegen ein Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerich-
tes gemäß Abs. 1 stattgegeben hat.

Revision

§ 8. Gegen Erkenntnisse oder Beschlüsse des Bundesverwaltungsgerichtes über 
Beschwerden gegen Bescheide oder Maßnahmen unmittelbarer verwaltungsbe-
hördlicher Befehls- und Zwangsgewalt des Bundesamtes steht dem Bundesmi-
nister für Inneres das Recht zu, beim Verwaltungsgerichtshof nach Zustellung 
des Erkenntnisses an das Bundesamt Revision zu erheben.

3. Hauptstück
Allgemeine Verfahrensbestimmungen

Schutz des Privat- und Familienlebens

§ 9. (1) Wird durch eine aufenthaltsbeendende Maßnahme in das Privat- oder 
Familienleben des Fremden eingegriffen, so ist die Erlassung der Entscheidung 
zulässig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten Ziele 
dringend geboten ist.

(2) Bei der Beurteilung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 
EMRK sind insbesondere zu berücksichtigen:
1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthaltes und die Frage, ob der bishe-

rige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig war,
2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens,
3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens,
4. der Grad der Integration,
5. die Bindungen zum Heimatstaat des Fremden,
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit,
7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 

Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts,
8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeit-

punkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren Aufenthaltssta-
tus bewusst waren,

9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Be-
hörden zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist.

(3) Über die Zulässigkeit der aufenthaltsbeendenden Maßnahme ist jedenfalls 
begründet, insbesondere im Hinblick darauf, ob diese gemäß Abs. 1 auf Dauer 
unzulässig ist, abzusprechen. Die Unzulässigkeit einer aufenthaltsbeendenden 
Maßnahme ist nur dann auf Dauer, wenn die ansonsten drohende Verletzung 
des Privat- und Familienlebens auf Umständen beruht, die ihrem Wesen nach 
nicht bloß vorübergehend sind. Dies ist insbesondere dann der Fall, wenn die 
aufenthaltsbeendende Maßnahme schon allein auf Grund des Privat- und Fami-
lienlebens im Hinblick auf österreichische Staatsbürger oder Personen, die über 
ein unionsrechtliches Aufenthaltsrecht oder ein unbefristetes Niederlassungs-
recht (§ 45 oder §§ 51 ff NAG) verfügen, unzulässig wäre.

§§ 4a-7 BFA-VG BFA-VG §§ 8, 9
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(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 4 Z 5, BGBl. I Nr. 56/2018)
(5) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgebli-

chen Sachverhaltes bereits fünf Jahre, aber noch nicht acht Jahre ununterbro-
chen und rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen war, darf mangels eigener 
Mittel zu seinem Unterhalt, mangels ausreichenden Krankenversicherungs-
schutzes, mangels eigener Unterkunft oder wegen der Möglichkeit der finanziel-
len Belastung einer Gebietskörperschaft eine Rückkehrentscheidung gemäß 
§§ 52 Abs. 4 iVm 53 FPG nicht erlassen werden. Dies gilt allerdings nur, wenn 
der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, die Mittel zu seinem Unterhalt und 
seinen Krankenversicherungsschutz durch Einsatz eigener Kräfte zu sichern oder 
eine andere eigene Unterkunft beizubringen, und dies nicht aussichtslos scheint.

(6) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgebli-
chen Sachverhaltes bereits acht Jahre ununterbrochen und rechtmäßig im Bun-
desgebiet niedergelassen war, darf eine Rückkehrentscheidung gemäß § 52 
Abs. 4 FPG nur mehr erlassen werden, wenn die Voraussetzungen gemäß § 53 
Abs. 3 FPG vorliegen. § 73 Strafgesetzbuch (StGB), BGBl. Nr. 60/1974 gilt.

Handlungsfähigkeit

§ 10. (1) Für den Eintritt der Handlungsfähigkeit in Verfahren vor dem Bundes-
amt, vor den Vertretungsbehörden gemäß dem 11. Hauptstück des FPG und in 
einem Verfahren gemäß § 3 Abs. 2 Z 1 bis 6 vor dem Bundesverwaltungsgericht 
ist ungeachtet der Staatsangehörigkeit des Fremden österreichisches Recht maß-
geblich.

(2) In Verfahren vor dem Bundesamt und dem Bundesverwaltungsgericht ist 
jeder Elternteil für sich zur Vertretung des Kindes befugt. Widerstreiten die Er-
klärungen beider Elternteile bei ehelichen Kindern, ist die zeitlich frühere Erklä-
rung relevant; ein Beschwerdeverzicht kann nicht gegen den erklärten Willen ei-
nes Elternteils abgegeben werden. Die Vertretung für das uneheliche Kind 
kommt bei widerstreitenden Erklärungen der Elternteile der Mutter zu, soweit 
nicht der Vater alleine mit der Obsorge betraut ist.

(3) Ein unbegleiteter Minderjähriger ist berechtigt, einen Antrag auf internati-
onalen Schutz zu stellen und einzureichen sowie Verfahrenshandlungen gemäß 
dem 8. Hauptstück des FPG zu seinem Vorteil zu setzen. Solche Fremde sind in 
die Erstaufnahmestelle zu verbringen (§ 43). Gesetzlicher Vertreter für Verfahren 
vor dem Bundesamt und dem Bundesverwaltungsgericht ist ab Ankunft in der 
Erstaufnahmestelle der Verfahrensvertreter (§ 49 Abs. 2) nach Zuweisung an eine 
Betreuungsstelle eines Bundeslandes der örtlich zuständige Kinder- und Jugend-
hilfeträger jenes Bundeslandes, in dem der Minderjährige einer Betreuungsstelle 
zugewiesen wurde. 

Beachte für folgende Bestimmung
Zu Abs. 2: Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I 

Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 
BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt der Abs. 2 bis zu dem in dieser Verord-

nung festgelegten Zeitpunkt in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 53/2019 weiter (vgl. § 56 Abs. 13).

Zustellungen

§ 11. (1) Die Organisationseinheit des Bundesamtes, in der sich der Antragsteller 
befindet oder die Unterkunft oder die Betreuungseinrichtung des Bundes, in der 
der Antragsteller oder Fremde versorgt wird, sind Abgabestelle für eine persönli-
che Zustellung nach dem Bundesgesetz über die Zustellung behördlicher Doku-
mente – ZustG, BGBl. Nr. 200/1982. Eine Kontaktstelle gemäß § 19a Abs. 2 
Meldegesetz 1991 (MeldeG), BGBl. Nr. 9/1992, ist in Verfahren vor dem Bun-
desamt keine Abgabestelle im Sinne des ZustG.

(2) Bis zur Verständigung gemäß § 29 Z 5 AsylG 2005, dass die Prüfung der 
Zulässigkeit des Antrags auf internationalen Schutz abgeschlossen ist, sind La-
dungen nur dem Antragsteller persönlich und – soweit eine Vertretung nach 
§ 10 vorliegt oder der Antragsteller an den Verfahrensvertreter (§ 49) verwiesen 
wurde – einem Verfahrensvertreter zuzustellen. Hat der Antragsteller auch einen 
gewillkürten Vertreter, ist dieser vom Verfahrensvertreter über Ladungen und 
den Stand des Verfahrens schnellstmöglich zu verständigen, wenn der Antrags-
teller dies wünscht.

(3) Zustellungen an Fremde können, soweit sie nicht durch eigene Organe des 
Bundesamtes oder des Bundesverwaltungsgerichtes vorgenommen werden, 
durch Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes oder durch Organe der Be-
treuungseinrichtungen des Bundes (§ 1 Z 7 GVG-B) erfolgen. Eine allenfalls not-
wendige Hinterlegung hat diesfalls bei der nächsten Dienststelle der Landespoli-
zeidirektion oder bei der Betreuungseinrichtung des Bundes zu erfolgen. § 17 
Abs. 3 Satz 1 bis 3 ZustG gilt sinngemäß.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 4 Z 4, BGBl. I Nr. 145/2017)
(5) Ergeht eine Zustellung auf Grund der Angaben des Fremden zu seinem Al-

ter an einen Verfahrensvertreter (§ 49) oder eine nach den zivilrechtlichen Be-
stimmungen berufene Stelle (§ 10) als gesetzlichen Vertreter, so ist diese auch 
wirksam bewirkt, wenn der Fremde zum Zeitpunkt der Zustellung volljährig ist.

(6) Zustellungen an Fremde können durch Organe des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes auch im Zuge der Erfüllung einer Meldeverpflichtung gemäß § 15a 
AsylG 2005, §§ 56 Abs. 2 Z 2, 71 Abs. 2 Z 2 oder 77 Abs. 3 Z 2 FPG oder § 13 
Abs. 2 erfolgen. Kommt der Empfänger seiner Meldeverpflichtung nach Veran-
lassung der Zustellung nicht nach, ist das Dokument bei der Dienststelle der 
Landespolizeidirektion zu hinterlegen. § 17 Abs. 3 Satz 1 bis 3 ZustG gilt sinnge-
mäß mit der Maßgabe, dass das hinterlegte Dokument von der Dienststelle der 
Landespolizeidirektion zur Abholung bereitzuhalten ist. Wurde eine Verletzung 
der Meldeverpflichtung dem Bundesamt vor Veranlassung der Zustellung mitge-
teilt, ist die Zustellung durch Hinterlegung ohne vorhergehenden Zustellver-
such vorzunehmen, solange der Fremde seiner Meldeverpflichtung nicht nach-
gekommen ist. § 23 ZustG gilt sinngemäß mit der Maßgabe, dass an die Stelle der 

§ 10 BFA-VG BFA-VG § 11
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zuständigen Geschäftsstelle des Zustelldienstes die Dienststelle der Landespoli-
zeidirektion tritt und eine Hinterlegung beim Gemeindeamt nicht in Betracht 
kommt.

(7) Ein Antragsteller, dem das Recht auf Verbleib gemäß Art. 10 oder 68 der 
Verfahrensverordnung nicht oder nicht mehr zukommt und gegen den eine 
aufrechte aufenthaltsbeendende Maßnahme durchgesetzt wird, ist nachweislich 
darüber zu belehren, dass er sich für Zustellungen eines Zustellbevollmächtigten 
bedienen kann und dass er dem Bundesamt auch im Ausland seinen Aufent-
haltsort und seine Anschrift bekannt zu geben und Änderungen so rasch wie 
möglich zu melden hat Art. 9 Abs. 2 lit. c der Verfahrensverordnung). Darüber 
hinaus ist ihm die Postanschrift des Bundesamtes und des Bundesverwaltungsge-
richtes mitzuteilen. Soweit möglich, ist ihm ein schriftliches Informationsblatt in 
einer ihm verständlichen Sprache auszufolgen. Zustellungen haben in diesen Fäl-
len, soweit möglich, an der letzten dem Bundesamt oder dem Bundesverwal-
tungsgericht bekannten Zustelladresse oder, wenn der Fremde durch einen Ver-
fahrensvertreter oder Rechtsberater vertreten ist, an diesen zu erfolgen; liegt die 
Zustelladresse im Ausland, gilt die Zustellung mit Eintreffen der Entscheidung 
an dieser Adresse als bewirkt. § 24 AsylG 2005 gilt.

(8) Hat der Fremde einen Zustellbevollmächtigten, so gilt die Zustellung eines 
Schubhaftbescheides auch in dem Zeitpunkt als vollzogen, in dem eine Ausferti-
gung dem Fremden tatsächlich zugekommen ist. Die Zustellung einer weiteren 
Ausfertigung an den Zustellungsbevollmächtigten ist in diesen Fällen unverzüg-
lich zu veranlassen.

(9) Der Drittstaatsangehörige, der einen Antrag auf Erteilung eines Aufent-
haltstitels beim Bundesamt gestellt hat, hat dem Bundesamt eine Zustelladresse 
und im Fall ihrer Änderung während des Verfahrens die neue Zustelladresse un-
verzüglich bekannt zu geben. Ist die persönliche Zustellung einer Ladung oder 
einer Verfahrensanordnung zum wiederholten Mal nicht möglich, ist das Verfah-
ren einzustellen, wenn der Drittstaatsangehörige bei Antragstellung über diesen 
Umstand belehrt wurde.

Bescheide

§ 12. Die Bescheide des Bundesamtes haben den Spruch und die Rechtsmittel-
belehrung auch in einer dem Fremden verständlichen Sprache oder in einer Spra-
che zu enthalten, bei der vernünftigerweise davon ausgegangen werden kann, 
dass er sie versteht. Eine unrichtige Übersetzung begründet lediglich das Recht, 
unter den Voraussetzungen des § 33 VwGVG wiedereingesetzt zu werden.

Dolmetschleistungen unter Verwendung technischer Einrichtungen

§ 12a. Wenn einer Einvernahme oder Befragung außer den in Art. 22 der Asyl- 
und Migrationsmanagementverordnung und in Art. 13 der Verfahrensverord-
nung genannten Fällen ein Dolmetscher beizuziehen ist (§ 39a AVG), die Dol-

metschleistung am Ort der Einvernahme aber nicht binnen angemessener Zeit 
zur Verfügung gestellt werden kann, so kann die Dolmetschleistung unter Ver-
wendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung erbracht 
und dokumentiert werden.

Kooperation eines Fremden

§ 13. (1) Unbeschadet der Asyl- und Migrationsmanagement-, der Verfahrens- 
und der Statusverordnung hat der Fremde am Verfahren vor dem Bundesamt 
mitzuwirken.

(2) Verfügt ein Fremder lediglich über eine Hauptwohnsitzbestätigung gemäß 
§ 19a MeldeG, so hat er sich beginnend mit dem ersten Werktag nach Ausstel-
lung der Hauptwohnsitzbestätigung vierzehntätig bei der, der Kontaktstelle ge-
mäß § 19a Abs. 1 Z 2 MeldeG nächstgelegenen Dienststelle einer Landespolizei-
direktion zu melden; dies gilt nicht im Falle einer Verfahrensanordnung gemäß 
§ 15a Abs. 2 AsylG 2005. Eine Verletzung dieser Meldeverpflichtung liegt nicht 
vor, wenn deren Erfüllung für den Fremden nachweislich nicht möglich oder 
nicht zumutbar war.

(3) Gelingt es dem Fremden nicht, eine behauptete und auf Grund der bisher 
vorliegenden Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens zweifelhafte Minderjährig-
keit, auf die er sich in einem Verfahren vor dem Bundesamt oder dem Bundesver-
waltungsgericht beruft, durch unbedenkliche Urkunden oder sonstige geeignete 
und gleichwertige Bescheinigungsmittel nachzuweisen, kann das Bundesamt 
oder das Bundesverwaltungsgericht im Rahmen einer multifaktoriellen Unter-
suchungsmethodik zur Altersdiagnose (§ 2 Abs. 1 Z 23 NAG) auch die Vornah-
me radiologischer Untersuchungen, insbesondere Röntgenuntersuchungen, an-
ordnen. Jede Untersuchungsmethode hat mit dem geringst möglichen Eingriff 
zu erfolgen. Die Mitwirkung des Fremden an einer radiologischen Untersu-
chung ist nicht mit Zwangsmittel durchsetzbar. Bestehen nach der Altersdiagno-
se weiterhin begründete Zweifel, so ist zu Gunsten des Fremden von seiner Min-
derjährigkeit auszugehen. Art. 25 der Verfahrensverordnung bleibt unberührt.

(4) Gelingt es einem Fremden nicht, ein behauptetes Verwandtschaftsverhält-
nis, auf das er sich in einem Verfahren vor dem Bundesamt oder dem Bundesver-
waltungsgericht oder in einem Verfahren gemäß § 35 AsylG 2005 beruft, durch 
unbedenkliche Urkunden oder sonstige geeignete und gleichwertige Bescheini-
gungsmittel nachzuweisen, so hat ihm das Bundesamt oder das Bundesverwal-
tungsgericht auf sein Verlangen und auf seine Kosten die Vornahme einer DNA-
Analyse zu ermöglichen. Der Fremde ist über diese Möglichkeit zu belehren. Das 
mangelnde Verlangen des Fremden auf Vornahme einer DNA-Analyse ist keine 
Weigerung des Fremden, an der Klärung des Sachverhaltes mitzuwirken. Im wei-
teren Verfahren darf nur die Information über das Verwandtschaftsverhältnis 
verarbeitet werden; allenfalls darüber hinaus gehende Daten sind zu löschen. Das 
Bundesamt oder das Bundesverwaltungsgericht hat dem Fremden die Kosten 
der DNA-Analyse auf Antrag zu erstatten, wenn das behauptete Verwandt-
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schaftsverhältnis durch das auf der DNA-Analyse beruhende Gutachten festge-
stellt wurde und sich der Fremde im Bundesgebiet aufhält.

(5) Im Rahmen der Beurteilung der Glaubwürdigkeit des Vorbringens eines 
Fremden ist unbeschadet der Verfahrensverordnung auf die Mitwirkung im Ver-
fahren Bedacht zu nehmen.

(6) Ein unbegleiteter Minderjähriger hat, soweit er dazu in der Lage ist, an 
sämtlichen Maßnahmen zur Suche nach Familienangehörigen im Herkunftss-
taat, in einem Drittstaat oder Mitgliedstaat, unabhängig davon, von wem diese 
geführt wird, mitzuwirken; die diesbezüglichen Ergebnisse sind dem Bundesamt 
unverzüglich vorzulegen, soweit sie ihm nicht ohnehin zugänglich sind. Diese 
Mitwirkungspflicht besteht nicht, wenn die Suche nach dem Familienangehöri-
gen nicht im Interesse des Kindeswohles gelegen ist.

Grundsätze bei der Vollziehung

§ 14. Das Bundesamt, die Landespolizeidirektionen und die Organe des öffent-
lichen Sicherheitsdienstes haben die Art. 2, 3 und 8 EMRK bei der Erfüllung ih-
rer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz, dem AsylG 2005, dem 7., 8. und 11. 
Hauptstück des FPG, der Asyl- und Migrationsmanagement-, der Verfahrens- 
und der Statusverordnung besonders zu beachten.

4. Hauptstück
Verfahren vor den Vertretungsbehörden zur Ausstellung von 

österreichischen Dokumenten für Fremde gemäß dem 11. Hauptstück 
des FPG

§ 15. (1) In Verfahren vor Vertretungsbehörden haben Antragsteller unter Anlei-
tung der Behörde die für die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes erfor-
derlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen. Die §§ 13 Abs. 3, 37, 45 
Abs. 2 und 3 AVG gelten. Der Antragsteller hat auf Verlangen der Vertretungs-
behörde vor dieser persönlich zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung ei-
nes Dolmetschers (§ 39a AVG). § 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur für in Öster-
reich zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Personen.

(2) Partei in Verfahren vor der Vertretungsbehörde ist ausschließlich der An-
tragsteller.

(3) Entscheidungen gemäß Abs. 1 sind schriftlich in einer Weise auszufertigen, 
dass der Betroffene deren Inhalt und Wirkung nachvollziehen kann. Dem Be-
troffenen sind die Gründe der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder Gesund-
heit, die der ihn betreffenden Entscheidung zugrunde liegen, genau und umfas-
send mitzuteilen, es sei denn, dass Gründe der Sicherheit der Republik Öster-
reich dieser Mitteilung entgegenstehen. In der schriftlichen Ausfertigung der Be-
gründung ist auch die Beschwerdeinstanz anzugeben.

(4) Die Ausfertigung bedarf der Bezeichnung der Vertretungsbehörde, des Da-
tums der Entscheidung und der Unterschrift des Genehmigenden; an die Stelle 

der Unterschrift kann das Siegel der Republik Österreich gesetzt werden, sofern 
die Identität des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist. Die Zustellung hat 
durch Übergabe in der Vertretungsbehörde oder, soweit die internationale 
Übung dies zulässt, auf postalischem oder elektronischem Wege zu erfolgen; ist 
dies nicht möglich, so ist die Zustellung durch Kundmachung an der Amtstafel 
der Vertretungsbehörde vorzunehmen.

(5) Für die Berechnung von Beginn, Lauf und Ende von Fristen (§ 33 AVG) 
gelten die Wochenend- und Feiertagsregelungen des Empfangsstaates.

5. Hauptstück
Beschwerdeverfahren

Beschwerdefrist und Wirkung von Beschwerden

§ 16. (1) Abweichend von § 7 Abs. 4 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes 
(VwGVG), BGBl. I Nr. 33/2013, beträgt die Frist zur Erhebung einer Beschwer-
de gegen einen Bescheid des Bundesamtes in den Fällen des Art. 67 Abs. 7 lit. a 
der Verfahrensverordnung zehn Tage; dies gilt auch für eine Beschwerde gegen 
die mit dem Bescheid allenfalls verbundenen Spruchpunkte.

(2) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen
1. einen Bescheid, mit dem ein Antrag auf internationalen Schutz, zu dessen 

Prüfung Österreich nicht zuständig ist, gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 
oder wegen entschiedener Sache gemäß § 68 AVG zurückgewiesen wird,

2. einen Bescheid über den Entzug der Flüchtlingseigenschaft in den Fällen 
des § 7 Abs. 1 AsylG 2005,

3. eine Überstellungsentscheidung gemäß Art. 42 der Asyl- und Migrations-
managementverordnung (§ 5 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005) und

4. die mit diesen Entscheidungen allenfalls verbundenen Spruchpunkte
beträgt abweichend von § 7 Abs. 4 VwGVG zwei Wochen, wenn die Entschei-
dung in den Fällen der Z 1 und 2 jeweils mit einer aufenthaltsbeendenden Maß-
nahme verbunden ist. Z 1 gilt auch, wenn von der Verbindung mit einer aufent-
haltsbeendenden Maßnahme auf Grund des § 59 Abs. 3 FPG abgesehen wurde. 
Kürzere Beschwerdefristen gemäß Abs. 1 bleiben unberührt.

(3) Wird gegen eine ablehnende Entscheidung im Familienverfahren gemäß 
dem 4. Abschnitt des 4. Hauptstückes des AsylG 2005 auch nur von einem be-
troffenen Familienangehörigen Beschwerde erhoben, gilt diese auch als Be-
schwerde gegen die die anderen Familienangehörigen betreffenden Entscheidun-
gen; keine dieser Entscheidungen ist dann der Rechtskraft zugänglich.

Aufschiebende Wirkung

§ 18. (1) Eine Beschwerde gegen eine Entscheidung des Bundesamtes hat in den 
Fällen, in denen der Beschwerdeführer nicht zum Verbleib berechtigt ist (Art. 68 
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Abs. 3 der Verfahrensverordnung), keine aufschiebende Wirkung. Ein Antrag 
auf Verbleib (Art. 68 Abs. 4 erster Satz der Verfahrensverordnung) gilt zugleich 
als Antrag, einer solchen Beschwerde die aufschiebende Wirkung zuzuerkennen. 
Art. 68 Abs. 5 lit. d der Verfahrensverordnung ist in den Fällen des Art. 68 Abs. 
6 jener Verordnung nicht anzuwenden.

(2) Ein Antrag auf Verbleib ist gemeinsam mit der Beschwerde gemäß Abs. 1 
erster Satz beim Bundesamt einzubringen. Das Bundesamt hat ihn gemeinsam 
mit der Beschwerde dem Bundesverwaltungsgericht vorzulegen; es ist im darüber 
zu führenden Verfahren belangte Behörde (Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG) und hat 
das Recht, gegen die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes über den 
Antrag auf Verbleib Revision zu erheben. Das Bundesverwaltungsgericht hat 
über den Antrag auf Verbleib binnen zehn Tagen ab Einlangen mit Beschluss zu 
entscheiden.

(3) Für Anträge auf Aussetzung des Vollzugs der Überstellungsentscheidung 
(Art. 43 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung) gilt Abs. 2 mit Aus-
nahme des letzten Satzes mit der Maßgabe, dass der Antrag gemeinsam mit der 
Beschwerde gegen die Überstellungsentscheidung einzubringen ist. Wurde ein 
erster solcher Antrag rechtzeitig eingebracht, so gilt zudem Art. 68 Abs. 5 lit. d 
der Verfahrensverordnung mit der Maßgabe, dass an die Stelle des Antrags auf 
Verbleib der Antrag auf Aussetzung der Überstellungsentscheidung tritt.

(4) Die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen eine nicht unter Abs. 1 
fallende Rückkehrentscheidung ist vom Bundesamt abzuerkennen, wenn
1. die sofortige Ausreise des Drittstaatsangehörigen im Interesse der öffentli-

chen Ordnung oder Sicherheit erforderlich ist,
2. der Drittstaatsangehörige einem Einreiseverbot zuwider in das Bundesge-

biet zurückgekehrt ist oder
3. Fluchtgefahr besteht.

(5) Bei EWR-Bürgern, Schweizer Bürgern und begünstigten Drittstaatsange-
hörigen kann die aufschiebende Wirkung einer Beschwerde gegen ein Aufent-
haltsverbot aberkannt werden, wenn deren sofortige Ausreise oder die sofortige 
Durchsetzbarkeit im Interesse der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit erfor-
derlich ist.

(6) Der Beschwerde gegen eine Ausweisung gemäß § 66 FPG darf die aufschie-
bende Wirkung nicht aberkannt werden.

(7) Der Beschwerde gegen eine Aberkennungsentscheidung gemäß Abs. 4 oder 
5 ist trotz Vorliegens einer dafür maßgeblichen Voraussetzung stattzugeben, 
wenn anzunehmen ist, dass die Abschiebung gegen § 50 Abs. 1 oder 2 FPG oder 
Art. 8 EMRK verstoßen würde. Mit der Abschiebung ist bis zum Ablauf der Be-
schwerdefrist, wird gegen die Aberkennungsentscheidung rechtzeitig Beschwer-
de erhoben, bis zur Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes über die Be-
schwerde zuzuwarten. Das Bundesverwaltungsgericht hat über eine solche Be-
schwerde binnen zehn Tagen zu entscheiden.

(8) Die §§ 13 Abs. 2 bis 4 und 22 VwGVG sind in den Fällen der Abs. 1 bis 7 
nicht anwendbar.

Sichere Herkunftsländer und sichere Drittstaaten

§ 19. (1) Sichere Herkunftsländer sind die Mitgliedstaaten (§ 2 Abs. 1 Z 12 
AsylG 2005).

(2) Die Bundesregierung ist – gegebenenfalls unter Berücksichtigung der 
Art. 59 Abs. 2 und 61 Abs. 2 der Verfahrensverordnung – ermächtigt, mit Ver-
ordnung festzulegen, dass
1. andere als nach Art. 62 der Verfahrensverordnung benannte Staaten als si-

chere Herkunftsländer gelten oder
2. andere als nach Art. 60 der Verfahrensverordnung benannte Staaten als si-

chere Drittstaaten gelten.

Vorbringen in der Beschwerde

§ 20. (1) Unbeschadet der Verfahrensverordnung sowie der Asyl- und Migrati-
onsmanagementverordnung dürfen in einer Beschwerde gegen eine Entschei-
dung des Bundesamtes neue Tatsachen und Beweismittel nur vorgebracht wer-
den,
1. wenn sich der Sachverhalt, der der Entscheidung zu Grunde gelegt wurde, 

nach der Entscheidung des Bundesamtes maßgeblich geändert hat;
2. wenn das Verfahren vor dem Bundesamt mangelhaft war;
3. wenn diese dem Fremden bis zum Zeitpunkt der Entscheidung des Bundes-

amtes nicht zugänglich waren oder
4. wenn der Fremde nicht in der Lage war, diese vorzubringen.

(2) Über die Zulässigkeit des Vorbringens neuer Tatsachen und Beweise muss 
nicht entschieden werden, wenn diese für die Entscheidung des Bundesverwal-
tungsgerichtes nicht maßgeblich sind.

(3) Abs. 1 ist auf Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes auf 
Grund eines Antrages auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß dem 7. 
Hauptstück des AsylG 2005 nicht anzuwenden.

Beachte für folgende Bestimmung
Abs. 2b gilt für Beschwerdeverfahren, die mit Ablauf des 31. Mai 2018 bereits 

anhängig waren, auch nach dem 31. Mai 2018 weiter (vgl. § 58 Abs. 5).

Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht

§ 21. (1) Zu Verhandlungen vor dem Bundesverwaltungsgericht ist das Bundes-
amt zu laden; diesem kommt das Recht zu, Anträge und Fragen zu stellen.

(2) Das Bundesverwaltungsgericht erkennt über Beschwerden gegen Entschei-
dungen, mit denen ein Antrag auf internationalen Schutz gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 
AsylG 2005 zurückgewiesen oder als unzulässig abgelehnt wurde, oder gegen 
Überstellungsentscheidungen binnen acht Wochen.

§ 18 BFA-VG BFA-VG §§ 19-21
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(2a) Das Bundesverwaltungsgericht erkennt binnen drei Monaten über Be-
schwerden gegen Entscheidungen, mit denen
1. die Flüchtlingseigenschaft entzogen wurde (§ 7 AsylG 2005), ohne den Sta-

tus subsidiären Schutzes zuzuerkennen,
2. der Status subsidiären Schutzes entzogen wurde (§ 9 AsylG 2005), oder
3. gegen Fremde, deren Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß § 46a Abs. 1 Z 2 

FPG geduldet war, eine Rückkehrentscheidung erlassen oder die Zulässig-
keit der Abschiebung festgestellt wurde.

Diese Frist kann überschritten werden, sofern dies zur angemessenen und voll-
ständigen Prüfung der Beschwerde erforderlich ist. Diesfalls gilt die Entschei-
dungsfrist nach § 34 Abs. 1 VwGVG. Abweichend von Satz 1 erkennt das Bun-
desverwaltungsgericht binnen zwei Monaten über Beschwerden gegen Entschei-
dungen, mit denen die Flüchtlingseigenschaft wegen eines Ausschlussgrundes 
(Art. 14 Abs. 1 lit. b der Statusverordnung) entzogen wurde, ohne den Status 
subsidiären Schutzes zuzuerkennen.

(Anm.: Abs. 2b mit Ablauf des 31.5.2018 außer Kraft getreten)
(3) Die Entscheidungsfrist gemäß § 34 Abs. 1 VwGVG für Beschwerden gegen 

Entscheidungen, mit denen ein Antrag auf internationalen Schutz als unbegrün-
det abgelehnt wurde, kann unter Einhaltung der Verfahrensschritte gemäß 
Art. 35 Abs. 7 lit. a, b und c der Verfahrensverordnung um bis zu 15 Monate 
überschritten werden, wenn aufgrund einer vorübergehenden ungewissen Lage 
im Herkunftsland hinreichend begründet angenommen werden kann, dass in-
nerhalb dieser Frist nicht über die Beschwerde entschieden werden kann.

(4) In Verfahren gegen eine Entscheidung im Asylverfahren an der Grenze 
(Art. 43 bis 54 der Verfahrensverordnung und §§ 31 bis 33 AsylG 2005) hat das 
Bundesverwaltungsgericht, wenn der Sachverhalt hinreichend festgestellt wurde 
oder die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes durch das Bundesverwal-
tungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen 
Kostenersparnis verbunden ist, eine Entscheidung in der Sache zu treffen.

(5) Wird gegen eine aufenthaltsbeendende Maßnahme Beschwerde beim Bun-
desverwaltungsgericht erhoben und hält sich der Fremde zum Zeitpunkt der Er-
lassung der Beschwerdeentscheidung nicht mehr im Bundesgebiet auf, so hat das 
Bundesverwaltungsgericht festzustellen, ob die aufenthaltsbeendende Maßnah-
me zum Zeitpunkt der Erlassung rechtmäßig war. War die aufenthaltsbeendende 
Maßnahme nicht rechtmäßig, ist die Wiedereinreise unter einem zu gestatten.

(6) Über Beschwerden gegen Bescheide gemäß § 51 FPG, mit denen die Zuläs-
sigkeit der Abschiebung in einen bestimmten Staat festgestellt wurde, ist binnen 
einer Woche zu entscheiden, es sei denn, die Anhaltung des Fremden hätte vor-
her geendet.

(6a) Unbeschadet des Abs. 7 kann das Bundesverwaltungsgericht über die Zu-
erkennung der aufschiebenden Wirkung einer Beschwerde, der diese aufgrund 
unmittelbar anwendbarer Vorschriften des Unionsrechts nicht zukommt 
(Art. 43 Abs. 3 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung oder Art. 68 
Abs. 3 der Verfahrensverordnung) oder der diese vom Bundesamt aberkannt 

wurde (§ 18 Abs. 4), ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung entschei-
den.

(7) Eine mündliche Verhandlung kann unterbleiben, wenn der Sachverhalt aus 
der Aktenlage in Verbindung mit der Beschwerde geklärt erscheint oder sich aus 
den bisherigen Ermittlungen zweifelsfrei ergibt, dass das Vorbringen nicht den 
Tatsachen entspricht. Im Übrigen gilt § 24 VwGVG.

(8) Die ausdrückliche Rücknahme eines Antrags auf internationalen Schutz 
während des Beschwerdeverfahrens gilt als Zurückziehung der Beschwerde.

(9) Das Beschwerdeverfahren ist einzustellen, wenn der Antragsteller ein Ver-
halten im Sinne des Art. 41 Abs. 1 lit. c bis e der Verfahrensverordnung setzt und 
eine Entscheidung ohne eine allenfalls weitere Verhandlung nicht erfolgen kann. 
Ein eingestelltes Beschwerdeverfahren ist von Amts wegen fortzusetzen, sobald 
die Feststellung des maßgeblichen Sachverhaltes wieder möglich ist. Mit Fortset-
zung des Verfahrens beginnt die Entscheidungsfrist neu zu laufen. Nach Ablauf 
von zwei Jahren nach Einstellung des Verfahrens ist eine Fortsetzung nicht mehr 
zulässig.

(10) Bei freiwilliger Abreise des Antragstellers in das Herkunftsland ist das Be-
schwerdeverfahren mit seiner Ausreise einzustellen, es sei denn, der Sachverhalt 
ist entscheidungsreif. Ein eingestelltes Beschwerdeverfahren ist von Amts wegen 
fortzusetzen, wenn sich der Fremde nach Einstellung nicht rechtmäßig im Bun-
desgebiet aufhält oder einen Antrag auf internationalen Schutz stellt. Mit Fort-
setzung des Beschwerdeverfahrens beginnt die Entscheidungsfrist neu zu laufen. 
Nach Ablauf von zwei Jahren nach Einstellung des Verfahrens ist eine Fortset-
zung nicht mehr zulässig.

Überprüfung der Aufhebung des Rechts auf Verbleib

§ 22. (1) Eine Entscheidung des Bundesamtes, mit der das Recht auf Verbleib 
eines Fremden aufgehoben wurde (§ 12 Abs. 1 AsylG 2005), ist vom Bundesver-
waltungsgericht unverzüglich einer Überprüfung zu unterziehen. Das Verfahren 
ist ohne Abhaltung einer mündlichen Verhandlung zu entscheiden. § 20 gilt 
sinngemäß. § 28 Abs. 3 2. Satz VwGVG ist nicht anzuwenden.

(2) Mit der Abschiebung ist bis zum Ablauf des dritten Arbeitstages ab Einlan-
gen der gemäß § 22 Abs. 6 AsylG 2005 zu übermittelnden Verwaltungsakten bei 
der zuständigen Gerichtsabteilung des Bundesverwaltungsgerichtes zuzuwarten. 
Das Bundesverwaltungsgericht hat das Bundesamt unverzüglich vom Einlangen 
der Verwaltungsakten bei der zuständigen Gerichtsabteilung und von der im 
Rahmen der Überprüfung gemäß Abs. 1 getroffenen Entscheidung über die 
Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Rechts auf Verbleib zu verständigen.

(3) Über die Rechtmäßigkeit der Aufhebung des Rechts auf Verbleib im Rah-
men der Überprüfung gemäß Abs. 1 hat das Bundesverwaltungsgericht binnen 
acht Wochen zu entscheiden.

§ 21 BFA-VG BFA-VG § 22
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Rechtsschutz bei Festnahme, Anhaltung und Schubhaft

§ 22a. (1) Der Fremde hat das Recht, das Bundesverwaltungsgericht mit der Be-
hauptung der Rechtswidrigkeit des Schubhaftbescheides, der Festnahme oder 
der Anhaltung anzurufen, wenn
1. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
2. er unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde, 

oder
3. gegen ihn Schubhaft gemäß dem 8. Hauptstück des FPG angeordnet wur-

de.
(1a) Für Beschwerden gemäß Abs. 1 gelten die für Beschwerden gemäß 

Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG anwendbaren Bestimmungen des VwGVG mit der 
Maßgabe, dass belangte Behörde jene Behörde ist, die den angefochtenen Schub-
haftbescheid erlassen hat oder der die Festnahme oder die Anhaltung zuzurech-
nen ist.

(2) Die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes über die Fortsetzung 
der Schubhaft hat binnen einer Woche zu ergehen, es sei denn, die Anhaltung 
des Fremden hätte vorher geendet. Hat das Bundesverwaltungsgericht dem Be-
schwerdeführer gemäß § 13 Abs. 3 AVG aufgetragen, innerhalb bestimmter Frist 
einen Mangel der Beschwerde zu beheben, wird der Lauf der Entscheidungsfrist 
bis zur Behebung des Mangels oder bis zum fruchtlosen Ablauf der Frist ge-
hemmt.

(3) Sofern die Anhaltung noch andauert, hat das Bundesverwaltungsgericht je-
denfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die für die Fortset-
zung der Schubhaft maßgeblichen Voraussetzungen vorliegen.

(4) Soll ein Fremder länger als vier Monate durchgehend in Schubhaft angehal-
ten werden, so ist die Verhältnismäßigkeit der Anhaltung nach dem Tag, an dem 
das vierte Monat überschritten wurde, und danach alle vier Wochen vom Bun-
desverwaltungsgericht zu überprüfen. Das Bundesamt hat die Verwaltungsakten 
so rechtzeitig vorzulegen, dass dem Bundesverwaltungsgericht eine Woche zur 
Entscheidung vor den gegenständlichen Terminen bleibt. Mit Vorlage der Ver-
waltungsakten gilt die Beschwerde als für den in Schubhaft befindlichen Frem-
den eingebracht. Das Bundesamt hat darzulegen, warum die Aufrechterhaltung 
der Schubhaft notwendig und verhältnismäßig ist. Das Bundesverwaltungsge-
richt hat jedenfalls festzustellen, ob zum Zeitpunkt seiner Entscheidung die für 
die Fortsetzung der Schubhaft maßgeblichen Voraussetzungen vorliegen und ob 
die Aufrechterhaltung der Schubhaft verhältnismäßig ist. Diese Überprüfung 
hat zu entfallen, soweit eine Beschwerde gemäß Abs. 1 bereits eingebracht wur-
de.

(5) Gegen die Anordnung der Schubhaft ist eine Vorstellung nicht zulässig.

Beschwerden gegen Bescheide in Verfahren vor den 
Vertretungsbehörden zur Ausstellung von österreichischen Dokumenten 

für Fremde gemäß dem 11. Hauptstück des FPG

§ 22b. (1) Der Beschwerdeführer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer 
österreichischen Vertretungsbehörde sämtliche von ihm im Verfahren vor der be-
langten Vertretungsbehörde vorgelegten Unterlagen samt Übersetzung in die 
deutsche Sprache anzuschließen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ohne mündliche Verhandlung durchzuführen. 
Es dürfen dabei keine neuen Tatsachen oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Sämtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehörde und des Bundesver-
waltungsgerichtes für Dolmetscher und Übersetzer sowie für die Überprüfung 
von Verdolmetschungen und Übersetzungen sind Barauslagen im Sinn des § 76 
AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat über 
die Vertretungsbehörde zu erfolgen. § 15 Abs. 4 gilt.

6. Hauptstück
Erkennungs- und Ermittlungsdienst

Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 23. (1) Das Bundesamt und das Bundesverwaltungsgericht dürfen personen-
bezogene Daten nur verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der ihnen übertrage-
nen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Das Bundesamt und das Bundesverwaltungsgericht dürfen personenbezo-
gene Daten dritter Personen nur verarbeiten, wenn deren Auswählbarkeit aus 
der Gesamtmenge der gespeicherten Daten nicht vorgesehen ist. Dies steht einer 
Beauskunftung der Gesamtzahl der diese dritte Person betreffenden Datensätze 
samt einem Hinweis auf den jeweiligen Verantwortlichen dieser Verarbeitungen 
nicht entgegen, soweit dies nur im Rahmen der Verarbeitung der Daten eines 
Fremden erfolgt, auf den sich eine Amtshandlung unmittelbar bezieht.

(3) Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Bun-
desgesetz besteht kein Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO sowie kein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art. 18 DSGVO. Darüber 
sind die Betroffenen in geeigneter Weise zu informieren.

(4) Eine Auskunftserteilung gemäß Art. 15 DSGVO zur Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nach diesem Bundesgesetz hat zu unterbleiben, soweit dies
1. zum Schutz der nationalen Sicherheit und Landesverteidigung,
2. zum Schutz der öffentlichen Sicherheit,
3. zum Schutz der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Öster-

reich,
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4. zum Schutz der Betroffenen oder der Rechte und Freiheiten anderer Perso-
nen oder

5. aus sonstigen wichtigen Zielen des allgemeinen öffentlichen Interesses
notwendig und verhältnismäßig ist.

(5) Im Falle einer Nichterteilung der Auskunft gemäß Abs. 4 hat der Verant-
wortliche den Betroffenen schriftlich über diese und die dafür maßgeblichen 
Gründe zu informieren, es sei denn, die Erteilung dieser Information würde den 
in Abs. 4 genannten Zwecken zuwiderlaufen. Diesfalls sind die für die Nichter-
teilung der Auskunft maßgeblichen Gründe mit Aktenvermerk festzuhalten.

(6) Nach diesem Bundesgesetz ermittelte Daten sind physisch spätestens zu lö-
schen,
1. wenn dem Betroffenen die österreichische Staatsbürgerschaft verliehen 

wird, sobald die Daten nicht mehr für ein Verfahren zur Entziehung eines 
ihm als Fremdem ausgestellten Dokuments benötigt werden,

2. wenn dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht der Tod des Be-
troffenen bekannt wird und seither fünf Jahre verstrichen sind, oder

3. zehn Jahre nach rechtskräftiger Entscheidung eines Verfahrens vor dem 
Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht oder nach Zurückzie-
hung, Einstellung oder Gegenstandslosigkeit eines Antrages. Dies gilt nicht, 
wenn gegen den Betroffenen ein unbefristetes Einreiseverbot oder ein un-
befristetes Aufenthaltsverbot besteht. Endet die Gültigkeit einer zeitlich be-
fristeten aufenthaltsbeendenden Maßnahme nach dem im ersten Satz ge-
nannten Zeitpunkt, sind die Daten erst mit Ablauf dieser Gültigkeit zu lö-
schen.

Abweichend von Z 3 sind Informationen betreffend ohne Befristung erworbene 
Rechte, die für die Einreise, den Aufenthalt oder die Unzulässigkeit der Abschie-
bung maßgeblich sind, 20 Jahre nach Erreichen des 80. Lebensjahres des Be-
troffenen zu löschen.

Erkennungsdienstliche Behandlung

§ 24. (1) Das Bundesamt ist unbeschadet der Eurodac-Verordnung, der Scree-
ning-Verordnung und der Verordnung (EU) 2024 1350 zur Schaffung eines Uni-
onsrahmens für Neuansiedlung und Aufnahme aus humanitären Gründen so-
wie zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/1147, ABl. Nr. L 2024/1350 vom 
22.05.2024, ermächtigt, einen Fremden, der das 14. Lebensjahr vollendet hat, 
zum Zweck der Feststellung seiner Identität erkennungsdienstlich zu behandeln, 
wenn
1. er einen Antrag auf internationalen Schutz gemäß Art. 3 Z 7 der Statusver-

ordnung stellt,
2. ihm die Flüchtlingseigenschaft gemäß Art. 13 der Statusverordnung oder 

der Status subsidiären Schutzes gemäß Art. 18 jener Verordnung zuerkannt 
werden soll,

3. ihm ein Aufenthaltstitel gemäß den Bestimmungen des AsylG 2005 erteilt 
werden soll,

4. er sich in Schubhaft befindet,
5. er nach diesem Bundesgesetz festgenommen wurde,
6. gegen ihn eine aufenthaltsbeendende Maßnahme erlassen werden soll,
7. der Verdacht besteht, es sei gegen ihn unter anderem Namen ein noch gel-

tendes Einreise- oder Aufenthaltsverbot erlassen worden,
8. ihm ein Fremdenpass oder ein Konventionsreisepass ausgestellt werden soll, 
9. ihm Rückehrhilfe gemäß § 52a gewährt werden soll oder
10. die Feststellung seiner Identität anders nicht möglich ist.

(2) Die erkennungsdienstliche Behandlung und Personenfeststellung kann 
auch von Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes durchgeführt werden. Sie 
schreiten in diesem Fall für das Bundesamt ein.

(3) Die Vertretungsbehörden sind ermächtigt, Fremde in den Fällen des Abs. 1 
Z 8 erkennungsdienstlich zu behandeln.

(3a) Zur Durchführung der erkennungsdienstlichen Behandlung dürfen nur 
geeignete und besonders geschulte Bedienstete, welche einer gesetzlichen Pflicht 
zur Geheimhaltung unterliegen, ermächtigt werden. Die erkennungsdienstliche 
Behandlung hat unter Achtung der Menschenwürde und mit möglichster Scho-
nung der Person zu erfolgen.

(4) Die §§ 64 Abs. 1 bis 5, 65 Abs. 4 und Abs. 6 sowie 73 Abs. 7 des Sicherheits-
polizeigesetzes (SPG), BGBl. Nr. 566/1991, gelten mit der Maßgabe, dass an die 
Stelle der Sicherheitsbehörden die nach diesem Bundesgesetz zuständigen Behör-
den treten. Eine Personenfeststellung kann in den Fällen des Abs. 1 Z 1 bis 5 und 
8 vorgenommen werden.

Aufforderung zur erkennungsdienstlichen Behandlung

§ 25. (1) Das Bundesamt hat einen Fremden, den es einer erkennungsdienstli-
chen Behandlung zu unterziehen hat, dazu aufzufordern und ihn über den 
Grund der erkennungsdienstlichen Behandlung zu informieren. Ihm ist ein 
schriftliches Informationsblatt darüber auszufolgen, das in einer ihm verständli-
chen Sprache oder einer Sprache, bei der vernünftigerweise davon ausgegangen 
werden kann, dass er sie versteht, abgefasst ist. Der Betroffene hat an der erken-
nungsdienstlichen Behandlung mitzuwirken.

(2) Kommt der Betroffene im Fall des § 24 Abs. 1 Z 4 und 5 der Aufforderung 
nicht nach, sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, den 
Betroffenen zur Durchführung der erkennungsdienstlichen Behandlung vor das 
Bundesamt oder zu einer vom Bundesamt zu bestimmenden Dienststelle einer 
Landespolizeidirektion vorzuführen; die Anhaltung zu diesem Zweck ist nur so-
lange zulässig, als eine erfolgreiche Durchführung der erkennungsdienstlichen 
Behandlung unter Beachtung von § 78 SPG nicht aussichtslos erscheint.
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(3) Kommt der Betroffene außer in den Fällen des § 24 Abs. 1 Z 8 der Auffor-
derung nicht nach, ist ihm, sofern er sich nicht in Haft befindet, die Verpflich-
tung zur Mitwirkung mit Bescheid aufzuerlegen. Der Bescheid kann mit einer 
Ladung (§ 19 AVG) zur erkennungsdienstlichen Behandlung verbunden wer-
den. § 78 SPG gilt.

(4) Hinsichtlich der Pflicht zur Mitwirkung an der Erfassung biometrischer 
Daten gemäß Art. 13 Abs. 1 der Eurodac-Verordnung gilt Abs. 3 sinngemäß. 
Dies gilt auch für Minderjährige, die das sechste, aber noch nicht das 14. Lebens-
jahr vollendet haben.

(5) Erkennungsdienstliche Daten Fremder, die eine Sicherheitsbehörde nach 
dem SPG oder FPG rechtmäßig verarbeitet, dürfen in den Fällen des § 24 Abs. 1 
Z 1 bis 8 vom Bundesamt ermittelt werden und nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes weiterverarbeitet werden. Der Fremde ist über diese Ermittlung 
in einer den Umständen entsprechenden Art in Kenntnis zu setzen.

Zentrales Fremdenregister

§ 26. (1) Der Bundesminister für Inneres, das Bundesamt, die Vertretungsbehör-
den, die Behörden nach dem NAG und die Landespolizeidirektionen sind als ge-
meinsam Verantwortliche gemäß Art. 4 Z 7 in Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 
DSGVO ermächtigt, personenbezogene Daten von Fremden (§ 27 Abs. 1) ge-
meinsam in der Art zu verarbeiten, dass jeder Verantwortliche auch auf jene Da-
ten in der Datenverarbeitung Zugriff hat, die dieser von den anderen Verant-
wortlichen zur Verfügung gestellt wurden (Zentrales Fremdenregister).

(2) Die Erfüllung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Löschungs- 
und sonstigen Pflichten nach den Bestimmungen der DSGVO gegenüber dem 
Betroffenen obliegt jedem Verantwortlichen nur hinsichtlich jener Daten, die im 
Zusammenhang mit den von ihm geführten Verfahren oder den von ihm gesetz-
ten Maßnahmen verarbeitet werden. Nimmt ein Betroffener unter Nachweis sei-
ner Identität ein Recht nach der DSGVO gegenüber einem gemäß dem ersten 
Satz unzuständigen Verantwortlichen wahr, ist er an den zuständigen Verant-
wortlichen zu verweisen.

(3) Der Bundesminister für Inneres übt die Funktion des Auftragsverarbeiters 
gemäß Art. 4 Z 8 in Verbindung mit Art. 28 Abs. 1 DSGVO aus. Er ist in dieser 
Funktion verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h 
DSGVO wahrzunehmen. Zudem ist er berechtigt, weitere Auftragsverarbeiter in 
Anspruch zu nehmen.

(4) Sind die Voraussetzungen für die Speicherung personenbezogener Daten 
im Zentralen Fremdenregister weggefallen oder werden diese Daten sonst nicht 
mehr benötigt, so ist deren weitere Verarbeitung auf Fälle einzuschränken, in de-
nen die Richtigkeit einer beabsichtigten anderen Speicherung gemäß Abs. 1 zu 
kontrollieren ist. Nach Ablauf von zwei Jahren ab Einschränkung der Verarbei-
tung sind die Daten auch physisch zu löschen.

(5) Die gemäß Abs. 1 Verantwortlichen sind verpflichtet, unbefristete, im Zen-
tralen Fremdenregister verarbeitete personenbezogene Daten, die seit sechs Jah-
ren unverändert geblieben sind, daraufhin zu überprüfen, ob die Voraussetzun-
gen für eine Einschränkung der Verarbeitung dieser Daten gemäß Abs. 4 erster 
Satz vorliegen. Nach Ablauf weiterer drei Monate ist die Verarbeitung dieser Da-
ten gemäß Abs. 4 erster Satz einzuschränken, es sei denn, der Verantwortliche 
hätte vorher bestätigt, dass der für die Speicherung maßgebliche Grund weiter-
hin besteht. Löschungspflichten gemäß § 23 Abs. 6 bleiben unberührt.

(6) Sobald erkennungsdienstliche Daten im Zentralen Fremdenregister verar-
beitet werden, sind sie in der lokalen Anwendung zu löschen.

(7) Für in dem Zentralen Fremdenregister verarbeitete Daten gilt § 23 Abs. 6.

Datenverarbeitung im Rahmen des Zentralen Fremdenregisters

§ 27. (1) Im Zentralen Fremdenregister dürfen folgende personenbezogene Da-
ten von Fremden gemeinsam verarbeitet werden:
1. Namen,
2. Geschlecht,
3. frühere Namen,
4. Geburtsdatum und -ort,
4a. Sterbedatum,
5. Wohnanschriften im Bundesgebiet und im Ausland,
6. Staatsangehörigkeit,
7. Namen der Eltern,
7a. Familienstand,
8. Aliasdaten,
9. Ausstellungsbehörden, Ausstellungsdaten und Nummern mitgeführter 

Dokumente,
10. allfällige Hinweise über die Gefährlichkeit beim Einschreiten einschließlich 

Gesundheitsdaten (Art. 9 DSGVO), soweit deren Verarbeitung zur Wah-
rung lebenswichtiger Interessen anderer notwendig ist,

11. Daten, die für die Einreise- und Aufenthaltsberechtigung und für die Zuläs-
sigkeit der Anhaltung in Schubhaft maßgeblich sind,

12. Fahndungsdaten zur Festnahme nach diesem Bundesgesetz oder dem FPG,
13. Lichtbilder,
14. Papillarlinienabdrücke,
15. Unterschrift,
16. verbale Beschreibung äußerlicher körperlicher Merkmale,
17. Ergebnisse einer multifaktoriellen Untersuchung zur Altersdiagnose,
18. Ergebnisse einer DNA-Analyse zum Nachweis eines Verwandtschaftsver-

hältnisses,
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19. die Sozialversicherungsnummer,
20. Auflagen, Aufenthaltsbeschränkungen, Anordnungen der Unterkunft-

nahme oder Wohnsitzbeschränkungen nach §§ 46a Abs. 2, 52a, 56, 57, 71 
oder 77 FPG, §§ 15b, 15c oder 15d AsylG 2005 und

21. das bereichsspezifische Personenkennzeichen (bPK).
Darüber hinaus dürfen im Zentralen Fremdenregister Daten gemäß Art. 4 
Abs. 1 der Verordnung SIS Rückkehr sowie Daten gemäß Art. 20 Abs. 2 der Ver-
ordnung SIS-Grenze sowie Daten gemäß Art. 17 Abs. 1 und Abs. 2, 19 Abs. 1, 
21 Abs. 1, 22 Abs. 2 und 3, 23 Abs. 2 und 3, 24 Abs. 2 und 3 sowie 26 Abs. 2 der 
Eurodac-Verordnung oder gemäß Art. 17 der Screening-Verordnung, soweit sie 
nicht bereits unter Z 1 bis 21 fallen, gemeinsam verarbeitet werden.

(2) Abfragen aus dem Fremdenregister sind nur zulässig, wenn der Fremde zu-
mindest nach dem Namen, einer ihm zugeordneten Zahl, seinem Lichtbild oder 
einem Papillarlinienabdruck bestimmt wird. Für Zwecke des § 32 Abs. 2 dürfen 
als Anfragekriterium auch Daten zur Gültigkeit von Einreise- und Aufenthalts-
titeln verwendet werden. Soweit nicht ein Papillarlinienabdruck als Auswahlkri-
terium verwendet wird, dürfen Papillarlinienabdrücke und die Unterschrift nur 
beauskunftet werden, wenn dies eine notwendige Voraussetzung für die Erfül-
lung einer behördlichen Aufgabe darstellt.

(3) Personenbezogene Daten dritter Personen dürfen nur verarbeitet werden, 
wenn deren Auswählbarkeit aus der Gesamtmenge der gespeicherten Daten 
nicht vorgesehen ist. Dies steht einer Beauskunftung der Gesamtzahl der diese 
dritte Person betreffenden Datensätze samt einem Hinweis auf den jeweiligen 
Verantwortlichen dieser Verarbeitungen nicht entgegen, soweit dies nur im Rah-
men der Verarbeitung der Daten eines Fremden erfolgt, auf den sich eine Amts-
handlung unmittelbar bezieht.

(4) Alphanumerische Daten, Lichtbilder, Papillarlinienabdrücke und Unter-
schriften sind physisch getrennt zu verarbeiten.

(5) Protokolldaten über tatsächlich durchgeführte Verarbeitungsvorgänge, wie 
insbesondere Änderungen, Abfragen und Übermittlungen, sind drei Jahre lang 
aufzubewahren.

Zentrale Verfahrensdatei

§ 28. (1) Das Bundesamt ist ermächtigt, die von ihm ermittelten Informationen 
zum Verfahrensstand (Verfahrensdaten), insbesondere über Anträge, Entschei-
dungen, Rechtsmittel, das Ergebnis von nach der Screening-Verordnung vorge-
nommenen Prüfungen, das Ergebnis der Prüfung der Notwendigkeit besonde-
rer Verfahrensgarantien gemäß Art. 20 der Verfahrensverordnung, Abschiebun-
gen und freiwillige Rückkehren, einschließlich der für die Erlassung eines Be-
scheides gemäß § 2 Abs. 1c oder 1e GVG B 2005 erforderlichen Angaben, zu ver-
arbeiten (Zentrale Verfahrensdatei).

(2) Der Bundesminister für Inneres übt die Funktion des Auftragsverarbeiters 
gemäß Art. 4 Z 8 in Verbindung mit Art. 28 Abs. 1 DSGVO aus. Er ist in dieser 

Funktion verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h 
DSGVO wahrzunehmen. Zudem ist er berechtigt, weitere Auftragsverarbeiter in 
Anspruch zu nehmen.

(3) Das Bundesamt ist ermächtigt, von den Behörden nach dem NAG sowie 
von den Landespolizeidirektionen verarbeitete Verfahrensdaten zu ermitteln, 
wenn dies zur Erfüllung seiner Aufgaben unbedingt erforderlich ist.

(4) Abfragen aus der Zentralen Verfahrensdatei sind nur zulässig, wenn der 
Fremde zumindest nach dem Namen, einer ihm zugeordneten Zahl oder einem 
Papillarlinienabdruck bestimmt wird. Soweit nicht ein Papillarlinienabdruck als 
Auswahlkriterium verwendet wird, dürfen Papillarlinienabdrücke und die Un-
terschrift nur beauskunftet werden, wenn dies eine notwendige Voraussetzung 
für die Erfüllung einer behördlichen Aufgabe darstellt.

(4a) Die Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen Ge-
sellschaft mit beschränkter Haftung gemäß § 1 Abs. 1 des BBU-Errichtungsge-
setzes (BBU-G), BGBl. I Nr. 53/2019 (Bundesagentur)) ist ermächtigt, perso-
nenbezogene Daten gemäß Abs. 1 in die Zentrale Verfahrensdatei einzutragen 
und wird insoweit als Auftragsverarbeiter gemäß Art. 4 Z 8 DSGVO tätig. Sie ist 
in dieser Funktion verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 
lit. a bis h DSGVO wahrzunehmen, und ist bei der Vornahme solcher Eintragun-
gen an die Weisungen des Bundesamtes als datenschutzrechtlich Verantwortli-
cher (Art. 4 Z 7 iVm Art. 26 Abs. 1 DSGVO) gebunden.

(5) Für in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeitete personenbezogene Daten 
gilt § 23 Abs. 6. Löschungspflichten nach anderen bundes- oder landesgesetzli-
chen Vorschriften bleiben unberührt.

(6) Protokolldaten über tatsächlich durchgeführte Verarbeitungsvorgänge, wie 
insbesondere Änderungen, Abfragen und Übermittlungen, sind drei Jahre lang 
aufzubewahren.

Übermittlung personenbezogener Daten

§ 29. (1) Die gemäß §§ 27 Abs. 1 sowie 28 verarbeiteten personenbezogenen Da-
ten dürfen folgenden Empfängern übermittelt werden, soweit diese sie zur Erfül-
lung der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen:
1. den Sicherheitsbehörden (§ 4 SPG),
2. den staatsanwaltschaftlichen Behörden,
3. den Zivil- und Strafgerichten und Justizanstalten,
4. den Verwaltungsgerichten der Länder und dem Bundesverwaltungsgericht,
5. dem Amt des Hochkommissärs der Vereinten Nationen für Flüchtlinge in 

Österreich,
5a. der Volksanwaltschaft (Art. 148a ff B VG),
6. den Vertragsparteien eines Abkommens zur Bestimmung des für die Prü-

fung eines Asylantrages oder eines Antrages auf internationalen Schutz zu-
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ständigen Staates oder den Behörden der Staaten, die die Asyl- und Migrati-
onsmanagementverordnung anzuwenden haben,

7. den für die Vollziehung der Genfer Flüchtlingskonvention zuständigen aus-
ländischen Behörden, wenn die Feststellung der Identität sowie die Ent-
scheidung über den Antrag auf internationalen Schutz ohne eine Übermitt-
lung an diese Behörden nicht möglich sind und gewährleistet ist, dass solche 
Daten nicht Behörden jenes Staates zugänglich werden, in dem der Antrags-
teller oder der Flüchtling behauptet, Verfolgung befürchten zu müssen,

8. den österreichischen Vertretungsbehörden,
9. den Behörden nach dem NAG,
10. den Staatsbürgerschaftsbehörden,
11. den Personenstandsbehörden,
12. den mit der Vollziehung des Ausländerbeschäftigungsgesetzes betrauten 

Behörden,
13. den Finanzstrafbehörden,
14. den Kinder- und Jugendhilfeträgern,
15. den Gewerbebehörden,
16. den Abgabenbehörden,
17. den Dolmetschern für Zwecke der Erbringung einer Dolmetschleistung 

nach § 12a,
18. dem Bundesminister für Inneres,
19. den mit der systematischen Überwachung von Abschiebungen (§ 46 Abs. 6 

FPG) betrauten Stellen,
20. der Bundesagentur.
Im Übrigen sind Übermittlungen nur zulässig, wenn dafür eine ausdrückliche 
gesetzliche Ermächtigung besteht.

(2) Die gemäß § 27 Abs. 1 Z 1 bis 11, 19 und 21 und gemäß § 28 verarbeiteten 
personenbezogenen Daten dürfen folgenden Empfängern übermittelt werden, 
soweit diese sie zur Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen:
1. Organen des Bundes und der Länder, die Aufgaben zur Erfüllung der 

Grundversorgungsvereinbarung vollziehen,
2. dem Arbeitsmarktservice und den mit Betreuung und Integrationshilfe be-

trauten Einrichtungen der Gebietskörperschaften,
3. der Österreichischen Gesundheitskasse und dem Dachverband der Sozial-

versicherungsträger,
4. dem Bundesministerium für Europa, Integration und Äußeres,
5. dem Österreichischen Integrationsfonds, und
6. den für die Gewährung von Sozial- oder sonstigen Transferleistungen zu-

ständigen Stellen.

(3) Die gemäß § 27 Abs. 1 Z 1 bis 9, 11 und 21 verarbeiteten personenbezoge-
nen Daten dürfen den Meldebehörden übermittelt werden, soweit diese sie zur 
Erfüllung der ihnen übertragenen Aufgaben benötigen.

(4) Zur Erfüllung der sich aus Art. 11, 15 Abs. 2 und 3, 26 Abs. 1 bis 3 und 27 
Abs. 1 der Richtlinie 2001/55/EG über Mindestnormen für die Gewährung 
vorübergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und 
Maßnahmen zur Förderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die 
mit der Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden 
sind, auf die Mitgliedstaaten, ABl. L 212 vom 7.8.2001 S. 12, ergebenden Aufga-
ben dürfen den Mitgliedstaaten und der Europäischen Kommission die gemäß 
§ 27 Abs. 1 Z 1 bis 11, 13 und 14 verarbeiteten personenbezogenen Daten sowie 
die Geschäftsfallzahl (IFA-Zahl) übermittelt werden. Abweichend von § 27 Abs. 
2 erster Satz sind zu diesem Zweck auch Abfragen aus dem Zentralen Fremden-
register zulässig, wenn der Fremde danach bestimmt wird, welcher Aufenthaltss-
tatus ihm zukommt.

Mitteilungspflichten der Behörden

§ 30. (1) Die Sicherheitsbehörden haben dem Bundesamt die bei ihnen erarbei-
teten erkennungsdienstlichen Daten von Fremden zu übermitteln, von denen 
das Bundesamt im Rahmen einer erkennungsdienstlichen Behandlung gemäß 
§ 24 unterschiedliche Daten derselben Art ermittelt hat.

(2) Die Sicherheitsbehörden haben dem Bundesamt und – soweit ein Be-
schwerdeverfahren anhängig ist – dem Bundesverwaltungsgericht den Verdacht 
der Begehung einer strafbaren Handlung durch Fremde unter Mitteilung der 
wesentlichen Umstände mitzuteilen.

(3) (weggefallen)

(4) Die Behörden des Bundes, der Länder und Gemeinden, die Geschäftsstel-
len des Arbeitsmarktservice, der Österreichische Integrationsfonds sowie die 
Träger der Sozialversicherung, die rechtmäßig über Daten verfügen, sind er-
mächtigt und auf Anfrage verpflichtet, diese Daten dem Bundesamt zu übermit-
teln, sofern dieses die Daten zur Durchführung einer Maßnahme oder eines Ver-
fahrens vor dem Bundesamt benötigt. Dies gilt auch für die Übermittlung von 
den in § 27 Abs. 1 Z 1 bis 6 und Z 19 genannten Datenarten an den Österreichi-
schen Integrationsfonds, sofern dieser sie für die Durchführung von Maßnah-
men der Integrationshilfe (§ 68 AsylG 2005) benötigt. Eine Verweigerung der 
Auskunft ist nicht zulässig. Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie für 
die Erfüllung des konkreten Zwecks nicht mehr benötigt werden.

(5) Im Fall von Strafverfahren gegen Fremde wegen vorsätzlich begangener 
Straftaten sowie Auslieferungs- und Übergabeverfahren haben
1. das Strafgericht über die Verhängung und die Aufhebung der Untersu-

chungs-, Auslieferungs- oder Übergabehaft sowie über die rechtskräftige 
Entscheidung im Straf-, Auslieferungs- oder Übergabeverfahren unter An-
schluss der das Verfahren abschließenden Entscheidung,

§ 29 BFA-VG BFA-VG § 30
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2. die Staatsanwaltschaft über die Einbringung der Anklage, den Rücktritt 
von der Verfolgung und die Einstellung des Ermittlungsverfahrens und

3. die Justizanstalt über den Antritt und die Entlassung aus der Freiheitsstrafe
das Bundesamt zum frühestmöglichen Zeitpunkt zu verständigen. Nach Maßga-
be der technischen Möglichkeiten hat diese Mitteilung durch elektronische 
Übermittlung dieser Daten an das Bundesamt zu erfolgen (§ 15b Abs. 1 StVG). 
Dem Bundesamt obliegt die Weiterleitung der Information an eine allenfalls zu-
ständige weitere Instanz.

(6) Die Staatsbürgerschaftsbehörden haben dem Bundesamt die Verleihung 
der Staatsbürgerschaft an einen Fremden sowie den Verlust der Staatsbürger-
schaft gemäß § 26 StbG mitzuteilen.

(7) Die Personenstandsbehörden haben Anträge auf Eheschließung oder auf 
Begründung einer eingetragenen Partnerschaft von Drittstaatsangehörigen, die 
nicht begünstigte Drittstaatsangehörige sind, dem Bundesamt mitzuteilen.

(8) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben Anträge auf Namensänderung 
und die Zivilgerichte Anträge auf Adoptionen von Fremden dem Bundesamt 
mitzuteilen.

(9) Die Führerscheinbehörden haben dem Bundesamt die Ausstellung eines 
Führerscheines an einen Fremden mitzuteilen.

Verständigungspflichten

§ 31. (1) Eine Mitteilung gemäß § 30 Abs. 5 hat das Bundesamt dem Bundesver-
waltungsgericht zu übermitteln, soweit das Verfahren vor diesem anhängig ist.

(2) Das Bundesamt und in den Fällen der Z 2 das Bundesverwaltungsgericht, 
wenn das Verfahren vor diesem anhängig ist, haben die zuständige Landespolizei-
direktion zu verständigen:
1. von der Verletzung einer Meldeverpflichtung gemäß § 15a AsylG 2005,
2. von der Begehung einer strafbaren Handlung gemäß dem FPG.

(3) Der Bundesminister für Inneres ist verpflichtet, die Staatsbürgerschaftsbe-
hörden über außer Kraft getretene Rückkehrentscheidungen und Aufenthalts-
verbote in Kenntnis zu setzen. Dafür hat er ihnen aus Anlass einer Einschrän-
kung gemäß § 26 Abs. 4 den Grunddatensatz des Fremden und die Daten der 
außer Kraft getretenen Entscheidung zu übermitteln.

(4) Angaben im Zusammenhang mit aufenthaltsbeendenden Maßnahmen 
sind der zuständigen Behörde für die Durchführung des Verwaltungsstrafverfah-
rens nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, 
(§ 28 AuslBG) zur Verfügung zu stellen.

Zulässigkeit der Verarbeitung der Daten des Zentralen Melderegisters

§ 32. (1) Bei einer dem Bundesamt nach dem Meldegesetz eröffneten Abfrage im 
Zentralen Melderegister kann die Auswählbarkeit aus der Gesamtmenge aller im 

Zentralen Melderegister verarbeiteten Daten neben dem Namen auch nach der 
Wohnanschrift vorgesehen werden, wenn dies zur Besorgung der dem Bundes-
amt übertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, die im Zentralen Meldere-
gister verarbeiteten Daten Angemeldeter mit den Personendatensätzen jener 
Fremden abzugleichen, deren Aufenthaltstitel nicht mehr länger gültig sind. Be-
steht trotz abgelaufener Gültigkeit des Aufenthaltstitels eine aufrechte Anmel-
dung, hat er davon das Bundesamt zu verständigen.

(3) Der Bundesminister für Inneres hat nach einem Jahr nach Aufnahme der 
in Abs. 2 vorgesehenen Maßnahmen diese einer Zweckmäßigkeitsprüfung zu 
unterziehen und dem Datenschutzrat darüber zu berichten.

Internationaler Datenverkehr

§ 33. (1) Sofern die Bundesregierung gemäß Art. 66 Abs. 2 B-VG zum Abschluss 
von Staatsverträgen ermächtigt ist, kann sie unter der Voraussetzung, dass Ge-
genseitigkeit gewährt wird, zwischenstaatliche Vereinbarungen über das Über-
mitteln von Daten gemäß §§ 27 oder 28 an bestimmte Empfänger abschließen. 
Hierbei ist die Übermittlung dieser Daten dem Bundesminister für Inneres vor-
zubehalten und vorzusehen, dass die Löschung übermittelter Daten unter den-
selben inhaltlichen Voraussetzungen wie im Inland erfolgt und dass Staatsange-
hörige der Vertragsstaaten vom Geltungsbereich dieser Vereinbarungen ausge-
nommen sind.

(2) Personenbezogene Daten von Fremden, die auf Grund einer gemäß Abs. 1 
abgeschlossenen Vereinbarung aus dem Ausland übermittelt wurden, dürfen in 
der Zentralen Verfahrensdatei (§ 28) und im Zentralen Fremdenregister (§ 26) 
nach Maßgabe der DSGVO verarbeitet werden.

(3) Die Übermittlung personenbezogener Daten eines Fremden an den Her-
kunftsstaat oder einen sonstigen Drittstaat ist gemäß Art. 49 Abs. 1 lit. d 
DSGVO zulässig, soweit es sich um Daten handelt, die zur Beschaffung einer Be-
willigung gemäß § 46 Abs. 2a FPG oder zur Überprüfung der Erfüllung einer 
Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2 oder 2b FPG erforderlich sind.

(4) Die Übermittlung personenbezogener Daten eines Antragstellers an das 
Herkunftsland oder einen sonstigen Drittstaat ist, unbeschadet Abs. 5, nicht zu-
lässig. Daten, die zur Beschaffung einer Bewilligung gemäß § 46 Abs. 2a FPG 
oder zur Überprüfung der Erfüllung einer Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2 oder 
2b FPG erforderlich sind, dürfen jedoch gemäß Art. 49 Abs. 1 lit. d DSGVO 
übermittelt werden, wenn der Antrag – wenn auch nicht rechtskräftig – abge-
lehnt oder gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 zurückgewiesen worden ist oder 
dem Antragsteller das Recht auf Verbleib im Bundesgebiet gemäß Art. 10 der 
Verfahrensverordnung nicht oder nicht mehr zukommt. Der Umstand, dass ein 
Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, darf bei einer solchen Über-
mittlung keinesfalls hervorkommen.
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(5) Die Übermittlung personenbezogener Daten an das Herkunftsland ist au-
ßerdem für Zwecke der Sicherheitspolizei und der Strafrechtspflege zulässig, 
wenn
1. dieses ein sicheres Herkunftsland ist oder
2. der Antrag auf internationalen Schutz – wenn auch nicht rechtskräftig – 

zurück- oder sowohl in Hinblick auf die Zuerkennung der Flüchtlingsei-
genschaft als auch des Status subsidiären Schutzes abgewiesen wurde.

Der Umstand, dass ein Antrag auf internationalen Schutz gestellt wurde, darf bei 
einer solchen Übermittlung keinesfalls hervorkommen.

2. TEIL: BESONDERER TEIL

1. Hauptstück
Behördenauftrag und Organbefugnisse

1. Abschnitt
Behördenaufträge

Festnahmeauftrag

§ 34. (1) Das Bundesamt kann die Festnahme eines Fremden anordnen (Festnah-
meauftrag), wenn dieser
1. Auflagen gemäß §§ 56 Abs. 2 oder 71 Abs. 2 FPG verletzt, oder
2. sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den Anwen-

dungsbereich des 6. Hauptstückes des FPG fällt.
(2) Das Bundesamt kann die Festnahme eines Fremden auch ohne Erlassung 

eines Schubhaftbescheides anordnen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen 
anzunehmen ist, dass die Voraussetzungen für die Erlassung einer aufenthaltsbe-
endenden Maßnahme vorliegen und
1. der Fremde ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm zu eigenen Han-

den zugestellten Ladung, in der dieses Zwangsmittel angedroht war, nicht 
Folge geleistet hat oder

2. der Aufenthalt des Fremden nicht festgestellt werden konnte.
(3) Ein Festnahmeauftrag kann gegen einen Fremden auch dann erlassen wer-

den,
1. wenn die Voraussetzungen zur Verhängung der Schubhaft nach § 76 FPG 

oder der Haft im Asylverfahren an der Grenze gemäß § 40a Abs. 1 oder zur 
Anordnung gelinderer Mittel gemäß § 77 Abs. 1 FPG oder § 40a vorliegen 
und nicht aus anderen Gründen die Vorführung vor das Bundesamt erfolgt;

2. wenn er seiner Verpflichtung zur Ausreise (§§ 52 Abs. 8 und 70 Abs. 1 FPG) 
nicht nachgekommen ist;

3. wenn gegen den Fremden ein Auftrag zur Abschiebung (§ 46 FPG) erlassen 
werden soll oder

4. wenn eine aufgrund eines Bescheides gemäß § 46 Abs. 2b FPG erlassene 
Vollstreckungsverfügung nicht vollzogen werden konnte oder der Fremde 
ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm zu eigenen Handen zugestell-
ten Ladung gemäß § 46 Abs. 2b FPG, in der dieses Zwangsmittel angedroht 
war, zur Befragung zur Klärung seiner Identität und Herkunft, insbesonde-
re zum Zweck der Einholung einer Bewilligung gemäß § 46 Abs. 2a FPG bei 
der zuständigen ausländischen Behörde durch die Behörde, nicht Folge ge-
leistet hat.

(4) Der Festnahmeauftrag ergeht in Ausübung verwaltungsbehördlicher Be-
fehlsgewalt; er ist aktenkundig zu machen. Die Anhaltung auf Grund eines Fest-
nahmeauftrages darf 72 Stunden nicht übersteigen und ist nach Durchführung 
der erforderlichen Verfahrenshandlungen zu beenden.

(5) In den Fällen der Abs. 1 bis 4 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich 
oder binnen der nächsten 24 Stunden eine Durchschrift des Festnahmeauftrages 
zuzustellen.

(6) Die Anhaltung eines Fremden, gegen den ein Festnahmeauftrag erlassen 
wurde, ist dem Bundesamt unverzüglich anzuzeigen. Dieses hat mitzuteilen, ob 
der Fremde in eine Erstaufnahmestelle oder Regionaldirektion vorzuführen ist.

(7) Ein Festnahmeauftrag ist zu widerrufen, wenn der Antragsteller aus eige-
nem dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht seinen Aufenthalts-
ort bekannt gibt und nicht auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, er 
werde sich wieder dem Verfahren entziehen.

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 70/2015)
(8) Das Bundesamt hat die Erlassung und den Widerruf eines Festnah-

meauftrags den Landespolizeidirektionen bekannt zu geben.

Durchsuchungsauftrag

§ 35. (1) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass sich ein Frem-
der, gegen den ein Festnahmeauftrag erlassen worden ist oder Schubhaft ver-
hängt werden soll, in bestimmten Räumlichkeiten aufhält, kann das Bundesamt, 
sofern es zur Durchsetzung des Festnahmeauftrages oder zur Vollstreckung des 
Schubhaftbescheides erforderlich erscheint, den Organen des öffentlichen Si-
cherheitsdienstes den Auftrag erteilen, die Räumlichkeiten zu betreten und zu 
durchsuchen.

(2) Der Auftrag gemäß Abs. 1 ergeht in Ausübung verwaltungsbehördlicher 
Befehlsgewalt. Die erfolgte Durchsuchung ist vom einschreitenden Organ des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes dem Betroffenen auf Verlangen so bald wie 
möglich, jedenfalls binnen 24 Stunden, schriftlich zu bestätigen.

§ 34 BFA-VG BFA-VG § 35

86  87



Auftrag zur Auswertung von Datenträgern

§ 35a. (1) Das Bundesamt kann die Auswertung von sichergestellten Datenträ-
gern eines Antragstellers anordnen, sofern die Voraussetzungen des § 39a vorlie-
gen und eine Auswertung nicht bereits erfolgt ist.

(2) Der Auftrag zur Auswertung von sichergestellten Datenträgern ergeht in 
Ausübung verwaltungsbehördlicher Befehlsgewalt; er ist aktenkundig zu ma-
chen.

2. Abschnitt
Mitwirkung und Befugnisse der Organe des öffentlichen 

Sicherheitsdienstes

Identitätsfeststellung

§ 36. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Feststellung 
der Identität einer Person ermächtigt,
1. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass gegen sie ein 

Festnahmeauftrag (§ 34) vorliegt oder
2. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie würde sich als 

Fremder außerhalb des Bereiches aufhalten, auf den ihr Aufenthalt be-
schränkt ist.

(2) Die Feststellung der Identität ist das Erfassen der Namen, des Geburtsda-
tums, der Staatsangehörigkeit und der Wohnanschrift einer Person in deren An-
wesenheit. Sie hat mit der vom Anlass gebotenen Verlässlichkeit zu erfolgen.

(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben Personen, deren 
Identität festgestellt werden soll, davon in Kenntnis zu setzen. Jeder Betroffene 
ist verpflichtet, an der Feststellung seiner Identität mitzuwirken und die unmit-
telbare Durchsetzung der Identitätsfeststellung zu dulden.

Betretungsbefugnis

§ 37. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, 
Grundstücke, Räume, Betriebsstätten, Arbeitsstellen sowie Fahrzeuge zu betre-
ten, soweit ein Durchsuchungsauftrag (§ 35) vorliegt und dies zur Durchsetzung 
dieses Auftrages notwendig ist.

(2) In den Fällen des Abs. 1 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich oder 
binnen der nächsten 24 Stunden eine Bescheinigung über das Betreten und die 
Gründe des Betretens zuzustellen.

Durchsuchen von Personen

§ 38. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zum Zwecke der 
Sicherstellung von Beweismitteln und Bargeld (§ 39) ermächtigt, die Kleidung 
und die mitgeführten Behältnisse eines Fremden zu durchsuchen, wenn
1. dieser nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist,
2. der Verdacht besteht, dass dieser sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet 

aufhält und Beweismittel bei sich hat, die für dessen Abschiebung von Be-
deutung sind,

3. dieser einen Antrag gemäß § 42 Abs. 1 stellt oder
4. dieser einen Antrag auf internationalen Schutz einbringt,
soweit in den Fällen der Z 3 und 4 nicht ausgeschlossen werden kann, dass der 
Fremde Gegenstände und Dokumente, die Aufschluss über seine Identität, seine 
Staatsangehörigkeit, seine Reiseroute oder seine Fluchtgründe geben können, 
oder Bargeld mit sich führt und auch nicht auf Aufforderung vorlegt. Vor einer 
Durchsuchung ist der Fremde aufzufordern, alle mitgeführten Beweismittel und 
das mitgeführte Bargeld freiwillig herauszugeben.

(2) Darüber hinaus sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes er-
mächtigt, die Kleidung und mitgeführten Behältnisse eines Antragstellers zu 
durchsuchen, wenn auf Grund bestimmter Tatsachen in Verbindung mit einer 
Einvernahme anzunehmen ist, dass der Antragsteller Dokumente und Gegen-
stände mit sich führt, zu deren Herausgabe er gemäß Art. 9 Abs. 2 lit. f der Ver-
fahrensverordnung verpflichtet ist, oder er Datenträger mit sich führt, die als Be-
weismittel gemäß § 39 sichergestellt werden sollen, und diese auch über Auffor-
derung nicht freiwillig heraus gibt.

Sicherstellen von Beweismitteln und Bargeld

§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Ge-
genstände und Dokumente, die für ein Verfahren vor dem Bundesamt oder für 
eine Abschiebung gemäß § 46 FPG als Beweismittel benötigt werden, vorläufig 
sicherzustellen. Im Falle einer Anordnung gemäß § 43 Abs. 1 sind die Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes auch ermächtigt, jenen Teil des mitgeführten 
Bargeldes, der einen dem Fremden jedenfalls zu belassenden Betrag von 120 Euro 
oder Euro Gegenwert, nicht aber einen Höchstbetrag von 840 Euro oder Euro 
Gegenwert überschreitet, sicherzustellen, wobei die Verhältnismäßigkeit und die 
besonderen Bedürfnisse gemäß § 2a Abs. 1 GVG-B 2005 zu beachten sind. Wird 
Bargeld sichergestellt, so ist der Fremde nachweislich über die Beitragspflicht, 
den Anspruch auf Ausfolgung eines allfälligen Differenzbetrages und das Recht, 
dessen Feststellung zu beantragen, sowie die Rechtsfolge des Verfalls gemäß § 2 
Abs. 1c bis 1f GVG B 2005 zu informieren.

(1a) Ist im Rahmen der Sicherstellung von Bargeld in Fremdwährung die Er-
mittlung des Euro-Gegenwertes oder die Ausfolgung der in Abs. 1 genannten 
Beträge für die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes mit einem unverhält-
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nismäßigen Aufwand verbunden, so ist das mitgeführte Bargeld zur Gänze si-
cherzustellen und dem Bundesamt zu übermitteln. Das Bundesamt hat dem 
Fremden den ihm zu belassenden Betrag sowie einen über den Höchstbetrag al-
lenfalls hinausgehenden Restbetrag ohne unnötigen Aufschub von Amts wegen 
auszufolgen.

(1b) Ist der Fremde auch für einen oder mehrere unterhaltsberechtigte Famili-
enangehörige beitragspflichtig (§ 2 Abs. 1c GVG-B 2005), so erhöhen sich die in 
Abs. 1 genannten Beträge für diesen um 100 vH für jeden unterhaltsberechtig-
ten Familienangehörigen. Dies gilt hinsichtlich des in Abs. 1 genannten, dem 
Fremden jedenfalls zu belassenden Betrags nur, wenn dieser nicht bereits im 
Rahmen einer Sicherstellung des vom unterhaltsberechtigten Familienangehöri-
gen mitgeführten Bargeldes gemäß Abs. 1 berücksichtigt wurde. Unterhalts-
pflichten und Unterhaltsberechtigungen bestimmen sich für Zwecke dieses 
Bundesgesetzes nach österreichischem Recht.

(1c) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, mit Verordnung die in 
Abs. 1 genannten Beträge entsprechend der Änderung des von der Bundesan-
stalt Statistik Österreich veröffentlichten aktuellen Verbraucherpreisindex anzu-
passen.

(2) Als Beweismittel gelten auch Gegenstände oder Dokumente, die im Zuge 
der Vollziehung einer Rückkehrentscheidung, einer Ausweisung oder eines 
Aufenthaltsverbotes, insbesondere zur Erlangung eines Ersatzreisedokuments 
für die Abschiebung, benötigt werden.

(3) Über eine Sicherstellung gemäß Abs. 1 und 1a ist dem Betroffenen eine 
schriftliche Bestätigung auszufolgen, aus der, wenn Bargeld sichergestellt wird, 
die Höhe des sichergestellten Betrages hervorgehen muss. Die Beweismittel sind 
dem Bundesamt zu übergeben und von diesem, sobald sie nicht mehr für Verfah-
ren oder für eine Abschiebung benötigt werden, dem Betroffenen zurückzustel-
len, es sei denn, sie wären nach einem anderen Bundesgesetz sicherzustellen. Im 
Falle der Sicherstellung von Datenträgern sind nicht diese, sondern die Ergebnis-
se der Auswertung samt Sicherungskopie (§ 39a) dem Bundesamt zu übermit-
teln. Im Falle der Sicherstellung von Bargeld sind dem Bundesamt der sicherge-
stellte Bargeldbetrag und eine Kopie der dem Antragsteller ausgefolgten Bestäti-
gung zu übermitteln.

Auswertung von Datenträgern

§ 39a. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, von 
Daten, die sich auf sichergestellten Datenträgern befinden, zum Zweck der Iden-
titätsfeststellung eine Sicherungskopie herzustellen und diese auszuwerten, 
wenn ein Fremder einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat und eine 
Feststellung der Identität anhand der vorliegenden Beweismittel nicht möglich 
ist oder ein Auftrag gemäß § 35a vorliegt.

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, von Da-
ten, die sich auf sichergestellten Datenträgern befinden, zum Zweck der Bestim-

mung des für die Prüfung des Antrages auf internationalen Schutz zuständigen 
Staates eine Sicherungskopie herzustellen und diese auszuwerten, sofern die Rei-
seroute des Fremden anhand der vorliegenden Beweismittel nicht festgestellt 
werden kann oder ein Auftrag gemäß § 35a vorliegt.

(3) Die Datenträger sind dem Fremden unverzüglich zurückzustellen, sobald 
sie für die Auswertung nicht mehr erforderlich sind. § 23 gilt.

Festnahme

§ 40. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen 
Fremden zum Zweck der Vorführung vor das Bundesamt festzunehmen,
1. gegen den ein Festnahmeauftrag (§ 34) besteht,
2. wenn dieser Auflagen gemäß §§ 56 Abs. 2 oder 71 Abs. 2 FPG verletzt oder
3. der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält und nicht in den An-

wendungsbereich des 6. Hauptstückes des FPG fällt.
(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Antrags-

teller oder Fremde, die einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, 
zum Zwecke der Vorführung vor das Bundesamt festzunehmen, wenn
1. dieser Fremde nicht zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt ist,
2. gegen diesen eine durchsetzbare – wenn auch nicht rechtskräftige – aufent-

haltsbeendende Maßnahme gemäß dem 8. Hauptstück des FPG erlassen 
wurde,

3. (weggefallen)

4. gegen diesen vor Stellung des Antrages auf internationalen Schutz eine 
durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme gemäß dem 8. Haupt-
stück des FPG erlassen wurde oder

5. auf Grund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung und der er-
kennungsdienstlichen Behandlung anzunehmen ist, dass der Antrag des 
Fremden auf internationalen Schutz mangels Zuständigkeit Österreichs zur 
Prüfung gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 zurückgewiesen werden oder ge-
gen ihn eine Überstellungsentscheidung nach Art. 42 der Asyl- und Migra-
tionsmanagementverordnung ergehen wird.

(3) In den Fällen der Abs. 1 und 2 kann die Festnahme unterbleiben, wenn ge-
währleistet ist, dass der Fremde das Bundesgebiet unverzüglich über eine Außen-
grenze verlässt.

(4) Das Bundesamt ist ohne unnötigen Aufschub über die erfolgte Festnahme 
zu verständigen. Die Anhaltung eines Fremden ist in den Fällen der Abs. 1 Z 2 
und 3 und Abs. 2 bis zu 48 Stunden und in den Fällen des Abs. 1 Z 1 bis zu 72 
Stunden zulässig; darüber hinaus ist Freiheitsentziehung nur gemäß § 77 Abs. 5 
FPG oder in Schubhaft gemäß § 76 FPG möglich. Dem festgenommenen Frem-
den ist die Vornahme der Festnahme über sein Verlangen schriftlich zu bestäti-
gen.

§ 39a BFA-VG BFA-VG § 40
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(5) Stellt ein Fremder während einer Anhaltung auf Grund eines Festnah-
meauftrags gemäß § 34 Abs. 3 Z 1 oder 3 einen Antrag auf internationalen 
Schutz, kann diese aufrechterhalten werden, wenn Gründe zur Annahme beste-
hen, dass der Antrag zur Verzögerung der Vollstreckung einer aufenthaltsbeen-
denden Maßnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Voraussetzungen ist mit 
Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis zu bringen. 
§ 11 Abs. 8 und § 12 Abs. 1 gelten dabei sinngemäß.

(6) Während der Zulässigkeit der Sicherung der Zurückweisung im Asylverfah-
ren an der Grenze und im Rückkehrverfahren an der Grenze sind die Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, zu verhindern, dass ein zurückge-
wiesener Antragsteller in das Bundesgebiet einreist, soweit es ihm nicht gestattet 
ist.

Haft im Asylverfahren an der Grenze

§ 40a. (1) Fremde können festgenommen und angehalten werden, um im Rah-
men des Asylverfahrens an der Grenze (Art. 43 bis 54 der Verfahrensverordnung) 
über das Recht des Antragstellers auf Einreise in das Hoheitsgebiet zu entschei-
den, sofern Fluchtgefahr vorliegt und die Festnahme und die Aufrechterhaltung 
der Anhaltung verhältnismäßig sind. Die Dauer der Anhaltung darf die Ent-
scheidungsfrist gemäß § 33 Abs. 1 und 3 AsylG 2005 nicht überschreiten. Die 
§§ 76 Abs. 1a, 78, 80 Abs. 6, 81 Abs. 1 Z 2 und 3 FPG und § 22a gelten.

(2) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 1 liegt vor, wenn bestimmte Tatsachen 
die Annahme rechtfertigen, dass der Fremde sich dem Asylverfahren an der 
Grenze entziehen wird. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen,
1. ob Umstände gemäß § 76 Abs. 3 FPG mit Ausnahme der Z 7 und 8 vorlie-

gen;
2. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel gemäß Abs. 

3 nicht nachkommt;
3. ob Mitwirkungspflichten gemäß Art. 9 der Verfahrensverordnung verletzt 

wurden.
(3) Es ist ein gelinderes Mittel anzuwenden, wenn Grund zur Annahme be-

steht, dass der Zweck der Festnahme und Anhaltung gemäß Abs. 1 durch An-
wendung eines gelinderen Mittels erreicht werden kann. § 77 FPG gilt mit der 
Maßgabe, dass an die Stelle der Schubhaft die Festnahme und Anhaltung gemäß 
Abs. 1 tritt.

(4) Die Haft ist schriftlich mit Bescheid vom Bundesamt anzuordnen; dieser ist 
gemäß § 57 AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befände sich bei Einleitung 
des Verfahrens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloß kurzfristig in 
Haft. Nicht vollstreckte Bescheide gemäß dem ersten Satz gelten 14 Tage nach 
ihrer Erlassung als widerrufen.

Rechte des Festgenommenen

§ 41. (1) Jeder gemäß § 40 Abs. 1 und 2 Festgenommene ist ehestens in einer ihm 
verständlichen Sprache über die Gründe seiner Festnahme zu unterrichten.

(2) Auf Verlangen eines solchen Festgenommenen ist die konsularische Vertre-
tung seines Heimatstaates unverzüglich von seiner Anhaltung zu unterrichten. 
§ 36 Abs. 4 VStG und § 47 SPG gelten.

Antragstellung bei einer Sicherheitsbehörde oder bei Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes, Informationserhebung und Befugnis 

zur erkennungsdienstlichen Behandlung

§ 42. (1) Stellt ein Fremder einen Antrag auf internationalen Schutz bei einer 
Sicherheitsbehörde oder einem Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes, ha-
ben die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes den Fremden erkennungs-
dienstlich zu behandeln, die in Art. 27 Abs. 1 und 4 der Verfahrensverordnung 
genannten Informationen zu erheben und gegebenenfalls die in Art. 16 Abs. 4 
der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung erforderlichen Maßnahmen 
zu setzen.

(2) Ein Bericht über das Ergebnis der nach Abs. 1 getroffenen Maßnahmen 
und einer allfälligen Durchsuchung nach § 38 sowie – wenn vorhanden – das 
Überprüfungsformular nach Art. 17 der Screening-Verordnung sind unverzüg-
lich dem Bundesamt zu übermitteln. Anlässlich dieser Übermittlung ist eine An-
ordnung zur weiteren Vorgangsweise (§ 43) beim Bundesamt einzuholen.

(3) Nach Abs. 1 und 2 ist auch vorzugehen, wenn eine andere Behörde oder das 
Bundesamt die Sicherheitsbehörde von einem bei ihr oder ihm direkt gestellten 
Antrag auf internationalen Schutz gemäß Art. 27 Abs. 3 der Verfahrensverord-
nung oder § 6 Abs. 1 AVG unterrichtet oder den Antragsteller an die Sicherheits-
behörde verweist.
Anordnung zur weiteren Vorgangsweise

§ 43. (1) Das Bundesamt hat auf Basis der gemäß § 42 übermittelten Informati-
on unverzüglich anzuordnen, dass
1. im Falle eines zum Aufenthalt berechtigten Fremden dieser aufzufordern 

ist, sich binnen einundzwanzig Tagen in einer Erstaufnahmestelle oder Re-
gionaldirektion einzufinden oder

2. im Falle eines nicht zum Aufenthalt berechtigten Fremden
a. dieser zur weiteren Verfahrensführung einer Erstaufnahmestelle, einer 

Regionaldirektion oder einer Außenstelle vorzuführen ist oder
b. sofern die Vorführung zur weiteren Verfahrensführung nicht erforder-

lich ist, diesem die kostenlose Anreise in eine bestimmte Betreuungs-
einrichtung des Bundes zu ermöglichen ist; darüber ist der Fremde in 

§ 40a BFA-VG BFA-VG §§ 41-43
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geeigneter Weise zu informieren. § 2 Abs. 1a1b GVG-B 2005 gilt sinn-
gemäß.

Für Antragsteller im Sinne des § 17 Abs. 3 AsylG 2005 gilt Z 2 lit. b mit der Maß-
gabe, dass dem Antragsteller die Anreise in eine bestimmte Organisationseinheit 
des Bundesamtes, bei der er den Antrag auf internationalen Schutz persönlich 
einzureichen hat, zu ermöglichen ist.

(2) Das Bundesamt kann von einer Anordnung gemäß Abs. 1 Z 1 oder 2 abse-
hen, wenn
1. der Antragsteller in Schub-, Straf-, Untersuchungs-, oder einer sonstigen 

Haft angehalten wird oder
2. auf Grund besonderer, nicht vorhersehbarer Umstände die Versorgung des 

Antragstellers in einer Betreuungseinrichtung des Bundes nicht möglich ist.

Sonstige Vorführungen

§ 44. Wird ein Fremder – aus welchem Grund auch immer – angehalten, ist er 
dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungsgericht auf dessen Ersuchen vor-
zuführen. Die Anhaltung, insbesondere eine Schubhaft, wird durch die Vorfüh-
rung nicht unterbrochen.

Befugnisse der Organe der Landespolizeidirektionen

§ 45. (1) Der Landespolizeidirektor kann Bedienstete, die nicht Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes sind, zur Ausübung von nach §§ 38, 39 und 42 
vorgesehener Befehls- und Zwangsgewalt ermächtigen, sofern diese dafür geeig-
net und besonders geschult sind.

(2) Die Befugnisse der §§ 38, 39 und 42 stehen auch dazu ermächtigten Orga-
nen der Landespolizeidirektionen (Abs. 1) zu. Für diese Organe gilt die Verord-
nung des Bundesministers für Inneres, mit der Richtlinien für das Einschreiten 
der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes erlassen werden – RLV, BGBl. 
Nr. 266/1993. § 47 Abs. 2 gilt für diese Organe sinngemäß.

Abnahme von Karten

§ 46. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes und die Sicherheitsbehör-
den (§ 4 SPG) sind ermächtigt, Verfahrenskarten gemäß § 50 AsylG 2005 sowie 
Aufenthaltstitel nach dem 7. Hauptstück des AsylG 2005 oder nach Art. 24 der 
Statusverordnung jedermann abzunehmen, wenn
1. die Karten entzogen wurden (§ 53 Abs. 1 AsylG 2005);
2. diese zurückzustellen sind (§ 53 Abs. 2 AsylG 2005) oder
3. diese von Personen, für die die Karten nicht ausgestellt wurden, innegehabt 

werden, es sei denn, es handelt sich um gesetzliche Vertreter von Minderjäh-
rigen.

Abgenommene Karten sind dem Bundesamt vorzulegen.

Ausübung unmittelbarer Zwangsgewalt

§ 47. (1) Zur Durchsetzung der Befugnisse nach diesem Hauptstück sind die Or-
gane des öffentlichen Sicherheitsdienstes zur Ausübung von unmittelbarer 
Zwangsgewalt ermächtigt; die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ha-
ben den Betroffenen die Ausübung unmittelbarer Zwangsgewalt anzudrohen 
und anzukündigen. Sie haben deren Ausübung zu beenden, sobald der ange-
strebte Erfolg erreicht wurde, sich zeigt, dass er auf diesem Wege nicht erreicht 
werden kann oder der angestrebte Erfolg außer Verhältnis zu dem für die Durch-
setzung erforderlichen Eingriff steht. Eine Gefährdung des Lebens oder eine 
nachhaltige Gefährdung der Gesundheit ist jedenfalls unzulässig.

(2) Wäre zur Durchsetzung einer Befugnis gemäß §§ 38 Abs. 1 Z 3 und 4 und 
Abs. 2, 39 Abs. 1 sowie 42 Abs. 1 die Überwindung eines Widerstands des Be-
troffenen erforderlich, haben die ermächtigten Organe des Bundesamtes (§ 2 
Abs. 56 BFA-G) ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes um die Vornah-
me der Amtshandlung zu ersuchen.

Dokumentationspflicht bei Missachtungen von Anordnungen der 
Unterkunftnahme und Aufenthaltsbeschränkungen

§ 48. Im Fall, dass Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes im Rahmen ihrer 
Befugnisausübung Missachtungen von Anordnungen der Unterkunftnahme 
gemäß § 15b AsylG 2005 oder Aufenthaltsbeschränkungen gemäß § 15d AsylG 
2005 wahrnehmen, haben sie diese zu dokumentieren und dem Bundesamt mit-
zuteilen.

2. Hauptstück
Rechtsberatung

Rechtsauskunft und Verfahrensvertretung vor dem Bundesamt

§ 49. (1) Ein Ersuchen um Rechtsauskunft gemäß Art. 21 Abs. 2 der Asyl- und 
Migrationsmanagementverordnung oder Art. 15 Abs. 2 der Verfahrensverord-
nung ist an das Bundesamt zu richten. Die Erteilung der Rechtsauskunft hat 
während der Amtsstunden des Bundesamtes zu erfolgen.

(2) Unbegleiteten Minderjährigen, die einen Antrag auf internationalen 
Schutz gestellt haben, ist spätestens bei der Registrierung des Antrags (Art. 27 
der Verfahrensverordnung, § 17 AsylG 2005) mitzuteilen, dass ihnen nach Maß-
gabe des Art. 23 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung und des 
Art. 23 der Verfahrensverordnung kostenlos ein Vertreter im weiteren Verfahren 
(Verfahrensvertreter) beigegeben wird.

§§ 44,-46 BFA-VG BFA-VG § 47-49
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Beachte für folgende Bestimmung
1. Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 53/2019, 

festgelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-Errich-
tungsgesetz verschoben, gilt bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten 
Zeitpunkt die Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2019 weiter 
(vgl. § 56 Abs. 13).

2. Abs. 1 in der Fassung zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 53/2019 wurde 
gemäß § 56 Abs. 18 wieder in Kraft gesetzt.

Rechtsberatung und -vertretung vor dem Bundesverwaltungsgericht

§ 52. (1) Über seine Informationspflichten gemäß Art. 19 Abs. 1 lit. l der Asyl- 
und Migrationsmanagementverordnung und Art. 8 Abs. 2 lit. d der Verfahrens-
verordnung hinaus hat das Bundesamt den Fremden oder Antragsteller bei Er-
lassung einer Entscheidung nach § 3 Abs. 2 Z 3 bis 6 oder 9 oder nach dem VVG 
schriftlich darüber zu informieren, dass ihm die Möglichkeit offensteht, auf Er-
suchen kostenlose Rechtsberatung im Beschwerdeverfahren in Anspruch zu 
nehmen. Zugleich hat es ihn an die Bundesagentur zu verweisen. Ein Ersuchen 
um Rechtsberatung in einer Angelegenheit gemäß dem ersten Satz ist an die 
Bundesagentur zu richten.

(2) Abs. 1 gilt nicht bei Entscheidungen gemäß §§ 46 Abs. 2 bis 2b, 60 Abs. 1 
und 2 sowie 69 Abs. 2 FPG.

(3) Rechtsberater unterstützen und beraten Fremde oder Antragsteller jeden-
falls beim Einbringen einer Beschwerde und im Beschwerdeverfahren gemäß 
Abs. 1 vor dem Bundesverwaltungsgericht, sowie bei der Beischaffung eines Dol-
metschers. Rechtsberater haben ihre Beratungstätigkeit gesetzmäßig und nach 
bestem Wissen durchzuführen und den Beratenen die Erfolgsaussicht ihres Vor-
bringens oder ihrer Beschwerde darzulegen. Auf deren Ersuchen haben sie die 
betreffenden Fremden oder Antragsteller auch im Verfahren, einschließlich einer 
mündlichen Verhandlung, zu vertreten. Im Fall der Erlassung eines Schubhaft-
bescheides bezieht sich die Beratung und Vertretung durch den Rechtsberater 
auch auf die unmittelbar vorangegangene Festnahme und Anhaltung nach die-
sem Bundesgesetz, in den Fällen des § 18 Abs. 1 oder 3 auch auf den Antrag auf 
Verbleib oder auf Aussetzung des Vollzugs der Überstellungsentscheidung.

Beachte für folgende Bestimmung
Zu Abs. 4: Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I 

Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 
BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt der Abs. 4 bis zu dem in dieser Verord-
nung festgelegten Zeitpunkt in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 
53/2019 weiter (vgl. § 56 Abs. 13).

Rückkehrberatung, Rückkehrhilfe und Reintegrationsunterstützung

§ 52a. (1) Ein im Bundesgebiet aufhältiger Fremder kann unabhängig von sei-
nem Aufenthaltsstatus Rückkehrberatung durch die Rückkehrberatungsstellen 
der Bundesagentur in Anspruch nehmen. Die Rückkehrberatung umfasst die 
Abklärung der Perspektiven, Pflichten und Folgen allfälliger Pflichtverletzungen 
vor, während und nach Abschluss des Verfahrens.

(2) Ein Fremder, der ein Rückkehrberatungsgespräch gemäß Abs. 3 in An-
spruch nimmt, hat gegenüber der Rückkehrberatungsstelle eine Erklärung über 
seine Rückkehrbereitschaft abzugeben; in den übrigen Fällen (Abs. 4 oder 5) 
kann er eine solche Erklärung abgeben. Bei Rückkehrbereitschaft kann mit dem 
Fremden eine Niederschrift aufgenommen werden, die nähere Angaben über 
den weiteren Ablauf, allfällige Mitwirkungspflichten und den zeitlichen Rah-
men der freiwilligen Ausreise enthalten kann.

(3) Ein Rückkehrberatungsgespräch ist verpflichtend in Anspruch zu nehmen, 
wenn
1. gegen einen unrechtmäßig aufhältigen Drittstaatsangehörigen eine Rück-

kehrentscheidung – wenn auch nicht rechtskräftig – erlassen wird,
2. gegen einen rechtmäßig aufhältigen Drittstaatsangehörigen eine Rückkeh-

rentscheidung durchsetzbar wird,
3. gegen einen unrechtmäßig aufhältigen Drittstaatsangehörigen eine Rück-

kehrentscheidung durchsetzbar wird oder
4. gegen einen Antragsteller eine Rückkehrentscheidung durchsetzbar wird.
Wenn das Asylverfahren beschleunigt geführt wird (§ 27a AsylG 2005) oder 
beabsichtigt ist, gegen den Asylwerber oder Fremden eine Rückkehrentschei-
dung zu erlassen, so kann eine Rückkehrberatung bereits in einem früheren Ver-
fahrensstadium mit Verfahrensanordnung angeordnet werden. Darüber hinaus 
sind Rückkehrberatungsstellen ermächtigt, Fremden, gegen die eine Rückkeh-
rentscheidung – wenn auch nicht rechtskräftig – erlassen wurde, weitere Rück-
kehrberatungsgespräche anzubieten. Fremde sind im Falle eines nachweislich an-
gebotenen Rückkehrberatungsgesprächs verpflichtet, dieses in Anspruch zu 
nehmen. 

(4) Eine Rückkehrberatung kann bei Bedarf bereits in einem früheren Verfah-
rensstadium mit Verfahrensanordnung angeordnet werden, wenn
1. das Asylverfahren beschleunigt geführt wird (Art. 42 der Verfahrensverord-

nung),
2. beabsichtigt ist, gegen den Antragsteller oder Fremden eine aufenthaltsbe-

endende Maßnahme zu erlassen, oder
3. ein Verfahren zum Entzug des internationalen Schutzes nach Kapitel IV der 

Verfahrensverordnung eingeleitet wird.
(5) Das Bundesamt und die Rückkehrberatungsstellen sind ermächtigt, Frem-

den, gegen die eine Rückkehrentscheidung – wenn auch nicht rechtskräftig – er-
lassen wurde, weitere Rückkehrberatungsgespräche anzubieten. Fremde sind im 

§ 52 BFA-VG BFA-VG § 52a
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Falle eines nachweislich angebotenen Rückkehrberatungsgesprächs verpflichtet, 
dieses in Anspruch zu nehmen.

(6) Fremde haben ein verpflichtendes Rückkehrberatungsgespräch (Abs. 3, 4 
oder 5) unverzüglich, längstens binnen zehn Tagen ab Entstehen der Verpflich-
tung in Anspruch zu nehmen. Wird bei Erlassung einer Rückkehrentscheidung 
eine Frist für die freiwillige Ausreise nicht eingeräumt, so ist das Rückehrbera-
tungsgespräch spätestens am nächsten Werktag in Anspruch zu nehmen. Das 
Bundesamt hat die Rückkehrberatungsstellen von allen nach dem ersten oder 
zweiten Satz bestehenden Verpflichtungen, einschließlich des Verpflichtungs-
grundes, in Kenntnis zu setzen.

(7) Das Bundesamt hat ein Informationsblatt zur Verpflichtung zur Rückkehr-
beratung zu erstellen. Dieses ist beim Bundesamt und beim Bundesverwaltungs-
gericht bereitzuhalten. Wird in den Fällen des Abs. 3 Z 2 bis 4 die Rückkehrent-
scheidung aufgrund einer Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes durch-
setzbar, so hat das Bundesverwaltungsgericht dem Fremden das Informations-
blatt gemeinsam mit dieser Entscheidung zuzustellen. In den übrigen Fällen ist 
das Informationsblatt vom Bundesamt auszufolgen.

(8) Die zuständige Rückkehrberatungsstelle hat das Bundesamt, in den Fällen 
des Abs. 7 dritter Satz das Bundesverwaltungsgericht darüber zu informieren, ob 
und gegebenenfalls mit welchem Inhalt und Ergebnis ein Rückkehrberatungsge-
spräch stattgefunden hat. Das Ergebnis eines Rückkehrberatungsgespräches 
umfasst alle verfahrensrelevanten Informationen für den Rückkehrprozess, je-
denfalls die Information und Begründung über die Rückkehrwilligkeit oder -un-
willigkeit und die weitere Vorgehensweise. Hat ein zur Ausreise verpflichteter 
Fremder im Rahmen einer verpflichtenden Rückkehrberatung erklärt, nicht 
rückkehrbereit zu sein (Abs. 2 erster Satz), oder eine verpflichtende Rückkehrbe-
ratung nicht oder nicht fristgerecht (Abs. 6) in Anspruch genommen, so ist 
davon die zuständige Landespolizeidirektion in Kenntnis zu setzen, soweit dies 
für die Einleitung eines Verwaltungsstrafverfahrens nach § 120 Abs. 1b FPG er-
forderlich ist.

(9) Einem zur dauerhaften freiwilligen Rückkehr in das Herkunftsland oder 
einen sonst in Betracht kommenden Zielstaat bereiten, im Bundesgebiet aufhäl-
tigen Fremden kann unabhängig von seinem Aufenthaltsstatus Rückkehrhilfe 
gewährt werden. Die Rückkehrhilfe kann die organisatorische Unterstützung 
der Ausreise und bei Bedürftigkeit finanzielle Unterstützung, wie beispielsweise 
Übernahme der Reisekosten und sonstige Geld- oder Sachleistungen umfassen, 
wobei finanziell Unterstützung nur einmalig gewährt werden kann. Im besonde-
ren Bedarfsfall kann eingeschränkte Rückkehrhilfe auch bei zwangsweiser Auße-
rlandesbringung gewährt werden.

(10) Einem Fremden kann bei dauerhafter Rückkehr in das Herkunftsland 
oder einen sonst in Betracht kommenden Zielstaat Reintegrationsunterstützung 
durch das Bundesamt gewährt werden.

3. Hauptstück
Kosten

Kostenersatz

§ 53. (1) Es sind folgende Kosten, die dem Bund entstehen, von dem Fremden – 
soweit dem nicht Art. 47 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung ent-
gegensteht – zu ersetzen:
1. Kosten, die bei der Durchsetzung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme 

nach dem 8. Hauptstück des FPG entstehen,
2. Dolmetschkosten im Rahmen von Verfahrenshandlungen gemäß dem 7. 

und 8. Hauptstück des FPG.
(2) Wer einen Fremden entgegen § 3 Abs. 1 AuslBG beschäftigt, hat im Fall der 

Erlassung einer Rückkehrentscheidung gemäß §§ 52 iVm 53 Abs. 1 und 2 Z 7 
FPG gegen diesen Fremden, die Kosten gemäß Abs. 1 zu ersetzen. Der Haupt-
auftragnehmer und alle Unterauftragnehmer haften solidarisch, soweit sie wis-
sentlich die Beschäftigung des Fremden durch einen Unterauftragnehmer entge-
gen § 3 Abs. 1 AuslBG geduldet haben oder der Hauptauftragnehmer seiner 
Überwachungspflicht gemäß § 26 Abs. 6 AuslBG nicht nachgekommen ist.

(3) Der Beförderungsunternehmer, der seinen Verpflichtungen gemäß § 111 
Abs. 2 bis 6 FPG nicht nachkommt, hat die Kosten, die im Zusammenhang mit 
der Abschiebung des Fremden gemäß § 46 FPG erwachsen, zu ersetzen. Hierun-
ter fallen insbesondere Kosten, die von der Ankunft des Fremden an der Grenz-
übergangsstelle bis zum Vollzug der Ausreise
1. für Unterkunft, Verpflegung und allfällige medizinische Versorgung er-

wachsen;
2. der Behörde oder dem Bund bei der allenfalls erforderlichen Durchsetzung 

der Rückkehrentscheidung gemäß § 52 FPG und des Aufenthaltsverbotes 
gemäß § 67 FPG entstehen, einschließlich der Kosten für die Vollziehung 
der Schubhaft, der Dolmetschkosten, der Kosten für das Ticket und der 
Kosten für Begleitorgane.

(4) § 79 AVG ist sinngemäß anzuwenden. Kosten gemäß Abs. 1, die unein-
bringlich sind, trägt der Bund.

3. TEIL: SCHLUSSBESTIMMUNGEN

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 54. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeich-
nungen in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Männer und 
Frauen in gleicher Weise. Bei der Anwendung der Bezeichnung auf bestimmte 
natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

§ 52a BFA-VG BFA-VG §§ 53, 54
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Verweisungen

§ 55. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze 
oder auf unmittelbar anwendbare Vorschriften des Unionsrechts verwiesen 
wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Inkrafttreten

§ 56. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
(2) Verordnungen oder Regierungsübereinkommen aufgrund dieses Bundes-

gesetzes können bereits ab dem auf seine Kundmachung folgenden Tag erlassen 
oder abgeschlossen werden; sie dürfen jedoch frühestens mit dem Inkrafttreten 
dieses Bundesgesetzes in Kraft treten.

(3) Die §§ 7, 8, 13 Abs. 6, 15, die Überschrift des 5. Hauptstückes und die §§ 16 
bis 22b samt Überschriften, §§ 26 Abs. 1 letzter Satz, 27 Abs. 1 Z 12 und § 58 
sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 68/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Die Überschrift des 5. Haupt-
stückes in der Fassung vor dem BGBl. I Nr. 68/2013 tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2013 außer Kraft.

(4) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 sind so zu ver-
stehen, dass sie sich auf jene Fassung dieses Bundesgesetzes beziehen, die es durch 
das Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz – FNG, BGBl. I Nr. 87/2012, 
erhalten würde.

(5) Die §§ 9 Abs. 5 und 22a Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 144/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Die Anordnungen des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 144/2013 sind so zu verstehen, dass sie sich auf jene Fassung 
dieses Bundesgesetzes beziehen, die es durch das FNG-Anpassungsgesetz, BGBl. 
I Nr. 68/2013, erhalten würde.

(6) § 18 Abs. 7 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2014, BGBl. I 
Nr. 40/2014, tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(7) §§ 3 Abs. 2 Z 5 bis 7 und Abs. 3, 5, 6, 9 Abs. 3 und Abs. 4, 10 Abs. 3 und 
Abs. 6, 11 Abs. 1 und Abs. 6, 13 Abs. 2 und Abs. 4, 14, 16 Abs. 2 Z 1 bis 3, Abs. 4 
und 6, 17 Abs. 1 bis 3, 18 Abs. 1 Z 2 und Z 5 bis 7, 21 Abs. 2a und 6a, 23 Abs. 3 
Z 1 und 3, 28 Abs. 3, 29 Abs. 1 Z 3 und Z 15 bis 17, 30 Abs. 5, 34 Abs. 4 und 
Abs. 8 Z 1 und 2, 38 Abs. 1, 42 bis 45 samt Überschriften, 47 Abs. 2, 49 Abs. 3, 
52 Abs. 1 und 2, 52a samt Überschrift, 53 Abs. 1 und 4, 58 Abs. 4 sowie die Ein-
träge zu §§ 42 bis 45 und 52a im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 70/2015 treten mit 20. Juli 2015 in Kraft. §§ 34 Abs. 8 Z 3, 38 
Abs. 1 Z 3 und 40 Abs. 5 treten mit Ablauf des 19. Juli 2015 außer Kraft.

(8) Die §§ 12a samt Überschrift, 29 Abs. 1 und Abs. 2 Z 3 bis 5, 30 Abs. 3 und 
4 sowie der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 12a in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 24/2016 treten mit 1. Juni 2016 in Kraft. § 52 Abs. 1 und 2 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 treten mit 1. Oktober 2016 
in Kraft.

(9) § 27 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 25/2016 tritt mit 
1. Juni 2016 in Kraft.

(10) Die §§ 4 Abs. 2, 11 Abs. 1, 3 und 6, 17 Abs. 1, 18 Abs. 5, 21 Abs. 2a, 2b 
und 6, 27 Abs. 1, 28 Abs. 1 und 3, 29 Abs. 2, 30 Abs. 5, 33 Abs. 3 und 4, 34 
Abs. 3 Z 4, 36 Abs. 2 sowie 52a Abs. 2 und 3, 57 Z 3 und 58 Abs. 5 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 treten mit Ablauf des Tages der Kund-
machung, frühestens jedoch mit 1. November 2017 in Kraft. § 11 Abs. 4 tritt mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung, frühestens jedoch mit Ablauf des 31. Ok-
tober 2017 außer Kraft. § 21 Abs. 2b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 145/2017 tritt mit Ablauf des 31. Mai 2018 außer Kraft.

(11) § 2 Abs. 2, § 13 Abs. 1, § 23 samt Überschrift und Eintrag im Inhaltsver-
zeichnis, § 24 Abs. 1, 3a und 4, § 26 samt Überschrift und Eintrag im Inhaltsver-
zeichnis, die Überschrift zu § 27 samt Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 27 Abs. 1, 
3, 4 und 5, § 28 samt Überschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 29 Abs. 1 
bis 3, § 30 Abs. 6, § 31 Abs. 3, die Überschrift zu § 32 samt Eintrag im Inhaltsver-
zeichnis sowie § 33 in der Fassung des Materien-Datenschutz-Anpassungsgeset-
zes 2018, BGBl. I Nr. 32/2018, treten mit 25. Mai 2018 in Kraft.

(12) Die §§ 16 Abs. 1, 18 Abs. 1 Z 3, 24 Abs. 1 Z 3, 28 Abs. 1, die Überschrift 
des 1. Abschnitts des 1. Hauptstücks des 2. Teils, 35a samt Überschrift, 38 Abs. 1 
und 2, die Überschrift zu § 39, §§ 39 Abs. 1 bis 1b und 3, 39a samt Überschrift, 
§§ 40 Abs. 5, 42 Abs. 2, 43 Abs. 1 Z 2 lit. a, 47 Abs. 2 sowie die Einträge im In-
haltsverzeichnis zur Überschrift des 1. Abschnitts des 1. Hauptstücks des 2. Teils 
und zu §§ 35a, 39 und 39a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
56/2108 treten mit 1. September 2018 in Kraft. Die §§ 10 Abs. 3, 4 und 5, 11 
Abs. 5 sowie 29 Abs 1 Z 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 
56/2018 treten mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. §§ 9 
Abs. 4 und 16 Abs. 3 letzter Satz treten mit Ablauf des 31. August 2018 außer 
Kraft.

(13) Die §§ 11 Abs. 2, 28 Abs. 4a, 49 samt Überschrift und Eintrag im Inhalts-
verzeichnis, 52, 52a Abs. 4 sowie 58 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 53/2019 treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft. Die §§ 48, 50 und 51 
samt Überschriften und Einträgen im Inhaltsverzeichnis treten mit Ablauf des 
31. Dezember 2020 außer Kraft. Wird der in § 2 Abs. 3 Z 2 BBU-Errichtungsge-
setz, BGBl. I Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 
Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gelten die §§ 11 Abs. 2, 48 bis 51 
samt Überschriften und Einträgen im Inhaltsverzeichnis, 52 sowie 52a Abs. 4 bis 
zu dem in dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2019 weiter.

(14) Die Änderungen der §§ 10 Abs. 3 und 6 sowie 49 Abs. 4 durch die Novelle 
BGBl. I Nr. 29/2020 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 
Die Änderungen des § 49 Abs. 4 durch die Novelle BGBl. I Nr. 29/2020 treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 2020 und die Änderungen des § 10 Abs. 3 und 6 
durch die Novelle BGBl. I Nr. 29/2020 mit Ablauf des 30. Juni 2022 außer 
Kraft.

§§ 55, 56 BFA-VG BFA-VG § 56
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(15) Die §§ 19 Abs. 4 sowie 52a Abs. 2 und 2a in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 145/2020 treten mit 1. Jänner 2021 in Kraft.

(16) Die §§ 2 Abs. 2, 27 Abs. 1 Z 14 und der Schlussteil des Abs. 1 sowie 33 
Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 206/2021 treten mit dem 
im Beschluss der Europäischen Kommission gemäß Art. 66 Abs. 2 der Verord-
nung SIS-Grenze festgelegten Tag in Kraft. Die §§ 23 Abs. 6 und 27 Abs. 1 Z 4a 
und 7a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 206/2021 treten einen 
Monat nach dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(17) § 10 Abs. 3 und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2020 
tritt mit 1. Juli 2022 in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2023 außer Kraft. Mit 
dem Außerkrafttreten des § 10 Abs. 3 und 6 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 29/2020 tritt § 10 Abs. 3 und 6 in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 29/2020 wieder in Kraft. § 29 Abs. 4 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung in Kraft.(Anm. 1)

(18) § 52 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2019 tritt 
mit 1. Juli 2025 wieder in Kraft. Zugleich tritt § 52 Abs. 2 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 134/2024 in Kraft.

(19) § 24 Abs. 3a in der Fassung des Informationsfreiheits-Anpassungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 50/2025, tritt mit 1. September 2025 in Kraft.

(20) § 1, § 2 Abs. 2, § 3 Abs. 2, § 4a samt Überschrift, § 5, § 7 Abs. 1 Z 5, § 8, § 9 
Abs. 1 und 3, § 14, § 16, die §§ 18 und 19 samt Überschriften, § 20 Abs. 1, § 21 
Abs. 2, 2a, 3, 4, 6a und 8 bis 10, § 22 samt Überschrift, § 24 Abs. 1, § 25 Abs. 4 
und 5, der Schlussteil sowie die Z 20 des § 27 Abs. 1, § 28 Abs. 1 und 4a, § 29 Abs. 
1 Z 6, 7, 15 bis 20, § 30 Abs. 6, § 31 Abs. 2 Z 2, § 33 Abs. 4 und 5, § 34 Abs. 3 bis 
8, § 35a Abs. 1, § 38 Abs. 2, § 39 Abs. 1, 1b, 1c und 3, § 40 Abs. 2 und 6, die §§ 40a 
und 42 samt Überschriften, § 43, § 46, § 47 Abs. 2, die §§ 48 bis 52a samt Über-
schriften, § 53 Abs. 1, § 55 und § 58 Abs. 7 bis 10 sowie die Änderungen des In-
haltsverzeichnisses in der Fassung des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsge-
setzes, BGBl. I Nr. xxx/2026, treten mit 12. Juni 2026 in Kraft. Gleichzeitig tre-
ten § 10 Abs. 4 bis 6, § 17 samt Überschrift, § 30 Abs. 3 und § 40 Abs. 2 Z 3 in 
der Fassung vor Inkrafttreten des genannten Bundesgesetzes außer Kraft.

(___________
Anm. 1: Als Zeitpunkt wurde der 7.3.2023 festgelegt, vgl. Durchführungsbe-

schluss (EU) 2023/201 der Europäischen Kommission.)

Vollziehung

§ 57. Mit der Vollziehung ist betraut:
1. hinsichtlich der §§ 20, 21 und 33 Abs. 1 die Bundesregierung,
2. hinsichtlich der §§ 7 und 52 der Bundeskanzler,
3. hinsichtlich des § 30 Abs. 3 der Bundesminister für Europa, Integration 

und Äußeres,
4. im Übrigen der Bundesminister für Inneres.

Übergangsbestimmungen

§ 58. (1) Fremdenpolizeibehörden nach dem FPG in der Fassung vor dem Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 bleiben für Daten, die in ihrem Auftrag im Zen-
tralen Fremdenregisters gemäß § 101 FPG in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 87/2012 verarbeitet werden, auch ab 1. Jänner 2014 Auftraggeber 
gemäß § 4 Z 4 Datenschutzgesetz 2000 (DSG 2000), mit der Maßgabe, dass das 
dem jeweiligen Datum zugrundeliegende Verfahren vor dem 1. Jänner 2014 
rechtskräftig abgeschlossen ist. Ist ab dem 1. Jänner 2014 eine Änderung Berich-
tigung oder Löschung dieser Daten von Amts wegen oder auf Antrag vorzuneh-
men, so trifft diese Verpflichtung die Behörden nach diesem Bundesgesetz und 
dem FPG in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 als neue 
Auftraggeber gemäß § 4 Z 4 DSG 2000. Die Frist gemäß § 27 Abs. 4 DSG 2000 
beginnt mit Eingang des Antrages bei der nunmehr zuständigen Behörde.

(2) Daten in sonstigen Datenanwendungen dürfen von den Fremdenpolizeibe-
hörden nach dem FPG in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 87/2012 längstens bis zum Ablauf der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen 
des FPG in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 verwendet 
werden, auch wenn nach Ablauf des 31. Dezember 2013 ihre Zuständigkeit zur 
Führung von diesen Daten zugrundeliegenden Verfahren entfällt.

(3) Das Bundesverwaltungsgericht übernimmt als Rechtsnachfolger die Funk-
tion als Auftraggeber gemäß § 4 Z 4 Datenschutzgesetz 2000 für alle registrierten 
und nicht meldepflichtigen Datenanwendungen des Asylgerichtshofes im Be-
reich des AsylG 2005 und des FPG. Alle registrierten Datenanwendungen wer-
den unter der Registernummer des Asylgerichtshofes weitergeführt. Neumel-
dungen der bereits registrierten Datenanwendungen des Rechtsvorgängers an 
die Datenschutzbehörde sind nicht erforderlich. Die sich aus der Rechtsnachfol-
ge ergebenden notwendigen Berichtigungen im Datenverarbeitungsregister sind 
von der Datenschutzbehörde vorzunehmen.

(4) Ab dem 20. Juli 2015 vom Bundesamt erlassene Bescheide und ab dem 20. 
Juli 2015 vom Bundesverwaltungsgericht ausgefertigte Erkenntnisse oder Be-
schlüsse sind gemäß § 3 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl I 
Nr. 70/2015 vom Bundesamt zu vollstrecken. Die Vollstreckung der vor dem 20. 
Juli 2015 erlassenen Bescheide und ausgefertigten Erkenntnisse oder Beschlüsse 
richtet sich nach der Rechtslage vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl I 
Nr. 70/2015.

(5) § 21 Abs. 2b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 gilt 
für Beschwerdeverfahren, die mit Ablauf des 31. Mai 2018 bereits anhängig wa-
ren, auch nach dem 31. Mai 2018 weiter.

(6) Rechtsberatung sowie Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe, die nach den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor dem Inkrafttreten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2019 gewährt wurden, gelten als Rechtsberatung 
sowie Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe nach diesem Bundesgesetz in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 53/2019.

§ 36 BFA-VG BFA-VG § 58
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(7) Entscheidungen auf Grund dieses Bundesgesetzes, die nach der Rechtslage 
vor Inkrafttreten des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetzes ergangen 
sind, behalten ihre Gültigkeit und begründen in Verfahren, die in derselben Sa-
che nach dem 12. Juni 2026 anhängig werden, den Zurückweisungs- oder Ableh-
nungstatbestand der entschiedenen Sache (§ 68 AVG oder Art. 38 Abs. 2 der Ver-
fahrensverordnung).

(8) Alle Asylverfahren, deren verfahrenseinleitender Antrag vor dem 12. Juni 
2026 eingebracht worden ist, und alle vor diesem Stichtag eingeleiteten Aberken-
nungsverfahren sind vom Bundesamt oder vom Bundesverwaltungsgericht nach 
der Rechtslage vor Inkrafttreten des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsge-
setzes mit der Maßgabe zu Ende zu führen, dass § 12 in der Fassung jenes Bundes-
gesetzes auch in solchen Verfahren anzuwenden ist, die inhaltlichen Vorausset-
zungen der Zuerkennung und des Entzugs des internationalen Schutzes sich 
nach der Statusverordnung richten, bei Nichtzuerkennung oder Entzug des Sta-
tus subsidiären Schutzes auch die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 54a 
AsylG 2005 in der Fassung jenes Bundesgesetzes zu prüfen und die Befreiung 
von Gebühren, Verwaltungsabgaben und Barauslagen nach § 70 AsylG 2005 in 
der Fassung jenes Bundesgesetzes zu beurteilen ist.

(9) § 46 in der Fassung des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetzes ist 
auf Karten im Sinne des § 75 Abs. 37 erster Satz AsylG 2005 sinngemäß anzu-
wenden.

(10) An die Stelle der Rechtsberatung vor dem Bundesamt, die vor Inkrafttre-
ten des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetzes angeboten wurde, tritt ab 
dem 12. Juni 2026 die Rechtsauskunft im Sinne des III. Abschnittes des II. Ka-
pitels der Verfahrensverordnung. Rechtsberatung vor dem Bundesverwaltungs-
gericht, Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe, die vor dem 12. Juni 2026 ange-
boten, gewährt oder in Anspruch genommen wurden, gelten ab diesem Tag als 
Rechtsberatung vor dem Bundesverwaltungsgericht, Rückkehrberatung und 
Rückkehrhilfe nach diesem Bundesgesetz in der Fassung des Asyl- und Migrati-
onspakt-Anpassungsgesetzes.

3. Bundesgesetz, mit dem die Grundversorgung von 
bestimmten Fremden durch den Bund geregelt wird 

(Grundversorgungsgesetz – Bund 2005 – GVG-B 2005)
StF: BGBl. Nr. 405/1991 (NR: GP XVIII RV 158 AB 215 S. 36. BR: AB 

4102 S. 544.) 

mit den vom Nationalrat am 20.05.2026 als Art. 6 des Asyl- und Migrations-
pakt-Anpassungsgesetzes - AMPAG beschlossenen Änderungen

Text

Begriffsbestimmungen

§ 1. Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
1. Antrag auf internationalen Schutz oder Antrag: Antrag gemäß Art. 3 Z 12 

der Verfahrensverordnung (Z 10);
1a. Antragsteller: ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser gemäß Art. 3 

Z 13 der Verfahrensverordnung;
1b. Familienangehöriger: ein Drittstaatsangehöriger oder Staatenloser, der mit 

dem Antragsteller in einem Angehörigenverhältnis gemäß Art. 3 Z 9 der 
Statusverordnung (Z 11) steht;

1c. unbegleiteter Minderjähriger: ein Minderjähriger gemäß Art. 3 Z 7 der Ver-
fahrensverordnung;

2. Grundversorgungsvereinbarung: die Vereinbarung zwischen dem Bund 
und den Ländern gemäß Art. 15a B-VG über gemeinsame Maßnahmen zur 
vorübergehenden Grundversorgung für hilfs- und schutzbedürftige Frem-
de  Asylwerber, Asylberechtigte, Vertriebene und andere aus rechtlichen 
oder faktischen Gründen nicht abschiebbare Menschen) in Österreich in 
der geltenden Fassung;

3. Grundversorgung: die gemäß der Grundversorgungsvereinbarung zu er-
bringenden Leistungen;

4. Betreuungseinrichtung: jede Einrichtung, in der die Versorgung der 
Grundbedürfnisse eines Antragstellers faktisch gewährleistet wird;

5. Zuwendung zur Deckung des täglichen Bedarfs: eine im Rahmen der 
Grundversorgung gewährte Zuwendung, die Antragstellern regelmäßig als 
Geldbetrag, in Form von Gutscheinen, Sachleistungen oder als Kombinati-
on daraus, sofern eine solche Zuwendung einen Geldbetrag enthält, bereit-
gestellt werden, um ihnen in ihrem täglichen Leben ein Mindestmaß an Ei-
genständigkeit zu ermöglichen;

6. im Rahmen der Grundversorgung gewährte materielle Leistungen: die im 
Rahmen der Grundversorgung gewährten Vorteile, unter anderem Unter-

§ 58 BFA-VG  § 1
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kunft, Verpflegung, Kleidung und Produkte für die persönliche Hygiene in 
Form von Sach- oder Geldleistungen oder Gutscheinen oder einer Kombi-
nation davon sowie Zuwendungen zur Deckung des täglichen Bedarfs;

7. Organ der Betreuungseinrichtungen des Bundes: ein nachgeordnetes Or-
gan gemäß Art. 20 Abs. 1 B-VG oder ein Arbeitnehmer der Bundesagentur 
für Betreuungs- und Unterstützungsleistungen Gesellschaft mit beschränk-
ter Haftung gemäß § 1 Abs. 1 des BBU-Errichtungsgesetzes (BBU-G), 
BGBl. I Nr. 53/2019 (Bundesagentur), das oder der einer Betreuungsein-
richtung gemäß Z 4 zur Dienstleistung zugewiesen ist und mit einer dem § 5 
Abs. 4 und 5 entsprechenden selbstverantwortlichen Anordnungsbefugnis 
ausgestattet ist;

8. DSGVO: die Verordnung (EU) 2016/679 zum Schutz natürlicher Perso-
nen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver-
kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grund-
verordnung), ABl. Nr. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, in der geltenden Fas-
sung;

9. die Aufnahmerichtlinie: die Richtlinie (EU) 2024/1346 zur Festlegung von 
Normen für die Aufnahme von Personen, die internationalen Schutz bean-
tragen, ABl. Nr. L 2024/1346 vom 22.05.2024, in der geltenden Fassung;

10. die Verfahrensverordnung: die Verordnung (EU) 2024/1348 zur Einfüh-
rung eines gemeinsamen Verfahrens für internationalen Schutz in der Uni-
on und zur Aufhebung der Richtlinie 2013/32/EU, ABl. Nr. L 2024/1348 
vom 22.05.2024;

11. die Statusverordnung: Verordnung (EU) 2024/1347 über Normen für die 
Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen, 
denen internationaler Schutz gewährt wurde, für einen einheitlichen Status 
für Flüchtlinge oder für Personen mit Anspruch auf subsidiären Schutz 
und für den Inhalt des gewährten Schutzes, zur Änderung der Richtlinie 
2003/109/EG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2011/95/EU 
des Parlaments und des Rates, ABl. Nr. L 2024/1347 vom 22.05.2024;

12. die Asyl- und Migrationsmanagementverordnung: die Verordnung (EU) 
2024/1351 über Asyl- und Migrationsmanagement, zur Änderung der Ver-
ordnungen (EU) 2021/1147 und (EU) 2021/1060 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013, ABl. Nr. L 2024/1351 vom 22.05.2024;

13. die Screening-Verordnung: die Verordnung (EU) 2024/1356 zur Einfüh-
rung der Überprüfung von Drittstaatsangehörigen an den Außengrenzen 
und zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 
2017/2226, (EU) 2018/1240 und (EU) 2019/817, ABl. Nr. L 2024/1356 
vom 22.05.2024.

Gewährung der Grundversorgung

§ 2. (1) Der Bund leistet Antragstellern Grundversorgung ab Stellung des An-
trags, solange

1. die Behörde die Zulässigkeit des Antrags gemäß Art. 38 Abs. 1 der Verfah-
rensverordnung prüft,

2. die Behörde die Zulässigkeit eines Folgeantrags gemäß Art. 38 Abs. 2 der 
Verfahrensverordnung prüft, sofern der Bund dem Antragsteller die 
Grundversorgung bereits bei Abschluss des vorangegangenen Verfahrens 
geleistet hat,

3. das Zuständigkeitsverfahren nach der Asyl- und Migrationsmanagement-
verordnung geführt wird,

4. das Verfahren gemäß Art. 42 Abs. 1 lit. a, c, d, e und j der Verfahrensverord-
nung beschleunigt geführt wird, oder

5. die Behörde den Antrag im Rahmen eines Asylverfahrens an der Grenze 
(Art. 43 bis 54 der Verfahrensverordnung) prüft.

(1a) Neben den in Abs. 1 angeführten Fällen leistet der Bund Antragstellern 
Grundversorgung,
1. deren Antrag als unzulässig gemäß Art. 38 Abs. 1 der Verfahrensverord-

nung abgelehnt wurde, sofern gemäß Art. 68 Abs. 3 lit. b der Verfahrensver-
ordnung kein Recht auf Verbleib besteht und solange das Bundesverwal-
tungsgericht der Beschwerde nicht mit Beschluss gemäß Art. 68 Abs. 4 der 
Verfahrensverordnung die aufschiebende Wirkung zuerkannt hat,

2. deren Folgeantrag als unzulässig gemäß Art. 38 Abs. 2 der Verfahrensver-
ordnung abgelehnt wurde, sofern der Bund dem Antragsteller die Grund-
versorgung bereits bei Abschluss des vorangegangenen Verfahrens geleistet 
hat und gemäß Art. 68 Abs. 3 lit. b der Verfahrensverordnung kein Recht 
auf Verbleib besteht und solange das Bundesverwaltungsgericht der Be-
schwerde nicht mit Beschluss gemäß Art. 68 Abs. 4 der Verfahrensverord-
nung die aufschiebende Wirkung zuerkannt hat,

3. gegen die eine Überstellungsentscheidung im Sinne der Asyl- und Migrati-
onsmanagementverordnung erlassen wurde; § 3 Abs. 8 gilt,

4. deren Antrag in einem Verfahren gemäß Art. 42 Abs. 1 lit. a, c, d, e und j der 
Verfahrensverordnung als unbegründet abgelehnt wurde, solange das Bun-
desverwaltungsgericht der Beschwerde nicht mit Beschluss gemäß Art. 68 
Abs. 4 der Verfahrensverordnung die aufschiebende Wirkung zuerkannt 
hat, oder

5. deren Antrag im Rahmen eines Asylverfahrens an der Grenze (Art. 43 bis 
54 der Verfahrensverordnung) abgelehnt wurde, 

bis diese das Bundesgebiet verlassen. Bei Führung von Konsultationen gemäß 
der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung können im Einvernehmen 
mit der jeweils zuständigen Stelle des betroffenen Bundeslandes Antragsteller in 
Betreuungseinrichtungen des betroffenen Bundeslandes untergebracht werden 
und von diesen versorgt werden.

(1b) Es besteht kein Anspruch auf Grundversorgung in einer bestimmten Be-
treuungseinrichtung des Bundes oder in einem bestimmten Bundesland. Wenn 
notwendig ist eine Verlegung von Antragstellern, die bereits in einer Betreuungs-
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einrichtung des Bundes versorgt werden, in eine andere Betreuungseinrichtung 
des Bundes zulässig. Dem Antragsteller ist formlos mitzuteilen, in welcher Be-
treuungseinrichtung des Bundes ihm künftig die Grundversorgung gewährt 
wird und es ist ihm die kostenlose Anreise zu dieser zu ermöglichen. Diesfalls ist 
der Antragsteller nicht mehr zum Aufenthalt in der Betreuungseinrichtung, in 
der ihm bisher Grundversorgung geleistet wurde, berechtigt.

(1c) Antragsteller gemäß Abs. 1 oder 1a, die Leistungen nach diesem Bundes-
gesetz beziehen, sind verpflichtet, aus ihrem sichergestellten Bargeld (§ 39 Abs. 1, 
1b oder 1c BFA-VG) zur Bestreitung der Kosten, die mit der Gewährung dieser 
Leistungen an sie und an allfällige ihnen gegenüber unterhaltsberechtigte Fami-
lienangehörige, soweit diese nicht selbst ausreichend Bargeld mit sich führen, 
verbunden sind, pro Tag und Person einen finanziellen Beitrag in Höhe des gel-
tenden Kostenhöchstsatzes gemäß Art. 9 Z 1 der Grundversorgungsvereinba-
rung zu leisten. Eine Beitragspflicht für unterhaltsberechtigte Familienangehöri-
ge gemäß Satz 1 besteht jedoch nur insoweit, als das beim unterhaltspflichtigen 
Antragsteller sichergestellte Bargeld (§ 39 Abs. 1, 1b oder 1c BFA-VG) über den 
in § 39 Abs. 1 BFA-VG festgelegten Höchstbetrag hinausgeht. Unterhaltspflich-
ten und Unterhaltsberechtigungen bestimmen sich für Zwecke dieses Bundesge-
setzes nach österreichischem Recht.

(1d) Übersteigt zum Zeitpunkt der Beendigung der Grundversorgung durch 
den Bund der sichergestellte Bargeldbetrag (§ 39 Abs. 1, 1b oder 1c BFA-VG) den 
finanziellen Beitrag gemäß Abs. 1c, so ist der Differenzbetrag ohne unnötigen 
Aufschub dem Antragsteller oder dessen gesetzlichen Vertreter von Amts wegen 
gegen Bestätigung auszufolgen. Auf Antrag ist mit Bescheid festzustellen, ob 
und gegebenenfalls in welcher Höhe die Ausfolgung eines Differenzbetrages ge-
bührt. Ein solcher Antrag ist bei sonstiger Unzulässigkeit binnen zwei Wochen 
ab der Ausfolgung des Differenzbetrages oder mangels einer solchen ab der Been-
digung der Grundversorgung durch den Bund beim Bundesamt für Fremden-
wesen und Asyl (Bundesamt) einzubringen.

(1e) Ist die Ausfolgung des Differenzbetrages gemäß Abs. 1d binnen sechs Wo-
chen nach der Beendigung der Grundversorgung durch den Bund aus vom An-
tragsteller zu vertretenden Gründen nicht möglich, verfällt dieser zu Gunsten des 
Bundes.

(1f) Bezieht ein Antragsteller trotz Anspruch gemäß Abs. 1 oder 1a keine Leis-
tungen nach diesem Bundesgesetz, so ist das sichergestellte Bargeld (§ 39 Abs. 1, 
1b oder 1c BFA-VG) ohne unnötigen Aufschub dem Antragsteller oder dessen 
gesetzlichen Vertreter von Amts wegen gegen Bestätigung auszufolgen. Auf An-
trag, der binnen zwei Wochen ab Ausfolgung des sichergestellten Bargelds beim 
Bundesamt einzubringen ist, ist mit Bescheid festzustellen, dass die Höhe des 
nach Satz 1 ausgefolgten Bargeldbetrags jener des sichergestellten Bargeldbetrags 
(§ 39 Abs. 1, 1b oder 1c BFA-VG) entspricht. Ist die Ausfolgung des sichergestell-
ten Bargelds (§ 39 Abs. 1 oder 1b BFA-VG) binnen sechs Wochen nach dem in 
Satz 1 genannten Zeitpunkt aus vom Antragsteller zu vertretenden Gründen 
nicht möglich, verfällt dieses zu Gunsten des Bundes.

(2) Antragstellern ist möglichst frühzeitig der Ort mitzuteilen, an welchem ihre 
Grundversorgung geleistet wird. 

(3) Die Grundversorgung gemäß Abs. 1 und 1a ruht für die Dauer einer Anhal-
tung.

(4) Dem Antragsteller in einer Betreuungseinrichtung des Bundes ist eine me-
dizinische Untersuchung zu ermöglichen

Berücksichtigungswürdige Umstände

§ 2a. (1) Im Rahmen der Grundversorgung ist auf die spezielle Situation von An-
tragstellern mit besonderen Bedürfnissen, auf bestehende familiäre Beziehun-
gen, auf ethnische Besonderheiten und auf das Wohl des Kindes im Sinne des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 über die 
Rechte des Kindes, BGBl. Nr. 7/1993, und dahingehend insbesondere auf einen 
der Entwicklung des Kindes entsprechenden angemessenen Lebensstandard ge-
mäß Art. 27 Abs. 1 jenes Übereinkommens, während der gesamten Dauer der 
Grundversorgung Bedacht zu nehmen.

(2) Bei der Unterbringung sind geeignete Maßnahmen zur größtmöglichen Wah-
rung der Familieneinheit zu treffen, soweit der Antragsteller diesen zustimmt.

Beurteilung besonderer Bedürfnisse

§ 2b. (1) Innerhalb von 30 Tagen ab Stellung des Antrags auf internationalen 
Schutz ist zu beurteilen, ob der Antragsteller besondere Bedürfnisse hat. In die 
Beurteilung ist insbesondere miteinzubeziehen, ob der Antragsteller zu einer der 
in Abs. 2 genannten Personengruppen gehört.

(2) Personengruppen gemäß Abs. 1 zweiter Satz sind insbesondere
1. begleitete oder unbegleitete Minderjährige,
2. Personen mit Behinderungen,
3. ältere Personen,
4. Schwangere,
5. homosexuelle, bisexuelle, inter- oder transgeschlechtliche Personen,
6. Alleinerziehende mit minderjährigen Kindern,
7. Opfer von Menschenhandel,
8. Personen mit schweren Erkrankungen,
9. Personen, die an einer krankheitswertigen belastungsabhängigen Störung 

oder einer psychischen Erkrankung von vergleichbarem Gewicht leiden, 
und

10. Opfer von Zwangsehen, Kinderehen, Folter, Vergewaltigung oder sonstigen 
schweren Formen psychischer, physischer oder sexueller, insbesondere ge-
schlechtsspezifischer, Gewalt.
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(3) Die Beurteilung gemäß Abs. 1 erfolgt insbesondere anhand
1. sichtbarer äußerlicher körperlicher Merkmale, Äußerungen oder Verhal-

tensweisen des Antragstellers, oder
2. Äußerungen der Eltern oder des gesetzlichen Vertreters.
Erforderlichenfalls ist ein Dolmetscher beizuziehen. Die Ergebnisse der gemäß 
Art. 12 der Screening- Verordnung vorgenommenen Überprüfungen sind, wenn 
vorhanden, bei der Beurteilung der besonderen Bedürfnisse zu berücksichtigen. 
Ergibt die Beurteilung, dass besondere Bedürfnisse im Sinne des Abs. 1 vorlie-
gen, so ist deren Fortbestand während der Dauer der Grundversorgung in regel-
mäßigen Abständen zu überprüfen und die Art der Durchführung der Grund-
versorgung gegebenenfalls anzupassen. Das Ergebnis der Beurteilung ist dem 
Bundesamt und einmalig dem Antragsteller mitzuteilen.

(4) Bei in Haft befindlichen Antragstellern ist die Beurteilung der besonderen 
Bedürfnisse, sofern sie noch nicht durchgeführt wurde, im Rahmen der Unter-
suchung der Haftfähigkeit durchzuführen. Abs. 1 bis 3 sind sinngemäß anzu-
wenden.

(5) Wenn die besonderen Bedürfnisse erst in einer späteren Phase des Asylver-
fahrens auftreten, sind sie zu diesem Zeitpunkt zu beurteilen. Abs. 1 bis 3 sind 
sinngemäß anzuwenden.

Kürzung, Entzug und Ausschluss von der Grundversorgung; 
Kostenersatz

§ 3. (1) Staatsangehörige von Mitgliedstaaten der Europäischen Union oder des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum sowie Schweizer Bürger 
sind von der Grundversorgung ausgeschlossen.

(2) Die Zuwendung zur Deckung des täglichen Bedarfs (§ 1 Z 5) mit Ausnah-
me einer angemessenen Verpflegung (Art. 6 Abs. 1 Z 2 der Grundversorgungs-
vereinbarung) kann gekürzt oder entzogen werden, wenn Antragsteller
1. trotz Aufforderung nicht an der Feststellung ihrer Identität oder ihrer 

Hilfsbedürftigkeit mitwirken;
2. einen Folgeantrag gemäß Art. 3 Z 19 der Verfahrensverordnung eingereicht 

haben;
3. nicht an der Feststellung des für die Asylverfahrensführung notwendigen 

Sachverhalts mitwirken;
4. sich ohne rechtzeitige Mitteilung oder trotz Untersagung eine andere Un-

terkunft gemäß § 15b Abs. 3 AsylG 2005 nehmen oder das Gebiet des Ver-
sorgungsbezirks gemäß § 15d Abs. 3 AsylG 2005 verlassen;

5. verschwiegen haben, dass sie ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mitteln be-
streiten können und dadurch zu Unrecht in den Genuss der Grundversor-
gung gekommen sind;

6. die Aufrechterhaltung der Ordnung durch grobe oder wiederholte Verstö-
ße gegen die Hausordnung der Betreuungseinrichtungen (§ 5) gefährden;

7. gemäß § 38a des Sicherheitspolizeigesetzes (SPG), BGBl. Nr. 566/1991, aus 
der Betreuungseinrichtung weggewiesen werden; oder

8. innerhalb der Betreuungseinrichtung einen gefährlichen Angriff (§ 16 
Abs. 2 und 3 SPG) gegen Leben, Gesundheit oder Freiheit begangen haben 
und aufgrund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie werden einen wei-
teren solchen begehen.

Diese Entscheidung darf jedoch nicht den Zugang zur unbedingt erforderlichen 
medizinischen Versorgung beschränken. Auf die Verhältnismäßigkeit, die beson-
deren Bedürfnisse gemäß § 2a Abs. 1 und auf die Gewährung eines angemesse-
nen Lebensstandards im Sinne von Art. 23 Abs. 4 der Aufnahmerichtlinie (§ 1 
Z 9) ist Bedacht zu nehmen.

(3) Andere im Rahmen der Grundversorgung gewährte materielle Leistungen 
(§ 1 Z 6) können in den Fällen des Abs. 2 Z 1 bis 5 gekürzt und in den Fällen des 
Abs. 2 Z 6 bis 8 entzogen werden. Abs. 2 zweiter und dritter Satz gilt.

(4) Antragsteller, denen Grundversorgung gemäß § 2 geleistet wurde, aber die 
zum Zeitpunkt der Grundversorgung ihren Lebensunterhalt aus eigenen Mittel 
hätten bestreiten können, ist von der Behörde der Ersatz der notwendigen Be-
treuungskosten vorzuschreiben. Auf die Verhältnismäßigkeit und die besonde-
ren Bedürfnisse gemäß § 2a Abs. 1 ist Bedacht zu nehmen.

(5) Personen, denen internationaler Schutz gewährt wurde und deren Verfah-
ren bereits vor Überstellung in eine Betreuungseinrichtung eines Bundeslandes 
rechtskräftig positiv beendet wurde und die gemäß § 6 Abs. 3 in einer Betreu-
ungseinrichtung des Bundes versorgt werden, sind spätestens vier Monate nach 
Abschluss ihres Verfahrens von der Grundversorgung auszuschließen.

(6) Vor der Entscheidung, die Grundversorgung nach Abs. 2 oder 3 zu kürzen 
oder zu entziehen, ist der Betroffene zur schriftlichen Stellungnahme aufzufor-
dern.

(7) Liegen im Falle des Abs. 2 Z 1, 3, 4 und 6 – letzterenfalls, soweit die Grund-
versorgung wegen beharrlicher Nichtteilnahme an in der Hausordnung vorgese-
henen Grundregelkursen gekürzt oder entzogen wurde – die Umstände, auf die 
sich die Kürzung oder der Entzug der Grundversorgung gemäß Abs. 2 oder 3 
gründet, nicht mehr vor, kann der Bescheid auf begründeten Antrag aufgehoben 
oder abgeändert werden.

(8) Mit der Zustellung der Überstellungsentscheidung gemäß Art. 42 der Asyl- 
und Migrationsmanagementverordnung an den Antragsteller entfällt der An-
spruch auf Grundversorgung, mit Ausnahme der Grundversorgungsleistung ge-
mäß Art. 6 Abs. 1 Z 10 der Grundversorgungsvereinbarung. Darüber ist der An-
tragsteller im Rahmen der Rechtsmittelbelehrung zu unterrichten. Ein Lebens-
standard im Sinne von Art. 21 UAbs. 1 der Aufnahmerichtlinie ist zu gewährleis-
ten.
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Durchführung der Grundversorgung

§ 4. (1) Zur Durchführung der Grundversorgung bedient sich der Bundesminis-
ter für Inneres der Bundesagentur.

(2) Wird vom Bundesamt gemäß § 43 Abs. 2 Z 2 BFA-VG angeordnet, dass die 
Vorführung zu unterbleiben hat, so kann eine Grundversorgung nach diesem 
Bundesgesetz unterbleiben, wenn die Grundversorgung anders sichergestellt ist.

Verhalten in und Betreten von Betreuungseinrichtungen des Bundes

§ 5. (1) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, wenn dies zur Aufrecht-
erhaltung der Ordnung in einer Betreuungseinrichtung (§ 1 Z 4) des Bundes 
oder zur Vorbeugung gefährlicher Angriffe (§ 16 Abs. 2 SPG) auf Leben, Ge-
sundheit oder Freiheit von Menschen oder Eigentum von Betreuten oder zur Si-
cherung der Sachausstattung der Betreuungseinrichtung erforderlich ist, unbe-
fugten Aufenthalt oder unbefugtes Betreten dieser Betreuungseinrichtung des 
Bundes oder von bestimmten Bereichen dieser Betreuungseinrichtung durch 
Verordnung zu verbieten.

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben an der Vollziehung 
solcher Verordnungen mitzuwirken. Sie haben
1. die Organe der Betreuungseinrichtungen bei der Überwachung der Einhal-

tung der Verordnung zu unterstützen und
2. Maßnahmen zu treffen, die für die Einleitung oder Durchführung von Ver-

waltungsstrafverfahren erforderlich sind.
(3) Die Behörde erlässt zur Aufrechterhaltung der Ordnung und Sicherheit 

durch Verordnung für jede Betreuungseinrichtung des Bundes eine Hausord-
nung, die insbesondere auch die Verpflichtung zur Einhaltung einer Nachtruhe 
vorsehen kann. Die Hausordnung ist in der betroffenen Betreuungseinrichtung 
an einer allgemein zugänglichen Stelle anzuschlagen und jedem Betreuten am Be-
ginn der Grundversorgung, jedenfalls sobald wie möglich, in den wesentlichen 
Punkten nachweislich in einer ihm verständlichen Sprache zur Kenntnis zu brin-
gen. Einer darüber hinausgehenden Kundmachung bedarf es nicht.

(4) Den Organen der Betreuungseinrichtungen des Bundes obliegt die Über-
wachung der Einhaltung der Verordnung gemäß Abs. 1 und der Hausordnung 
gemäß Abs. 3.

(5) Die Organe der Betreuungseinrichtungen des Bundes sind ermächtigt,  
1. Personen am unbefugten Betreten einer Betreuungseinrichtung des Bundes 

oder eines Bereiches einer solchen Betreuungseinrichtung (§ 10 Abs. 1) zu 
hindern und Personen, die unbefugt eine Betreuungseinrichtung des Bun-
des oder einen Bereich einer solchen Betreuungseinrichtung betreten ha-
ben, von der Betreuungseinrichtung zu weisen, und

2. Personen, die eine Betreuungseinrichtung des Bundes betreten haben oder 
betreten wollen, einer Kontrolle zu unterziehen, ob sie gemäß der Hausord-
nung (Abs. 3) untersagte Gegenstände bei sich haben.

Grundversorgung durch den Bund nach erfolgtem 
Zuständigkeitsübergang

§ 6. (1) Die erstmalige Unterbringung in einer Betreuungseinrichtung eines 
Bundeslandes erfolgt gemäß Art. 3 Abs. 2 Z 1 der Grundversorgungsvereinba-
rung. Dem Antragsteller ist formlos mitzuteilen, in welcher Betreuungseinrich-
tung eines Bundeslandes ihm künftig die Grundversorgung gewährt wird und es 
ist ihm die kostenlose Anreise zu dieser zu ermöglichen.

(2) Der Bund kann Antragsteller bis zur Umsetzung der Zuteilung auf die Län-
der gemäß Art. 3 Abs. 2 Z 1 der Grundversorgungsvereinbarung im unbedingt 
erforderlichen Ausmaß in der Betreuungseinrichtung des Bundes bis maximal 
14 Tage nach erstmaliger Zuteilung auf die Länder weiter versorgen.

(2a) Fremde, gegen die eine Rückkehrentscheidung rechtskräftig erlassen wur-
de und deren Aufenthalt im Bundesgebiet nicht geduldet (§ 46a FPG) ist, kön-
nen zur Vorbereitung und Unterstützung ihrer Ausreise in den in einer Verord-
nung gemäß § 5 Abs. 1 genannten Betreuungseinrichtungen des Bundes im un-
bedingt erforderlichen Ausmaß versorgt werden, wobei jedenfalls Unterbrin-
gung, Verpflegung und die unbedingt erforderliche medizinische Versorgung ge-
leistet werden. Dem Fremden ist formlos mitzuteilen, in welcher Betreuungsein-
richtung ihm künftig die Grundversorgung gewährt wird, und es ist ihm die kos-
tenlose Anreise zu dieser zu ermöglichen.

(3) Werden auf Grund anderer Rechtsvorschriften oder aus faktischen Grün-
den Personen in einer Betreuungseinrichtung des Bundes versorgt, so ist das 
Bundesamt zuständige Behörde. § 3 gilt sinngemäß.

Erwerbstätigkeit durch Antragsteller

§ 7. (1) Die Aufnahme einer unselbständigen Erwerbstätigkeit durch Antragstel-
ler richtet sich nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz in der geltenden Fas-
sung. Die Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung ist von der zuständigen Ge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice der Behörde mitzuteilen.

(2) Die Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit ist zulässig, wenn seit 
der Registrierung des Antrags auf internationalen Schutz mindestens drei Mona-
te vergangen sind, das Verfahren nicht oder nicht mehr gemäß Art. 42 Abs. 1 lit. a 
bis f der Verfahrensverordnung beschleunigt geführt wird und der Antragsteller 
zum Verbleib im Bundesgebiet berechtigt ist. Der Beginn und das Ende einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit sind der Behörde mitzuteilen.

(3) Antragsteller, die in einer Betreuungseinrichtung von Bund oder Ländern 
untergebracht sind, können mit ihrem Einverständnis
1. für Hilfstätigkeiten, die im unmittelbaren Zusammenhang mit ihrer Unter-

bringung stehen (zB Reinigung, Küchenbetrieb, Transporte, Instandhal-
tung) und
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2. für gemeinnützige Hilfstätigkeiten für Bund, Land, Gemeinde und Ge-
meindeverbände (zB Landschaftspflege und -gestaltung, Betreuung von 
Park- und Sportanlagen, Unterstützung in der Administration)

herangezogen werden.
(3a) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, nach Anhörung der Län-

der mit Verordnung festzulegen,
1. unter welchen Voraussetzungen bei unter dem bestimmenden Einfluss ei-

ner Gebietskörperschaft oder eines Gemeindeverbandes stehenden Organi-
sationen und

2. unter welchen Voraussetzungen bei Nichtregierungsorganisationen
Antragsteller und Fremde gemäß Abs. 3 mit ihrem Einverständnis für gemein-
nützige Hilfstätigkeiten im Sinne des Abs. 3 Z 2 herangezogen werden können.

(4) Antragsteller können mit ihrem Einverständnis zu Tätigkeiten im Sinne des 
Abs. 3 und 3a auch dann herangezogen werden, wenn sie von Dritten betreut 
werden.

(5) Werden solche Hilfstätigkeiten erbracht, ist dem Antragsteller ein Anerken-
nungsbeitrag zu gewähren. Dieser Anerkennungsbeitrag gilt nicht als Entgelt im 
Sinne des § 49 Abs. 1 und 2 des Bundesgesetzes vom 9. September 1955 über die 
Allgemeine Sozialversicherung, BGBl. Nr. 189/1955 und unterliegt nicht der 
Einkommensteuerpflicht. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, nach 
Anhörung der Länder mit Verordnung betragliche Höchstgrenzen für den ge-
mäß Satz 1 zu leistenden Anerkennungsbeitrag festzulegen.

(6) Durch Tätigkeiten nach Abs. 3 und 4 wird kein Dienstverhältnis begrün-
det; es bedarf keiner ausländerbeschäftigungsrechtlichen Erlaubnis.

Beachte für folgende Bestimmung
Wird der in § 2 Abs. 3 Z 1 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 53/2019, fest-

gelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsge-
setz verschoben, gilt bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt die 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2019 weiter.

Betreuungsinformationssystem und Datenschutzbestimmungen

§ 8. (1) Die Behörde, die mit der Grundversorgung von Fremden gemäß Art. 2 
Abs. 1 der Grundversorgungsvereinbarung betrauten Dienststellen der Länder 
und der Bundesminister für Inneres sind als gemeinsam Verantwortliche gemäß 
Art. 4 Z 7 in Verbindung mit Art. 26 Abs. 1 DSGVO ermächtigt, personenbezo-
gene Daten von zu versorgenden Menschen gemeinsam in der Art zu verarbei-
ten, dass jeder Verantwortliche auch auf jene Daten in der Datenverarbeitung 
Zugriff hat, die dieser von den anderen Verantwortlichen zur Verfügung gestellt 
wurden (Betreuungsinformationssystem). Die Daten haben sich dabei auf die 
für die Grundversorgung relevanten Umstände zu beziehen, wie insbesondere 
Namen, Geburtsdaten, persönliche Kennzeichen, Herkunftsland, Dokumen-
tendaten, Berufsausbildung, Religionsbekenntnis, Volksgruppe, Gesundheits-

zustand, die Ergebnisse der Beurteilungen gemäß § 2b und sichergestellte Bar-
geldbeträge gemäß § 39 Abs. 3 BFA-VG.

(1a) Die Bundesagentur ist ermächtigt, personenbezogene Daten gemäß Abs. 1 
in das Betreuungsinformationssystem einzutragen und wird insoweit als 
Auftragsverarbeiter gemäß Art. 4 Z 8 DSGVO tätig. Sie ist in dieser Funktion 
verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h DSGVO 
wahrzunehmen, und bei der Vornahme solcher Eintragungen an die Weisungen 
der Behörde oder des Bundesministers für Inneres als jeweils datenschutzrecht-
lich Verantwortlichen (Art. 4 Z 7 iVm Art. 26 Abs. 1 DSGVO) gebunden.

(2) Die Behörde ist ermächtigt, aus dem Zentralen Fremdenregister (§ 26 BFA-
VG) die gemäß § 27 Abs. 1 Z 1 bis 11 BFA-VG verarbeiteten Daten sowie die ge-
mäß § 28 Abs. 1 BFA-VG verarbeiteten Verfahrensdaten zu ermitteln, soweit dies 
eine wesentliche Voraussetzung für die Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem 
Bundesgesetz darstellt.

(3) Darüber hinaus sind die Behörde und der Bundesminister für Inneres für 
Zwecke der Abrechnung gemäß Art. 10 f Grundversorgungsvereinbarung er-
mächtigt, personenbezogene Daten von Fremden gemäß Art. 2 Abs. 1 Grund-
versorgungsvereinbarung automationsunterstützt zu verarbeiten.

(4) Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Bun-
desgesetz besteht kein Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO sowie kein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art. 18 DSGVO. Darüber 
sind die Betroffenen in geeigneter Weise zu informieren.

(5) Eine Auskunftserteilung gemäß Art. 15 DSGVO zur Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nach diesem Bundesgesetz hat zu unterbleiben, soweit dies
1. zum Schutz der nationalen Sicherheit und Landesverteidigung,
2. zum Schutz der öffentlichen Sicherheit,
3. zum Schutz der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Öster-

reich,
4. zum Schutz der Betroffenen oder der Rechte und Freiheiten anderer Perso-

nen oder
5. aus sonstigen wichtigen Zielen des allgemeinen öffentlichen Interesses
notwendig und verhältnismäßig ist.

(6) Im Falle einer Nichterteilung der Auskunft gemäß Abs. 5 hat der Verant-
wortliche den Betroffenen schriftlich über diese und die dafür maßgeblichen 
Gründe zu informieren, es sei denn, die Erteilung dieser Information würde den 
in Abs. 5 genannten Zwecken zuwiderlaufen. Diesfalls sind die für die Nichter-
teilung der Auskunft maßgeblichen Gründe mit Aktenvermerk festzuhalten.

(7) Die Erfüllung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Löschungs- 
und sonstigen Pflichten nach den Bestimmungen der DSGVO gegenüber dem 
Betroffenen obliegt jedem Verantwortlichen nur hinsichtlich jener Daten, die im 
Zusammenhang mit den von ihm geführten Verfahren oder den von ihm gesetz-
ten Maßnahmen verarbeitet werden. Nimmt ein Betroffener unter Nachweis sei-
ner Identität ein Recht nach der DSGVO gegenüber einem gemäß dem ersten 
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Satz unzuständigen Verantwortlichen wahr, ist er an den zuständigen Verant-
wortlichen zu verweisen.

(8) Der Bundesminister für Inneres übt die Funktion des Auftragsverarbeiters 
gemäß Art. 4 Z 8 in Verbindung mit Art. 28 Abs. 1 DSGVO aus. Er ist in dieser 
Funktion verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h 
DSGVO wahrzunehmen. Zudem ist er berechtigt, weitere Auftragsverarbeiter in 
Anspruch zu nehmen.

(9) Der Bundesminister für Inneres kann im Zusammenwirken mit dem jewei-
ligen Verantwortlichen durch Stichproben überprüfen, ob die Verarbeitung der 
Daten nach Abs. 1 und 3 im dortigen Bereich den einschlägigen Bestimmungen 
entsprechend zum Zwecke der Vollziehung dieses Gesetzes, der Art. 6, 7, 8, 10 
und 11 der Grundversorgungsvereinbarung oder der Vollziehung der diese Ver-
einbarung umsetzenden Landesgesetze erfolgt und die erforderlichen Datensi-
cherheitsmaßnahmen (Art. 32 DSGVO) ergriffen worden sind.

(10) Die gemeinsam Verantwortlichen (Abs. 1) dürfen Daten nach Abs. 1 an 
beauftragte Rechtsträger des Bundes nach § 4 oder der Länder nach Art. 4 Abs. 2 
der Grundversorgungsvereinbarung, an die für die Gewährung von Leistungen 
der Bedarfsorientierten Mindestsicherung zuständigen Stellen, an das Arbeits-
marktservice, an die Sozialversicherungsträger, an die Finanzämter, an die Be-
zirksverwaltungsbehörden als Gesundheitsbehörden, an die Sicherheitsbehör-
den, an die Kinder- und Jugendhilfeträger, an den Österreichischen Integrations-
fonds, an das Amt des Hochkommissärs der Vereinten Nationen für Flüchtlinge 
in Österreich, an das Bundesverwaltungsgericht und an ausländische Asylbehör-
den übermitteln, soweit diese sie zur Erfüllung der ihnen übertragenen Aufga-
ben benötigen.

(11) Der Hauptverband (Anm. 1) und der jeweils zuständige österreichische 
Sozialversicherungsträger haben der Behörde und dem Bundesminister für Inne-
res Daten über Versicherungsverhältnisse von nach der Grundversorgungsver-
einbarung betreuten Fremden zu übermitteln, soweit diese sie zur Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgaben benötigen.

(12) Abfragen aus dem Betreuungsinformationssystem sind nur zulässig, so-
weit dies zur Erfüllung einer gesetzlich übertragenen Aufgabe erforderlich ist 
und der Fremde zumindest nach dem Namen oder einer ihm zugeordneten Zahl 
bestimmt wird.

(13) Daten nach Abs. 1 und 3 sind zwei Jahre nach Ende der Grundversorgung 
zu löschen, soweit sie nicht über diesen Zeitpunkt hinaus in anhängigen Verfah-
ren oder zum Zwecke der Verrechnung gemäß Art. 11 Grundversorgungsverein-
barung benötigt werden.

(14) Die Behörden des Bundes, der Länder und Gemeinden und die Geschäfts-
stellen des Arbeitsmarktservice, die rechtmäßig über Daten verfügen, sind er-
mächtigt und auf Anfrage verpflichtet, diese Daten der Behörde, dem Bundes-
minister für Inneres und den mit der Grundversorgung von Fremden gemäß 
Art. 2 Abs. 1 der Grundversorgungsvereinbarung betrauten Dienststellen der 
Länder zu übermitteln, sofern diese für die Gewährung der Grundversorgung 

benötigt werden. Die übermittelten Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn 
sie für die Erfüllung des konkreten Zwecks nicht mehr benötigt werden.

(15) Die Organe der Betreuungseinrichtungen haben der Behörde grobe Ver-
stöße gegen die Hausordnung (§ 5 Abs. 3) zu melden.

(16) Daten zur und die Änderung der Wohnanschrift im Betreuungsinformati-
onssystem werden automationsunterstützt der Zentralen Verfahrensdatei gemäß 
§ 28 BFA-VG zur Verfügung gestellt und aktualisiert.

(17) Protokolldaten über tatsächlich durchgeführte Verarbeitungsvorgänge, 
wie insbesondere Änderungen, Abfragen und Übermittlungen, sind drei Jahre 
lang aufzubewahren.

(__________________
Anm. 1: „Hauptverband der österreichischen Sozialversicherungsträger“ er-

setzt durch „Dachverband der Sozialversicherungsträger“, vgl. § 720 ASVG, 
BGBl. Nr. 189/1955, idF BGBl. I Nr. 100/2018)

Behörden

§ 9. (1) Behörde nach diesem Bundesgesetz ist das Bundesamt.
(2) Über Beschwerden gegen die Entscheidungen der Behörde entscheidet das 

Bundesverwaltungsgericht.
(3) Hat die Behörde eine Entscheidung gemäß § 13 Abs. 2 Verwaltungsge-

richtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBl. I Nr. 33/2013, getroffen, kann das 
Bundesverwaltungsgericht der Beschwerde über Antrag die aufschiebende Wir-
kung zuerkennen.

(3a) Der Bundesminister für Inneres kann Organe der Betreuungseinrichtun-
gen des Bundes zur Ausübung von Befehls- und Zwangsgewalt für die Durchset-
zung der Befugnisse gemäß § 5 Abs. 5 ermächtigen, sofern diese dafür geeignet 
und besonders geschult sind. Für diese Organe gilt die Verordnung des Bundes-
ministers für Inneres, mit der Richtlinien für das Einschreiten der Organe des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes erlassen werden – RLV, BGBl. Nr. 266/1993. 
§ 47 BFA-VG gilt sinngemäß.

(3b) Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Bundesverwaltungsgerichtes über 
Beschwerden gegen Bescheide der Behörde steht dem Bundesminister für Inne-
res das Recht zu, beim Verwaltungsgerichtshof nach Zustellung des Erkenntnis-
ses oder des Beschlusses an das Bundesamt Revision zu erheben.

(4) Zur Führung von Verwaltungsstrafverfahren gemäß § 10 ist die örtlich zu-
ständige Landespolizeidirektion berufen.

Kontrollmaßnahmen

§ 9a. Unter Berücksichtigung von Art. 5 Abs. 3 Z 2 Grundversorgungsvereinba-
rung kann der Bundesminister für Inneres unter Einbeziehung der Landespoli-
zeidirektionen und der Abgabenbehörden Überprüfungen an Ort und Stelle 
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vornehmen, wie weit die tatsächlich geleistete Grundversorgung den Zielen der 
Grundversorgungsvereinbarung (Art. 1 iVm Art. 6) entspricht. Soweit die Be-
hörden der Länder solche Überprüfungen in ihrem Zuständigkeitsbereich vor-
nehmen und ein entsprechendes Ersuchen stellen, können der Bundesminister 
für Inneres, die Landespolizeidirektionen und die Abgabenbehörden daran teil-
nehmen.

Verwaltungsübertretungen

§ 10. (1) Wer entgegen einer Verordnung gemäß § 5 Abs. 1 eine Betreuungsein-
richtung des Bundes oder einen Bereich einer solchen Betreuungseinrichtung 
unbefugt betritt oder sich in dieser aufhält, ist mit Geldstrafe bis zu € 700, im 
Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe bis zu vier Wochen zu bestrafen.

(2) Wer als Antragsteller eine selbständige Erwerbstätigkeit aufnimmt, obwohl 
ihm das gemäß § 7 Abs. 2 verboten ist, begeht eine Verwaltungsübertretung und 
ist mit Geldstrafe bis zu € 300, im Nichteinbringungsfall mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Wochen zu bestrafen.

(3) Ist eine Person einer Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1 schuldig, we-
gen der sie bereits einmal bestraft worden ist, so kann an Stelle der Geldstrafe eine 
Freiheitsstrafe im Ausmaß der für die betreffende Tat angedrohten Ersatzfrei-
heitsstrafe verhängt werden; ist eine solche Person bereits zweimal bestraft wor-
den, so können Geld- und Freiheitsstrafe auch nebeneinander verhängt werden. 
Eine Freiheitsstrafe ist aber nur zulässig, wenn es ihrer bedarf, um die betreffende 
Person von weiteren Verwaltungsübertretungen der gleichen Art abzuhalten.

(4) Fällt eine Tat nach Abs. 1 oder 2 in die Zuständigkeit der Gerichte, liegt kei-
ne Verwaltungsübertretung vor.

Schaffung von Vorsorgekapazitäten

§ 11. (1) Der Bundesminister für Inneres schafft Vorsorgekapazitäten für die Be-
wältigung von unvorhersehbaren und unabwendbaren Unterbringungsengpäs-
sen in den Ländern.

(2) Der Bundesminister für Inneres kann im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister für Landesverteidigung Kasernen durch Verordnung zu einer Betreu-
ungseinrichtung des Bundes erklären.

(3) Verordnungen gemäß Abs. 2 sind bei Ereignissen, die eine Verordnung ge-
mäß § 62 AsylG 2005 rechtfertigen, an der betroffenen Kaserne anzuschlagen; 
darüber hinaus muss diese Verordnung nicht kundgemacht werden.

Beachte für folgende Bestimmung
Wird der in § 2 Abs. 3 Z 3 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 53/2019, fest-

gelegte Zeitpunkt mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsge-
setz verschoben, gilt Abs. 3 bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten Zeit-
punkt in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2019 weiter.

Rückkehrberatung und Rückkehrhilfe

§ 12. (1) Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen, deren Antrag abgelehnt wur-
de, sowie Antragstellern, soweit diese Personen jeweils bedürftig und bereit sind, 
in ihr Herkunftsland dauerhaft zurückzukehren, kann Rückkehrhilfe nach 
Maßgabe des § 52a BFA-VG gewährt werden.

(2) Der Bundesminister für Inneres kann Rückkehrberatungsstellen einrich-
ten, die die in Abs. 1 bezeichneten Personen auf Rückkehrmöglichkeiten hinwei-
sen und über alle damit zusammenhängenden Fragen beraten. Der Bundesmi-
nister für Inneres bedient sich dabei der Bundesagentur.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 13. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Bezeich-
nungen nur in der männlichen Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen 
und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der Bezeichnung auf be-
stimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu ver-
wenden.

§ 13a. Mit Ausnahme von Verfahren, die am 14. Oktober 2003 gegen die Repu-
blik Österreich gerichtsanhängig sind, bestimmt sich der zeitliche Anwendungs-
bereich der Änderungen von § 1 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 sowie § 2 Abs. 1 und 
Abs. 2 und § 2a des Bundesbetreuungsgesetzes, BGBl. Nr. 405/1991, nach den 
Regelungen des § 8 ABGB.

Verweisungen

§ 14. Verweisungen in diesem Bundesgesetz auf andere Bundesgesetze oder auf 
unmittelbar anwendbare Vorschriften des Unionsrechts sind als Verweisungen 
auf die jeweils geltende Fassung zu verstehen.

Vollziehung

§ 15. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist der Bundesminister für Inne-
res, hinsichtlich des § 11 Abs. 2 im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Landesverteidigung betraut.

Inkrafttreten

§ 16. (Anm.: Abs. 1 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 32/2004)
(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 100/2005)
(3) § 11 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 tritt mit 

1. Juli 1994 in Kraft.
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(4) § 13 tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2000 außer Kraft.
(5) § 10 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2001 tritt mit 1. 

Jänner 2002 in Kraft.
(6) § 2 Abs. 2 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2004 tritt 

mit 1. Mai 2004 in Kraft.
(7) § 2 Abs. 2 in der Fassung des Art. I des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 32/2004 

tritt mit 1. Mai 2004 in Kraft.
(8) § 8 tritt mit Ablauf des 30. April 2004 außer Kraft.
(Anm.: Abs. 9 durch Art. 2 § 2 Abs. 1 Z 9, BGBl. I Nr. 2/2008, als nicht mehr 

geltend festgestellt)
(10) Die §§ 1 bis 15 in der Fassung des Artikels II des Bundesgesetzes BGBl. I 

Nr. 32/2004 treten mit 1. Jänner 2005 in Kraft.
(11) Die Anwendung des § 13a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 

101/2003 auf Sachverhalte, die vor dem 22. November 2003 eingetreten sind, 
bleibt unberührt.

(12) Die §§ 1, 2, 4 Abs. 3, 5 Abs. 1 und 3, 6, 7 Abs. 3 bis 5, 10 Abs. 3 und 11 
Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2005, treten am 1. 
Jänner 2006 in Kraft. Der Titel, Kurztitel und die Abkürzung, die §§ 9 Abs. 3a 
und 3b sowie 10 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 100/2005 
treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(13) § 8 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 4/2008 tritt mit 
1. Juli 2008 in Kraft.

(14) Die §§ 5 Abs. 3, 8 Abs. 7 sowie 9a samt Überschrift in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft.

(15) Die §§ 1 Z 5 und 6, 2 Abs. 1, 6 Abs. 3 sowie 12 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 treten mit 1. Juli 2011 in Kraft.

(16) Die §§ 2 Abs. 7, 4 Abs. 3, 6 Abs. 3, 8 Abs. 1a, 9 Abs. 1, 2, 3, 3b und 4, §§ 9a 
und 11 Abs. 3 in der Fassung des BGBl. I Nr. 87/2012 treten mit 1. Jänner 2014 
in Kraft. § 9 Abs. 3a in der Fassung vor dem BGBl. I Nr. 87/2012 tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 2013 außer Kraft.

(17) Die §§ 2 Abs. 1 Z 2 und 9 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 68/2013 treten am 1. Jänner 2014 in Kraft.

(18) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 sind so zu ver-
stehen, dass sie sich auf jene Fassung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
beziehen, die sie durch das Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz – FNG, 
BGBl. I Nr. 87/2012, erhalten würden.

(19) Die §§ 1 Z 6, 2 Abs. 1, 1a, 2, Abs. 4 Z 2 und 3 und Abs. 7, 3 Abs. 1 bis 3, 4 
Abs. 1 und 3, 5 Abs. 1, 6 Abs. 1, 8 Abs. 4 und 6, 9 Abs. 1 bis 3b und 10 Abs. 1 in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 70/2015 treten mit 20. Juli 2015 in 
Kraft.

(20) Die §§ 1 Z 6 und 7, 2 Abs. 7, 5 Abs. 4 und 5, 6 Abs. 2a, 7 Abs. 3 und 4, 8 
Abs. 4, 8 und 9 sowie 9 Abs. 3a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 145/2017 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung, frühestens jedoch 

mit 1. November 2017 in Kraft. § 7 Abs. 3a und 5 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 145/2017 treten mit 1. April 2018 in Kraft.

(21) Verordnungen auf Grund des § 7 Abs. 3a und Abs. 5 Satz 3 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 können bereits ab dem auf seine 
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch frühestens mit 
dem 1. April 2018 in Kraft treten.

(22) § 1 Z 7 und 8 sowie § 8 samt Überschrift in der Fassung des Materien-Da-
tenschutz-Anpassungsgesetzes 2018, BGBl. I Nr. 32/2018, treten mit 25. Mai 
2018 in Kraft.

(23) Die §§ 2 Abs. 1b bis 1e sowie 8 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 56/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. § 8 Abs. 10 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 tritt mit dem Ablauf des Tages 
der Kundmachung in Kraft.

(24) Die §§ 2 Abs. 1c, 4 und 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 53/2019 treten mit 1. Juli 2020 in Kraft. § 12 Abs. 3 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 53/2019 tritt mit 1. Jänner 2021 in Kraft. Wird der in § 2 
Abs. 3 Z 1 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt 
mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gel-
ten die §§ 4 und 8 bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2019 weiter. Wird der in § 2 
Abs. 3 Z 3 BBU-Errichtungsgesetz, BGBl. I Nr. 53/2019, festgelegte Zeitpunkt 
mit einer Verordnung gemäß § 2 Abs. 4 BBU-Errichtungsgesetz verschoben, gilt 
§ 12 Abs. 3 bis zu dem in dieser Verordnung festgelegten Zeitpunkt in der Fas-
sung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 53/2019 weiter.

(25) Die Änderung des Titels, die Überschriften der §§ 2 bis 7 und 17 sowie § 1, 
§ 2 Abs. 1 bis 4, § 2a, § 2b, § 3, § 4, § 5 Abs. 1, 3 und 5, § 6, § 7 Abs. 1 bis 5, § 8 
Abs. 1, 1a, 13 und 14, § 9a, § 10 Abs. 2, § 11 Abs. 2, § 12 Abs. 1 und 2, § 14 und 
§ 17 in der Fassung des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetzes, BGBl. I 
Nr. xxx/2026, treten mit 12. Juni 2026 in Kraft. Gleichzeitig tritt § 2 Abs. 5 bis 
7 außer Kraft.

Übergangsbestimmungen

§ 17. Fremde, denen der Bund am 12. Juni 2026 Versorgung in einer Betreu-
ungseinrichtung des Bundes leistet, werden bis zur erstmaligen Zuteilung auf die 
Länder gemäß § 6 Abs. 1 und 2 in der Fassung vor Inkrafttreten des Asyl- und 
Migrationspakt-Anpassungsgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2026, in Verbindung mit 
Art. 3 Abs. 2 Z 1 der Grundversorgungsvereinbarung oder bis zu ihrer Ausreise 
gemäß § 6 Abs. 2a in der Fassung vor Inkrafttreten des genannten Bundesgesetzes 
weiter vom Bund versorgt.
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4. Bundesgesetz über die Niederlassung und den 
Aufenthalt in Österreich (Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetz – NAG)
StF: BGBl. I Nr. 100/2005 (NR: GP XXII RV 952 AB 1055 S. 116. BR: AB 

7338 S. 724.)
[CELEX-Nr.: 31964L0221, 32001L0051, 32003L0086, 32003L0109, 
32004L0038, 32004L0081, 32004L0082, 32004L0083, 32004L0114]

mit den vom Nationalrat am 20.05.2026 beschlossenen Änderungen

Inhaltsverzeichnis

1. TEIL: ALLGEMEINER TEIL

1. Hauptstück: Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

§ 1 Geltungsbereich
§ 2 Begriffsbestimmungen

2. Hauptstück: Behördenzuständigkeiten

§ 3 Sachliche Zuständigkeit
§ 3a. Revision
§ 3b. Aussetzung des Verfahrens
§ 4 Örtliche Zuständigkeit im Inland
§ 5 Örtliche Zuständigkeit im Ausland
§ 6 Nationale Kontaktstelle
§ 7 Dezentrale Informationszentren

3. Hauptstück: Aufenthalts- und Niederlassungsberechtigungen

§ 8 Arten und Form der Aufenthaltstitel
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4. Hauptstück: Allgemeine Voraussetzungen

§ 11 Allgemeine Voraussetzungen für einen Aufenthaltstitel
§ 12 Quotenpflichtige Niederlassung
§ 13 Niederlassungsverordnung
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6. Hauptstück: Verfahren

§ 19 Allgemeine Verfahrensbestimmungen
§ 19a Entscheidungsfrist
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§ 21 Verfahren bei Erstanträgen
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7. Hauptstück: Verarbeiten personenbezogener Daten
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§ 35 Verarbeitung erkennungsdienstlicher Daten
§ 36 Zentrale Verfahrensdatei
§ 37 Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten
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2. TEIL: BESONDERER TEIL

1. Hauptstück: Niederlassung von Drittstaatsangehörigen

§ 41. Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“
§ 41a. Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“
§ 42. Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“
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§ 44a. Besondere Verfahrensbestimmungen

(Anm.: § 44b aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
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§ 46a Besondere Fälle der Familienzusammenführung
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§ 47 Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ und „Niederlassungsbewilligung – 
Angehöriger“

(Anm.: § 48 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013)

3. Hauptstück: Niederlassung von langfristig aufenthaltsberechtigten oder 
hochqualifizierten Drittstaatsangehörigen aus anderen Mitgliedstaaten und 

ihren Familienangehörigen

§ 49. Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ 
eines anderen Mitgliedstaates

§ 50. Familienangehörige mit einem Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ eines 
anderen Mitgliedstaates (Anm.: Familienangehörige von 
Drittstaatsangehörigen mit einem Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU” 
eines anderen Mitgliedstaates)

§ 50a. Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ eines 
anderen Mitgliedstaates und deren Familienangehörige

4. Hauptstück: Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht

§ 51. Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Bürgern für mehr als drei 
Monate

§ 52. Aufenthaltsrecht für Angehörige von EWR-Bürgern
§ 53. Anmeldebescheinigung
§ 53a. Bescheinigung des Daueraufenthalts von EWR-Bürgern
§ 54. Aufenthaltskarten für Angehörige eines EWR-Bürgers
§ 54a. Daueraufenthaltskarten
§ 55. Nichtbestehen, Fortbestand und Überprüfung des Aufenthaltsrechts für 

mehr als drei Monate
§ 56 Sonderfälle der Niederlassung von Angehörigen von EWR-Bürgern
§ 57 Schweizer Bürger und deren Angehörige sowie Angehörige von Österreichern
§ 57a. Verordnungsermächtigung zur Durchführung eines Austrittsabkommens 

gemäß Art. 50 EUV

5. Hauptstück: Aufenthaltsbewilligungen

§ 58 Unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer („ICT“)
§ 58a. Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel „ICT“ eines anderen 

Mitgliedstaates
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§ 59 Betriebsentsandte
§ 60 Selbständige
§ 61. Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel „Forscher“ eines anderen 

Mitgliedstaates
§ 62 Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit
§ 63 Schüler
§ 64. Studenten
§ 65. Inhaber eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EU“ eines anderen 

Mitgliedstaates
§ 66 Sozialdienstleistende
§ 67. Freiwillige
§ 68. Grenzgänger
§ 69. Familiengemeinschaft
(Anm.: § 69a aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

6. Hauptstück: Zertifizierung von Einrichtungen

§ 70 Zertifizierte nichtschulische Bildungseinrichtung
§ 71 Zertifizierte Forschungseinrichtung
§ 72. Entfallen (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 29/2009
7. Hauptstück samt §§ 73 bis 75 und die Überschrift des 8. Hauptstückes sowie § 76 

aufgehoben durch Art. 5 Z 7, BGBl. I Nr. 87/2012)

3. TEIL: STRAF-, SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

§ 77 Strafbestimmungen
(Anm.: § 78 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013)
§ 79 Sprachliche Gleichbehandlung
§ 80 Verweisungen
§ 81 Übergangsbestimmungen
§ 82 In-Kraft-Treten
§ 83 Vollziehung

Text

1. TEIL
ALLGEMEINER TEIL

1. Hauptstück
Geltungsbereich und Begriffsbestimmungen

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt

1. die Erteilung, Versagung und Entziehung von Aufenthaltstiteln von Dritt-
staatsangehörigen, die sich länger als sechs Monate im Bundesgebiet aufhal-
ten oder aufhalten wollen,

2. die Erteilung, Versagung und Entziehung von Aufenthaltstiteln „ICT“ 
(§ 58) und „Mobile ICT“ (§ 58a) von Drittstaatsangehörigen, die sich län-
ger als 90 Tage im Bundesgebiet aufhalten oder aufhalten wollen, sowie

3. die Dokumentation des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts.
(2) Dieses Bundesgesetz gilt nicht für Fremde,

1. denen in Österreich internationaler Schutz zuerkannt wurde, oder die nicht 
bereits über einen Aufenthaltstitel nach diesem Bundesgesetz verfügen und 
einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, über den noch kei-
ne rechtskräftige Entscheidung ergangen ist, oder die über ein Aufenthalts-
recht nach dem 7. Hauptstück des Asylgesetzes 2005 (AsylG 2005), BGBl. I 
Nr. 100/2005, verfügen, jeweils soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes 
bestimmt;

2. die nach § 5 des Amtssitzgesetzes (ASG), BGBl. I Nr. 54/2021, über einen 
Lichtbildausweis verfügen oder

3. die nach § 24 des Fremdenpolizeigesetzes 2005 (FPG), BGBl. I 
Nr. 100/2005, zur Ausübung einer bloß vorübergehenden Erwerbstätigkeit 
berechtigt sind, soweit dieses Bundesgesetz nicht anderes bestimmt.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
1. Fremder: wer die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzt;
2. Reisedokument: ein Reisepass, Passersatz oder ein sonstiges durch Bundes-

gesetz, Verordnung oder auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen 
für Reisen anerkanntes Dokument; ausländische Reisedokumente genie-
ßen den strafrechtlichen Schutz inländischer öffentlicher Urkunden nach 
§§ 224, 224a, 227 Abs. 1 und 231 des Strafgesetzbuches (StGB), BGBl. 
Nr. 60/1974;

3. ein Reisedokument gültig: wenn es von einem hiezu berechtigten Völker-
rechtssubjekt ausgestellt wurde, die Identität des Inhabers zweifelsfrei wie-
dergibt, zeitlich gültig ist und sein Geltungsbereich die Republik Österreich 
umfasst; außer bei Konventionsreisepässen und Reisedokumenten, die für 
Staatenlose oder für Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit ausge-
stellt werden, muss auch die Staatsangehörigkeit des Inhabers zweifelsfrei 
wiedergegeben werden; die Anbringung von Zusatzblättern im Reisedoku-
ment muss bescheinigt sein;

4. EWR-Bürger: ein Fremder, der Staatsangehöriger einer Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
ist;
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5. Mitgliedstaat: jeder Staat, der Vertragspartei des Vertrages über die Europä-
ische Union in der Fassung BGBl. III Nr. 85/1999, geändert durch 
BGBl. III Nr. 4/2003 und BGBl. III Nr. 54/2004, ist;

6. Drittstaatsangehöriger: ein Fremder, der nicht EWR-Bürger oder Schweizer 
Bürger ist;

7. eine bloß vorübergehende selbständige Erwerbstätigkeit: eine solche, die in-
nerhalb von zwölf Monaten nicht länger als sechs Monate ausgeübt wird, 
wenn ein Wohnsitz im Drittstaat aufrecht erhalten wird, der weiterhin den 
Mittelpunkt der Lebensinteressen bildet, und es sich um keinen Fall der 
Pflichtversicherung des § 2 im Sinne des Gewerblichen Sozialversicherungs-
gesetzes (GSVG), BGBl. Nr. 560/1978, handelt;

8. eine bloß vorübergehende unselbständige Erwerbstätigkeit: eine solche, bei 
der eine Berechtigung oder sonstige Bestätigung nach dem Ausländerbe-
schäftigungsgesetz (AuslBG), BGBl. Nr. 218/1975, mit einer sechs Monate 
nicht übersteigenden Gültigkeit vorhanden ist oder innerhalb von zwölf 
Monaten nicht länger als sechs Monate eine unselbständige Erwerbstätig-
keit auf Grund einer Ausnahme nach § 1 Abs. 2 bis 4 AuslBG ausgeübt 
wird;

9. Familienangehöriger: wer Ehegatte oder zum Zeitpunkt seiner Antragstel-
lung minderjähriges lediges Kind, einschließlich Adoptiv- oder Stiefkind, 
ist (Kernfamilie); dies gilt weiters auch für eingetragene Partner; Ehegatten 
und eingetragene Partner müssen das 21. Lebensjahr zum Zeitpunkt der 
Antragstellung bereits vollendet haben; lebt im Fall einer Mehrfachehe be-
reits ein Ehegatte gemeinsam mit dem Zusammenführenden im Bundesge-
biet, so sind die weiteren Ehegatten keine anspruchsberechtigten Familien-
angehörigen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels;

10. Zusammenführender: ein Drittstaatsangehöriger, der sich rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhält oder von dem ein Recht im Sinne dieses Bundesgeset-
zes abgeleitet wird;

11. Verlängerungsantrag: der Antrag auf Verlängerung des gleichen oder Ertei-
lung eines anderen Aufenthaltstitels (§ 24) nach diesem Bundesgesetz;

12. Zweckänderungsantrag: der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 
mit anderem Zweckumfang während der Geltung eines Aufenthaltstitels 
(§ 26);

13. Erstantrag: der Antrag, der nicht Verlängerungs- oder Zweckänderungsan-
trag (Z 11 und 12) ist;

14. unionsrechtliches Aufenthaltsrecht: das auf Grund der Freizügigkeitsricht-
linie gewährte Recht eines EWR-Bürgers und seiner Angehörigen sich im 
Bundesgebiet für mehr als drei Monate oder auf Dauer aufzuhalten;

15. Haftungserklärung: die von einem österreichischen Notar oder einem in-
ländischen Gericht beglaubigte Erklärung Dritter mit mindestens fünfjäh-
riger Gültigkeitsdauer, dass sie für die Erfordernisse einer Unterkunft und 
entsprechender Unterhaltsmittel aufkommen und für den Ersatz jener Kos-
ten haften, die einer Gebietskörperschaft bei der Durchsetzung einer Rück-

kehrentscheidung, eines Aufenthaltsverbotes, einer Ausweisung, einer Zu-
rückschiebung, der Vollziehung der Schubhaft oder als Aufwendung für 
den Einsatz gelinderer Mittel, sowie aus dem Titel der Sozialhilfe oder eines 
Bundes- oder Landesgesetzes, das die Grundversorgungsvereinbarung nach 
Art. 15a B-VG, BGBl. I Nr. 80/2004, umsetzt, entstehen, und die Leis-
tungsfähigkeit des Dritten zum Tragen der Kosten zum Zeitpunkt der Er-
klärung nachgewiesen wird;

16. Berufsvertretungsbehörde: eine mit konsularischen Aufgaben und der be-
rufsmäßigen Vertretung Österreichs im Ausland betraute Behörde;

17. unbegleiteter Minderjähriger: Ein minderjähriger Fremder, der sich nicht in 
Begleitung eines für ihn gesetzlich verantwortlichen Volljährigen befindet;

(Anm.: Z 18 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
19. Freizügigkeitsrichtlinie: die Richtlinie 2004/38/EG über das Recht der 

Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/
EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/
EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl. Nr. L 158 vom 
30.04.2004 S. 77 in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 229 vom 
29.06.2004 S. 35;

20. Freizügigkeitsabkommen EG-Schweiz: das Abkommen zwischen der Euro-
päischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit, 
ABl. Nr. L 114 vom 30.04.2002 S. 6 und BGBl. III Nr. 133/2002;

20a. Rückführungsrichtlinie: die Richtlinie 2008/115/EG über gemeinsame 
Normen und Verfahren in den Mitgliedstaaten zur Rückführung illegal 
aufhältiger Drittstaatsangehöriger, ABl. Nr. L 348 vom 24.12.2008 S. 98 ff.;

20b. Verordnung SIS-Rückkehr: die Verordnung (EU) 2018/1860 über die Nut-
zung des Schengener Informationssystems für die Rückkehr illegal aufhälti-
ger Drittstaatsangehöriger, ABl. Nr. L 312 vom 07.12.2018 S. 1;

20c. Verordnung SIS-Grenze: die Verordnung (EU) 2018/1861 über die Ein-
richtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener Informationssys-
tems (SIS) im Bereich der Grenzkontrollen, zur Änderung des Überein-
kommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen und zur 
Änderung und Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1987/2006, 
ABI. Nr. L 312 vom 07.12.2018 S. 14, in der Fassung der Verordnung 
(EU) 2019/817, ABl. Nr. L 135 vom 22.05.2019 S. 27;

21. DSGVO: die Verordnung (EU) Nr. 679/2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG 
(Datenschutz‑Grundverordnung), ABl. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, in der 
geltenden Fassung;

22. Unions- oder multilaterale Programme mit Mobilitätsmaßnahmen: von der 
Europäischen Union oder der Republik Österreich finanzierte Programme, 
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die die Mobilität von Drittstaatsangehörigen in der Europäischen Union 
oder in Österreich fördern;

23. multifaktorielle Untersuchungsmethodik: ein auf drei individuellen medi-
zinischen Untersuchungen (insbesondere körperliche, zahnärztliche und 
Röntgenuntersuchung) basierendes Modell zur Altersdiagnose nach dem 
Stand der Wissenschaft;

24. Statusverordnung: die Verordnung (EU) 2024/1347 über Normen für die 
Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen, 
denen internationaler Schutz gewährt wurde, für einen einheitlichen Status 
für Flüchtlinge oder für Personen mit Anspruch auf subsidiären Schutz 
und für den Inhalt des gewährten Schutzes, zur Änderung der Richtlinie 
2003/109/EG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2011/95/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. Nr. L 2024/1347 vom 
22.05.2024.

(2) Niederlassung ist der tatsächliche oder zukünftig beabsichtigte Aufenthalt 
im Bundesgebiet zum Zweck
1. der Begründung eines Wohnsitzes, der länger als sechs Monate im Jahr tat-

sächlich besteht;
2. der Begründung eines Mittelpunktes der Lebensinteressen oder
3. der Aufnahme einer nicht bloß vorübergehenden Erwerbstätigkeit.

(3) Der rechtmäßige Aufenthalt eines Fremden auf Grund einer Aufenthalts-
bewilligung (§ 8 Abs. 1 Z 12) gilt nicht als Niederlassung im Sinne des Abs. 2.

(4) Im Sinne dieses Bundesgesetzes ist
1. die Minderjährigkeit nach den Bestimmungen des Allgemeinen Bürgerli-

chen Gesetzbuches (ABGB), JGS Nr. 946/1811;
2. die Annahme an Kindesstatt, in deren Folge eine Aufenthaltsberechtigung 

nach diesem Bundesgesetz erteilt werden soll, ausschließlich nach den Be-
stimmungen des österreichischen Rechts und

3. ein Unterhaltsanspruch zum Nachweis der Unterhaltsmittel nicht nur nach 
dessen Rechtsgrundlage, sondern auch nach der tatsächlichen Höhe und 
der tatsächlichen Leistung

zu beurteilen.
(5) Im Sinne dieses Bundesgesetzes sind erkennungsdienstliche Daten: Licht-

bilder, Papillarlinienabdrücke der Finger, äußerliche körperliche Merkmale und 
die Unterschrift.

(6) Für einen Antrag auf Erteilung oder Verlängerung eines Aufenthaltstitels 
ist die Vorlage nur jeweils einer Haftungserklärung (Abs. 1 Z 15) zulässig. Treten 
mehrere Personen als Verpflichtete in einer Erklärung auf, dann haftet jeder von 
ihnen für den vollen Haftungsbetrag zur ungeteilten Hand.

(7) Kurzfristige Inlands- und Auslandsaufenthalte, insbesondere zu Besuchs-
zwecken, unterbrechen nicht die anspruchsbegründende oder anspruchsbeen-
dende Dauer eines Aufenthalts oder einer Niederlassung. Gleiches gilt für den 

Fall, dass der Fremde das Bundesgebiet in Folge einer nachträglich behobenen 
Entscheidung nach dem FPG verlassen hat.

2. Hauptstück
Behördenzuständigkeiten

Sachliche Zuständigkeit

§ 3. (1) Behörde nach diesem Bundesgesetz ist der örtlich zuständige Landes-
hauptmann. Der Landeshauptmann kann, wenn dies im Interesse der Einfach-
heit, Zweckmäßigkeit oder Sparsamkeit der Verwaltung gelegen ist, die Bezirks-
verwaltungsbehörden mit Verordnung ermächtigen, alle oder bestimmte Fälle zu 
entscheiden. Abweichend von Satz 1 entscheidet über Aufenthaltstitel gemäß 
§ 46a das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl.

(2) Über Beschwerden gegen Entscheidungen nach diesem Bundesgesetz ent-
scheidet das örtlich zuständige Verwaltungsgericht des Landes. Eine schriftliche 
Ausfertigung des Erkenntnisses oder des Beschlusses ist auch dem Bundesminis-
ter für Inneres zuzustellen. Abweichend von Satz 1 entscheidet über Beschwer-
den gegen Entscheidungen des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl das 
Bundesverwaltungsgericht.

(3) Wird ein Antrag im Ausland gestellt (§ 22), ist die örtlich zuständige Berufs-
vertretungsbehörde zur Entgegennahme des Antrags zuständig. Gegen die Ein-
stellung eines Verfahrens aus formalen Gründen gemäß § 22 Abs. 2 ist kein or-
dentliches Rechtsmittel zulässig.

(4) Strafbehörde in den Fällen des § 77 ist die örtlich zuständige Bezirksverwal-
tungsbehörde.

(5) Der Bundesminister für Inneres kann die Erteilung eines Aufenthaltstitels 
(§ 8) und die Ausstellung einer Dokumentation des unionsrechtlichen Aufent-
halts- und Niederlassungsrechts (§ 9) in Ausübung seines Aufsichtsrechtes nach 
§ 68 Abs. 4 Z 4 AVG mit Bescheid als nichtig erklären, wenn die Erteilung oder 
Ausstellung
1. trotz Vorliegens eines Erteilungshindernisses gemäß § 11 Abs. 1 Z 1, 2 oder 

4 oder
2. trotz Fehlens einer besonderen Voraussetzung des 2. Teiles erfolgte oder
3. durch Fälschung einer Urkunde, falsches Zeugnis oder eine gerichtlich 

strafbare Handlung herbeigeführt oder sonst wie erschlichen worden ist.
In den Fällen der Z 1 und 2 ist die Nichtigerklärung nur binnen drei Jahren nach 
Erteilung oder Ausstellung zulässig.
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Revision

§ 3a. Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse der Verwaltungsgerichte nach diesem 
Bundesgesetz steht dem Bundesminister für Inneres das Recht zu, beim Verwal-
tungsgerichtshof Revision zu erheben.

Aussetzung des Verfahrens

§ 3b. Ist aufgrund eines Erkenntnisses oder Beschlusses des Verwaltungsgerich-
tes das Verfahren von der Behörde fortzusetzen und wird dagegen Revision erho-
ben, hat die Behörde das Verfahren bis zur Entscheidung des Verwaltungsge-
richtshofes auszusetzen.

Örtliche Zuständigkeit im Inland

§ 4. (1) Die örtliche Zuständigkeit im Inland richtet sich nach dem Wohnsitz 
oder beabsichtigten Wohnsitz des Fremden. Ist der Fremde im Bundesgebiet 
nicht mehr aufhältig oder ist sein Aufenthalt unbekannt, ist jene Behörde zu-
ständig, in deren Sprengel der Fremde zuletzt seinen Wohnsitz hatte oder in Er-
mangelung eines solchen, in deren Sprengel der Fremde zuletzt aufhältig war. 
Für Grenzgänger (§ 2 Abs. 7 AuslBG), die eine Aufenthaltsbewilligung gemäß 
§ 68 beantragen, richtet sich die örtliche Zuständigkeit im Inland nach dem Be-
triebssitz des Arbeitgebers.

(2) Im Falle einer Beschwerde richtet sich die örtliche Zuständigkeit eines Ver-
waltungsgerichtes des Landes nach dem Sprengel, in dem die nach Abs. 1 zustän-
dige Behörde ihren Sitz hat.

Örtliche Zuständigkeit im Ausland

§ 5. (1) Die örtliche Zuständigkeit zur Vornahme von Amtshandlungen nach 
diesem Bundesgesetz richtet sich im Ausland nach dem Wohnsitz des Fremden. 
Auf Weisung des Bundesministers für Europa, Integration und Äußeres kann 
jede Berufsvertretungsbehörde tätig werden.

(2) Der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Inneres durch Verordnung Behörden, die 
nicht mit der berufsmäßigen Vertretung Österreichs im Ausland betraut sind, 
zur Vornahme von Amtshandlungen nach diesem Bundesgesetz bestimmen.

Nationale Kontaktstelle

§ 6. Kontaktstelle im Sinne unionsrechtlicher Vorschriften der Europäischen 
Union ist der Bundesminister für Inneres.

Dezentrale Informationszentren

§ 7. Der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Inneres durch Verordnung Berufsvertre-
tungsbehörden mit bestimmten Aufgaben, insbesondere
1. mit den Aufgaben einer Kontakt- und Informationsstelle für Fremde,
2. mit den Aufgaben einer Kontaktstelle für die die Verfahren führenden Be-

hörden,
3. mit der Erfassung von Daten im Rahmen dieses Bundesgesetzes,
4. mit der Sammlung von regionalen Informationen, die für Entscheidungen 

nach diesem Bundesgesetz von Relevanz sind oder Migrationsanalysen er-
möglichen,

betrauen und als dezentrale Informationszentren bezeichnen.

3. Hauptstück
Aufenthalts- und Niederlassungsberechtigungen

Arten und Form der Aufenthaltstitel

§ 8. (1) Aufenthaltstitel werden erteilt als:
1. Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“, der zur befristeten Niederlassung 

und zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, für die eine schriftliche Mittei-
lung oder ein Gutachten gemäß § 20d Abs. 1 Z 1 bis 4 oder 6 oder § 24 Aus-
lBG erstellt wurde, berechtigt;

2. Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, der zur befristeten Nieder-
lassung und zur Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit und einer 
unselbständigen Erwerbstätigkeit gemäß § 17 AuslBG berechtigt;

3. Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“, der zur befristeten Niederlassung und, 
zur Ausübung einer Erwerbstätigkeit, für die eine schriftliche Mitteilung 
gemäß § 20d Abs. 1 Z 5 AuslBG erstellt wurde, berechtigt;

4. „Niederlassungsbewilligung“, die zur befristeten Niederlassung und zur 
Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit berechtigt;

5. „Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“, die zur be-
fristeten Niederlassung ohne Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt;

6. „Niederlassungsbewilligung – Angehöriger“, die zur befristeten Niederlas-
sung ohne Ausübung einer Erwerbstätigkeit berechtigt; die Ausübung ei-
ner Erwerbstätigkeit ist nur auf Grund einer nachträglichen quotenpflichti-
gen Zweckänderung erlaubt;

7. Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ für die Dokumentation des unbe-
fristeten Niederlassungsrechts, unbeschadet der Gültigkeitsdauer des Do-
kuments;
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8. Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ für die befristete Niederlassung mit 
der Möglichkeit, anschließend einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – 
EU“ (Z 7) zu erhalten;

9. Aufenthaltstitel „Niederlassungsbewilligung – Künstler“, der zur befriste-
ten Niederlassung und zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätig-
keit, für die eine schriftliche Mitteilung gemäß § 20d Abs. 1 Z 8 AuslBG 
erstellt wurde, oder einer selbständigen Erwerbstätigkeit berechtigt;

10. Aufenthaltstitel „Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle unselbständiger 
Erwerbstätigkeit“, der zur befristeten Niederlassung und zur Ausübung ei-
ner Erwerbstätigkeit, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. b, c, d, f, g oder i AuslBG vom 
Anwendungsbereich des AuslBG ausgenommen ist oder die in einer Ver-
ordnung des Bundesministers für Inneres gemäß § 43b Abs. 2 genannt ist, 
berechtigt;

11. Aufenthaltstitel „Niederlassungsbewilligung – Forscher“, der zur befriste-
ten Niederlassung und zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätig-
keit für eine Forschungseinrichtung berechtigt;

12. „Aufenthaltsbewilligung“ für einen vorübergehenden befristeten Aufent-
halt im Bundesgebiet zu einem bestimmten Zweck (§§ 58 bis 69);

13. Aufenthaltstitel „Artikel 50 EUV“, der zur befristeten oder unbefristeten 
Niederlassung und zur Ausübung einer selbständigen sowie unselbständi-
gen Erwerbstätigkeit berechtigt.

(2) Der Bundesminister für Inneres legt das Aussehen und den Inhalt der 
Aufenthaltstitel nach Abs. 1 durch Verordnung fest. Die Aufenthaltstitel haben 
insbesondere Name, Vorname, Geburtsdatum, Lichtbild, ausstellende Behörde 
und Gültigkeitsdauer zu enthalten; sie gelten als Identitätsdokumente.

(3) Die Aufenthaltsbewilligung (Abs. 1 Z 12) von Ehegatten, eingetragenen 
Partnern und minderjährigen ledigen Kindern hängt vom Bestehen der Aufent-
haltsbewilligung des Zusammenführenden ab (§ 69).

(4) Unbeschadet der §§ 32 und 33 ergibt sich der Berechtigungsumfang eines 
Aufenthaltstitels aus dem 2. Teil.

Dokumentation des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts

§ 9. (1) Zur Dokumentation des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts für mehr 
als drei Monate werden auf Antrag ausgestellt:
1. eine „Anmeldebescheinigung“ (§ 53) für EWR-Bürger, die sich länger als 

drei Monate in Österreich aufhalten, und
2. eine „Aufenthaltskarte für Angehörige eines EWR-Bürgers“ (§ 54) für 

Drittstaatsangehörige, die Angehörige von unionsrechtlich aufenthaltsbe-
rechtigten EWR-Bürgern sind.

(2) Zur Dokumentation des unionsrechtlichen Daueraufenthaltsrechts wer-
den auf Antrag ausgestellt:

1. eine „Bescheinigung des Daueraufenthalts“ (§ 53a) für EWR-Bürger, die 
das Daueraufenthaltsrecht erworben haben, und

2. eine „Daueraufenthaltskarte“ (§ 54a) für Drittstaatsangehörige, die Ange-
hörige eines EWR-Bürgers sind und das Recht auf Daueraufenthalt erwor-
ben haben.

(3) Inhabern von Anmeldebescheinigungen (Abs. 1 Z 1) oder Bescheinigungen 
des Daueraufenthalts (Abs. 2 Z 1) kann auf Antrag ein „Lichtbildausweis für 
EWR-Bürger“ mit fünfjähriger Gültigkeitsdauer ausgestellt werden. Der Licht-
bildausweis für EWR-Bürger, die Aufenthaltskarte und die Daueraufenthalts-
karte gelten als Identitätsdokumente. Form und Inhalt der Anmeldebescheini-
gung, der Bescheinigung des Daueraufenthalts, des Lichtbildausweises für 
EWR-Bürger, der Aufenthaltskarte und der Daueraufenthaltskarte legt der Bun-
desminister für Inneres durch Verordnung fest.

Ungültigkeit und Gegenstandslosigkeit von Aufenthaltstiteln und 
Dokumentationen des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts

§ 10. (1) Aufenthaltstitel und Dokumentationen des unionsrechtlichen Aufent-
haltsrechts werden ungültig, wenn gegen Fremde eine Rückkehrentscheidung, 
eine Anordnung zur Außerlandesbringung, ein Aufenthaltsverbot oder eine 
Ausweisung durchsetzbar oder rechtskräftig wird. Solche Fremde verlieren ihr 
Recht auf Aufenthalt. Ein Aufenthaltstitel oder eine Dokumentation des uni-
onsrechtlichen Aufenthaltsrechts lebt von Gesetzes wegen wieder auf, sofern in-
nerhalb ihrer ursprünglichen Geltungsdauer die Rückkehrentscheidung, die 
Anordnung zur Außerlandesbringung, das Aufenthaltsverbot oder die Auswei-
sung im Rechtsweg nachträglich behoben wird.

(2) Aufenthaltstitel werden auch ungültig, wenn die Behörde mit Bescheid 
festgestellt hat, dass ein Drittstaatsangehöriger, ausgenommen Inhaber eines 
Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EU“ (§ 45), nicht mehr in Österreich 
aufhältig oder niedergelassen ist.

(3) Aufenthaltstitel und Dokumentationen des unionsrechtlichen Aufent-
haltsrechts werden gegenstandslos, wenn
1. dem Fremden ein weiterer Aufenthaltstitel oder eine weitere Dokumentati-

on des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts nach diesem Bundesgesetz mit 
überschneidender Gültigkeit oder ein Visum D für Praktikanten gemäß 
§ 20 Abs. 1 Z 10 FPG mit überschneidender Gültigkeit erteilt wird;

2. der Fremde Österreicher, EWR-Bürger oder Schweizer Bürger wird;
3. dem Fremden ein Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ eines anderen 

Mitgliedstaates erteilt wird;
4. der Fremde im Besitz eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EU“ ist 

und seit sechs Jahren nicht mehr in Österreich, aber innerhalb des EWR-
Gebietes niedergelassen ist;

§ 9 NAG NAG § 10

134  135



5. die Abwesenheitsdauer des Fremden, dem eine Bescheinigung des Dauer-
aufenthalts oder eine Daueraufenthaltskarte ausgestellt wurde, vom Bun-
desgebiet mehr als zwei aufeinander folgende Jahre beträgt;

6. der Fremde bislang EWR-Bürger oder Schweizer Bürger war und Dritt-
staatsangehöriger wird oder dem Fremden das unionsrechtliche Aufent-
haltsrecht nicht mehr zukommt;

7. ein Fall des § 8 Abs. 3 oder § 55 Abs. 5 vorliegt;
8. dem Fremden nachträglich in Österreich internationaler Schutz zuerkannt 

wird, sofern es sich nicht um die Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ 
oder „Blaue Karte EU“ oder eine Dokumentation des unionsrechtlichen 
Aufenthaltsrechts handelt.

(Anm.: Z 8 aufgehoben durch Art. 1 Z 13, BGBl. I Nr. 145/2017)
(4) Die Ungültigkeit, Gegenstandslosigkeit oder das Erlöschen von im Reisedo-

kument Fremder ersichtlich gemachter Aufenthaltstitel ist in diesen Reisedoku-
menten kenntlich zu machen. Hiezu ist jede Behörde ermächtigt, der ein Reise-
dokument anlässlich einer Amtshandlung nach einem Bundesgesetz vorliegt; 
Staatsbürgerschaftsbehörden sind hiezu verpflichtet.

(5) Ungültige, gegenstandslose oder erloschene Dokumente sind der Behörde 
abzuliefern; dies gilt nicht im Falle der Ungültigkeit infolge des Ablaufs der Gül-
tigkeitsdauer. Jede Behörde, die eine Amtshandlung nach einem Bundesgesetz 
führt, ist ermächtigt, abzuliefernde Dokumente einzuziehen; Staatsbürger-
schaftsbehörden sind hiezu verpflichtet. Ebenso sind die Organe des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes ermächtigt, abzuliefernde Dokumente einzuziehen; die-
se sind der Behörde unverzüglich vorzulegen.

4. Hauptstück
Allgemeine Voraussetzungen

Allgemeine Voraussetzungen für einen Aufenthaltstitel

§ 11. (1) Aufenthaltstitel dürfen einem Fremden nicht erteilt werden, wenn
1. gegen ihn ein aufrechtes Einreiseverbot gemäß § 53 FPG oder ein aufrechtes 

Aufenthaltsverbot gemäß § 67 FPG besteht;
2. gegen ihn ein aufrechtes Einreiseverbot (Art. 3 Z 6 der Rückführungsricht-

linie) eines anderen EWR-Mitgliedstaats oder der Schweiz besteht;
2a. gegen ihn eine Rückkehrentscheidung (Art. 3 Z 4 der Rückführungsricht-

linie) eines anderen EWR-Mitgliedstaats oder der Schweiz besteht;
3. gegen ihn eine durchsetzbare Rückkehrentscheidung erlassen wurde und 

seit seiner Ausreise nicht bereits achtzehn Monate vergangen sind, sofern er 
nicht einen Antrag gemäß § 21 Abs. 1 eingebracht hat, nachdem er seiner 
Ausreiseverpflichtung freiwillig nachgekommen ist;

4. eine Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption 
(§ 30 Abs. 1 oder 2) vorliegt;

5. eine Überschreitung der Dauer des erlaubten visumfreien oder visum-
pflichtigen Aufenthalts im Zusammenhang mit § 21 Abs. 6 vorliegt oder

6. er in den letzten zwölf Monaten wegen Umgehung der Grenzkontrolle oder 
nicht rechtmäßiger Einreise in das Bundesgebiet rechtskräftig bestraft wur-
de.

(2) Aufenthaltstitel dürfen einem Fremden nur erteilt werden, wenn
1. der Aufenthalt des Fremden nicht öffentlichen Interessen widerstreitet;
2. der Fremde einen Rechtsanspruch auf eine Unterkunft nachweist, die für 

eine vergleichbar große Familie als ortsüblich angesehen wird;
3. der Fremde über einen alle Risiken abdeckenden Krankenversicherungs-

schutz verfügt und diese Versicherung in Österreich auch leistungspflichtig 
ist;

4. der Aufenthalt des Fremden zu keiner finanziellen Belastung einer Gebiets-
körperschaft führen könnte;

5. durch die Erteilung eines Aufenthaltstitels die Beziehungen der Republik 
Österreich zu einem anderen Staat oder einem anderen Völkerrechtssubjekt 
nicht wesentlich beeinträchtigt werden;

6. der Fremde im Fall eines Verlängerungsantrages (§ 24) das Modul 1 der In-
tegrationsvereinbarung gemäß § 9 Integrationsgesetz (IntG), BGBl. I 
Nr. 68/2017, rechtzeitig erfüllt hat, und

7. in den Fällen der §§ 58 und 58a seit der Ausreise in einen Drittstaat gemäß 
§ 58 Abs. 5 mehr als vier Monate vergangen sind.

(3) Ein Aufenthaltstitel kann trotz Vorliegens eines Erteilungshindernisses ge-
mäß Abs. 1 Z 2a, 3, 5 oder 6 sowie trotz Ermangelung einer Voraussetzung ge-
mäß Abs. 2 Z 1 bis 7 erteilt werden, wenn dies zur Aufrechterhaltung des Privat- 
und Familienlebens im Sinne des Art. 8 der Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention – 
EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, geboten ist. Bei der Beurteilung des Privat- und 
Familienlebens im Sinne des Art. 8 EMRK sind insbesondere zu berücksichti-
gen:
1. die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisheri-

ge Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen rechtswidrig war;
2. das tatsächliche Bestehen eines Familienlebens;
3. die Schutzwürdigkeit des Privatlebens;
4. der Grad der Integration;
5. die Bindungen zum Heimatstaat des Drittstaatsangehörigen;
6. die strafgerichtliche Unbescholtenheit;
7. Verstöße gegen die öffentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl-, 

Fremdenpolizei- und Einwanderungsrechts;
8. die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Drittstaatsangehörigen in 

einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres unsicheren 
Aufenthaltsstatus bewusst waren;
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9. die Frage, ob die Dauer des bisherigen Aufenthaltes des Fremden in den Be-
hörden zurechenbaren überlangen Verzögerungen begründet ist.

(4) Der Aufenthalt eines Fremden widerstreitet dem öffentlichen Interesse 
(Abs. 2 Z 1), wenn
1. sein Aufenthalt die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden würde 

oder
2. der Fremde ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder terroristischen 

Gruppierung hat und im Hinblick auf deren bestehende Strukturen oder 
auf zu gewärtigende Entwicklungen in deren Umfeld extremistische oder 
terroristische Aktivitäten derselben nicht ausgeschlossen werden können, 
oder auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass er durch Ver-
breitung in Wort, Bild oder Schrift andere Personen oder Organisationen 
von seiner gegen die Wertvorstellungen eines europäischen demokratischen 
Staates und seiner Gesellschaft gerichteten Einstellung zu überzeugen ver-
sucht oder versucht hat oder auf andere Weise eine Person oder Organisati-
on unterstützt, die die Verbreitung solchen Gedankengutes fördert oder 
gutheißt.

(5) Der Aufenthalt eines Fremden führt zu keiner finanziellen Belastung einer 
Gebietskörperschaft (Abs. 2 Z 4), wenn der Fremde feste und regelmäßige eigene 
Einkünfte hat, die ihm eine Lebensführung ohne Inanspruchnahme von Sozial-
hilfeleistungen der Gebietskörperschaften ermöglichen und der Höhe nach den 
Richtsätzen des § 293 des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG), 
BGBl. Nr. 189/1955, entsprechen. Feste und regelmäßige eigene Einkünfte wer-
den durch regelmäßige Aufwendungen geschmälert, insbesondere durch Miet-
belastungen, Kreditbelastungen, Pfändungen und Unterhaltszahlungen an Drit-
te nicht im gemeinsamen Haushalt lebende Personen. Dabei bleibt einmalig ein 
Betrag bis zu der in § 292 Abs. 3 zweiter Satz ASVG festgelegten Höhe unberück-
sichtigt und führt zu keiner Erhöhung der notwendigen Einkünfte im Sinne des 
ersten Satzes. Bei Nachweis der Unterhaltsmittel durch Unterhaltsansprüche 
(§ 2 Abs. 4 Z 3) oder durch eine Haftungserklärung (§ 2 Abs. 1 Z 15) ist zur Be-
rechnung der Leistungsfähigkeit des Verpflichteten nur der das pfändungsfreie 
Existenzminimum gemäß § 291a der Exekutionsordnung (EO), RGBl. 
Nr. 79/1896, übersteigende Einkommensteil zu berücksichtigen. In Verfahren 
bei Erstanträgen sind soziale Leistungen nicht zu berücksichtigen, auf die ein 
Anspruch erst durch Erteilung des Aufenthaltstitels entstehen würde, insbeson-
dere Sozialhilfeleistungen oder die Ausgleichszulage.

(6) Die Zulässigkeit, den Nachweis einer oder mehrerer Voraussetzungen des 
Abs. 2 Z 2 und 4 mit einer Haftungserklärung (§ 2 Abs. 1 Z 15) erbringen zu 
können, muss ausdrücklich beim jeweiligen Aufenthaltszweck angeführt sein.

(7) Der Fremde hat bei der Erstantragstellung ein Gesundheitszeugnis vorzule-
gen, wenn er auch für die Erlangung eines Visums (§ 21 FPG) ein Gesundheits-
zeugnis gemäß § 23 FPG benötigen würde.

Quotenpflichtige Niederlassung

§ 12. (1) Den Regelungen über die Quotenpflicht unterliegen gemäß § 13:
1. die erstmalige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 44 Abs. 1, 46 

Abs. 1 Z 2, Abs. 4 und 5, 46a, 47 Abs. 4 und 49 Abs. 1 und 4 und
2. die Zweckänderung eines gültigen Aufenthaltstitels, soweit der beantragte 

Aufenthaltstitel bei erstmaliger Erteilung quotenpflichtig wäre.
(2) Anträge innerhalb eines Quotenjahres auf Erteilung eines der Quoten-

pflicht unterliegenden Aufenthaltstitels sind nach dem Datum und der Uhrzeit 
der Antragstellung bei der Behörde in das jeweils vom Landeshauptmann und in 
Bezug auf Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 46a ein nach 
Ländern untergliedertes, vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zu füh-
rendes Register nach Quotenjahren und Quotenarten aufzunehmen und diesem 
Quotenjahr zuzuordnen. Bei Anträgen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels ge-
mäß § 46a richtet sich die Zuordnung des Quotenplatzes zu einem Land nach 
dem Wohnsitz oder beabsichtigten Wohnsitz des Fremden. Sofern ein Antrag ab-
weichend von § 19 Abs. 1 nicht persönlich gestellt wird, ist im Falle der Behe-
bung des Mangels für die Eintragung in das Register der Zeitpunkt des tatsächli-
chen persönlichen Erscheinens des Antragstellers bei der Behörde maßgeblich. 
In einem Quotenjahr gestellte Anträge sind unbeschadet des Erledigungszeit-
punktes auf dieses Quotenjahr so lange anzurechnen, wie Quotenplätze im Re-
gister vorhanden sind.

(3) Unbeschadet der sonstigen Voraussetzungen für die Erteilung des Aufent-
haltstitels darf ein solcher nur dann erteilt werden, wenn ein aus dem Register 
nach Abs. 2 zugeordneter Quotenplatz zur Verfügung steht. Die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels verringert die im Register nach Abs. 2 vorhandene Anzahl von 
Plätzen. Zudem verringert sich diese Anzahl von Plätzen, wenn nach Erteilung 
eines Visums für die einmalige Einreise ein Antrag auf internationalen Schutz ge-
stellt wird.  Die konkrete Zuteilung eines Quotenplatzes erfolgt mit Erteilung des 
Aufenthaltstitels.

(4) Steht zum Zeitpunkt der Antragstellung oder zum Zeitpunkt der Entschei-
dung über den Antrag in diesem Quotenjahr kein Quotenplatz im Register nach 
Abs. 2 mehr zur Verfügung, so ist – ausgenommen in Fällen der Familienzusam-
menführung nach § 46 Abs. 1 Z 2 oder Abs. 4 oder § 46a – der Antrag ohne wei-
teres Verfahren zurückzuweisen, wobei die Zurückweisungsentscheidung Anga-
ben über die Reihung und die Gesamtzahl der bis zum Entscheidungszeitpunkt 
gestellten Anträge im Quotenjahr und der zur Verfügung stehenden Quoten-
plätze zu enthalten hat.

(5) Kann auf Grund der Reihung im Register nach Abs. 2 ein Antrag auf Ertei-
lung eines Aufenthaltstitels nicht zurückgewiesen werden, weil noch nicht alle 
verfügbaren Quotenplätze der betreffenden Quotenart rechtskräftig vergeben 
worden sind, ist die Erledigung dieses Antrages bis zum Freiwerden eines Quo-
tenplatzes der betreffenden Quotenart oder bis zur Ausschöpfung der betreffen-
den Quotenart aufzuschieben. Der Aufschub hemmt den Ablauf der Fristen ge-
mäß § 8 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG), BGBl. I Nr. 33/2013.
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(6) Wurde der Antrag auf Erteilung eines Aufenthaltstitels abgewiesen oder zu-
rückgewiesen und wurde dagegen Beschwerde erhoben, hat dies keinen Einfluss 
auf die Reihungen von anderen Anträgen im Register nach Abs. 2. Liegt eine 
abweisende oder zurückweisende Entscheidung des Verwaltungsgerichtes  – aus-
genommen eine Zurückverweisung gemäß § 28 VwGVG – vor, wird der be-
treffende Quotenplatz frei.

(7) Ist in Fällen der Familienzusammenführung gemäß § 46 Abs. 1 Z 2 oder 
Abs. 4 oder § 46a die Anzahl der Quotenplätze in einem Land ausgeschöpft oder 
– wenn auch nicht rechtskräftig – zugeteilt, hat die Behörde die Entscheidung 
über den Antrag aufzuschieben, bis ein Quotenplatz vorhanden ist, sofern sie 
den Antrag nicht aus anderen Gründen zurückzuweisen oder abzuweisen hat. 
Ein solcher Aufschub hemmt den Ablauf der Fristen gemäß § 8 VwGVG. Der 
Fremde oder der Zusammenführende hat zum Stichtag des Aufschubes einen 
Anspruch auf Mitteilung über den Platz in der Reihung des Registers. Die Mit-
teilung über die Reihung ist auf Antrag des Fremden einmalig in Bescheidform 
zu erteilen. Weitere Reihungsmitteilungen können auch in anderer technisch ge-
eigneten Weise, die den Schutz personenbezogener Daten wahrt, ergehen. Drei 
Jahre nach Antragstellung ist ein weiterer Aufschub nicht mehr zulässig und die 
Quotenpflicht nach Abs. 1 erlischt.

(8) Aufenthaltstitel für Kinder gemäß § 21 Abs. 2 Z 4 unterliegen nicht der 
Quotenpflicht. Dies gilt ebenso für Kinder, die im Zeitraum zwischen der An-
tragstellung der Mutter und der Erteilung des Aufenthaltstitels geboren wurden. 
Wurde in den Fällen des § 21 Abs. 2 Z 4 dem Zusammenführenden der Status 
subsidiären Schutzes zuerkannt, gilt zudem die Voraussetzung des § 46a Abs. 2 
Z 2 nicht.

Niederlassungsverordnung

§ 13. (1) Die Bundesregierung erlässt über Vorschlag des Bundesministers für 
Inneres im Einvernehmen mit dem Hauptausschuss des Nationalrates eine Ver-
ordnung, mit der für jeweils ein Kalenderjahr die Anzahl der Aufenthaltstitel ge-
mäß §§ 44 Abs. 1, 46 Abs. 1 Z 2, Abs. 4 und 5, 46a, 47 Abs. 4 und 49 Abs. 1 und 
4 festgelegt wird (Niederlassungsverordnung).

(2) In der Niederlassungsverordnung ist getrennt nach Quotenarten die An-
zahl der Aufenthaltstitel festzulegen, die
1. Familienangehörigen gemäß § 46 Abs. 1 Z 2,
2. Familienangehörigen von Drittstaatsangehörigen in den Fällen des § 46 

Abs. 4,
2a. Familienangehörigen von Drittstaatsangehörigen in den Fällen des § 46a,
3. Drittstaatsangehörigen, die im Besitz einer „Niederlassungsbewilligung – 

Angehöriger“ sind und eine Zweckänderung auf einen Aufenthaltstitel 
„Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ anstreben (§ 47 Abs. 4),

4. Drittstaatsangehörigen und deren Familienangehörigen, die sich ohne Er-
werbsabsicht (§§ 44 Abs. 1 und 46 Abs. 5) auf Dauer in Österreich nieder-
lassen dürfen und

5. Drittstaatsangehörigen, die im Besitz eines Aufenthaltstitels „Daueraufent-
halt – EU“ eines anderen Mitgliedstaates sind und zur Ausübung einer selb-
ständigen Erwerbstätigkeit oder in den Fällen des § 49 Abs. 1 nach Öster-
reich kommen wollen,

in dem Kalenderjahr, für das die Verordnung erlassen wird (Quotenjahr), höchs-
tens erteilt werden dürfen. Die Bundesregierung hat dabei die Entwicklung eines 
geordneten Arbeitsmarktes sicherzustellen und in der Niederlassungsverord-
nung die Aufenthaltstitel so auf die Länder aufzuteilen, wie es deren Möglichkei-
ten und Erfordernissen entspricht.

(3) Vor Erlassung der Niederlassungsverordnung gemäß Abs. 2 sind die Wirt-
schaftskammer Österreich, die Bundesarbeitskammer, die Präsidentenkonferenz 
der Landwirtschaftskammern Österreichs, der Österreichische Gemeindebund, 
der Österreichische Städtebund, der Österreichische Gewerkschaftsbund, die 
Österreichische Industriellenvereinigung und das Österreichische Wirtschafts-
forschungsinstitut zu hören. Den Ländern ist die Möglichkeit zu geben, konkre-
te Vorschläge für die Zahl der im jeweiligen Land benötigten Aufenthaltstitel zu 
erstatten (Abs. 2 Z 1 bis 5); die Länder haben hiefür die bestehenden Möglichkei-
ten im Schul- und Gesundheitswesen sowie – nach Anhörung der maßgeblichen 
Gemeinden – die Entwicklung auf dem Wohnungsmarkt und – nach Anhörung 
der Interessenvertretungen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer auf Landes-
ebene – die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes zu berücksichtigen.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 2 Z 2, BGBl. I Nr. 217/2021)
(5) Bei Erlassung der Niederlassungsverordnung hat die Bundesregierung hin-

sichtlich der Quotenarten nach Abs. 2 Z 1 bis 3 und 5 unter Bedachtnahme auf 
die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes abzuwägen, in welchem Ausmaß 
bei Vorrang der Integration der ansässigen erwerbsbereiten Fremden in den Ar-
beitsmarkt weitere erwerbsbereite Fremde zu unselbständiger Erwerbstätigkeit 
zugelassen werden können. Hierbei kann die Bundesregierung Gruppen ansässi-
ger Drittstaatsangehöriger bezeichnen, denen in Hinblick auf ihre fortgeschritte-
ne Integration der Familiennachzug bevorzugt ermöglicht werden soll. Außer-
dem kann die Bundesregierung Gruppen von Familienangehörigen bezeichnen, 
denen auf Grund bestimmter, die Integration erleichternder Umstände, wie 
etwa der bevorstehende Eintritt der Schulpflicht, der Familiennachzug bevor-
zugt ermöglicht werden soll.

(6) (Verfassungsbestimmung) Die Bundesregierung hat bei Erlassung der Nie-
derlassungsverordnung auf die Aufnahmefähigkeit des inländischen Arbeits-
marktes und die Vorschläge der Länder Bedacht zu nehmen; eine zahlenmäßige 
Überschreitung eines solchen Vorschlages ist nur mit Zustimmung des betroffe-
nen Landes zulässig. Die Zustimmung gilt als erteilt, wenn der Landeshaupt-
mann nicht innerhalb von acht Wochen nach dem Tag, an dem der Verord-
nungsbeschluss beim Amt der Landesregierung eingelangt ist, dem den Verord-
nungsbeschluss übermittelnden Bundesminister mitgeteilt hat, dass die Zustim-
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mung verweigert wird. Vor Ablauf dieser Frist darf die Kundmachung des Ver-
ordnungsbeschlusses nur erfolgen, wenn die Landeshauptmänner der beteiligten 
Länder die ausdrückliche Zustimmung des Landes mitgeteilt haben.

(7) Die Niederlassungsverordnung ist jeweils so rechtzeitig zu erlassen, dass sie 
mit Beginn des folgenden Kalenderjahres in Kraft treten kann. Wird sie nicht 
rechtzeitig erlassen, ist die zuletzt geltende Verordnung mit der Maßgabe anzu-
wenden, dass in jedem Monat höchstens ein Zwölftel der Anzahl der Aufent-
haltstitel erteilt werden darf.

(8) Sofern eine wesentliche Änderung der Umstände dies notwendig macht, 
hat die Bundesregierung die Niederlassungsverordnung auch während ihrer Gel-
tungsdauer unter Beachtung der Abs. 2 und 6 abzuändern.

6. Hauptstück
Verfahren

Allgemeine Verfahrensbestimmungen

§ 19. (1) Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels oder auf Ausstellung einer 
Dokumentation des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts sind persönlich bei 
der Behörde zu stellen. Soweit der Antragsteller nicht selbst handlungsfähig ist, 
hat den Antrag sein gesetzlicher Vertreter persönlich einzubringen.

(Anm.: Abs. 1a mit Ablauf des 30.06.2023 außer Kraft getreten)
(1a) Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten können Verlängerungsan-

träge, Zweckänderungsanträge, Anträge auf Ausstellung von Bescheinigungen 
des Daueraufenthalts oder Daueraufenthaltskarten sowie Anträge gemäß 
Abs. 11 Satz 2 auch im Wege des Datenfernverkehrs unter Inanspruchnahme der 
Funktion Elektronischer Identitätsnachweis (E-ID) gemäß den §§ 4 ff des E-Go-
vernment-Gesetzes (E-GovG), BGBl. I Nr. 10/2004, gestellt werden; dies gilt 
nicht für quotenpflichtige Zweckänderungen (§ 12 Abs. 1 Z 2). Das Vorliegen 
der technischen Voraussetzungen hat der Landeshauptmann für seine jeweilige 
örtliche Zuständigkeit und das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl für die 
von ihm durchzuführenden Verfahren mit Verordnung festzustellen.

(2) Im Antrag ist der Grund des Aufenthalts bekannt zu geben; dieser ist genau 
zu bezeichnen. Nicht zulässig ist ein Antrag, aus dem sich verschiedene Aufent-
haltszwecke ergeben, das gleichzeitige Stellen mehrerer Anträge und das Stellen 
weiterer Anträge während eines anhängigen Verfahrens nach diesem Bundesge-
setz einschließlich jener bei den Gerichtshöfen des öffentlichen Rechts. Die für 
einen bestimmten Aufenthaltszweck erforderlichen Berechtigungen sind vor der 
Erteilung nachzuweisen. Besteht der Aufenthaltszweck in der Ausübung eines 
Gewerbes, so gilt die von der Gewerbebehörde ausgestellte Bescheinigung, dass 
die Voraussetzungen für die Gewerbeausübung mit Ausnahme des entsprechen-
den Aufenthaltstitels vorliegen, als Nachweis der erforderlichen Berechtigung. 
Der Fremde hat der Behörde die für die zweifelsfreie Feststellung seiner Identität 
und des Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel vorzulegen.

(3) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, durch Verordnung festzule-
gen, welche Urkunden und Nachweise für den jeweiligen Aufenthaltszweck 
(Abs. 2) dem Antrag jedenfalls anzuschließen sind. Diese Verordnung kann auch 
Form und Art einer Antragstellung, einschließlich bestimmter, ausschließlich zu 
verwendender Antragsformulare, enthalten.

(4) Bei der Antragstellung hat der Fremde die erforderlichen erkennungs-
dienstlichen Daten zur Verfügung zu stellen und gegebenenfalls an der Ermitt-
lung und Überprüfung dieser nach Maßgabe des § 35 Abs. 3 mitzuwirken; an-
dernfalls ist sein Antrag zurückzuweisen. Bei Verlängerungsanträgen sind erken-
nungsdienstliche Daten nur mehr insoweit zu ermitteln, als diese bei der Behör-
de nicht vorliegen oder zur Feststellung der Identität des Betroffenen erforder-
lich sind.

(5) Sofern bei der Erstantragsstellung die Ermittlung der erforderlichen erken-
nungsdienstlichen Daten auf Grund fehlender technischer Voraussetzungen 
nicht bereits bei Antragstellung bei der Berufsvertretungsbehörde erfolgte, hat 
dies durch die zuständige Inlandsbehörde zu erfolgen. Bei Verlängerungsanträ-
gen erfolgt die Abnahme der erforderlichen erkennungsdienstlichen Daten bei 
jeder Antragstellung jedenfalls durch die zuständige Inlandsbehörde. Wenn dies 
im Interesse der Einfachheit, Zweckmäßigkeit und Sparsamkeit gelegen ist, kann 
der Landeshauptmann mit Verordnung einzelne oder mehrere Bezirksverwal-
tungsbehörden in seinem Wirkungsbereich beauftragen, die Erfassung dieser 
Daten auch von örtlich nicht zuständigen Bezirksverwaltungsbehörden vorneh-
men zu lassen; deren Handlungen sind der sachlich und örtlich zuständigen Be-
hörde zuzurechnen.

(6) Der Fremde hat der Behörde eine Zustelladresse und im Fall ihrer Ände-
rung während des Verfahrens die neue Zustelladresse unverzüglich bekannt zu 
geben. Bei Erstanträgen, die im Ausland gestellt wurden, ist die Zustelladresse 
auch der Berufsvertretungsbehörde bekannt zu geben. Ist die persönliche Zustel-
lung einer Ladung oder einer Verfahrensanordnung zum wiederholten Mal nicht 
möglich, kann das Verfahren eingestellt werden, wenn der Fremde bei Antrags-
tellung über diesen Umstand belehrt wurde.

(7) Aufenthaltstitel und Dokumentationen des unionsrechtlichen Aufent-
haltsrechts dürfen Fremden, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, nur persön-
lich ausgefolgt werden. Aufenthaltstitel und Dokumentationen des unionsrecht-
lichen Aufenthaltsrechts für unmündige Minderjährige dürfen nur an deren ge-
setzlichen Vertreter persönlich ausgefolgt werden. Anlässlich der Ausfolgung ist 
der Fremde nachweislich über die Vorschriften im Verfahren zur Verlängerung 
eines Aufenthaltstitels (§ 24) zu belehren. Fremden, die das 14. Lebensjahr voll-
endet haben, und den gesetzlichen Vertretern von unmündigen minderjährigen 
Fremden, kann abweichend von Satz 1 und 2 der Aufenthaltstitel oder die Doku-
mentation des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts auch zu eigenen Handen zu-
gestellt (§ 21 Zustellgesetz, BGBl. Nr. 200/1982) werden, sofern sie im Inland 
rechtmäßig aufhältig sind, über eine Zustelladresse im Inland verfügen und § 21 
Abs. 1 dem nicht entgegensteht.
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(8) Die Behörde kann auf begründeten Antrag von Drittstaatsangehörigen die 
Heilung eines Mangels nach Abs. 1 bis 3 und 7 zulassen:
1. im Fall eines unbegleiteten Minderjährigen (§ 2 Abs. 1 Z 17) zur Wahrung 

des Kindeswohls;
2. zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 

EMRK (§ 11 Abs. 3) oder
3. im Fall der Nichtvorlage erforderlicher Urkunden oder Nachweise, wenn 

deren Beschaffung für den Fremden nachweislich nicht möglich oder nicht 
zumutbar war.

Die Stellung eines solchen Antrages ist nur bis zur Erlassung des Bescheides zu-
lässig. Über diesen Umstand ist der Fremde zu belehren; § 13 Abs. 3 AVG gilt.

(9) Beabsichtigt die Behörde den Antrag nach Abs. 8 zurück- oder abzuweisen, 
so hat die Behörde darüber im verfahrensabschließenden Bescheid abzuspre-
chen.

(10) Erteilt ein Verwaltungsgericht einen Aufenthaltstitel, so hat die Behörde 
die Herstellung einer Aufenthaltstitelkarte zu beauftragen und diese auszufol-
gen.

(11) Den Verlust und die Unbrauchbarkeit eines Aufenthaltstitels oder einer 
Dokumentation des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts sowie Änderungen 
der dem Inhalt eines Aufenthaltstitels oder einer Dokumentation des unions-
rechtlichen Aufenthaltsrechts zugrunde gelegten Identitätsdaten, hat der Frem-
de der Behörde unverzüglich zu melden. Auf Antrag sind die Dokumente mit 
der ursprünglichen Geltungsdauer und im ursprünglichen Berechtigungsum-
fang, falls erforderlich mit berichtigten Identitätsdaten, neuerlich auszustellen.

(12) Unbeschadet des § 24 VwGVG kann eine mündliche Verhandlung durch 
das Verwaltungsgericht unterbleiben, wenn der Sachverhalt abschließend fest-
steht und der Beschwerdeführer im Ausland aufhältig und nicht zur Einreise in 
das oder zum Aufenthalt im Bundesgebiet berechtigt ist.

(13) Soweit in diesem Bundesgesetz Mitteilungen, Stellungnahmen und Gut-
achten anderer Behörden vorgesehen sind, können diese zurückgezogen, abgeän-
dert oder widerrufen werden, solange noch keine rechtskräftige Entscheidung er-
gangen oder ein Verfahren zur Wiederaufnahme anhängig ist.

Entscheidungsfrist

§ 19a. (1) Soweit in Abs. 3 oder im 2. Teil nicht anderes bestimmt ist, sind Ent-
scheidungen über die Erteilung von Aufenthaltstiteln von der zuständigen Nie-
derlassungs- und Aufenthaltsbehörde sowie gegebenenfalls von der zuständigen 
Behörde gemäß §§ 20d oder 20e AuslBG unverzüglich, längstens jedoch binnen 
90 Tagen zu treffen.

(2) Die Frist nach Abs. 1 kann unter außergewöhnlichen und hinreichend be-
gründeten Umständen, die mit der Komplexität des Antrags in Zusammenhang 
stehen, um 30 Tage verlängert werden, sofern dies dem Drittstaatsangehörigen 

vor deren Ablauf mit Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 VwGVG) mitgeteilt 
wird. Dies gilt nicht in Verfahren zur Erteilung einer „Aufenthaltsbewilligung“ 
gemäß §§ 64 oder 67.

(3) Die Frist nach Abs. 1 gilt nicht für die Erteilung folgender Aufenthaltstitel:
1. „Niederlassungsbewilligung“ gemäß § 43;
2. „Niederlassungsbewilligung – Künstler“ gemäß § 43a Abs. 1 Z 2;
3. „Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“ gemäß 

§ 44;
4. „Daueraufenthalt – EU“ gemäß § 45;
5. Aufenthaltstitel gemäß §§ 46, 46a, 47 und 69;
6. „Aufenthaltsbewilligung“ gemäß §§ 59, 60, 63 und 66 sowie gemäß § 62, 

sofern diese letzterenfalls von einem Drittstaatsangehörigen beantragt wird, 
der gemäß § 1 Abs. 2 lit. e AuslBG oder § 1 Z 10 der Ausländerbeschäfti-
gungsverordnung (AuslBVO), BGBl. Nr. 609/1990, vom Anwendungsbe-
reich des AuslBG ausgenommen ist.

Gültigkeitsdauer von Aufenthaltstiteln

§ 20. (1) Befristete Aufenthaltstitel sind für die Dauer von zwölf Monaten oder 
für die in diesem Bundesgesetz bestimmte längere Dauer auszustellen, es sei 
denn, es wurde jeweils eine kürzere Dauer des Aufenthaltstitels beantragt oder 
das Reisedokument weist nicht die entsprechende Gültigkeitsdauer auf.

(1a) Aufenthaltstitel gemäß § 8 Abs. 1 Z 2, 4, 5, 6, 8, 9 oder 10 sind für die Dau-
er von drei Jahren auszustellen, wenn der Fremde
1. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung (§ 9 IntG) erfüllt hat und
2. in den letzten zwei Jahren durchgehend rechtmäßig im Bundesgebiet nie-

dergelassen war,
es sei denn, es wurde eine kürzere Dauer des Aufenthaltstitels beantragt oder das 
Reisedokument weist nicht die entsprechende Gültigkeitsdauer auf.

(2) Die Gültigkeitsdauer eines Aufenthaltstitels beginnt mit dem Ausstellungs-
datum, die Gültigkeitsdauer eines verlängerten Aufenthaltstitels mit dem auf 
den letzten Tag des letzten Aufenthaltstitels folgenden Tag, wenn seither nicht 
mehr als sechs Monate vergangen sind. Der rechtmäßige Aufenthalt im Bundes-
gebiet im Zeitraum zwischen Ablauf des letzten Aufenthaltstitels und Beginn 
der Gültigkeitsdauer des verlängerten oder im Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 er-
teilten Aufenthaltstitels ist gleichzeitig mit dessen Erteilung von Amts wegen ge-
bührenfrei mit Bescheid festzustellen.

(2a) Bei Erteilung eines Aufenthaltstitels an Inhaber eines Visums C gemäß 
§ 24 FPG beginnt die Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels frühestens mit Ab-
lauf der Gültigkeitsdauer des Visums.

(3) Inhaber eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EU“ (§ 45) sind in Ös-
terreich ‑ unbeschadet der befristeten Gültigkeitsdauer des diesen Aufenthaltsti-
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teln entsprechenden Dokuments ‑ unbefristet niedergelassen. Dieses Dokument 
ist für einen Zeitraum von fünf Jahren auszustellen und, soweit keine Maßnah-
men nach dem Fremdenpolizeigesetz 2005 durchsetzbar sind, abweichend von 
§ 24 auch nach Ablauf auf Antrag zu verlängern.

(4) Ein Aufenthaltstitel nach Abs. 3 erlischt, wenn sich der Fremde länger als 
zwölf aufeinander folgende Monate außerhalb des EWR-Gebietes aufhält. Aus 
besonders berücksichtigungswürdigen Gründen, wie einer schwerwiegenden Er-
krankung, der Erfüllung einer sozialen Verpflichtung oder der Leistung eines der 
allgemeinen Wehrpflicht oder dem Zivildienst vergleichbaren Dienstes, kann 
sich der Fremde bis zu 24 Monate außerhalb des EWR-Gebietes aufhalten, wenn 
er dies der Behörde vorher mitgeteilt hat. Liegt ein berechtigtes Interesse des 
Fremden vor, hat die Behörde auf Antrag festzustellen, dass der Aufenthaltstitel 
nicht erloschen ist. Der Nachweis des Aufenthalts im EWR-Gebiet obliegt dem 
Fremden.

(4a) Abweichend von Abs. 4 erster Satz erlischt der Aufenthaltstitel „Dauer-
aufenthalt – EU“, der einem Inhaber eines Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ 
oder dessen Familienangehörigen erteilt wurde erst, wenn sich der Fremde länger 
als 24 aufeinander folgende Monate außerhalb des EWR-Gebietes aufhält.

(5) Abs. 4 gilt nicht für Inhaber eines Aufenthaltstitels Daueraufenthalt – EU, 
wenn
1. sein Ehegatte, eingetragener Partner oder Elternteil Österreicher ist, der in 

einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft steht 
und dessen Dienstort im Ausland liegt, oder

2. sein Ehegatte, eingetragener Partner oder Elternteil Österreicher ist, der in 
einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Körperschaft öffentlichen 
Rechts steht und dessen Dienstort im Ausland liegt, soweit die Tätigkeit 
dieser Körperschaft im Ausland im Interesse der Republik liegt und

er die beabsichtigte Aufgabe der Niederlassung (§ 2 Abs. 2) der Behörde vorher 
mitgeteilt hat. Das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Z 1 oder 2 hat der 
Fremde nachzuweisen. Der Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ ist auch 
nach Aufgabe der Niederlassung auf Antrag zu verlängern.

Verfahren bei Erstanträgen

§ 21. (1) Erstanträge sind vor der Einreise in das Bundesgebiet bei der örtlich zu-
ständigen Berufsvertretungsbehörde im Ausland einzubringen. Die Entschei-
dung ist im Ausland abzuwarten.

(2) Abweichend von Abs. 1 sind zur Antragstellung im Inland berechtigt:
1. Familienangehörige von Österreichern, EWR-Bürgern und Schweizer Bür-

gern, die in Österreich dauernd wohnhaft sind und nicht ihr unionsrechtli-
ches oder das ihnen auf Grund des Freizügigkeitsabkommens EG-Schweiz 
zukommende Aufenthaltsrecht von mehr als drei Monaten in Anspruch ge-
nommen haben, nach rechtmäßiger Einreise und während ihres rechtmäßi-
gen Aufenthalts;

2. Fremde bis längstens sechs Monate nach Ende ihrer rechtmäßigen Nieder-
lassung im Bundesgebiet, wenn sie für diese Niederlassung keine Bewilli-
gung oder Dokumentation nach diesem Bundesgesetz benötigt haben;

3. Fremde bis längstens sechs Monate nach Verlust der österreichischen Staats-
bürgerschaft, oder der Staatsangehörigkeit der Schweiz oder eines EWR-
Staates;

4. Kinder im Fall der Familienzusammenführung binnen sechs Monaten nach 
der Geburt, soweit der Zusammenführende, dem die Pflege und Erziehung 
zukommt, rechtmäßig aufhältig ist;

5. Fremde, die zur visumfreien Einreise berechtigt sind, nach rechtmäßiger 
Einreise und während ihres rechtmäßigen Aufenthalts;

6. Fremde, die eine „Niederlassungsbewilligung – Forscher“ (§ 43c) oder ei-
nen Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ beantragen, und deren Familienan-
gehörige sowie Fremde, die eine Aufenthaltsbewilligung „Student“, eine 
Aufenthaltsbewilligung „Freiwilliger“ oder eine „Niederlassungsbewilli-
gung“ gemäß § 56 Abs. 1 beantragen, jeweils nach rechtmäßiger Einreise 
und während ihres rechtmäßigen Aufenthalts;

7. Drittstaatsangehörige, die einen Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“ 
gemäß § 41 beantragen, nach rechtmäßiger Einreise und während ihres 
rechtmäßigen Aufenthalts;

7a. Drittstaatsangehörige, die eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ gemäß § 41a 
Abs. 7b oder als deren Familienangehörige eine „Rot-Weiß-Rot – Karte 
plus“ gemäß § 46 Abs. 1 Z 1 beantragen, jeweils während ihres rechtmäßi-
gen Aufenthalts;

8. Drittstaatsangehörige, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. i oder j AuslBG oder § 1 
Z 5, 7 oder 9 AuslBVO vom Anwendungsbereich des AuslBG ausgenom-
men sind oder die unter § 1 Z 4 Personengruppenverord-
nung 2018 – PersGV 2018, BGBl. II Nr. 63/2019, fallen und die eine „Nie-
derlassungsbewilligung – Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit“ 
oder eine Aufenthaltsbewilligung „Sonderfälle unselbständiger Erwerbstä-
tigkeit“ beantragen, nach rechtmäßiger Einreise und während ihres recht-
mäßigen Aufenthalts;

9. Drittstaatsangehörige, die über ein österreichisches Reife-, Reifeprüfungs- 
oder Diplomprüfungszeugnis einer in- oder ausländischen Schule verfügen, 
nach rechtmäßiger Einreise und während ihres rechtmäßigen Aufenthalts 
und

10. Drittstaatsangehörige, die über einen gültigen Aufenthaltstitel „ICT“ eines 
anderen Mitgliedstaates (§ 58a) oder einen gültigen Aufenthaltstitel „For-
scher“ eines anderen Mitgliedstaates (§ 61) verfügen.

(3) Abweichend von Abs. 1 kann die Behörde auf begründeten Antrag die An-
tragstellung im Inland zulassen, wenn kein Erteilungshindernis gemäß § 11 
Abs. 1 Z 1, 2 oder 4 vorliegt und die Ausreise des Fremden aus dem Bundesgebiet 
zum Zweck der Antragstellung nachweislich nicht möglich oder nicht zumutbar 
ist:
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1. im Fall eines unbegleiteten Minderjährigen (§ 2 Abs. 1 Z 17) zur Wahrung 
des Kindeswohls oder

2. zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 
EMRK (§ 11 Abs. 3).

Die Stellung eines solchen Antrages ist nur bis zur Erlassung des Bescheides zu-
lässig. Über diesen Umstand ist der Fremde zu belehren.

(4) Beabsichtigt die Behörde den Antrag nach Abs. 3 zurück- oder abzuweisen, 
so hat die Behörde darüber im verfahrensabschließenden Bescheid abzuspre-
chen.

(5) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, Staatsangehörige bestimm-
ter Staaten durch Verordnung zur Inlandsantragsstellung zuzulassen, soweit Ge-
genseitigkeit gegeben ist oder dies im öffentlichen Interesse liegt.

(6) Eine Inlandsantragstellung nach Abs. 2 Z 1, Z 4 bis 6 sowie 7a bis 9, Abs. 3 
und 5 schafft kein über den erlaubten visumfreien oder visumpflichtigen 
Aufenthalt hinausgehendes Bleiberecht. Ebenso steht sie der Erlassung und 
Durchführung von Maßnahmen nach dem FPG nicht entgegen und kann daher 
in Verfahren nach dem FPG keine aufschiebende Wirkung entfalten.

(7) Abs. 2 bis 6 gelten nicht für Drittstaatsangehörige, die einen Antrag auf 
erstmalige Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern 
transferierter Arbeitnehmer (§ 58) beantragen.

Nachweis von Deutschkenntnissen

§ 21a. (1) Drittstaatsangehörige haben mit der Stellung eines Erstantrages auf 
Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 8 Abs. 1 Z 2, 4, 5, 6, 8, 9 oder 10 Kennt-
nisse der deutschen Sprache nachzuweisen. Dieser Nachweis hat mittels eines all-
gemein anerkannten Sprachdiploms einer durch Verordnung gemäß Abs. 6 oder 
7 bestimmten Einrichtung zu erfolgen, in welchem diese schriftlich bestätigt, 
dass der Drittstaatsangehörige über Kenntnisse der deutschen Sprache zumin-
dest zur elementaren Sprachverwendung auf einfachstem Niveau verfügt. Das 
Sprachdiplom darf zum Zeitpunkt der Vorlage nicht älter als ein Jahr sein.

(2) Abs. 1 gilt auch für Drittstaatsangehörige, die einen Antrag auf erstmalige 
Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 8 Abs. 1 Z 2, 4, 5, 6, 8, 9 oder 10 im 
Zuge eines Verfahrens gemäß § 24 Abs. 4 oder § 26 stellen.

(3) Der Nachweis gilt überdies als erbracht, wenn 
1. die Voraussetzungen zur Erfüllung des Moduls 1 oder 2 der Integrationsver-

einbarung (§§ 9 und 10 IntG) vorliegen oder
2. der Drittstaatsangehörige die Erteilung eines Aufenthaltstitels „Niederlas-

sungsbewilligung – Künstler“ gemäß § 43a für die Ausübung einer künstle-
rischen Tätigkeit in einer der unter § 2 Abs. 1 Z 1 bis 3 Kunstförderungsge-
setz, BGBl. I Nr. 146/1988, genannten Kunstsparte anstrebt; bei Zweifeln 
über das Vorliegen einer solchen Tätigkeit ist eine diesbezügliche Stellung-
nahme des zuständigen Bundesministers einzuholen.

(4) Abs. 1 gilt nicht für Drittstaatsangehörige,
1. die zum Zeitpunkt der Antragstellung unmündig sind,
2. denen auf Grund ihres physischen oder psychischen Gesundheitszustandes 

die Erbringung des Nachweises nicht zugemutet werden kann; dies hat der 
Drittstaatsangehörige durch ein amtsärztliches Gutachten oder ein Gutach-
ten eines Vertrauensarztes einer österreichischen Berufsvertretungsbehörde 
nachzuweisen; steht kein oder kein geeigneter Vertrauensarzt zur Verfü-
gung, hat der Drittstaatsangehörige diesen Nachweis durch ein Gutachten 
eines sonstigen von der österreichischen Berufsvertretungsbehörde be-
stimmten Arztes oder einer von dieser bestimmten medizinischen Einrich-
tung zu erbringen,

3. die Familienangehörige von Inhabern eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 41 
Abs. 1, 41a Abs. 2 oder 4, 42, 50a Abs. 1, 43c oder 41a Abs. 1 sind, sofern 
letzterenfalls der Zusammenführende ursprünglich einen Aufenthaltstitel 
nach § 41 Abs. 1 innehatte,

3a. die Familienangehörige von Inhabern eines Aufenthaltstitels gemäß § 45 
Abs. 1 sind, sofern der Zusammenführende ursprünglich einen Aufent-
haltstitel gemäß §§ 41 Abs. 1, 42, 50a Abs. 1 oder 43c innehatte,

4. die Familienangehörige von Fremden, denen internationaler Schutz zuer-
kannt wurde, sind und einen Aufenthaltstitel „Rot–Weiß–Rot – Karte 
plus“ gemäß § 46 Abs. 1 Z 2 lit. c oder § 46a beantragen oder

5. die gemäß § 9 Abs. 5 Z 3 IntG auf die Stellung eines weiteren Verlänge-
rungsantrages nach dem ersten Verlängerungsantrag unwiderruflich ver-
zichten.

(5) Die Behörde kann auf begründeten Antrag eines Drittstaatsangehörigen 
von einem Nachweis nach Abs. 1 absehen:
1. im Fall eines unbegleiteten Minderjährigen (§ 2 Abs. 1 Z 17) zur Wahrung 

des Kindeswohls, oder
2. zur Aufrechterhaltung des Privat- und Familienlebens im Sinne des Art. 8 

EMRK (§ 11 Abs. 3).
Die Stellung eines solchen Antrages ist nur bis zur Erlassung des Bescheides zu-
lässig. Über diesen Umstand ist der Drittstaatsangehörige zu belehren; § 13 
Abs. 3 AVG gilt.

(5a) Beabsichtigt die Behörde den Antrag nach Abs. 5 zurück- oder abzuwei-
sen, so hat die Behörde darüber im verfahrensabschließenden Bescheid abzuspre-
chen.

(6) Durch Verordnung des Bundesministers für Inneres sind jene Einrichtun-
gen zu bestimmen, deren Sprachdiplome als Nachweis gemäß Abs. 1 gelten.

(7) Der Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres kann im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Inneres für den örtlichen Wirkungsbereich 
einer österreichischen Berufsvertretungsbehörde im Ausland durch Verordnung 
auch andere als in der Verordnung gemäß Abs. 6 genannte Einrichtungen be-
stimmen, deren Sprachdiplome als Nachweis gemäß Abs. 1 gelten, wenn diese 
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Einrichtungen mit den in der Verordnung gemäß Abs. 6 genannten Einrichtun-
gen vergleichbare Standards einhalten. Solche Verordnungen sind durch An-
schlag an der Amtstafel der jeweiligen Berufsvertretungsbehörde kundzumachen 
und gelten für den Zeitraum eines Jahres ab Kundmachung.

Verfahren zur erstmaligen Erteilung eines Aufenthaltstitels bei 
Berufsvertretungsbehörden im Ausland

§ 22. (1) Die örtlich zuständige Berufsvertretungsbehörde im Ausland hat auf 
die Richtigkeit und Vollständigkeit des Antrages hinzuwirken, die Antragsdaten 
zu erfassen und den Antrag dem zuständigen Landeshauptmann oder den An-
trag gemäß § 46a dem Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl weiterzuleiten. 
Wird der Antrag bei einer örtlich unzuständigen Berufsvertretungsbehörde ein-
gebracht, ist dieser von ihr ohne weiteres Verfahren zurückzuweisen und der An-
tragsteller an die zuständige Berufsvertretungsbehörde zu verweisen.

(2) Entspricht der Antrag nicht den Erfordernissen der §§ 19 Abs. 1 und 21a 
Abs. 1 oder einer mit Verordnung gemäß § 19 Abs. 3 festgelegten Form und Art 
der Antragstellung, einschließlich der Verwendung bestimmter Formulare, oder 
wurde die Eingabengebühr nicht entrichtet, so hat die Berufsvertretungsbehör-
de dem Antragsteller die Behebung des Mangels mit der Wirkung aufzutragen, 
dass das Verfahren nach fruchtlosem Ablauf einer gleichzeitig zu bestimmenden, 
angemessenen Frist ohne weiteres eingestellt wird.

Verfahren bei Inlandsbehörden

§ 23. (1) Ergibt sich auf Grund des Antrages oder im Ermittlungsverfahren, dass 
der Fremde für seinen beabsichtigten Aufenthaltszweck einen anderen Aufent-
haltstitel oder eine andere Dokumentation des unionsrechtlichen Aufenthalts-
rechts benötigt, so ist er über diesen Umstand zu belehren; § 13 Abs. 3 AVG gilt.

(2) Wäre dem Fremden, der sich im Ausland befindet, ein Aufenthaltstitel zu 
erteilen, hat die Behörde dies der örtlich zuständigen Berufsvertretungsbehörde 
zwecks Ausstellung eines Visums für die einmalige Einreise (§ 21 iVm § 25 Abs. 1 
FPG) mitzuteilen, wenn der Fremde dies zur Einreise benötigt. Der Umstand, 
dass die Ermittlung der erforderlichen erkennungsdienstlichen Daten auf Grund 
fehlender technischer Voraussetzungen nicht bereits bei Antragstellung bei der 
Berufsvertretungsbehörde erfolgte (§ 19 Abs. 5 erster Satz) steht dieser Mittei-
lung nicht entgegen. Die Mitteilung wird gegenstandlos, wenn der Fremde nicht 
binnen drei Monaten ab Mitteilung das Visum beantragt und über diesen Um-
stand von der Berufsvertretungsbehörde belehrt worden ist; das Verfahren bei 
der Behörde ist ohne weiteres einzustellen.

(3) Wird der Aufenthaltstitel nicht binnen sechs Monaten ab Mitteilung 
(Abs. 2) bei der Behörde behoben, so ist das Verfahren ohne weiteres einzustel-
len. Allfällig vorher ergangene Erledigungen sind gegenstandslos.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 1 Z 33, BGBl. I Nr. 145/2017)

Verlängerungsverfahren

§ 24. (1) Verlängerungsanträge (§ 2 Abs. 1 Z 11) sind vor Ablauf der Gültigkeits-
dauer des Aufenthaltstitels, frühestens jedoch drei Monate vor diesem Zeit-
punkt, bei der örtlich zuständigen Behörde im Inland einzubringen; § 23 gilt. 
Danach gelten Anträge als Erstanträge. Nach Stellung eines Verlängerungsantra-
ges ist der Antragsteller, unbeschadet der Bestimmungen nach dem FPG, bis zur 
rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag weiterhin rechtmäßig im Bun-
desgebiet aufhältig. Über die rechtzeitige Antragstellung kann dem Fremden auf 
begründeten Antrag eine Bestätigung im Reisedokument angebracht werden, 
die keine längere Gültigkeitsdauer als drei Monate aufweisen darf. Diese Bestäti-
gung berechtigt zur visumfreien Einreise in das Bundesgebiet. Der Bundesminis-
ter für Inneres ist ermächtigt, Form und Inhalt der Bestätigung durch Verord-
nung zu regeln.

(2) Anträge, die nach Ablauf der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels gestellt 
werden, gelten nur dann als Verlängerungsanträge, wenn
1. der Antragsteller gleichzeitig mit dem Antrag glaubhaft macht, dass er 

durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis gehindert war, 
rechtzeitig den Verlängerungsantrag zu stellen, und ihn kein Verschulden 
oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft, und

2. der Antrag binnen zwei Wochen nach dem Wegfall des Hindernisses gestellt 
wird; § 71 Abs. 5 AVG gilt.

Der Zeitraum zwischen Ablauf der Gültigkeitsdauer des letzten Aufenthaltstitels 
und der Stellung des Antrages, der die Voraussetzungen der Z 1 und 2 erfüllt, gilt 
nach Maßgabe des bisher innegehabten Aufenthaltstitels als rechtmäßiger und 
ununterbrochener Aufenthalt.

(3) Fremden ist im Rahmen eines Verlängerungsverfahrens ein Aufenthaltstitel 
mit dem gleichen Aufenthaltszweck zu erteilen, wenn die Voraussetzungen für 
diesen weiterhin vorliegen.

(4) Mit einem Verlängerungsantrag (Abs. 1) kann bis zur Erlassung des Be-
scheides ein Antrag auf Änderung des Aufenthaltszwecks des bisher innegehab-
ten Aufenthaltstitels oder auf Änderung des Aufenthaltstitels verbunden wer-
den. Sind die Voraussetzungen für den beantragten anderen Aufenthaltszweck 
oder Aufenthaltstitel nicht erfüllt, ist darüber gesondert mit Bescheid abzuspre-
chen und der bisherige Aufenthaltstitel mit dem gleichen Aufenthaltszweck zu 
verlängern, soweit die Voraussetzungen dafür weiterhin vorliegen.

(5) Stellt der Fremde entgegen § 9 Abs. 5 Z 3 IntG einen weiteren Verlänge-
rungsantrag, hat die Behörde den Antrag ohne weiteres abzuweisen.

Verfahren im Fall des Fehlens von Erteilungsvoraussetzungen für die 
Verlängerung eines Aufenthaltstitels

§ 25. (1) Fehlen in einem Verfahren zur Verlängerung des Aufenthaltstitels Ertei-
lungsvoraussetzungen gemäß § 11 Abs. 1 und 2, so hat die Behörde ‑ gegebenen-
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falls nach Einholung einer Stellungnahme des Bundesamtes für Fremdenwesen 
und Asyl ‑ den Antragsteller davon in Kenntnis zu setzen und ihm mitzuteilen, 
dass eine Aufenthaltsbeendigung gemäß §§ 52 ff. FPG beabsichtigt ist und ihm 
darzulegen, warum dies unter Bedachtnahme auf den Schutz seines Privat- oder 
Familienlebens (§ 9 BFA-Verfahrensgesetz (BFA-VG), BGBl. I Nr. 87/2012) zu-
lässig scheint. Außerdem hat sie ihn zu informieren, dass er das Recht hat, sich 
hiezu binnen einer gleichzeitig festzusetzenden, 14 Tage nicht unterschreitenden 
Frist zu äußern. Nach Ablauf dieser Frist hat die Behörde das Bundesamt für 
Fremdenwesen und Asyl ‑ gegebenenfalls unter Anschluss der Stellungnahme 
des Fremden ‑ zu verständigen. Während eines Verfahrens zur Aufenthaltsbeen-
digung ist der Ablauf der Frist gemäß § 8 VwGVG gehemmt.

(2) Erwächst eine Aufenthaltsbeendigung in Rechtskraft, ist das Verfahren 
über den Verlängerungsantrag auf Erteilung des Aufenthaltstitels formlos einzu-
stellen. Das Verfahren ist im Fall der Aufhebung einer Aufenthaltsbeendigung 
auf Antrag des Fremden fortzusetzen, wenn nicht neuerlich eine aufenthaltsbe-
endende Maßnahme gesetzt wird. Ist eine Aufenthaltsbeendigung unzulässig, 
hat die Behörde einen Aufenthaltstitel mit dem gleichen Zweckumfang zu ertei-
len.

(3) Fehlen in einem Verfahren zur Verlängerung eines Aufenthaltstitels beson-
dere Erteilungsvoraussetzungen des 2. Teiles, hat die Behörde den Antrag ohne 
weiteres abzuweisen.

Zweckänderungsverfahren

§ 26. (1) Wenn der Fremde den Aufenthaltszweck während seines Aufenthalts in 
Österreich ändern will, hat er dies der Behörde im Inland unverzüglich bekannt 
zu geben. Eine Zweckänderung ist nur zulässig, wenn der Fremde die Vorausset-
zungen für den beantragten Aufenthaltstitel erfüllt und ein gegebenenfalls erfor-
derlicher Quotenplatz zur Verfügung steht. Sind alle Voraussetzungen gegeben, 
hat der Fremde einen Rechtsanspruch auf Erteilung dieses Aufenthaltstitels. Lie-
gen die Voraussetzungen nicht vor, ist der Antrag abzuweisen; die Abweisung 
hat keine Auswirkung auf das bestehende Aufenthaltsrecht.

(2) Beabsichtigt der Inhaber eines Aufenthaltstitels, welcher zur Ausübung ei-
ner unselbständigen Erwerbstätigkeit bei einem bestimmten Arbeitgeber berech-
tigt, den Arbeitgeber zu wechseln oder – nach Eintritt der Arbeitslosigkeit (§ 28 
Abs. 5a oder § 20d Abs. 7 AuslBG) – eine unselbständige Erwerbstätigkeit bei 
einem neuen Arbeitgeber aufzunehmen, und kommt auf ihn nicht § 20d Abs. 2a 
und 2b AuslBG zur Anwendung, so hat er dies der Behörde mitzuteilen; in dieser 
Mitteilung sind die Art der beabsichtigten unselbständigen Erwerbstätigkeit 
und der Arbeitgeber genau zu bezeichnen. Sie gilt, wenn der Fremde nicht be-
reits zuvor einen Antrag gemäß Abs. 1 erster Satz gestellt hat, als Zweckände-
rungsantrag auf den gleichen Aufenthaltstitel, der zur Ausübung einer unselb-
ständigen Erwerbstätigkeit bei einem anderen Arbeitgeber berechtigt, sofern der 
Fremde nicht ausdrücklich einen anderen Aufenthaltstitel beantragt.

(3) Ergeht nicht spätestens 45 Tage nach Einlangen der Mitteilung gemäß 
Abs. 2 erster Satz eine Entscheidung über den Zweckänderungsantrag, so ist der 
Drittstaatsangehörige vorläufig zur Aufnahme jener Tätigkeit berechtigt, die 
vom Umfang des beantragten anderen Aufenthaltszwecks erfasst ist.

(4) Abs. 3 gilt nicht für Aufenthaltstitel gemäß §§ 58, 58a, 59 und 62, letzteren-
falls, sofern der Inhaber zum Zeitpunkt der Mitteilung eine gemäß § 1 Abs. 2 
lit. e AuslBG oder § 1 Z 10 AuslBVO vom sachlichen Geltungsbereich des Aus-
lBG ausgenommene Tätigkeit ausübt oder bis zum Eintritt der Arbeitslosigkeit 
ausgeübt hat.

Niederlassungsrecht von Familienangehörigen

§ 27. (1) Familienangehörige mit einem Aufenthaltstitel gemäß § 8 Abs. 1 Z 2, 4, 
5 und 8 haben ein eigenständiges Niederlassungsrecht. Liegen die Voraussetzun-
gen für den Familiennachzug nicht mehr vor, ist dem Familienangehörigen ein 
Aufenthaltstitel auszustellen, dessen Aufenthaltszweck jedenfalls dem bisherigen 
Aufenthaltszweck entspricht, wenn kein Erteilungshindernis gemäß § 11 Abs. 1 
vorliegt und er die Erteilungsvoraussetzungen des § 11 Abs. 2 erfüllt.

(2) Dem Familienangehörigen ist trotz Vorliegens eines Erteilungshindernisses 
gemäß § 11 Abs. 1 Z 4 bis 6 sowie trotz Ermangelung einer Voraussetzung gemäß 
§ 11 Abs. 2 ein Aufenthaltstitel auszustellen, dessen Aufenthaltszweck jedenfalls 
dem bisherigen Aufenthaltszweck entspricht,
1. bei Tod des Ehegatten, eingetragenen Partners oder Elternteils;
2. bei Scheidung der Ehe oder Auflösung der eingetragenen Partnerschaft we-

gen überwiegenden Verschuldens des anderen Ehegatten oder eingetrage-
nen Partners oder

3. aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen.
(3) Besonders berücksichtigungswürdige Gründe im Sinne des Abs. 2 Z 3 lie-

gen insbesondere vor, wenn
1. der Familienangehörige Opfer einer Zwangsehe oder Zwangspartnerschaft 

(§ 30a) ist;
2. der Familienangehörige Opfer von Gewalt wurde und gegen den Zusam-

menführenden eine einstweilige Verfügung nach §§ 382b oder 382c EO er-
lassen wurde oder

3. der Verlust des Aufenthaltstitels des Zusammenführenden die Folge einer 
Maßnahme nach dem FPG war, die auf Grund der rechtskräftigen Verurtei-
lung des Zusammenführenden wegen einer vorsätzlich begangenen gericht-
lich strafbaren Handlung gesetzt wurde.

(4) Der Familienangehörige hat die Umstände nach Abs. 1 bis 3 der Behörde 
unverzüglich, längstens jedoch binnen einem Monat, bekannt zu geben.
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Rückstufung und Entziehung eines Aufenthaltstitels

§ 28. (1) Liegen gegen einen Inhaber eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – 
EU“ (§ 45) die Voraussetzungen des § 52 Abs. 5 FPG für die Erlassung einer 
Rückkehrentscheidung vor, kann diese Maßnahme aber im Hinblick auf § 9 
BFA-VG nicht verhängt werden, hat die Behörde das Ende des unbefristeten 
Niederlassungsrechts mit Bescheid festzustellen und von Amts wegen einen be-
fristeten Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ auszustellen (Rückstu-
fung).

(2) Drittstaatsangehörigen, die im Besitz eines Aufenthaltstitels sind, kann die-
ser entzogen werden, wenn auf Grund der im Rahmen eines Konsultationsver-
fahrens gemäß Art. 10 bis 12 der Verordnung SIS-Rückkehr oder Art. 28 bis 30 
der Verordnung SIS-Grenze ausgetauschten Informationen eine Gefahr für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung oder nationale Sicherheit vorliegt.

(3) Die Entziehung des Aufenthaltstitels nach Abs. 2 ist unzulässig, wenn 
durch die Vollstreckung der Rückführungsentscheidung Art. 2 und 3 EMRK, 
das Protokoll Nr. 6 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe, BGBl. Nr. 138/1985, 
oder das Protokoll Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten über die vollständige Abschaffung der Todesstrafe, BGBl. III 
Nr. 22/2005, verletzt würde.

(4) Würde durch die Entziehung des Aufenthaltstitels nach Abs. 2 in das Pri-
vat- oder Familienleben des Fremden eingegriffen werden, so ist diese Entzie-
hung nur zulässig, wenn dies zur Erreichung der im Art. 8 Abs. 2 EMRK ge-
nannten Ziele dringend geboten ist.

(5) Aufenthaltstitel sind zu entziehen, wenn die besonderen Erteilungsvoraus-
setzungen des 2. Teiles nicht mehr vorliegen. Von einer Entziehung kann abgese-
hen werden, wenn ein Fall des § 27 Abs. 1 bis 3 vorliegt oder dem Fremden im 
Rahmen eines Zweckänderungsverfahrens (§ 26) ein anderer Aufenthaltstitel zu 
erteilen ist. § 10 Abs. 3 Z 1 gilt.

(5a) Hat der Inhaber eines Aufenthaltstitels, welcher zur Ausübung einer un-
selbständigen Erwerbstätigkeit bei einem bestimmten Arbeitgeber berechtigt, 
seine Erwerbstätigkeit beendet und dies der Behörde ohne unnötigen Aufschub 
gemeldet, so ist unbeschadet des Abs. 6 bis zum Ablauf einer Frist von sechs Mo-
naten, gerechnet ab dem Beginn der Arbeitslosigkeit (§ 12 Abs. 1 Z 1 des Arbeits-
losenversicherungsgesetzes 1977 – AlVG, BGBl. Nr. 609/1977), von einer Ent-
ziehung gemäß Abs. 5 abzusehen; dies gilt nicht in den Fällen der §§ 59 und 62, 
letzterenfalls, sofern der Drittstaatsangehörige bislang eine gemäß § 1 Abs. 2 lit. e 
AuslBG oder § 1 Z 10 AuslBVO vom sachlichen Geltungsbereich des AuslBG 
ausgenommene Tätigkeit ausgeübt hat. Die Frist gemäß Satz 1 verlängert sich um 
drei Monate, wenn der Drittstaatsangehörige glaubhaft macht, dass der frühere 
Arbeitgeber ihn unter den in § 28c Abs. 2 Z 1 AuslBG genannten Arbeitsbedin-
gungen beschäftigt hat.

(6) Aufenthaltstitel gemäß §§ 41, 42, 43a Abs. 1 Z 1, 49 Abs. 2 und 50a Abs. 1 
sowie Aufenthaltsbewilligungen gemäß 58, 58a, 68 und 69, sofern mit letzteren 

ein Arbeitsmarktzugang verbunden ist, sind überdies zu entziehen, wenn die re-
gionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice der Behörde mitteilt, dass die je-
weiligen Voraussetzungen gemäß §§ 12 bis 12d, 14 oder 18a AuslBG nicht länger 
vorliegen. Von einer Entziehung kann abgesehen werden, wenn dem Fremden 
im Rahmen eines Zweckänderungsverfahrens (§ 26) ein anderer Aufenthaltstitel 
zu erteilen ist. Im Falle der Entziehung eines Aufenthaltstitels gemäß §§ 58 oder 
58a ist der Bescheid auch der aufnehmenden Niederlassung gemäß § 2 Abs. 13 
AuslBG zuzustellen.

(7) Hat der Inhaber eines Aufenthaltstitels gemäß § 42 einen Aufenthaltstitel 
„Blaue Karte EU“ in einem anderen Mitgliedstaat beantragt, so ist mit einer Ent-
ziehung gemäß Abs. 6 zuzuwarten, bis der andere Mitgliedstaat über den Antrag 
auf Erteilung des Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ entschieden hat, es sei 
denn, es liegt eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit vor.

Mitwirkung des Fremden

§ 29. (1) Der Fremde hat am Verfahren mitzuwirken.
(2) Gelingt es dem Fremden nicht, ein behauptetes Verwandtschaftsverhältnis, 

auf das er sich nach diesem Bundesgesetz beruft, durch unbedenkliche Urkun-
den nachzuweisen, so hat ihm die Behörde auf sein Verlangen und auf seine Kos-
ten die Vornahme einer DNA-Analyse zu ermöglichen. Der Fremde ist über die-
se Möglichkeit zu belehren. Das mangelnde Verlangen des Fremden auf Vornah-
me einer DNA-Analyse ist keine Weigerung des Fremden, an der Klärung des 
Sachverhaltes mitzuwirken und hat keine Auswirkung auf die Beweiswürdi-
gung.

(3) Im weiteren Verfahren darf nur die Information über das Verwandtschafts-
verhältnis verarbeitet werden; allenfalls darüber hinaus gehende Daten sind zu 
löschen.

(4) Gelingt es dem Fremden nicht, eine behauptete und auf Grund der bisher 
vorliegenden Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens zweifelhafte Minderjährig-
keit, auf die er sich in einem Verfahren nach diesem Bundesgesetz beruft, durch 
unbedenkliche Urkunden oder sonstige geeignete und gleichwertige Bescheini-
gungsmittel nachzuweisen, kann die Behörde im Rahmen einer multifaktoriel-
len Untersuchungsmethodik zur Altersdiagnose (§ 2 Abs. 1 Z 23) auch die Vor-
nahme radiologischer Untersuchungen, insbesondere Röntgenuntersuchungen, 
anordnen. Jede Untersuchungsmethode hat mit dem geringst möglichen Ein-
griff zu erfolgen. Die Mitwirkung des Fremden an einer radiologischen Untersu-
chung ist nicht mit Zwangsmittel durchsetzbar. Bestehen nach der Altersdiagno-
se weiterhin begründete Zweifel, so ist zu Gunsten des Fremden von seiner Min-
derjährigkeit auszugehen.
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Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft und Aufenthaltsadoption

§ 30. (1) Ehegatten oder eingetragene Partner, die ein gemeinsames Familienle-
ben im Sinne des Art. 8 EMRK nicht führen, dürfen sich für die Erteilung und 
Beibehaltung von Aufenthaltstiteln nicht auf die Ehe oder eingetragene Partner-
schaft berufen.

(2) An Kindes statt angenommene Fremde dürfen sich bei der Erteilung und 
Beibehaltung von Aufenthaltstiteln nur dann auf diese Adoption berufen, wenn 
die Erlangung und Beibehaltung des Aufenthaltstitels nicht der ausschließliche 
oder vorwiegende Grund für die Annahme an Kindes statt war.

(3) Die Abs. 1 und 2 gelten auch für den Erwerb und die Aufrechterhaltung 
eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts.

(4) Ein Antrag ist überdies abzuweisen, wenn zwischen dem Zusammenfüh-
renden und dem Familienangehörigen tatsächliche familiäre Beziehungen nicht 
oder nicht mehr bestehen. Dies ist insbesondere der Fall, wenn der Familienange-
hörige ein Akteur gemäß Art. 6 der Statusverordnung ist, von dem eine Verfol-
gung oder ein ernsthafter Schaden für den Zusammenführenden ausgeht.

Zwangsehe und Zwangspartnerschaft

§ 30a. Wurde eine Person gezwungen, gegen ihren Willen eine Ehe zu schließen 
oder eine eingetragene Partnerschaft zu begründen, kann sich keiner der Ehegat-
ten oder eingetragenen Partner für die Erteilung und Beibehaltung eines Aufent-
haltstitels oder den Erwerb und die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen 
Aufenthaltsrechts auf diese Ehe oder eingetragene Partnerschaft berufen. § 57 
Abs. 1 Z 3 AsylG 2005 gilt.

Rahmenbedingungen

§ 31. Das Verhalten eines in Österreich befindlichen Fremden hat sich am gesell-
schaftlichen, wirtschaftlichen und kulturellen Leben in Österreich sowie an den 
Grundwerten eines europäischen demokratischen Staates und seiner Gesell-
schaft zu orientieren.

Selbständige Erwerbstätigkeit

§ 32. Mit Ausnahme der Fälle des § 2 Abs. 1 Z 7 und des § 20d Abs. 8 AuslBG 
bedarf die Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit ‑ unbeschadet zusätz-
licher Berechtigungen nach anderen Bundes- oder Landesgesetzen ‑ der Ausstel-
lung eines Aufenthaltstitels mit entsprechendem Zweckumfang.

Unselbständige Erwerbstätigkeit

§ 33. (1) Die Berechtigung zur Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätig-
keit richtet sich – unbeschadet einer entsprechenden Aufenthalts- oder Nieder-
lassungsberechtigung nach diesem Bundesgesetz – nach den Bestimmungen des 
Ausländerbeschäftigungsgesetzes.

(2) Die Mitteilungen der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice ge-
mäß §§ 20d Abs. 1, 20e Abs. 1 oder 20f Abs. 1 oder 2 AuslBG sind gegebenenfalls 
von der Behörde von Amts wegen einzuholen. Dies gilt auch in den Fällen der 
§§ 20d Abs. 9 und 20f Abs. 4 AuslBG, sofern durch den Antragsteller ein Zu-
gang zum Arbeitsmarkt beantragt wird.

(3) Der Eintrag auf dem Aufenthaltstitel zum Zugang zum Arbeitsmarkt zur 
Ausübung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit für Familienangehörige ge-
mäß § 69 richtet sich nach der schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschäfts-
stelle des Arbeitsmarktservice gemäß §§ 20d Abs. 9 oder 20f Abs. 4 AuslBG. Eine 
Beschwerde hinsichtlich der Berechtigung zur Ausübung einer unselbständigen 
Erwerbstätigkeit ist ausschließlich gegen die Entscheidung der regionalen Ge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß §§ 20d Abs. 9 oder 20f Abs. 4 iVm 
§ 20d Abs. 1 AuslBG zulässig. Wird ein Bescheid der regionalen Geschäftsstelle 
des Arbeitsmarktservice gemäß §§ 20d Abs. 9 oder 20f Abs. 4 iVm § 20g Abs. 1 
AuslBG nachträglich im Rechtsweg aufgehoben und ergeht daraufhin eine 
schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
gemäß §§ 20d Abs. 9 oder 20f Abs. 4 AuslBG, ist von Amts wegen ohne weiteres 
und gebührenfrei ein Aufenthaltstitel gemäß § 69 mit entsprechendem Zweck-
umfang bis zum Ende der Gültigkeitsdauer des ursprünglich ausgestellten 
Aufenthaltstitels auszustellen.

7. Hauptstück
Verwenden personenbezogener Daten

Allgemeines

§ 34. (1) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz sowie die Verwaltungsgerichte 
dürfen personenbezogene Daten nur verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung der 
ihnen übertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz sowie die Verwaltungsgerichte  
dürfen personenbezogene Daten dritter Personen und die Sozialversicherungs-
nummer nur verarbeiten, wenn deren Auswählbarkeit aus der Gesamtmenge der 
gespeicherten Daten nicht vorgesehen ist. Dies gilt insofern nicht, als es für die 
Feststellung der Gesamtzahl der diese dritte Person betreffenden Datensätze er-
forderlich ist.

(3) Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Bun-
desgesetz besteht kein Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO sowie kein 

§§ 30-32 NAG NAG §§ 33, 34
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Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art. 18 DSGVO. Darüber 
sind die Betroffenen in geeigneter Weise zu informieren.

(4) Eine Auskunftserteilung gemäß Art. 15 DSGVO zur Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nach diesem Bundesgesetz hat zu unterbleiben, soweit dies
1. zum Schutz der nationalen Sicherheit und Landesverteidigung,
2. zum Schutz der öffentlichen Sicherheit,
3. zum Schutz der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Öster-

reich,
4. zum Schutz der Betroffenen oder der Rechte und Freiheiten anderer Perso-

nen oder
5. aus sonstigen wichtigen Zielen des allgemeinen öffentlichen Interesses
notwendig und verhältnismäßig ist.

(5) Im Falle einer Nichterteilung der Auskunft gemäß Abs. 4 hat der Verant-
wortliche den Betroffenen schriftlich über diese und die dafür maßgeblichen 
Gründe zu informieren, es sei denn, die Erteilung dieser Information würde den 
in Abs. 4 genannten Zwecken zuwiderlaufen. Diesfalls sind die für die Nichter-
teilung der Auskunft maßgeblichen Gründe mit Aktenvermerk festzuhalten.

(6) Die Verfahrensdaten sind zu löschen, sobald sie nicht mehr benötigt wer-
den, spätestens fünfzehn Jahre nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung.

Verarbeitung erkennungsdienstlicher Daten

§ 35. (1) Die nach diesem Bundesgesetz zuständigen Behörden und Berufsver-
tretungsbehörden sind ermächtigt, Fremde, die einen Aufenthaltstitel beantra-
gen oder denen ein solcher ausgestellt werden soll, erkennungsdienstlich zu be-
handeln. Dies gilt auch für die Ausstellung einer Aufenthaltskarte oder Dauer-
aufenthaltskarte.

(1a) Zur Durchführung der erkennungsdienstlichen Behandlung dürfen nur 
geeignete und besonders geschulte Bedienstete, welche einer gesetzlichen Pflicht 
zur Geheimhaltung unterliegen, ermächtigt werden. Die erkennungsdienstliche 
Behandlung hat unter Achtung der Menschenwürde und mit möglichster Scho-
nung der Person zu erfolgen.

(2) Die §§ 64 Abs. 1 bis 5, 65 Abs. 4 und Abs. 6 sowie 73 Abs. 7 des Sicherheits-
polizeigesetzes (SPG), BGBl. Nr. 566/1991, gelten mit der Maßgabe, dass an die 
Stelle der Sicherheitsbehörden die nach diesem Bundesgesetz zuständigen Be-
hörden treten.

(3) Die Behörde hat einen Fremden, den sie einer erkennungsdienstlichen Be-
handlung zu unterziehen hat, unter Bekanntgabe des maßgeblichen Grundes 
formlos hiezu aufzufordern. Kommt der Betroffene der Aufforderung nicht 
nach, ist er schriftlich, unter Hinweis auf die Folgen einer mangelnden Mitwir-
kung, ein weiteres Mal zur Vornahme der erkennungsdienstlichen Behandlung 
aufzufordern.

Zentrale Verfahrensdatei

§ 36. (1) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz und die Verwaltungsgerichte  
sind als gemeinsam Verantwortliche gemäß Art. 4 Z 7 in Verbindung mit Art. 26 
Abs. 1 DSGVO ermächtigt, die von ihnen ermittelten Informationen zum Ver-
fahrensstand (Verfahrensdaten), insbesondere über Anträge, Entscheidungen 
und Rechtsmittel, gemeinsam in der Art zu verarbeiten, dass jeder Verantwortli-
che auch auf jene Daten in der Datenverarbeitung Zugriff hat, die dieser von den 
anderen Verantwortlichen zur Verfügung gestellt wurden (Zentrale Verfahrens-
datei). Die Verarbeitung der Verfahrensdaten durch die Verwaltungsgerichte der 
Länder erfolgt im Rahmen der Justizverwaltung.

(2) Die Erfüllung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Löschungs- 
und sonstigen Pflichten nach den Bestimmungen der DSGVO gegenüber dem 
Betroffenen obliegt jedem Verantwortlichen hinsichtlich jener Daten, die im Zu-
sammenhang mit den von ihm geführten Verfahren verarbeitet werden. Nimmt 
ein Betroffener unter Nachweis seiner Identität ein Recht nach der DSGVO ge-
genüber einem gemäß dem ersten Satz unzuständigen Verantwortlichen wahr, ist 
er an den zuständigen Verantwortlichen zu verweisen.

(3) Der Bundesminister für Inneres übt die Funktion des Auftragsverarbeiters 
gemäß Art. 4 Z 8 in Verbindung mit Art. 28 Abs. 1 DSGVO aus. Er ist in dieser 
Funktion verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 lit. a bis h 
DSGVO wahrzunehmen. Zudem ist er berechtigt, weitere Auftragsverarbeiter in 
Anspruch zu nehmen.

(4) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz und die Verwaltungsgerichte sind 
ermächtigt, vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl, vom Bundesverwal-
tungsgericht und von den Landespolizeidirektionen verarbeitete Verfahrensda-
ten zu ermitteln, wenn dies zur Erfüllung ihrer Aufgaben unbedingt erforderlich 
ist. Die Ermittlung der Verfahrensdaten durch die Verwaltungsgerichte der Län-
der erfolgt im Rahmen der Justizverwaltung.

(5) Abfragen aus der Zentralen Verfahrensdatei sind nur zulässig, wenn der 
Fremde zumindest nach dem Namen, einer ihm zugeordneten Zahl oder einem 
Papillarlinienabdruck bestimmt wird. Soweit nicht ein Papillarlinienabdruck als 
Auswahlkriterium verwendet wird, dürfen Papillarlinienabdrücke und die Un-
terschrift nur beauskunftet werden, wenn dies eine notwendige Voraussetzung 
für die Erfüllung einer behördlichen Aufgabe darstellt.

(6) Für in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeitete Daten gilt § 34 Abs. 6. Lö-
schungspflichten nach anderen bundes- oder landesgesetzlichen Vorschriften 
bleiben unberührt.

(7) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz sind ermächtigt, die in der Zentra-
len Verfahrensdatei verarbeiteten Daten zum Wohnsitz des Fremden durch regel-
mäßigen und automatischen Abgleich mit den im Zentralen Melderegister verar-
beiteten Daten zu aktualisieren. Dabei ist nach Maßgabe der technischen Mög-
lichkeiten das Verfahren gemäß § 16c des Meldegesetzes 1991 anzuwenden.

§ 35 NAG NAG § 36
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(8) Protokolldaten über tatsächlich durchgeführte Verarbeitungsvorgänge, wie 
insbesondere Änderungen, Abfragen und Übermittlungen, sind drei Jahre lang 
aufzubewahren.

(9) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz sind ermächtigt, dem SIRENE-
Büro (§ 4 Abs. 1 des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) die 
nach diesem Bundesgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten zu übermit-
teln, soweit dies zum Zweck der Erfüllung der in der Verordnung SIS-Rückkehr 
und der Verordnung SIS-Grenze genannten Aufgaben erforderlich ist.

Mitteilungs- und Mitwirkungspflichten

§ 37. (1) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz sind verpflichtet, der nach 
dem Wohnsitz des Fremden zuständigen Landespolizeidirektion die in § 27 
Abs. 1 BFA-VG genannten Daten zum Zweck der Weiterverarbeitung im Rah-
men des Zentralen Fremdenregisters zu übermitteln, soweit sie nicht selbst tech-
nisch in der Lage sind, Daten im Rahmen des Zentralen Fremdenregisters zu ver-
arbeiten.

(2) Die Staatsbürgerschaftsbehörden haben der nach diesem Bundesgesetz zu-
ständigen Behörde die Verleihung der Staatsbürgerschaft an einen Fremden mit-
zuteilen.

(3) Die Strafgerichte haben Erhebungen von Anklagen wegen in die Zustän-
digkeit der Landesgerichte fallenden Vorsatztaten, rechtskräftige Verurteilungen 
unter Anschluss der Urteilsausfertigung, die Verhängung und Aufhebung der 
Untersuchungshaft und die Strafvollzugsanstalten und gerichtlichen Gefange-
nenhäuser den Antritt und das Ende einer Freiheitsstrafe von Fremden der nach 
diesem Bundesgesetz zuständigen Behörde mitzuteilen. Diese Mitteilungen hat 
die Behörde, soweit ein Beschwerdeverfahren anhängig ist, dem zuständigen Ver-
waltungsgericht zu übermitteln.

(4) Hat die Behörde bei Vornahme einer Amtshandlung nach diesem Bundes-
gesetz den begründeten Verdacht, dass in Bezug auf einen bestimmten Fremden 
eine Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption be-
steht, hat sie die Landespolizeidirektion von diesem Verdacht zu verständigen. 
Diese Verständigung hemmt den Ablauf der Frist gemäß § 8 VwGVG bis zum 
Einlangen einer Mitteilung der Landespolizeidirektion gemäß § 110 FPG bei der 
Behörde. Teilt die Landespolizeidirektion mit, dass keine Aufenthaltsehe, 
Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption besteht, oder erfolgt die 
Mitteilung der Landespolizeidirektion nicht binnen drei Monaten, hat die Be-
hörde vom Vorliegen einer Ehe, eingetragenen Partnerschaft oder Adoption aus-
zugehen, es sei denn die Landespolizeidirektion gibt binnen dieser Frist begrün-
det bekannt, dass die Erhebungen noch nicht abgeschlossen werden konnten. 
Diesfalls verlängert sich die Frist für die Mitteilung gemäß § 110 FPG einmalig 
um weitere zwei Monate.

(5) Die Behörden des Bundes, der Länder und Gemeinden, die Geschäftsstel-
len des Arbeitsmarktservice sowie die Träger der Sozialversicherung, die rechtmä-

ßig über Daten verfügen, sind ermächtigt und auf Anfrage verpflichtet, der Be-
hörde diese Daten zu übermitteln, sofern diese für ein Verfahren nach diesem 
Bundesgesetz benötigt werden. Eine Verweigerung der Auskunft ist nicht zuläs-
sig. Die Daten sind unverzüglich zu löschen, wenn sie für die Erfüllung des kon-
kreten Zwecks nicht mehr benötigt werden.

(6) Die Behörden nach diesem Bundesgesetz sind ermächtigt und auf Anfrage 
verpflichtet, den Behörden des Bundes, der Länder und Gemeinden, den Ge-
schäftsstellen des Arbeitsmarktservice sowie den Trägern der Sozialversicherung, 
Daten zu übermitteln, sofern diese die Daten zur Erfüllung der ihnen durch 
Bundesgesetz übertragenen Aufgaben sowie zur Durchsetzung zivilrechtlicher 
Ansprüche benötigen.

Internationaler und unionsrechtlicher Datenverkehr

§ 38. (1) Sofern die Bundesregierung zum Abschluss von Staatsverträgen gemäß 
Art. 66 Abs. 2 B-VG ermächtigt ist, kann sie zwischenstaatliche Vereinbarungen 
über das Übermitteln der gemäß § 35 verarbeiteten personenbezogenen Daten 
von Fremden, die nicht Angehörige der Vertragsstaaten sind, an bestimmte 
Empfänger abschließen. Hiebei ist vorzusehen, dass Gegenseitigkeit gewährt 
wird und eine Löschung bei einem vertragsschließenden Staat binnen einem hal-
ben Jahr auch zu einer Löschung der dem anderen vertragsschließenden Staat 
übermittelten Daten führt.

(2) Personenbezogene Daten von Fremden, die auf Grund einer gemäß Abs. 1 
abgeschlossenen Vereinbarung aus dem Ausland übermittelt wurden, dürfen in 
der Zentralen Verfahrensdatei (§ 36) und dem Zentralen Fremdenregister (§ 26 
BFA-VG) nach Maßgabe der DSGVO verarbeitet werden.

(3) Die nationale Kontaktstelle (§ 6) ist ermächtigt, gemäß § 27 Abs. 1 Z 1 bis 
11 BFA-VG verarbeitete Daten von Fremden auf Grund unionsrechtlicher Vor-
schriften an andere nationale Kontaktstellen zu übermitteln sowie entsprechen-
de Daten von anderen nationalen Kontaktstellen zu verarbeiten.

(4) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, im Einzelfall auf begründete 
Anfrage eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, diesem gemäß § 27 
Abs. 1 Z 1 bis 11 BFA-VG verarbeitete Daten unter der Voraussetzung, dass Ge-
genseitigkeit gewährt wird, zu übermitteln. In Fällen des Art. 27 Abs. 3 der Frei-
zügigkeitsrichtlinie hat die Übermittlung binnen zwei Monaten zu erfolgen.

Zulässigkeit der Verarbeitung der Daten des Zentralen Melderegisters

§ 39. Bei einer der nach diesem Bundesgesetz zuständigen Behörde nach dem 
Meldegesetz 1991, BGBl. Nr. 9/1992, eröffneten Abfrage im Zentralen Meldere-
gister kann die Auswählbarkeit aus der Gesamtmenge aller im Zentralen Melde-
register verarbeiteten Daten neben dem Namen auch nach der Wohnanschrift 
vorgesehen werden.

§ 37 NAG NAG §§ 38, 39
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Niederlassungsregister

§ 40. (1) Der Bundesminister für Inneres hat ein automationsunterstütztes Re-
gister zu führen, in das unverzüglich alle im betreffenden Jahr erteilten und bean-
tragten Aufenthaltstitel (§ 8) und Dokumentationen von unionsrechtlichen 
Aufenthalts- und Niederlassungsrechten (§ 9) jeweils getrennt nach Art und mit 
Angabe des Geschlechts, des Alters, der Staatsangehörigkeit, des Herkunftss-
taats, des Familienstandes, der Schul- und Berufsausbildung des betroffenen 
Fremden sowie des Zweckes seines Aufenthaltes einzutragen sind. Die Behörde 
ist ‑ unbeschadet anderer Ermittlungsermächtigungen ‑ ermächtigt, diese Daten 
zu ermitteln. Die Daten sind unmittelbar nach der Ermittlung zu anonymisieren 
und dem Bundesminister für Inneres in dieser Form zu übermitteln. Nach der 
Übermittlung hat die Behörde die Daten zu löschen.

(1a) Gleichzeitig mit der Übermittlung der Daten gemäß Abs. 1 an den Bun-
desminister für Inneres haben die Behörden die Schul- und Berufsausbildung 
des betroffenen Fremden, verknüpft mit dessen Namen (Vor- und Zunamen), 
Geburtsdatum sowie Wohnadresse für Zwecke des Bildungsstandsregisters (§ 10 
des Bildungsdokumentationsgesetzes) der Bundesanstalt Statistik Österreich 
(§ 22 Abs. 1 Bundesstatistikgesetz 2000) zu übermitteln. Die Bundesanstalt hat 
für die betreffenden Fremden bei der Stammzahlenregisterbehörde (§ 7 
E‑Government-Gesetz) das bereichsspezifische Personenkennzeichen für den 
Bereich der amtlichen Statistik (bPK-AS) zu beantragen und nach deren Erhalt 
unverzüglich die Daten der Betroffenen mit Ausnahme der Schul- und Berufs-
ausbildung zu löschen.

(2) Die Behörden haben dem Bundesminister für Inneres unverzüglich und 
laufend im Wege der Datenfernübertragung über die von ihnen jeweils erteilten 
und bei ihnen beantragten Aufenthaltstitel (§ 8) und Dokumentationen von 
unionsrechtlichen Aufenthalts- und Niederlassungsrechten (§ 9) im Sinne des 
Abs. 1 und darüber hinaus monatlich zahlenmäßig über die Erfüllung der Quo-
tenpflicht zu informieren.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch Art. 84 Z 19, BGBl. I Nr. 32/2018)

2. TEIL
BESONDERER TEIL

1. Hauptstück
Niederlassung von Drittstaatsangehörigen

Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“

§ 41. (1) Drittstaatsangehörigen kann ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – 
Karte“ erteilt werden, wenn sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme 
des § 11 Abs. 2 Z 2 und 4 erfüllen und eine schriftliche Mitteilung der regionalen 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 1 AuslBG vorliegt.

(2) Drittstaatsangehörigen kann ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“ 
erteilt werden, wenn sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 
Abs. 2 Z 2 und 4 erfüllen und
1. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 2 AuslBG,
2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 3 AuslBG,
3. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 4 AuslBG,
3a. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 6 AuslBG,
4. ein Gutachten der Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß 

§ 24 Abs. 1 iVm Abs. 3 AuslBG, oder
5. ein Gutachten der Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß 

§ 24 Abs. 2 iVm Abs. 3 AuslBG
vorliegt.

(3) Entscheidungen über die Erteilung eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot 
– Karte“ sind von der zuständigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde und 
der zuständigen Behörde gemäß §§ 20d oder 24 AuslBG unverzüglich, längstens 
jedoch binnen acht Wochen ab Einbringung des Antrages, zu treffen. Von der 
Einholung einer schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle oder ei-
nes Gutachtens der Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice ist abzusehen, 
wenn der Antrag
1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 

bis 24 zurück- oder abzuweisen ist oder
2. wegen zwingender Erteilungshindernisse (§ 11 Abs. 1) abzuweisen ist.
Ergibt sich aus der Abfrage von der Behörde zugänglichen Registern oder aus In-
formationen, die bei der Behörde offenkundig sind, dass eine Erteilungsvoraus-
setzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 fehlt, ist der Antrag auch in diesem Fall 
ohne Einholung der Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice abzuweisen.

(4) Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice über die Zulassung in den Fällen des § 20d AuslBG in Rechts-
kraft, ist das Verfahren ohne weiteres einzustellen. Ist das Gutachten der Landes-
geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice in einem Verfahren über den Antrag zur 
Zulassung im Fall des § 24 AuslBG negativ, ist der Antrag ohne weiteres abzuwei-
sen.

(5) Der Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“ ist für die Dauer von zwei 
Jahren auszustellen. Weist der Arbeitsvertrag im Falle des Abs. 1 oder Abs. 2 Z 1 
bis 3a eine kürzere Dauer auf, ist der Aufenthaltstitel für einen um drei Monate 
über die Dauer des Arbeitsvertrags hinausgehenden Zeitraum, längstens jedoch 
für zwei Jahre auszustellen.

§§ 40, 41 NAG NAG § 41

162  163



Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“

§ 41a. (1) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 
oder § 26 ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ erteilt werden, wenn
1. sie bereits zwei Jahre einen Aufenthaltstitel gemäß § 41 Abs. 1 oder 2 Z 1 bis 

3a besitzen,
2. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
3. eine Mitteilung gemäß § 20e Abs. 1 Z 2 AuslBG vorliegt.

(2) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder 
§ 26 ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ erteilt werden, wenn
1. sie bereits zwei Jahre einen Aufenthaltstitel gemäß § 42 oder § 50a Abs. 1 

besitzen,
2. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
3. eine Mitteilung gemäß § 20e Abs. 1 Z 3 AuslBG vorliegt.

(3) Drittstaatsangehörigen ist von Amts wegen ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-
Rot – Karte plus“ zu erteilen, wenn eine Mitteilung des Bundesamtes für Frem-
denwesen und Asyl gemäß § 59 Abs. 4 AsylG 2005 vorliegt. Der Aufenthaltstitel 
ist unverzüglich, längstens jedoch binnen acht Wochen ab Zustellung der Mittei-
lung des Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl, zu erteilen. § 20 Abs. 2 gilt 
sinngemäß.

(4) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder 
§ 26 ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ erteilt werden, wenn sie
1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. mindestens zwei Jahre über eine Niederlassungsbewilligung gemäß § 43c 

verfügt haben.
(5) Der Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ ist an Drittstaatsangehö-

rige im Fall der Rückstufung gemäß § 28 zu erteilen, wenn die Voraussetzungen 
des 1. Teiles erfüllt sind.

(6) Drittstaatsangehörigen kann ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte 
plus“ erteilt werden, wenn sie
1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. über einen Aufenthaltstitel gemäß § 45 verfügt haben und dieser gemäß 

§ 20 Abs. 4 oder 4a erloschen ist oder gemäß § 10 Abs. 3 Z 3 oder Z 4 gegen-
standslos wurde.

(7) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder 
§ 26 ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ erteilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,
2. sie über eine „Niederlassungsbewilligung“ verfügen und
3. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20e Abs. 1 Z 1 AuslBG vorliegt.
(7a) Drittstaatsangehörigen kann in einem Verfahren gemäß § 24 Abs. 4 oder 

§ 26 ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ erteilt werden, wenn

1. sie bereits zwei Jahre einen Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“ gemäß 
§ 41 Abs. 2 Z 5 besitzen,

2. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
3. eine schriftliche Mitteilung der Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktser-

vice gemäß § 24 Abs. 4 AuslBG vorliegt.
(7b) Drittstaatsangehörigen kann ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte 

plus“ erteilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20e Abs. 1 Z 4 AuslBG vorliegt.
Der Erteilung des Aufenthaltstitels unmittelbar vorangehende rechtmäßige 
Aufenthalte im Bundesgebiet aufgrund einer Verordnung gemäß § 62 Abs. 1 
AsylG 2005 gelten als Niederlassung im Sinne des § 2 Abs. 2.

(8) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist auf Antrag ohne 
weiteres ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ zu erteilen, wenn ein 
Fall des § 59 Abs. 2 StbG vorliegt und ein Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – 
EU“ (§ 45 Abs. 10) nicht zu erteilen ist.

(9) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist ein Aufenthaltsti-
tel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ zu erteilen, wenn sie
1. für einen Zeitraum von zwölf Monaten über eine „Aufenthaltsberechti-

gung plus“ gemäß §§ 55 Abs. 1 oder 56 Abs. 1 AsylG 2005,
2. für einen Zeitraum von zwölf Monaten über eine „Aufenthaltsberechti-

gung“ gemäß §§ 55 Abs. 2 oder 56 Abs. 2 AsylG 2005 oder
3. über eine Niederlassungsbewilligung gemäß § 43 Abs. 3
verfügen und das Modul 1 der Integrationsvereinbarung (§ 9 IntG) erfüllt haben 
oder zum Entscheidungszeitpunkt eine Erwerbstätigkeit ausüben, mit deren 
Einkommen die monatliche Geringfügigkeitsgrenze (§ 5 Abs. 2 Allgemeines So-
zialversicherungsgesetz – ASVG BGBl. Nr. 189/1955 erreicht wird.

(10) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist trotz Vorliegens 
eines Erteilungshindernisses gemäß § 11 Abs. 1 Z 4 bis 6 sowie trotz Ermange-
lung einer Voraussetzung gemäß § 11 Abs. 2 von Amts wegen oder auf begründe-
ten Antrag, der bei der örtlich zuständigen Behörde im Inland einzubringen ist, 
ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ zu erteilen, wenn es sich um 
einen unbegleiteten minderjährigen Fremden handelt und sich der Minderjähri-
ge auf Grund eines Gerichtsbeschlusses, kraft Gesetzes oder einer Vereinbarung 
der leiblichen Eltern mit dem Kinder- und Jugendhilfeträger zum Schutz des 
Kindeswohles nicht bloß vorübergehend in Obhut von Pflegeeltern oder des 
Kinder- und Jugendhilfeträgers befindet. Die Pflegeeltern gelten diesfalls als ge-
setzliche Vertreter im Sinne des § 19. Dieser Aufenthaltstitel ist gebührenfrei zu 
erteilen.

(11) In den Fällen der Abs. 1, 2, 7, 7a und 7b ist von der Einholung einer 
schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle oder eines Gutachtens 
der Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice abzusehen, wenn der Antrag

§ 41a NAG NAG § 41a

164  165



1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 
bis 24 zurück- oder abzuweisen ist oder

2. wegen zwingender Erteilungshindernisse gemäß § 11 Abs. 1 abzuweisen ist.
Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice über die Zulassung in den Fällen des § 20e Abs. 1 AuslBG in 
Rechtskraft, ist das Verfahren ohne weiteres einzustellen.

(12) Ergibt sich aus der Abfrage von der Behörde zugänglichen Registern oder 
aus Informationen, die bei der Behörde offenkundig sind, dass eine Erteilungs-
voraussetzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 fehlt, ist der Antrag auch in diesem 
Fall ohne Einholung der Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice abzuweisen.

Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“

§ 42. (1) Drittstaatsangehörigen ist ein Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ zu er-
teilen, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 und 

4 erfüllen und
2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 5 AuslBG vorliegt.
(1a) Drittstaatsangehörigen, die einen Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Kar-

te“ innehaben, ist in einem Verfahren nach § 26 ein Aufenthaltstitel „Blaue Karte 
EU“ zu erteilen, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 bis 

4 erfüllen und
2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß §§ 20d Abs. 1 Z 5 iVm 12c Abs. 5 AuslBG vorliegt.
(2) Entscheidungen über die Erteilung eines Aufenthaltstitels „Blaue Karte 

EU“ sind überdies von der zuständigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehör-
de und der zuständigen Behörde gemäß § 20d Abs. 1 AuslBG unverzüglich, 
längstens jedoch binnen acht Wochen zu treffen. Von der Einholung einer 
schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
ist abzusehen, wenn der Antrag
1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 

bis 24 zurück- oder abzuweisen ist oder
2. wegen zwingender Erteilungshindernisse (§ 11 Abs. 1) abzuweisen ist.
Ergibt sich aus der Abfrage von der Behörde zugänglichen Registern oder aus In-
formationen, die bei der Behörde offenkundig sind, dass eine Erteilungsvoraus-
setzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 fehlt, ist der Antrag auch in diesem Fall 
ohne Einholung der Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice abzuweisen.

(3) Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice gemäß § 20d Abs. 1 AuslBG über die Zulassung zur Beschäfti-

gung als Schlüsselkraft in Rechtskraft, ist das Verfahren ohne weiteres einzustel-
len.

(4) Der Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ ist für die Dauer von zwei Jahren 
auszustellen, es sei denn, der Arbeitsvertrag weist eine kürzere Dauer auf. In die-
sen Fällen ist der Aufenthaltstitel für einen um drei Monate über die Dauer des 
Arbeitsvertrages hinausgehenden Zeitraum auszustellen.

(5) Abs. 1 gilt auch für Drittstaatsangehörige, denen in Österreich internatio-
naler Schutz zuerkannt wurde. Wird dem Inhaber eines Aufenthaltstitels „Blaue 
Karte EU“ der internationale Schutz gemäß Art. 14 oder 19 der Statusverord-
nung entzogen, so ist ihm bei weiterem Vorliegen der Voraussetzungen nach 
Abs. 1 oder 1a von Amts wegen und gebührenfrei ein Aufenthaltstitel „Blaue 
Karte EU“ ohne Eintragung des internationalen Schutzes bis zum Ende der Gül-
tigkeitsdauer des ursprünglich ausgestellten Aufenthaltstitels auszustellen.

„Niederlassungsbewilligung“

§ 43. (1) Drittstaatsangehörigen mit einem Aufenthaltstitel gemäß § 41 Abs. 2 
Z 4 kann eine „Niederlassungsbewilligung“ erteilt werden, wenn sie
1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen, und
2. in den letzten zwei Jahren eine Tätigkeit gemäß § 24 Abs. 1 AuslBG ausge-

übt haben und diese weiter ausgeübt werden soll.
(2) Drittstaatsangehörigen, denen auf Grund eines Rechtsaktes der Europäi-

schen Union Niederlassungsfreiheit zukommt, kann für die Ausübung einer 
selbständigen Erwerbstätigkeit eine „Niederlassungsbewilligung“ erteilt werden, 
wenn sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen.

(3) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist ein Aufenthaltsti-
tel „Niederlassungsbewilligung“ zu erteilen, wenn sie seit zwölf Monaten über
1. eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ gemäß § 55 Abs. 1 AsylG 2005,
2. eine „Aufenthaltsberechtigung plus“ gemäß § 56 Abs. 1 AsylG 2005,
3. eine „Aufenthaltsberechtigung“ gemäß § 55 Abs. 2 AsylG 2005 oder
4. eine „Aufenthaltsberechtigung“ gemäß § 56 Abs. 2 AsylG 2005
verfügen.

(4) Drittstaatsangehörigen mit einem Aufenthaltstitel gemäß § 41 Abs. 1 oder 
2 Z 1 bis 3a oder 5 kann eine „Niederlassungsbewilligung“ erteilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,
2. ein Fall des § 41a Abs. 1 oder 7a nicht vorliegt, und
3. sie in den letzten zwei Jahren eine Tätigkeit gemäß §§ 12 bis 12b, 12d oder 

24 Abs. 2 AuslBG ausgeübt haben.
(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
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„Niederlassungsbewilligung – Künstler“

§ 43a. (1) Drittstaatsangehörigen kann eine „Niederlassungsbewilli-
gung – Künstler“ ausgestellt werden, wenn sie die Voraussetzungen des 1. Teiles 
erfüllen und
1. im Fall der Unselbständigkeit eine schriftliche Mitteilung der regionalen 

Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 8 AuslBG 
vorliegt oder

2. im Fall der Selbständigkeit deren Tätigkeit überwiegend durch Aufgaben 
der künstlerischen Gestaltung bestimmt ist, sofern ihr Unterhalt durch das 
Einkommen gedeckt wird, das sie aus ihrer künstlerischen Tätigkeit bezie-
hen.

(2) Eine Haftungserklärung ist zulässig. § 47 Abs. 5 gilt sinngemäß.

„Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle unselbständiger 
Erwerbstätigkeit“

§ 43b. (1) Drittstaatsangehörigen kann eine „Niederlassungsbewilligung – Son-
derfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit“ zur Ausübung einer unselbständigen 
Erwerbstätigkeit bei einem bestimmten Arbeitgeber ausgestellt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,
2. sie eine Tätigkeit, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. b, c, d, f, g oder i AuslBG vom 

sachlichen Geltungsbereich des AuslBG ausgenommen ist, ausüben und
3. die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice bei be-

gründeten Zweifeln auf Anfrage der Behörde das Vorliegen einer Tätigkeit 
gemäß Z 2 festgestellt hat.

(2) Der Bundesminister für Inneres kann mit Verordnung weitere Tätigkeiten, 
die gemäß der AuslBVO vom sachlichen Geltungsbereich des AuslBG ausge-
nommen sind, als Tätigkeiten im Sinne des Abs. 1 Z 2 festlegen.

„Niederlassungsbewilligung – Forscher“

§ 43c. (1) Drittstaatsangehörigen ist eine „Niederlassungsbewilligung – For-
scher“ zu erteilen, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 er-

füllen,
2. sie eine Tätigkeit, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. h AuslBG vom sachlichen Gel-

tungsbereich des AuslBG ausgenommen ist, für eine Forschungseinrich-
tung ausüben,

3. sie eine mit einer Forschungseinrichtung (§ 71 Abs. 1) abgeschlossene 
Aufnahmevereinbarung (§ 43d) nachweisen und

4. die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice bei be-
gründeten Zweifeln auf Anfrage der Behörde das Vorliegen einer Tätigkeit 
gemäß Z 2 festgestellt hat.

(2) Drittstaatsangehörigen, die eine Forschungstätigkeit gemäß Abs. 1 Z 2 ab-
geschlossen haben und die nochmalige Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß 
§ 43c oder die Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 41 oder § 42 anstreben, 
kann die „Niederlassungsbewilligung – Forscher“ im Rahmen eines Verfahrens 
nach § 24 Abs. 1 einmalig zum Zweck der Arbeitssuche oder der Unternehmens-
gründung für die Dauer von zwölf Monaten (§ 20 Abs. 1) verlängert werden, so-
fern die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 weiter 
vorliegen.

(3) Die Änderung des Aufenthaltszwecks als Inhaber einer „Niederlassungsbe-
willigung – Forscher“ gemäß Abs. 2 im Rahmen eines Zweckänderungsverfah-
rens (§ 26) oder eines Verfahrens gemäß § 24 Abs. 4 ist nur in den Fällen der §§ 41, 
42, 43c oder 47 Abs. 2 zulässig.

(4) Entscheidungen über die Erteilung einer „Niederlassungsbewilligung – 
Forscher“ sind von der zuständigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde 
unverzüglich, längstens jedoch binnen acht Wochen zu treffen.

(5) Die „Niederlassungsbewilligung – Forscher“ ist für die Dauer von zwei Jah-
ren auszustellen, es sei denn, die Aufnahmevereinbarung weist eine kürzere Dau-
er auf. In diesen Fällen ist der Aufenthaltstitel für einen um drei Monate über die 
Dauer der Aufnahmevereinbarung hinausgehenden Zeitraum auszustellen.

Aufnahmevereinbarung

§ 43d. Die Forschungseinrichtung hat vor Abschluss einer Aufnahmevereinba-
rung die Qualifikation des Forschers für das konkrete Forschungsprojekt zu prü-
fen. Diese hat jedenfalls zu enthalten:
1. die Vertragspartner;
2. den Zweck, die Dauer und die Finanzierung des konkreten Forschungspro-

jektes;
3. Angaben über das monatliche Bruttoentgelt oder diesem gleichzusetzende 

Einkünfte;
4. die Zusage der Forschungseinrichtung zur Aufnahme des Drittstaatsange-

hörigen;
5. die Zusage des Forschers, dass er sich bemühen wird, die Forschungstätig-

keit abzuschließen;
6. gegebenenfalls Angaben zu einem beabsichtigten Aufenthalt als Forscher in 

einem weiteren Mitgliedstaat, falls dieser zum Zeitpunkt der Antragstellung 
bereits bekannt ist.

In der Aufnahmevereinbarung ist ferner vorzusehen, dass diese automatisch en-
det, wenn das Rechtsverhältnis zwischen dem Forscher und der Forschungsein-
richtung beendet, der Antrag auf Erteilung einer „Niederlassungsbewilli-
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gung – Forscher“ rechtskräftig ab- oder zurückgewiesen oder die „Niederlas-
sungsbewilligung – Forscher“ rechtskräftig entzogen wurde.

„Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“

§ 44. (1) Drittstaatsangehörigen kann eine „Niederlassungsbewilligung – ausge-
nommen Erwerbstätigkeit“ erteilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,
2. ein Quotenplatz vorhanden ist und
3. deren feste und regelmäßige monatliche Einkünfte der Höhe nach dem 

Zweifachen der Richtsätze des § 293 ASVG entsprechen.
(2) Drittstaatsangehörigen kann im unmittelbaren Anschluss an ihren Aufent-

halt als Träger von Privilegien und Immunitäten (§ 5 ASG) eine „Niederlassungs-
bewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“ erteilt werden, wenn sie
1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. in den Ruhestand versetzt worden sind.

Besondere Verfahrensbestimmungen

§ 44a. In einem Verfahren auf Erteilung eines Aufenthaltstitels gemäß § 41a 
Abs. 9 Z 1 oder 2 oder § 43 Abs. 3 sind § 24 Abs. 1 und 2 sowie § 20 Abs. 2 sinn-
gemäß anzuwenden.

Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“

§ 45. (1) Drittstaatsangehörigen, die in den letzten fünf Jahren ununterbrochen 
tatsächlich niedergelassen waren, kann ein Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – 
EU“ erteilt werden, wenn sie
1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. das Modul 2 der Integrationsvereinbarung (§ 10 IntG) erfüllt haben.

(2) Zur Niederlassung berechtigten Drittstaatsangehörigen ist die Zeit eines 
unmittelbar vorangehenden rechtmäßigen Aufenthalts im Bundesgebiet auf 
Grund einer Aufenthaltsbewilligung (§ 8 Abs. 1 Z 12) oder eines Aufenthaltsti-
tels „Aufenthaltsberechtigung besonderer Schutz“ (§ 57 AsylG 2005) zur Hälfte 
auf die Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 anzurechnen. Zur Niederlassung berechtig-
ten Drittstaatsangehörigen ist die Zeit eines unmittelbar vorangehenden recht-
mäßigen Aufenthaltes im Bundesgebiet aufgrund einer „Aufenthaltsberechti-
gung plus“ (§ 54 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005) oder einer „Aufenthaltsberechtigung“ 
(§ 54 Abs. 1 Z 2 AsylG 2005) zur Gänze auf die Fünfjahresfrist anzurechnen.

(3) Nach zwei Jahren ununterbrochener Niederlassung eines Inhabers eines 
Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ gemäß § 50a Abs. 1 ist sein zuvor rechtmäßi-
ger und ununterbrochener Aufenthalt in einem anderen Mitgliedstaat

1. mit einem Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ oder einem sonstigen Aufent-
haltstitel, der nach dem nationalen Recht des anderen Mitgliedstaates für 
die Ausübung einer hochqualifizierten Beschäftigung ausgestellt wird,

2. mit einem Aufenthaltstitel „Forscher“ eines anderen Mitgliedstaats,
3. als Fremder, dem internationaler Schutz zuerkannt wurde, oder
4. mit einem Aufenthaltstitel „Student“ eines anderen Mitgliedstaats
auf die Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 anzurechnen, wobei die Anrechnung in den 
Fällen der Z 1 bis 3 zur Gänze und im Falle der Z 4 zur Hälfte erfolgt.

(4) Die Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 wird durchbrochen, wenn sich der Dritt-
staatsangehörige innerhalb dieser Frist insgesamt länger als zehn Monate oder 
durchgehend mehr als sechs Monate außerhalb des Bundesgebietes aufgehalten 
hat. In diesen Fällen beginnt die Frist ab der letzten rechtmäßigen Einreise neuer-
lich zu laufen.

(4a) Abweichend von Abs. 4 letzter Satz können bei Inhabern eines Aufent-
haltstitels „Familienangehöriger“ die Zeiten einer rechtmäßigen Niederlassung 
vor Eintreten der Unterbrechung der Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 auf diese an-
gerechnet werden, wenn
1. sein Ehegatte, eingetragener Partner oder Elternteil Österreicher ist, der in 

einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebietskörperschaft steht 
und dessen Dienstort im Ausland liegt, oder

2. sein Ehegatte, eingetragener Partner oder Elternteil Österreicher ist, der in 
einem Dienstverhältnis zu einer inländischen Körperschaft öffentlichen 
Rechts steht und dessen Dienstort im Ausland liegt, soweit die Tätigkeit 
dieser Körperschaft im Ausland im Interesse der Republik liegt und

er die beabsichtigte Aufgabe der Niederlassung (§ 2 Abs. 2) der Behörde vorher 
mitgeteilt hat. Das Vorliegen der Voraussetzungen gemäß Z 1 oder 2 hat der 
Fremde nachzuweisen.

(5) Abweichend von Abs. 4 wird bei Inhabern eines Aufenthaltstitels „Blaue 
Karte EU“ die Fünfjahresfrist gemäß Abs. 1 erst durchbrochen, wenn sich der 
Drittstaatsangehörige innerhalb dieser Frist insgesamt länger als 18 Monate oder 
durchgehend mehr als zwölf Monate außerhalb des EWR-Gebietes aufgehalten 
hat. In diesen Fällen beginnt die Frist ab der letzten rechtmäßigen Einreise neuer-
lich zu laufen.

(6) Aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen, wie einer schwerwie-
genden Erkrankung, der Erfüllung einer sozialen Verpflichtung oder der Leis-
tung eines der allgemeinen Wehrpflicht vergleichbaren Dienstes, kann sich der 
Drittstaatsangehörige innerhalb der Fünfjahresfrist bis zu 24 Monate außerhalb 
des Bundesgebietes aufhalten, ohne sie zu unterbrechen, wenn er dies der Behör-
de nachweislich mitgeteilt hat.

(7) Weiters wird die Fünfjahresfrist nicht unterbrochen, wenn sich der Dritt-
staatsangehörige im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit, insbesondere zur 
grenzüberschreitenden Erbringung von Dienstleistungen, außerhalb des Bun-
desgebietes aufhält.
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(8) (weggefallen)

(9) Liegt ein Fall des § 41a Abs. 6 vor, verkürzt sich die Fünfjahresfrist gemäß 
Abs. 1 auf 30 Monate.

(10) Im Bundesgebiet aufhältigen Drittstaatsangehörigen ist auf Antrag ohne 
weiteres ein Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ zu erteilen, wenn ein Fall 
des § 59 Abs. 2 StbG vorliegt und sie in den letzten fünf Jahren zur Niederlassung 
berechtigt waren.

(11) Abs. 1 gilt auch für Drittstaatsangehörige, denen in den letzten fünf Jah-
ren ununterbrochen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zugekommen ist, 
eine Aufenthaltsbeendigung trotz Verlusts dieses Aufenthaltsrechts jedoch un-
terblieben ist.

(12) Drittstaatsangehörigen, die in den letzten fünf Jahren ununterbrochen als 
Personen, denen in Österreich internationaler Schutz zuerkannt wurde, recht-
mäßig aufhältig waren, kann ein Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ erteilt 
werden, wenn sie
1. die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. das Modul 2 der Integrationsvereinbarung (§ 10 IntG) erfüllt haben.
Der Zeitraum zwischen Einreichung des Antrages auf internationalen Schutz 
(§ 17 Abs. 2 bis 4 AsylG 2005) und der Erteilung des Aufenthaltstitels gemäß 
Art. 24 der Statusverordnung ist zur Gänze auf die Fünfjahresfrist anzurechnen.

(13) Wird dem Inhaber eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EU“ der in-
ternationale Schutz in Österreich oder einem anderen Mitgliedstaat gemäß 
Art. 14 oder 19 der Statusverordnung entzogen, so ist ihm bei weiterem Bestehen 
des Aufenthaltsrechts von Amts wegen und gebührenfrei ein Aufenthaltstitel 
„Daueraufenthalt – EU“ ohne Eintragung des internationalen Schutzes auszu-
stellen.

Bestimmungen über die Familienzusammenführung

§ 46. (1) Familienangehörigen von Drittstaatsangehörigen ist ein Aufenthaltsti-
tel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ zu erteilen, wenn sie die Voraussetzungen des 
1. Teiles erfüllen, und
1. der Zusammenführende einen Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“ 

gemäß § 41, einen Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ gemäß 
§ 41a Abs. 1, 4, 7a oder 7b, eine Niederlassungsbewilligung gemäß § 43 
Abs. 1, eine „Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle unselbständiger Er-
werbstätigkeit“, sofern dieser Niederlassungsbewilligung eine Tätigkeit ge-
mäß § 1 Abs. 2 lit. f und i AuslBG zu Grunde liegt, oder eine „Niederlas-
sungsbewilligung – Forscher“ gemäß § 43c innehat,

1a. der Zusammenführende als nunmehriger Inhaber eines Aufenthaltstitels 
„Daueraufenthalt – EU“ ursprünglich einen Aufenthaltstitel nach Z 1 in-
nehatte,

2. ein Quotenplatz vorhanden ist und der Zusammenführende

a) einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ innehat,
b) einen Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, ausgenommen 

einen solchen gemäß § 41a Abs. 1, 4, 7a oder 7b innehat,
c) ein Fremder, dem die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, ist und 

der Antragsteller kein Familienangehöriger nach § 46a Abs. 5 ist,
d) als unionsrechtlich aufenthaltsberechtigter Drittstaatsangehöriger 

über eine Aufenthaltskarte gemäß § 54 oder eine Daueraufenthaltskar-
te gemäß § 54a verfügt oder

e) einen Aufenthaltstitel „Artikel 50 EUV“ innehat.
(1a) Bei Familienangehörigen von Inhabern eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-

Rot – Karte“ gemäß § 41 richtet sich die Geltungsdauer des Aufenthaltstitels 
„Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ nach der Geltungsdauer des Aufenthaltstitels des 
Zusammenführenden. Der Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ an Fa-
milienangehörige von Inhabern eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot – Karte 
plus“ gemäß § 41a Abs. 1 oder 7a ist für die Dauer von zwei Jahren auszustellen.

(2) Soll im Fall einer Familienzusammenführung gemäß Abs. 1 Z 2 oder Abs. 4 
ein Aufenthaltstitel quotenfrei erteilt werden, hat die Behörde auch über einen 
gesonderten Antrag als Vorfrage zur Prüfung der Gründe nach § 11 Abs. 3 zu 
entscheiden und gesondert über diesen abzusprechen, wenn dem Antrag nicht 
Rechnung getragen wird. Ein solcher Antrag ist nur zulässig, wenn gleichzeitig 
ein Antrag in der Hauptfrage auf Familienzusammenführung eingebracht wird 
oder ein solcher bereits anhängig ist.

(3) Familienangehörigen von Inhabern eines Aufenthaltstitels „Blaue Karte 
EU“ kann ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ ausgestellt werden, 
wenn sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen. Gleiches gilt, wenn der nun-
mehrige Inhaber eines Aufenthaltstitels ursprünglich einen Aufenthaltstitel 
„Blaue Karte EU“ innehatte.

(4) Familienangehörigen von Drittstaatsangehörigen ist eine „Niederlassungs-
bewilligung“ zu erteilen, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,
2. ein Quotenplatz vorhanden ist und
3. der Zusammenführende eine „Niederlassungsbewilligung“, eine „Nieder-

lassungsbewilligung – Angehöriger“, eine „Niederlassungsbewilli-
gung – Künstler“ oder eine „Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle un-
selbständiger Erwerbstätigkeit“, es sei denn der „Niederlassungsbewilli-
gung – Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit“ liegt eine Tätigkeit ge-
mäß § 1 Abs. 2 lit. f und i AuslBG zu Grunde, innehat.

(5) Familienangehörigen von Drittstaatsangehörigen gemäß §§ 43 Abs. 2 oder 
44 kann eine „Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“ er-
teilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. im Fall von Familienangehörigen von Drittstaatsangehörigen im Sinne des 

§ 44 Abs. 1 ein Quotenplatz vorhanden ist.
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(6) Entscheidungen über die Erteilung eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-
Rot – Karte plus“ an Familienangehörige von Inhabern
1. eines Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ gemäß § 42,
2. einer „Niederlassungsbewilligung – Forscher“ gemäß § 43c oder
3. eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ oder „Daueraufent-

halt EU“, jeweils als ehemalige Inhaber eines Aufenthaltstitels „Blaue Karte 
EU“ gemäß § 42,

sind von der zuständigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde unverzüg-
lich, längstens jedoch binnen acht Wochen zu treffen. Der Aufenthaltstitel „Rot-
Weiß-Rot – Karte plus“ an Familienangehörige gemäß Z 3 ist für die Dauer von 
zwei Jahren auszustellen. In den Fällen der Z 1 und 2 richtet sich die Geltungs-
dauer des Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ nach der Geltungsdau-
er des Aufenthaltstitels des Zusammenführenden.

(7) Die Behörde hat in den Fällen des Abs. 1 Z 2 lit. c eine Stellungnahme des 
Bundesamtes für Fremdenwesen und Asyl einzuholen, ob dem Zusammenfüh-
renden die Flüchtlingseigenschaft zukommt und ein Verfahren zum Entzug der 
Flüchtlingseigenschaft anhängig ist.

(8) Während eines Verfahrens zur Beendigung des Aufenthaltsrechts des Zu-
sammenführenden ist der Ablauf der Frist gemäß § 8 VwGVG gehemmt.

Besondere Fälle der Familienzusammenführung

§ 46a. (1) Zusammenführende im Sinne der nachstehenden Absätze sind Dritt-
staatsangehörige, denen in Österreich internationaler Schutz zuerkannt wurde.

(2) Familienangehörigen (Abs. 5) von Zusammenführenden ist ein Aufent-
haltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ zu erteilen, wenn sie die Voraussetzungen 
des 1. Teiles erfüllen, und
1. ein Quotenplatz vorhanden ist, und
2. sofern dem Zusammenführenden der Status subsidiären Schutzes zuer-

kannt wurde, dieser Status vor wenigstens zwei Jahren rechtskräftig zuer-
kannt wurde.

(3) Erfolgt die Antragstellung gemäß Abs. 2 auf Familienzusammenführung zu 
einem Fremden, dem die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, innerhalb 
von längstens drei Monaten nach rechtskräftiger Zuerkennung der Flüchtlings-
eigenschaft, gelten die Voraussetzungen gemäß § 11 Abs. 2 Z 2 bis 4 als erfüllt.

(4) Handelt es sich beim Antragsteller gemäß Abs. 2 um den Elternteil eines 
unbegleiteten Minderjährigen (Abs. 5 Z 2 und 3), dem internationaler Schutz 
zuerkannt wurde, gelten die Voraussetzungen gemäß § 11 Abs. 2 Z 2 bis 4 als er-
füllt.

(5) Familienangehörige gemäß Abs. 2 sind
1. der Ehegatte oder eingetragene Partner eines Zusammenführenden, sofern 

die Ehe oder eingetragene Partnerschaft jeweils bereits vor der Einreise des 
Zusammenführenden bestanden hat,

2. die Eltern eines Fremden, dem die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, 
sofern der Fremde zum Zeitpunkt der Antragstellung auf internationalen 
Schutz ein unbegleiteter Minderjähriger war und der Antrag gemäß Abs. 2 
innerhalb von längstens drei Monaten nach rechtskräftiger Zuerkennung 
der Flüchtlingseigenschaft oder längstens drei Monate nach Eintritt der 
Volljährigkeit gestellt wird,

3. die Eltern eines zum Zeitpunkt der Antragstellung gemäß Abs. 2 minder-
jährigen Fremden, dem der Status subsidiären Schutzes zuerkannt wurde, 
sofern er zum Zeitpunkt der Antragstellung auf internationalen Schutz ein 
unbegleiteter Minderjähriger war,

4. die zum Zeitpunkt der Antragstellung gemäß Abs. 2 minderjährigen ledi-
gen Kinder eines Zusammenführenden, einschließlich Adoptiv- oder 
Stiefkinder, oder

5. die volljährigen Kinder, einschließlich Adoptiv- und Stiefkinder, eines 
Fremden, dem die Flüchtlingseigenschaft zuerkannt wurde, sofern das 
Kind zum Zeitpunkt der Antragstellung auf internationalen Schutz des 
Fremden minderjährig war und der Antrag gemäß Abs. 2 innerhalb von 
längstens drei Monaten nach rechtskräftiger Zuerkennung der Flüchtlings-
eigenschaft gestellt wird.

Ehegatten und eingetragene Partner müssen das 21. Lebensjahr zum Zeitpunkt 
der Antragstellung gemäß Abs. 2 bereits vollendet haben. Lebt im Fall einer 
Mehrfachehe bereits ein Ehegatte gemeinsam mit dem Zusammenführenden im 
Bundesgebiet, so sind die weiteren Ehegatten keine anspruchsberechtigten Fami-
lienangehörigen zur Erlangung eines Aufenthaltstitels.

(6) Ein Antrag, der später als drei Monate nach dem maßgeblichen Zeitpunkt 
(Abs. 3 und 5) gestellt wird, gilt auch dann als fristwahrend gestellt, wenn
1. der Antragsteller gleichzeitig mit dem Antrag glaubhaft macht, dass er 

durch ein unvorhergesehenes oder unabwendbares Ereignis gehindert war, 
rechtzeitig den Antrag zu stellen, und ihn kein Verschulden oder nur ein 
minderer Grad des Versehens trifft, und

2. der Antrag binnen zwei Wochen nach dem Wegfall des Hindernisses gestellt 
wird, oder

3. ein Anbringen betreffend die Antragstellung binnen drei Monaten einge-
bracht wird und die Antragstellung aus Gründen, die der Einflusssphäre 
des Antragstellers entzogen sind, nicht fristgerecht erfolgt.

§ 71 Abs. 5 AVG gilt.
(7) Soll der Aufenthaltstitel quotenfrei erteilt werden, hat die Behörde auch 

über einen gesonderten Antrag als Vorfrage zur Prüfung der Gründe nach § 11 
Abs. 3 zu entscheiden und gesondert über diesen abzusprechen, wenn dem An-
trag nicht Rechnung getragen wird. Ein solcher Antrag ist nur zulässig, wenn 
gleichzeitig ein Antrag in der Hauptfrage auf Familienzusammenführung einge-
bracht wird oder ein solcher bereits anhängig ist.

(8) Während eines Verfahrens zum Entzug des internationalen Schutzes des Zu-
sammenführenden ist der Ablauf der Frist gemäß § 8 VwGVG gehemmt.

§ 46a NAG NAG § 46a
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2. Hauptstück
Familienangehörige und andere Angehörige von dauernd in Österreich 

wohnhaften Zusammenführenden

Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ und 
„Niederlassungsbewilligung – Angehöriger“

§ 47. (1) Zusammenführende im Sinne der Abs. 2 bis 4 sind Österreicher oder 
EWR-Bürger oder Schweizer Bürger, die in Österreich dauernd wohnhaft sind 
und nicht ihr unionsrechtliches oder das ihnen auf Grund des Freizügigkeitsab-
kommens EG-Schweiz zukommende Aufenthaltsrecht von mehr als drei Mona-
ten in Anspruch genommen haben.

(2) Drittstaatsangehörigen, die Familienangehörige von Zusammenführenden 
sind, ist ein Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ zu erteilen, wenn sie die Vor-
aussetzungen des 1. Teiles erfüllen.

(3) Angehörigen von Zusammenführenden kann auf Antrag eine „Niederlas-
sungsbewilligung – Angehöriger“ erteilt werden, wenn sie die Voraussetzungen 
des 1. Teiles erfüllen und
1. Verwandte des Zusammenführenden, seines Ehegatten oder eingetragenen 

Partners in gerader aufsteigender Linie sind, sofern ihnen von diesen tat-
sächlich Unterhalt geleistet wird,

2. Lebenspartner sind, die das Bestehen einer dauerhaften Beziehung im Her-
kunftsstaat nachweisen und ihnen tatsächlich Unterhalt geleistet wird oder

3. sonstige Angehörige des Zusammenführenden sind,
a) die vom Zusammenführenden bereits im Herkunftsstaat Unterhalt 

bezogen haben,
b) die mit dem Zusammenführenden bereits im Herkunftsstaat in häus-

licher Gemeinschaft gelebt haben oder
c) bei denen schwerwiegende gesundheitliche Gründe die persönliche 

Pflege durch den Zusammenführenden zwingend erforderlich ma-
chen.

Unbeschadet eigener Unterhaltsmittel hat der Zusammenführende jedenfalls 
auch eine Haftungserklärung abzugeben.

(4) Angehörigen von Zusammenführenden, die eine „Niederlassungsbewilli-
gung – Angehöriger“ besitzen (Abs. 3), kann ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-
Rot – Karte plus“ erteilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,
2. ein Quotenplatz vorhanden ist und
3. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20e Abs. 1 Z 1 AuslBG vorliegt.
(5) In den Fällen des Abs. 4 ist von der Einholung einer schriftlichen Mittei-

lung der regionalen Geschäftsstelle oder eines Gutachtens der Landesgeschäfts-
stelle des Arbeitsmarktservice abzusehen, wenn der Antrag

1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 
bis 24 zurück- oder abzuweisen ist,

2. wegen des Mangels an einem Quotenplatz zurückzuweisen ist, oder
3. wegen zwingender Erteilungshindernisse gemäß § 11 Abs. 1 abzuweisen ist.
Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice über die Zulassung im Fall des § 20e Abs. 1 Z 1 AuslBG in Rechts-
kraft, ist das Verfahren ohne Weiteres einzustellen.

(6) Ergibt sich aus der Abfrage von der Behörde zugänglichen Registern oder 
aus Informationen, die bei der Behörde offenkundig sind, dass eine Erteilungs-
voraussetzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 fehlt, ist der Antrag auch in diesem 
Fall ohne Einholung der Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice abzuweisen.

3. Hauptstück
Niederlassung von langfristig aufenthaltsberechtigten oder 

hochqualifizierten Drittstaatsangehörigen aus anderen Mitgliedstaaten 
und ihren Familienangehörigen

Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – 
EU“ eines anderen Mitgliedstaates

§ 49. (1) Drittstaatsangehörigen, die einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – 
EU“ eines anderen Mitgliedstaates besitzen, kann eine „Niederlassungsbewilli-
gung – ausgenommen Erwerbstätigkeit“ erteilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. ein Quotenplatz vorhanden ist , es sei denn, es handelt sich um einen Dritt-

staatsangehörigen, der einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt EU“ eines 
anderen Mitgliedstaates als ehemaliger Inhaber eines Aufenthaltstitels 
„Blaue Karte EU“ innehat.

(2) Drittstaatsangehörigen, die einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ 
eines anderen Mitgliedstaates besitzen, kann für die Ausübung einer unselbstän-
digen Erwerbstätigkeit ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte“ erteilt wer-
den, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 1, 2, 3, 4 oder 6 AuslBG vorliegt.
(3) Entscheidungen über die Erteilung eines Aufenthaltstitels nach Abs. 2 sind 

von der zuständigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde und der zuständi-
gen Behörde gemäß § 20d AuslBG unverzüglich, längstens jedoch binnen acht 
Wochen ab Einbringung des Antrages, zu treffen. Von der Einholung einer 
schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice 
ist abzusehen, wenn der Antrag

§ 47 NAG NAG § 49
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1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 
bis 24 zurück- oder abzuweisen ist oder

2. wegen zwingender Erteilungshindernisse gemäß § 11 Abs. 1 abzuweisen ist.
Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice über die Zulassung im Fall des § 20d AuslBG in Rechtskraft, ist das 
Verfahren ohne weiteres einzustellen.

(3a) Ergibt sich aus der Abfrage von der Behörde zugänglichen Registern oder 
aus Informationen, die bei der Behörde offenkundig sind, dass eine Erteilungs-
voraussetzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 fehlt, ist der Antrag auch in diesem 
Fall ohne Einholung der Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice abzuweisen.

(4) Drittstaatsangehörigen, die einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ 
eines anderen Mitgliedstaates besitzen, kann für die Ausübung einer selbständi-
gen Erwerbstätigkeit eine „Niederlassungsbewilligung“ erteilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. ein Quotenplatz vorhanden ist , es sei denn, es handelt sich um einen Dritt-

staatsangehörigen, der einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ ei-
nes anderen Mitgliedstaates als ehemaliger Inhaber eines Aufenthaltstitels 
„Blaue Karte EU“ innehat.

(5) Ein Antrag gemäß Abs. 1, 2 und 4 ist binnen einer Frist von drei Monaten 
ab der Einreise zu stellen. Dieser Antrag berechtigt nicht zu einem länger als drei 
Monate dauernden Aufenthalt ab der Einreise in das Bundesgebiet. In den Fällen 
der Abs. 1 und 4 hat die Behörde binnen einer Frist von vier Monaten zu ent-
scheiden.

Familienangehörige von Drittstaatsangehörigen mit einem 
Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ eines anderen Mitgliedstaates

§ 50. (1) Familienangehörigen von Drittstaatsangehörigen mit einem Aufent-
haltstitel „Daueraufenthalt – EU“ eines anderen Mitgliedstaates kann in den Fäl-
len des § 49 Abs. 1 eine „Niederlassungsbewilligung – ausgenommen Erwerbstä-
tigkeit“, in den Fällen des § 49 Abs. 2 ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte 
plus“ und in den Fällen des § 49 Abs. 4 eine „Niederlassungsbewilligung“ erteilt 
werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. im Fall des Ehegatten oder eingetragenen Partners zum Zeitpunkt der Nie-

derlassung eine aufrechte Ehe oder eingetragene Partnerschaft mit dem 
Drittstaatsangehörigen besteht.

(2) In den Fällen des Abs. 1 ist der Antrag binnen einer Frist von drei Monaten 
ab der Einreise zu stellen. Dieser Antrag berechtigt nicht zu einem länger als drei 
Monate dauernden Aufenthalt ab der Einreise in das Bundesgebiet. In solchen 
Fällen hat die Behörde über die Erteilung einer „Niederlassungsbewilligung – 

ausgenommen Erwerbstätigkeit“ sowie über die Erteilung einer „Niederlas-
sungsbewilligung“ binnen einer Frist von vier Monaten zu entscheiden.

Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ 
eines anderen Mitgliedstaates und deren Familienangehörige

§ 50a. (1) Drittstaatsangehörigen, die einen Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ 
eines anderen Mitgliedstaates seit mindestens zwölf Monaten innehaben, kann 
ein Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ ausgestellt werden, wenn die Vorausset-
zungen des § 42 Abs. 1 erfüllt sind. § 42 Abs. 2 bis 4 gilt unbeschadet des Abs. 5 
sinngemäß. Abweichend von Satz 1 verkürzt sich der notwendige Zeitraum auf 
sechs Monate, wenn der Drittstaatsangehörige unmittelbar vor seinem Aufent-
halt in dem anderen Mitgliedstaat als Inhaber eines Aufenthaltstitels „Blaue Kar-
te EU“ bereits einen Aufenthaltstitel „Blaue Karte EU“ eines weiteren anderen 
Mitgliedstaates innehatte.

(2) Abs. 1 gilt auch für Drittstaatsangehörige, denen in Österreich internatio-
naler Schutz zuerkannt wurde.

(3) Familienangehörigen von Inhabern eines gemäß Abs. 1 ausgestellten 
Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ oder eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-
Rot – Karte plus“ oder „Daueraufenthalt EU“, jeweils als ehemalige Inhaber ei-
nes gemäß Abs. 1 ausgestellten Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“, ist ein 
Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ zu erteilen, wenn die Vorausset-
zungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 und 4 erfüllt sind und 
nachgewiesen wird, dass sie sich als Familienangehörige des Inhabers des Aufent-
haltstitels „Blaue Karte EU“ bereits im anderen Mitgliedstaat aufgehalten haben. 
Bei Erteilung eines Aufenthaltstitels an Familienangehörige von Inhabern eines 
gemäß Abs. 1 ausgestellten Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ richtet sich die 
Geltungsdauer des Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ nach der Gel-
tungsdauer des Aufenthaltstitels des Zusammenführenden. Der Aufenthaltstitel 
„Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ an Familienangehörige von Inhabern eines 
Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ oder „Daueraufenthalt EU“, je-
weils als ehemalige Inhaber eines gemäß Abs. 1 ausgestellten Aufenthaltstitels 
„Blaue Karte EU“, ist für die Dauer von zwei Jahren auszustellen.

(4) Abs. 3 gilt nicht, wenn dem Zusammenführenden in Österreich internatio-
naler Schutz zuerkannt wurde.

(5) Anträge gemäß Abs. 1 und 3 sind binnen einer Frist von einem Monat ab 
Einreise zu stellen, sofern sie nicht im Ausland eingebracht werden. Der Antrags-
teller ist bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhältig. Entscheidungen über die Erteilung eines Aufenthaltsti-
tels nach Abs. 1 oder 3 sind von der zuständigen Niederlassungs- und Aufent-
haltsbehörde und der zuständigen Behörde gemäß § 20d Abs. 1 AuslBG binnen 
einer Frist von 30 Tagen zu treffen. Die Antragstellung ist auf Antrag zu bestäti-
gen. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, Form und Inhalt der Bestä-
tigung durch Verordnung festzulegen.

§ 50 NAG NAG § 50a
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4. Hauptstück
Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht

Unionsrechtliches Aufenthaltsrecht von EWR-Bürgern für mehr als drei 
Monate

§ 51. (1) Auf Grund der Freizügigkeitsrichtlinie sind EWR-Bürger zum Aufent-
halt für mehr als drei Monate berechtigt, wenn sie
1. in Österreich Arbeitnehmer oder Selbständige sind;
2. für sich und ihre Familienangehörigen über ausreichende Existenzmittel 

und einen umfassenden Krankenversicherungsschutz verfügen, so dass sie 
während ihres Aufenthalts weder Sozialhilfeleistungen noch die Ausgleichs-
zulage in Anspruch nehmen müssen, oder

3. als Hauptzweck ihres Aufenthalts eine Ausbildung einschließlich einer Be-
rufsausbildung bei einer öffentlichen Schule oder einer rechtlich anerkann-
ten Privatschule oder Bildungseinrichtung absolvieren und die Vorausset-
zungen der Z 2 erfüllen.

(2) Die Erwerbstätigeneigenschaft als Arbeitnehmer oder Selbständiger gemäß 
Abs. 1 Z 1 bleibt dem EWR-Bürger, der diese Erwerbstätigkeit nicht mehr aus-
übt, erhalten, wenn er
1. wegen einer Krankheit oder eines Unfalls vorübergehend arbeitsunfähig ist;
2. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemäß bestätigter unfreiwilliger Ar-

beitslosigkeit nach mehr als einjähriger Beschäftigung der zuständigen regi-
onalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Verfügung stellt;

3. sich als Arbeitnehmer bei ordnungsgemäß bestätigter unfreiwilliger Ar-
beitslosigkeit nach Ablauf seines auf weniger als ein Jahr befristeten Ar-
beitsvertrages oder bei im Laufe der ersten zwölf Monate eintretender un-
freiwilliger Arbeitslosigkeit der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice zur Verfügung stellt, wobei in diesem Fall die Erwerbs-
tätigeneigenschaft während mindestens sechs Monaten erhalten bleibt, 
oder

4. eine Berufsausbildung beginnt, wobei die Aufrechterhaltung der Erwerbs-
tätigeneigenschaft voraussetzt, dass zwischen dieser Ausbildung und der 
früheren beruflichen Tätigkeit ein Zusammenhang besteht, es sei denn, der 
Betroffene hat zuvor seinen Arbeitsplatz unfreiwillig verloren.

(3) Der EWR-Bürger hat diese Umstände, wie auch den Wegfall der in Abs. 1 
Z 1 bis 3 genannten Voraussetzungen der Behörde unverzüglich, bekannt zu ge-
ben. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, die näheren Bestimmungen 
zur Bestätigung gemäß Abs. 2 Z 2 und 3 mit Verordnung festzulegen.

Aufenthaltsrecht für Angehörige von EWR-Bürgern

§ 52. (1) Auf Grund der Freizügigkeitsrichtlinie sind EWR-Bürger, die Angehö-
rige von unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Bürgern (§§ 51 und 53a) 
sind, zum Aufenthalt für mehr als drei Monate berechtigt, wenn sie
1. Ehegatte oder eingetragener Partner sind;
2. Verwandter des EWR-Bürgers, seines Ehegatten oder eingetragenen Part-

ners in gerader absteigender Linie bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres 
und darüber hinaus sind, sofern ihnen von diesen Unterhalt tatsächlich ge-
währt wird;

3. Verwandter des EWR-Bürgers, seines Ehegatten oder eingetragenen Part-
ners in gerader aufsteigender Linie sind, sofern ihnen von diesen Unterhalt 
tatsächlich gewährt wird;

4. Lebenspartner sind, der das Bestehen einer dauerhaften Beziehung nach-
weist, oder

5. sonstige Angehörige des EWR-Bürgers sind,
a) die vom EWR-Bürger bereits im Herkunftsstaat Unterhalt tatsächlich 

bezogen haben,
b) die mit dem EWR-Bürger bereits im Herkunftsstaat in häuslicher Ge-

meinschaft gelebt haben, oder
c) bei denen schwerwiegende gesundheitliche Gründe die persönliche 

Pflege zwingend erforderlich machen.
(2) Der Tod des zusammenführenden EWR-Bürgers, sein nicht bloß vorüber-

gehender Wegzug aus dem Bundesgebiet, die Scheidung oder Aufhebung der 
Ehe sowie die Auflösung der eingetragenen Partnerschaft mit ihm berühren 
nicht das Aufenthaltsrecht seiner Angehörigen gemäß Abs. 1.

Anmeldebescheinigung

§ 53. (1) EWR-Bürger, denen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zukommt 
(§§ 51 und 52), haben, wenn sie sich länger als drei Monate im Bundesgebiet 
aufhalten, dies binnen vier Monaten ab Einreise der Behörde anzuzeigen. Bei 
Vorliegen der Voraussetzungen (§§ 51 oder 52) ist von der Behörde auf Antrag 
eine Anmeldebescheinigung auszustellen.

(2) Zum Nachweis des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts sind ein gültiger 
Personalausweis oder Reisepass sowie folgende Nachweise vorzulegen:
1. nach § 51 Abs. 1 Z 1: eine Bestätigung des Arbeitgebers oder ein Nachweis 

der Selbständigkeit;
2. nach § 51 Abs. 1 Z 2: Nachweise über ausreichende Existenzmittel und ei-

nen umfassenden Krankenversicherungsschutz;
3. nach § 51 Abs. 1 Z 3: Nachweise über die Zulassung zu einer Schule oder 

Bildungseinrichtung und über einen umfassenden Krankenversicherungs-

§ 51 NAG NAG §§ 52, 53
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schutz sowie eine Erklärung oder sonstige Nachweise über ausreichende 
Existenzmittel;

4. nach § 52 Abs. 1 Z 1: ein urkundlicher Nachweis des Bestehens der Ehe oder 
eingetragenen Partnerschaft;

5. nach § 52 Abs. 1 Z 2 und 3: ein urkundlicher Nachweis über das Bestehen 
einer familiären Beziehung sowie bei Kindern ab Vollendung des 21. Le-
bensjahres und Verwandten des EWR-Bürgers, seines Ehegatten oder einge-
tragenen Partners in gerader aufsteigender Linie ein Nachweis über die tat-
sächliche Unterhaltsgewährung;

6. nach § 52 Abs. 1 Z 4: ein Nachweis des Bestehens einer dauerhaften Bezie-
hung mit dem EWR-Bürger;

7. nach § 52 Abs. 1 Z 5: ein urkundlicher Nachweis einer zuständigen Behörde 
des Herkunftsstaates der Unterhaltsleistung des EWR-Bürgers oder des Le-
bens in häuslicher Gemeinschaft oder der Nachweis der schwerwiegenden 
gesundheitlichen Gründe, die die persönliche Pflege durch den EWR-Bür-
ger zwingend erforderlich machen.

Bescheinigung des Daueraufenthalts von EWR-Bürgern

§ 53a. (1) EWR-Bürger, denen das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht zukommt 
(§§ 51 und 52), erwerben unabhängig vom weiteren Vorliegen der Voraussetzun-
gen gemäß §§ 51 oder 52 nach fünf Jahren rechtmäßigem und ununterbroche-
nem Aufenthalt im Bundesgebiet das Recht auf Daueraufenthalt. Ihnen ist auf 
Antrag nach Überprüfung der Aufenthaltsdauer unverzüglich eine Bescheini-
gung ihres Daueraufenthaltes auszustellen.

(2) Die Kontinuität des Aufenthalts im Bundesgebiet wird nicht unterbrochen 
von
1. Abwesenheiten von bis zu insgesamt sechs Monaten im Jahr;
2. Abwesenheiten zur Erfüllung militärischer Pflichten oder
3. durch eine einmalige Abwesenheit von höchstens zwölf aufeinander folgen-

den Monaten aus wichtigen Gründen wie Schwangerschaft und Entbin-
dung, schwerer Krankheit, eines Studiums, einer Berufsausbildung oder ei-
ner beruflichen Entsendung.

(3) Abweichend von Abs. 1 erwerben EWR-Bürger gemäß § 51 Abs. 1 Z 1 vor 
Ablauf der Fünfjahresfrist das Recht auf Daueraufenthalt, wenn sie
1. zum Zeitpunkt des Ausscheidens aus dem Erwerbsleben das Regelpensi-

onsalter erreicht haben, oder Arbeitnehmer sind, die ihre Erwerbstätigkeit 
im Rahmen einer Vorruhestandsregelung beenden, sofern sie diese Er-
werbstätigkeit im Bundesgebiet mindestens während der letzten zwölf Mo-
nate ausgeübt und sich seit mindestens drei Jahren ununterbrochen im 
Bundesgebiet aufgehalten haben;

2. sich seit mindestens zwei Jahren ununterbrochen im Bundesgebiet aufge-
halten haben und ihre Erwerbstätigkeit infolge einer dauernden Arbeitsun-

fähigkeit aufgeben, wobei die Voraussetzung der Aufenthaltsdauer entfällt, 
wenn die Arbeitsunfähigkeit durch einen Arbeitsunfall oder eine Berufs-
krankheit eingetreten ist, auf Grund derer ein Anspruch auf Pension be-
steht, die ganz oder teilweise zu Lasten eines österreichischen Pensionsversi-
cherungsträgers geht, oder

3. drei Jahre ununterbrochen im Bundesgebiet erwerbstätig und aufhältig wa-
ren und anschließend in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen 
Union erwerbstätig sind, ihren Wohnsitz im Bundesgebiet beibehalten und 
in der Regel mindestens einmal in der Woche dorthin zurückkehren;

Für den Erwerb des Rechts nach den Z 1 und 2 gelten die Zeiten der Erwerbstä-
tigkeit in einem anderen Mitgliedstaat der Europäischen Union als Zeiten der Er-
werbstätigkeit im Bundesgebiet. Zeiten gemäß § 51 Abs. 2 sind bei der Berech-
nung der Fristen zu berücksichtigen. Soweit der Ehegatte oder eingetragene Part-
ner des EWR-Bürgers die österreichische Staatsbürgerschaft besitzt oder diese 
nach Eheschließung oder Begründung der eingetragenen Partnerschaft mit dem 
EWR-Bürger verloren hat, entfallen die Voraussetzungen der Aufenthaltsdauer 
und der Dauer der Erwerbstätigkeit in Z 1 und 2.

(4) EWR-Bürger, die Angehörige von unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten 
EWR-Bürgern gemäß § 51 Abs. 1 Z 1 sind, erwerben ebenfalls das Daueraufent-
haltsrecht, wenn der zusammenführende EWR-Bürger das Daueraufenthalts-
recht gemäß Abs. 3 vorzeitig erworben hat oder vor seinem Tod erworben hatte, 
sofern sie bereits bei Entstehung seines Daueraufenthaltsrechtes bei dem EWR-
Bürger ihren ständigen Aufenthalt hatten.

(5) Ist der EWR-Bürger gemäß § 51 Abs. 1 Z 1 im Laufe seines Erwerbslebens 
verstorben, bevor er gemäß Abs. 3 das Recht auf Daueraufenthalt erworben hat, 
so erwerben seine Angehörigen, die selbst EWR-Bürger sind und die zum Zeit-
punkt seines Todes bei ihm ihren ständigen Aufenthalt hatten, das Daueraufent-
haltsrecht, wenn
1. sich der EWR-Bürger zum Zeitpunkt seines Todes seit mindestens zwei Jah-

ren im Bundesgebiet ununterbrochen aufgehalten hat;
2. der EWR-Bürger infolge eines Arbeitsunfalls oder einer Berufskrankheit 

verstorben ist, oder
3. der überlebende Ehegatte oder eingetragene Partner die österreichische 

Staatsangehörigkeit nach Eheschließung oder Begründung der eingetrage-
nen Partnerschaft mit dem EWR-Bürger verloren hat.

Aufenthaltskarten für Angehörige eines EWR-Bürgers

§ 54. (1) Drittstaatsangehörige, die Angehörige von unionsrechtlich aufenthalts-
berechtigten EWR-Bürgern (§ 51) sind und die in § 52 Abs. 1 Z 1 bis 3 genann-
ten Voraussetzungen erfüllen, sind zum Aufenthalt für mehr als drei Monate be-
rechtigt. Ihnen ist auf Antrag eine Aufenthaltskarte für die Dauer von fünf Jah-
ren oder für die geplante kürzere Aufenthaltsdauer auszustellen. Dieser Antrag 
ist innerhalb von vier Monaten ab Einreise zu stellen. § 1 Abs. 2 Z 1 gilt nicht.
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(2) Zum Nachweis des unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts sind ein gültiger 
Personalausweis oder Reisepass, die Anmeldebescheinigung oder die Bescheini-
gung des Daueraufenthalts des zusammenführenden EWR-Bürgers sowie fol-
gende Nachweise vorzulegen:
1. nach § 52 Abs. 1 Z 1: ein urkundlicher Nachweis des Bestehens der Ehe oder 

eingetragenen Partnerschaft;
2. nach § 52 Abs. 1 Z 2 und 3: ein urkundlicher Nachweis über das Bestehen 

einer familiären Beziehung sowie bei Kindern über 21 Jahren und Verwand-
ten des EWR-Bürgers, seines Ehegatten oder eingetragenen Partners in gera-
der aufsteigender Linie ein Nachweis über die tatsächliche Unterhaltsge-
währung.

(3) Das Aufenthaltsrecht der Angehörigen gemäß Abs. 1 bleibt trotz Tod des 
EWR-Bürgers erhalten, wenn sie sich vor dem Tod des EWR-Bürgers mindes-
tens ein Jahr als seine Angehörigen im Bundesgebiet aufgehalten haben und 
nachweisen, dass sie die Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 Z 1 bis 2 erfüllen.

(4) Das Aufenthaltsrecht von minderjährigen Kindern eines unionsrechtlich 
aufenthaltsberechtigten EWR-Bürgers, die Drittstaatsangehörige sind, bleibt 
auch nach dem Tod oder nicht bloß vorübergehenden Wegzug des EWR-Bür-
gers bis zum Abschluss der Schulausbildung an einer öffentlichen Schule oder 
einer rechtlich anerkannten Privatschule erhalten. Dies gilt auch für den Eltern-
teil, der Drittstaatsangehöriger ist, sofern dieser die Obsorge für die minderjähri-
gen Kinder tatsächlich wahrnimmt.

(5) Das Aufenthaltsrecht der Ehegatten oder eingetragenen Partner, die Dritt-
staatsangehörige sind, bleibt bei Scheidung oder Aufhebung der Ehe oder Auflö-
sung der eingetragenen Partnerschaft erhalten, wenn sie nachweisen, dass sie die 
für EWR-Bürger geltenden Voraussetzungen des § 51 Abs. 1 Z 1 oder 2 erfüllen 
und
1. die Ehe bis zur Einleitung des gerichtlichen Scheidungs- oder Aufhebungs-

verfahrens mindestens drei Jahre bestanden hat, davon mindestens ein Jahr 
im Bundesgebiet;

2. die eingetragene Partnerschaft bis zur Einleitung des gerichtlichen Auflö-
sungsverfahrens mindestens drei Jahre bestanden hat, davon mindestens ein 
Jahr im Bundesgebiet;

3. ihnen die alleinige Obsorge für die Kinder des EWR-Bürgers übertragen 
wird;

4. es zur Vermeidung einer besonderen Härte erforderlich ist, insbesondere 
weil dem Ehegatten oder eingetragenem Partner wegen der Beeinträchti-
gung seiner schutzwürdigen Interessen ein Festhalten an der Ehe oder ein-
getragenen Partnerschaft nicht zugemutet werden kann, oder

5. ihnen das Recht auf persönlichen Umgang mit dem minderjährigen Kind 
zugesprochen wird, sofern das Pflegschaftsgericht zur Auffassung gelangt 
ist, dass der Umgang – solange er für nötig erachtet wird – ausschließlich im 
Bundesgebiet erfolgen darf.

(6) Der Angehörige hat diese Umstände, wie insbesondere den Tod oder Weg-
zug des zusammenführenden EWR-Bürgers, die Scheidung der Ehe oder die 
Auflösung der eingetragenen Partnerschaft, der Behörde unverzüglich, bekannt 
zu geben.

(7) Liegt eine Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsad-
option (§ 30), eine Zwangsehe oder Zwangspartnerschaft (§ 30a) oder eine Vor-
täuschung eines Abstammungsverhältnisses oder einer familiären Beziehung zu 
einem unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Bürger vor, ist ein Antrag 
gemäß Abs. 1 zurückzuweisen und die Zurückweisung mit der Feststellung zu 
verbinden, dass der Antragsteller nicht in den Anwendungsbereich des unions-
rechtlichen Aufenthaltsrechts fällt.

Daueraufenthaltskarten

§ 54a. (1) Drittstaatsangehörige, die Angehörige von unionsrechtlich aufent-
haltsberechtigten EWR-Bürgern sind und die in § 52 Abs. 1 Z 1 bis 3 genannten 
Voraussetzungen erfüllen, erwerben das Daueraufenthaltsrecht, wenn sie sich 
fünf Jahre ununterbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten haben. 
§ 53a Abs. 2 ist bei der Berechnung der Fünfjahresfrist zu berücksichtigen.

(2) Vor Ablauf der Fünfjahresfrist erwerben diese Angehörigen das Dauer-
aufenthaltsrecht in den in § 53a Abs. 4 und 5 genannten Fällen.

(3) Zum Daueraufenthalt berechtigten Angehörigen gemäß Abs. 1 und 2 ist 
auf Antrag bei Vorliegen der Voraussetzungen der Abs. 1 und 2 eine Dauer-
aufenthaltskarte für die Dauer von zehn Jahren auszustellen. Dieser Antrag ist 
vor Ablauf der Gültigkeitsdauer der Aufenthaltskarte zu stellen. § 24 Abs. 1 vier-
ter und fünfter Satz gilt. § 1 Abs. 2 Z 1 gilt nicht.

Nichtbestehen, Fortbestand und Überprüfung des Aufenthaltsrechts für 
mehr als drei Monate

§ 55. (1) EWR-Bürgern und ihren Angehörigen kommt das Aufenthaltsrecht 
gemäß §§ 51, 52, 53 und 54 zu, solange die dort genannten Voraussetzungen er-
füllt sind.

(2) Der Fortbestand der Voraussetzungen kann bei einer Meldung gemäß §§ 51 
Abs. 3 und 54 Abs. 6 oder aus besonderem Anlass wie insbesondere Kenntnis 
der Behörde vom Tod des unionsrechtlich aufenthaltsberechtigten EWR-Bür-
gers oder einer Scheidung überprüft werden.

(3) Besteht das Aufenthaltsrecht gemäß §§ 51, 52 und 54 nicht, weil eine Ge-
fährdung aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit vorliegt, die 
Nachweise nach § 53 Abs. 2 oder § 54 Abs. 2 nicht erbracht werden oder die Vor-
aussetzungen für dieses Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr vorliegen, hat 
die Behörde den Betroffenen hievon schriftlich in Kenntnis zu setzen und ihm 
mitzuteilen, dass das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl hinsichtlich einer 
möglichen Aufenthaltsbeendigung befasst wurde. Das Bundesamt für Fremden-
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wesen und Asyl ist unverzüglich, spätestens jedoch gleichzeitig mit der Mittei-
lung an den Antragsteller, zu befassen. Dies gilt nicht in einem Fall gemäß § 54 
Abs. 7. Während eines Verfahrens zur Aufenthaltsbeendigung ist der Ablauf der 
Frist gemäß § 8 VwGVG gehemmt.

(4) Unterbleibt eine Aufenthaltsbeendigung (§ 9 BFA-VG), hat das Bundesamt 
für Fremdenwesen und Asyl dies der Behörde mitzuteilen. Sofern der Betroffene 
nicht bereits über eine gültige Dokumentation verfügt, hat die Behörde in die-
sem Fall die Dokumentation des Aufenthaltsrechts unverzüglich vorzunehmen 
oder dem Betroffenen einen Aufenthaltstitel zu erteilen, wenn dies nach diesem 
Bundesgesetz vorgesehen ist.

(5) Unterbleibt eine Aufenthaltsbeendigung von Drittstaatsangehörigen, die 
Angehörige sind, aber die Voraussetzungen nicht mehr erfüllen, ist diesen Ange-
hörigen ein Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ quotenfrei zu erteilen.

(6) Erwächst eine Aufenthaltsbeendigung in Rechtskraft, ist ein nach diesem 
Bundesgesetz anhängiges Verfahren einzustellen. Das Verfahren ist im Fall der 
Aufhebung einer Aufenthaltsbeendigung fortzusetzen, wenn nicht neuerlich 
eine aufenthaltsbeendende Maßnahme gesetzt wird.

Sonderfälle der Niederlassung von Angehörigen von EWR-Bürgern

§ 56. (1) Drittstaatsangehörigen, die Angehörige im Sinne des § 52 Abs. 1 Z 4 
und 5 von EWR-Bürgern gemäß § 51 sind, kann auf Antrag eine quotenfreie 
„Niederlassungsbewilligung“ erteilt werden, wenn sie die Voraussetzungen des 
1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 erfüllen. Unbeschadet eigener Unter-
haltsmittel, hat der zusammenführende EWR-Bürger gemäß § 51 jedenfalls auch 
eine Haftungserklärung abzugeben.

(2) Zum Nachweis dieses Rechts sind ein gültiger Personalausweis oder Reise-
pass, die Anmeldebescheinigung oder die Bescheinigung des Daueraufenthalts 
des zusammenführenden EWR-Bürgers sowie folgende Nachweise vorzulegen:
1. nach § 52 Abs. 1 Z 4: der Nachweis des Bestehens einer dauerhaften Bezie-

hung mit dem EWR-Bürger;
2. nach § 52 Abs. 1 Z 5: ein urkundlicher Nachweis einer zuständigen Behörde 

des Herkunftsstaates über die Unterhaltsleistung des EWR-Bürgers oder 
des Lebens in häuslicher Gemeinschaft oder der Nachweis der schwerwie-
genden gesundheitlichen Gründe, die die persönliche Pflege durch den 
EWR-Bürger zwingend erforderlich machen.

Schweizer Bürger und deren Angehörige sowie Angehörige von 
Österreichern

§ 57. Die Bestimmungen der §§ 51 bis 56 finden auch auf Schweizer Bürger, die 
das ihnen auf Grund des Freizügigkeitsabkommens EG-Schweiz zukommende 
Aufenthaltsrecht von mehr als drei Monaten in Anspruch genommen haben, 
und deren Angehörige Anwendung. Für Angehörige von Österreichern gelten 

die Bestimmungen der §§ 52 bis 56 sinngemäß, sofern der Österreicher sein uni-
onsrechtliches oder das ihm auf Grund des Freizügigkeitsabkommens EG-
Schweiz zukommende Aufenthaltsrecht von mehr als drei Monaten in einem an-
deren EWR-Mitgliedstaat oder in der Schweiz in Anspruch genommen hat und 
im Anschluss an diesen Aufenthalt nach Österreich nicht bloß vorübergehend 
zurückkehrt.

Verordnungsermächtigung zur Durchführung eines 
Austrittsabkommens gemäß Art. 50 EUV

§ 57a. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, die zur Durchführung ei-
nes Austrittsabkommens gemäß Art. 50 EUV erforderlichen Bestimmungen 
hinsichtlich Einreise, Aufenthalt und Aufenthaltsbeendigung mit Verordnung 
festzulegen.

5. Hauptstück
Aufenthaltsbewilligungen

Unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer („ICT“)

§ 58. (1) Drittstaatsangehörigen ist eine Aufenthaltsbewilligung als unterneh-
mensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“) zu erteilen, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 er-

füllen und
2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20f Abs. 1 AuslBG vorliegt.
(2) Entscheidungen über die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung als unter-

nehmensintern transferierter Arbeitnehmer sind von der zuständigen Niederlas-
sungs- und Aufenthaltsbehörde und der zuständigen Behörde gemäß § 20f 
Abs. 1 AuslBG unverzüglich, längstens jedoch binnen acht Wochen zu treffen. 
Von der Einholung einer schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle 
des Arbeitsmarktservice ist abzusehen, wenn der Antrag
1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 

bis 24 zurück- oder abzuweisen ist oder
2. wegen zwingender Erteilungshindernisse (§ 11 Abs. 1) abzuweisen ist.
Ergibt sich aus der Abfrage von der Behörde zugänglichen Registern oder aus In-
formationen, die bei der Behörde offenkundig sind, dass eine Erteilungsvoraus-
setzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 fehlt, ist der Antrag auch in diesem Fall 
ohne Einholung der Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice abzuweisen.

(3) Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 1 AuslBG über die Zulassung zur Beschäfti-
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gung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer in Rechtskraft, ist das 
Verfahren ohne weiteres einzustellen.

(4) Die Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeit-
nehmer kann bei Führungskräften und Spezialisten bis zu einer Gesamtaufent-
haltsdauer von längstens drei Jahren im Gebiet der Mitgliedstaaten und bei Trai-
nees bis zu einer Gesamtaufenthaltsdauer von längstens einem Jahr im Gebiet 
der Mitgliedstaaten verlängert werden.

(5) Nach Ablauf der zulässigen Gesamtaufenthaltsdauer im Gebiet der Mit-
gliedstaaten gemäß Abs. 4 ist eine Ausreise in einen Drittstaat erforderlich, es sei 
denn, dem Drittstaatsangehörigen wurde ein anderer Aufenthaltstitel nach die-
sem Bundesgesetz erteilt.

Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel „ICT“ eines anderen 
Mitgliedstaates

§ 58a. (1) Drittstaatsangehörigen, die einen gültigen Aufenthaltstitel „ICT“ ei-
nes anderen Mitgliedstaates besitzen, ist eine Aufenthaltsbewilligung als mobiler 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („mobile ICT“) zu erteilen, 
wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 er-

füllen,
2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20f Abs. 2 AuslBG vorliegt und
3. die Gesamtaufenthaltsdauer im Gebiet der Mitgliedstaaten gemäß § 58 

Abs. 4 nicht überschritten wird.
(2) Entscheidungen über die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung als mobi-

ler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer sind von der zuständigen 
Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde und der zuständigen Behörde gemäß 
§ 20f Abs. 2 AuslBG unverzüglich, längstens jedoch binnen acht Wochen zu 
treffen. Von der Einholung einer schriftlichen Mitteilung der regionalen Ge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice ist abzusehen, wenn der Antrag
1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 

bis 24 zurück- oder abzuweisen ist oder
2. wegen zwingender Erteilungshindernisse (§ 11 Abs. 1) abzuweisen ist.
Ergibt sich aus der Abfrage von der Behörde zugänglichen Registern oder aus In-
formationen, die bei der Behörde offenkundig sind, dass eine Erteilungsvoraus-
setzung gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 fehlt, ist der Antrag auch in diesem Fall 
ohne Einholung der Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice abzuweisen.

(3) Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice gemäß § 20f Abs. 2 AuslBG über die Zulassung zur Beschäfti-
gung als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer in Rechts-
kraft, ist das Verfahren ohne weiteres einzustellen.

(4) Die Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern transferierter 
Arbeitnehmer ist grundsätzlich mit der Dauer des im Bundesgebiet erfolgenden 
Transfers, längstens jedoch mit der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels „ICT“ 
des anderen Mitgliedstaates zu befristen.

Betriebsentsandte

§ 59. Drittstaatsangehörigen kann eine Aufenthaltsbewilligung als Betriebsent-
sandter (§ 18 Abs. 4 AuslBG) ausgestellt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
2. eine Sicherungsbescheinigung oder eine Beschäftigungsbewilligung als Be-

triebsentsandter oder ein Fall des § 18 Abs. 3 Z 2 oder 3, Abs. 3a oder 
Abs. 12 AuslBG vorliegt.

Selbständige

§ 60. (1) Drittstaatsangehörigen kann eine Aufenthaltsbewilligung als Selbstän-
diger ausgestellt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,
2. sie sich zur Durchführung einer bestimmten selbständigen Tätigkeit ver-

traglich verpflichtet haben und diese Verpflichtung länger als sechs Monate 
bestehen wird und

3. die zuständige Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice bei begründe-
ten Zweifeln der Behörde am Vorliegen einer selbständigen Tätigkeit auf de-
ren Anfrage festgestellt hat, dass auf Grund der vorgelegten Unterlagen eine 
selbständige Tätigkeit im Sinne der Z 2 vorliegt, die Bestimmungen des Aus-
länderbeschäftigungsgesetzes nicht verletzt werden und die Ausübung die-
ser Tätigkeit unter wirtschaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Gesichts-
punkten im Interesse Österreichs liegt.

§ 2 Abs. 4 AuslBG bleibt unberührt.
(2) Nach Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung nach Abs. 1 hat die Behörde 

dem Amt für Betrugsbekämpfung die Bewilligungen und jeweils eine Kopie des 
Vertrages und der Feststellung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarkts-
ervice zu übermitteln. Die Behörde hat den Drittstaatsangehörigen bei der An-
tragstellung von dieser Übermittlung nachweislich in Kenntnis zu setzen.

Drittstaatsangehörige mit einem Aufenthaltstitel „Forscher“ eines 
anderen Mitgliedstaates

§ 61. (1) Drittstaatsangehörigen, die einen gültigen Aufenthaltstitel „Forscher“ 
eines anderen Mitgliedstaates besitzen, ist eine Aufenthaltsbewilligung als mobi-
ler Forscher („Forscher-Mobilität“) auszustellen, wenn
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1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 er-
füllen,

2. sie eine Tätigkeit, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. h AuslBG vom sachlichen Gel-
tungsbereich des AuslBG ausgenommen ist, für eine Forschungseinrich-
tung ausüben,

3. sie eine mit einer Forschungseinrichtung (§ 71 Abs. 1) abgeschlossene 
Aufnahmevereinbarung (§ 43d) nachweisen,

4. die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice bei be-
gründeten Zweifeln auf Anfrage der Behörde das Vorliegen einer Tätigkeit 
gemäß Z 2 festgestellt hat und

5. die Gesamtaufenthaltsdauer gemäß Abs. 2 nicht überschritten wird.
(2) Die Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher ist grundsätzlich mit der 

Dauer der im Bundesgebiet ausgeübten Forschungstätigkeit, längstens jedoch 
mit der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltstitels „Forscher“ des anderen Mitlieds-
taates zu befristen und kann bis zu einer Gesamtaufenthaltsdauer von zwei Jah-
ren im Bundesgebiet verlängert werden.

(3) Entscheidungen über die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung als mobi-
ler Forscher sind von der zuständigen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde 
unverzüglich, längstens jedoch binnen acht Wochen zu treffen.

Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit

§ 62. (1) Drittstaatsangehörigen kann eine Aufenthaltsbewilligung zur Aus-
übung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit bei einem bestimmten Arbeitge-
ber ausgestellt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen,
2. sie eine Tätigkeit, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. e oder j AuslBG vom sachlichen 

Geltungsbereich des Ausländerbeschäftigungsgesetzes ausgenommen ist, 
ausüben und

3. die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice bei be-
gründeten Zweifeln auf Anfrage der Behörde das Vorliegen einer Tätigkeit 
gemäß Z 2 festgestellt hat.

(2) Der Bundesminister für Inneres kann mit Verordnung weitere Tätigkeiten, 
die gemäß der AuslBVO vom sachlichen Geltungsbereich des AuslBG ausge-
nommen sind, als Tätigkeiten im Sinne des Abs. 1 Z 2 festlegen.

Schüler

§ 63. (1) Drittstaatsangehörigen kann eine Aufenthaltsbewilligung für Schüler 
ausgestellt werden, wenn sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen und
1. ordentliche Schüler einer öffentlichen Schule sind;
2. ordentliche Schüler einer Privatschule mit Öffentlichkeitsrecht sind;

3. Schüler einer Statutschule mit Öffentlichkeitsrecht nach § 14 Abs. 2 lit. b 
des Privatschulgesetzes, BGBl. Nr. 244/1962, sind;

4. Schüler einer zertifizierten nichtschulischen Bildungseinrichtung sind 
(§ 70);

5. außerordentliche Schüler einer Schule nach Z 1, 2 oder 6 sind, soweit es sich 
um die erstmalige Ausstellung einer Aufenthaltsbewilligung handelt,

6. Schüler einer Privatschule sind, für die im vorangegangenen Schuljahr das 
Öffentlichkeitsrecht verliehen und nicht gemäß § 16 Abs. 1 des Privatschul-
gesetzes entzogen worden ist sowie für das laufende Schuljahr um die Verlei-
hung des Öffentlichkeitsrechtes angesucht wurde,

7. Schüler einer Schule für Gesundheits- und Krankenpflege nach dem Ge-
sundheits- und Krankenpflegegesetz (GuKG), BGBl. I Nr. 108/1997, oder 
Teilnehmer eines Lehrgangs für Pflegeassistenz gemäß § 96 GuKG sind und 
jeweils eine von der Gesundheits- und Krankenpflege-Ausbildungsverord-
nung, BGBl. II Nr. 179/1999, zuletzt geändert durch BGBl. II 
Nr. 296/2010, oder der Pflegeassistenzberufe-Ausbildungsverordnung, 
BGBl. II Nr. 301/2016, erfasste Ausbildung absolvieren,

8. Schüler einer Schule für Sozialbetreuungsberufe im Sinne der Vereinbarung 
gemäß Art. 15a B‑VG zwischen dem Bund und den Ländern über Sozialbe-
treuungsberufe, BGBl. I Nr. 55/2005, sind oder

 9. Schüler einer Höheren Lehranstalt für Pflege und Sozialbetreuung 
nach §§ 83 oder 84 Schulorganisationsgesetz (SchOG), 
BGBl. Nr. 242/1962, einer Fachschule für Sozialberufe oder einer Fach-
schule für Sozialberufe mit Pflegevorbereitung nach §§ 63 oder 63a SchOG 
sind.

Eine Haftungserklärung ist zulässig.
(2) Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit richtet sich nach dem Ausländerbe-

schäftigungsgesetz. Diese Erwerbstätigkeit darf das Erfordernis der Schulausbil-
dung als ausschließlicher Aufenthaltszweck jedenfalls nicht beeinträchtigen.

(3) Dient der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen dem Besuch einer Schule 
im Sinne des Abs. 1, ist die Verlängerung einer Aufenthaltsbewilligung für diesen 
Zweck nur zulässig, wenn der Drittstaatsangehörige einen Nachweis über den 
Schulerfolg und in den Fällen des Abs. 1 Z 5 darüber hinaus über die Aufnahme 
als ordentlicher Schüler erbringt. Wurde die Aufnahme als außerordentlicher 
Schüler gemäß § 4 Abs. 3 zweiter Satz des Schulunterrichtsgesetzes, 
BGBl. Nr. 472/1986, von der Schulbehörde um weitere zwölf Monate verlän-
gert, kann in den Fällen des Abs. 1 Z 5 trotz fehlendem Nachweis über die 
Aufnahme als ordentlicher Schüler die Aufenthaltsbewilligung einmalig verlän-
gert werden. Liegen Gründe vor, die der Einflusssphäre des Drittstaatsangehöri-
gen entzogen, unabwendbar oder unvorhersehbar sind, kann trotz Fehlens des 
Schulerfolges eine Aufenthaltsbewilligung verlängert werden.

§§ 62, 63 NAG NAG § 63
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Studenten

§ 64. (1) Drittstaatsangehörigen ist eine Aufenthaltsbewilligung als Student aus-
zustellen, wenn sie
1. die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 erfüllen 

und
2. ein ordentliches Studium an einer Universität, Fachhochschule, Priva-

thochschule oder Privatuniversität gemäß dem Privathochschulgesetz 
(PrivHG), BGBl. I Nr. 77/2020, öffentlichen oder privaten Pädagogischen 
Hochschule gemäß dem Hochschulgesetz 2005 (HG), BGBl. I 
Nr. 30/2006, absolvieren,

3. ein außerordentliches Studium im Rahmen eines Universitätslehrganges 
gemäß § 56 des Universitätsgesetzes 2002 (UG), BGBl. I Nr. 120/2002, ei-
nes Hochschullehrganges gemäß § 9 des Fachhochschulgesetzes (FHG), 
BGBl. Nr. 340/1993, eines Hochschullehrganges oder eines Universitäts-
lehrganges gemäß § 10a PrivHG oder eines Hochschullehrganges gemäß 
§ 39 HG absolvieren, dieses mindestens 40 ECTS-Anrechnungspunkte 
umfasst und nicht ausschließlich der Vermittlung einer Sprache dient,

4. ein außerordentliches Studium im Rahmen eines Universitätslehrganges 
gemäß § 56 UG, eines Hochschullehrganges gemäß § 9 FHG, eines Hoch-
schullehrganges oder eines Universitätslehrganges gemäß § 10a PrivHG 
oder eines Hochschullehrganges gemäß § 39 HG absolvieren, welches auf 
die in der Zulassungsentscheidung vorgeschriebene Ergänzungsprüfung 
vorbereitet,

5. ein außerordentliches Studium zur Herstellung der Gleichwertigkeit ihres 
ausländischen Studienabschlusses gemäß § 90 Abs. 4 UG, § 6 Abs. 6 FHG 
oder § 68 Abs. 4 HG absolvieren,

6. ein außerordentliches Studium zum Besuch einzelner Lehrveranstaltungen 
aus wissenschaftlichen Fächern, sofern das in Z 4 genannte außerordentli-
che Studium erfolgreich abgeschlossen wurde und das Aufnahme- oder 
Eignungsverfahren aus nicht vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden 
Gründen erst im darauffolgenden Semester absolviert werden kann, oder

7. ein in Z 2 angeführtes Studium abgeschlossen haben und im Anschluss dar-
an eine für die Berufsausübung gesetzlich verpflichtende fachliche Ausbil-
dung absolvieren.

Eine Haftungserklärung ist zulässig.
(2) Dient der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen der Durchführung eines 

ordentlichen oder außerordentlichen Studiums, ist die Verlängerung einer 
Aufenthaltsbewilligung für diesen Zweck nur zulässig, wenn dieser nach den 
maßgeblichen studienrechtlichen Vorschriften einen Studienerfolgsnachweis 
der Universität, Fachhochschule, akkreditierten Privatuniversität oder Pädagogi-
schen Hochschule erbringt und in den Fällen des Abs. 1 Z 4 darüber hinaus spä-
testens innerhalb von zwei Jahren die Zulassung zu einem Studium gemäß Abs. 1 
Z 2 nachweist. Dient der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen der Durchfüh-

rung einer gesetzlich verpflichtenden fachlichen Ausbildung gemäß Abs. 1 Z 7, 
ist die Verlängerung einer Aufenthaltsbewilligung zu diesem Zweck nur zulässig, 
wenn der Drittstaatsangehörige einen angemessenen Ausbildungsfortschritt 
nach Maßgabe der der jeweiligen Ausbildung zugrundeliegenden gesetzlichen 
Vorschriften erbringt. Liegen Gründe vor, die der Einflusssphäre des Drittstaats-
angehörigen entzogen, unabwendbar oder unvorhersehbar sind, kann trotz Feh-
lens des Studienerfolges oder Ausbildungsfortschrittes eine Aufenthaltsbewilli-
gung verlängert werden.

(3) Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit richtet sich nach dem AuslBG. Diese 
Erwerbstätigkeit darf das Erfordernis des Studiums als ausschließlichen Aufent-
haltszweck nicht beeinträchtigen.

(4) Drittstaatsangehörigen, die ein Studium oder eine Ausbildung gemäß 
Abs. 1 Z 2, 3, 5 oder 7 erfolgreich abgeschlossen haben und die Erteilung eines 
Aufenthaltstitels gemäß §§ 41, 42 oder 43c anstreben, kann die Aufenthaltsbe-
willigung als Student im Rahmen eines Verfahrens nach § 24 Abs. 1 einmalig 
zum Zweck der Arbeitssuche oder der Unternehmensgründung für die Dauer 
von zwölf Monaten (§ 20 Abs. 1) verlängert werden, sofern die Voraussetzungen 
des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 weiter vorliegen.

(5) Die Änderung des Aufenthaltszwecks als Inhaber einer Aufenthaltsbewilli-
gung als Student gemäß Abs. 4 im Rahmen eines Zweckänderungsverfahrens 
(§ 26) oder eines Verfahrens gemäß § 24 Abs. 4 ist nur in den Fällen der §§ 41, 42, 
43c oder 47 Abs. 2 zulässig.

(6) Die Aufenthaltsbewilligung als Student ist an Drittstaatsangehörige, die an 
einem Unions- oder multilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen (§ 2 
Abs. 1 Z 22) teilnehmen oder für die eine Vereinbarung zwischen zwei oder meh-
reren Hochschuleinrichtungen gilt, für die Dauer von zwei Jahren auszustellen.

Inhaber eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EU“ eines anderen 
Mitgliedstaates

§ 65. Drittstaatsangehörigen, die einen Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – 
EU“ eines anderen Mitgliedstaates besitzen, kann eine Aufenthaltsbewilligung 
zu Ausbildungszwecken (§§ 63 oder 64) erteilt werden, wenn sie die Vorausset-
zungen der §§ 63 bis 64 erfüllen.

Sozialdienstleistende

§ 66. (1) Drittstaatsangehörigen kann eine Aufenthaltsbewilligung für Sozial-
dienstleistende ausgestellt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen;
2. der zu erbringende Dienst nicht dem Ausländerbeschäftigungsgesetz unter-

liegt und bei einer überparteilichen und gemeinnützigen Organisation er-
bracht wird, die selbst keine Erwerbszwecke verfolgt;

3. die Erbringung des Dienstes keine Erwerbszwecke verfolgt;

§ 64 NAG NAG §§ 65, 66
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4. die Organisation, bei der sie ihren Dienst erbringen, eine Haftungserklä-
rung abgegeben hat;

5. ein Ausbildungs- oder Fortbildungscharakter der Tätigkeit nachgewiesen 
wird, und

6. der Fremde in den letzten drei Jahren vor der Antragstellung keine Aufent-
haltsbewilligung Sozialdienstleistende innegehabt hat.

(2) Die Aufenthaltsbewilligung ist befristet für höchstens ein Jahr auszustellen 
und nicht verlängerbar. Die Änderung des Aufenthaltszwecks oder des Aufent-
haltstitels im Rahmen eines Zweckänderungsverfahrens (§ 26) oder eines Verfah-
rens gemäß § 24 Abs. 4 ist, ausgenommen in den Fällen des § 47 Abs. 2, nicht 
zulässig. Ebenso wenig darf Inhabern einer Aufenthaltsbewilligung mit anderem 
Zweckumfang oder eines anderen Aufenthaltstitels eine Aufenthaltsbewilligung 
für Sozialdienstleistende im Rahmen dieser Verfahren (§§ 24 Abs. 4 und 26) er-
teilt werden.

Freiwillige

§ 67. (1) Drittstaatsangehörigen ist eine Aufenthaltsbewilligung als Freiwilliger 
auszustellen, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 er-

füllen,
2. sie eine Tätigkeit im Rahmen des Europäischen Freiwilligendienstes im Sin-

ne des § 2 Abs. 2 letzter Satz Freiwilligengesetz, BGBl. I Nr. 17/2012, aus-
üben, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. j AuslBG vom sachlichen Geltungsbereich 
des AuslBG ausgenommen ist,

3. sie eine abgeschlossene Vereinbarung über die Ableistung des Freiwilligen-
dienstes mit einer aufnehmenden Organisation nachweisen und

4. die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice bei be-
gründeten Zweifeln auf Anfrage der Behörde das Vorliegen einer Tätigkeit 
gemäß Z 2 festgestellt hat.

Eine Haftungserklärung ist zulässig.
(2) Eine Vereinbarung nach Abs. 1 Z 3 hat jedenfalls zu enthalten:

1. eine Beschreibung des Freiwilligendienstes und Angaben zu dessen Dauer;
2. Angaben zu den Bedingungen der Tätigkeit, insbesondere zu Betreuung 

und Dienstzeiten des Freiwilligen;
3. Angaben zu den zur Verfügung stehenden Mitteln, um für den Unterhalt 

und die Unterkunft des Freiwilligen zu sorgen, inklusive Taschengeld des 
Freiwilligen;

4. gegebenenfalls Angaben zur Ausbildung, die der Freiwillige zur ordnungs-
gemäßen Ausübung seines Freiwilligendienstes erhält.

Grenzgänger

§ 68. (1) Drittstaatsangehörigen, die wiederholt zwecks Ausübung einer unselb-
ständigen Erwerbstätigkeit bei einem bestimmten Arbeitgeber ohne Begrün-
dung eines Wohnsitzes nach dem Meldegesetz einreisen (§ 2 Abs. 7 AuslBG), 
kann eine Aufenthaltsbewilligung als Grenzgänger erteilt werden, wenn
1. sie die Voraussetzungen des 1. Teiles mit Ausnahme des § 11 Abs. 2 Z 2 und 

4 erfüllen und
2. eine schriftliche Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-

marktservice gemäß § 20d Abs. 1 Z 7 AuslBG vorliegt.
(2) Von der Einholung einer schriftlichen Mitteilung der regionalen Geschäfts-

stelle des Arbeitsmarktservice ist abzusehen, wenn der Antrag
1. wegen eines Formmangels oder Fehlens einer Voraussetzung gemäß §§ 19 

bis 24 zurück- oder abzuweisen ist oder
2. wegen Vorliegens zwingender Erteilungshindernisse gemäß § 11 Abs. 1 oder 

Fehlens von Erteilungsvoraussetzungen gemäß § 11 Abs. 2 Z 1 oder 5 abzu-
weisen ist.

(3) Erwächst die negative Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice gemäß § 20d Abs. 1 AuslBG über die Zulassung zur Beschäfti-
gung als Grenzgänger in Rechtskraft, ist das Verfahren ohne weiteres einzustel-
len.

(4) Der Aufenthaltstitel „Grenzgänger“ ist für die Dauer von einem Jahr auszu-
stellen. Weist der Arbeitsvertrag eine kürzere Dauer auf, ist der Aufenthaltstitel 
für die Dauer des Arbeitsvertrages, die mindestens sechs Monate zu betragen hat, 
auszustellen.

Familiengemeinschaft

§ 69. (1) Familienangehörigen von Zusammenführenden (§ 2 Abs. 1 Z 10), die 
eine Aufenthaltsbewilligung besitzen, kann eine abgeleitete Aufenthaltsbewilli-
gung erteilt werden, wenn sie die Voraussetzungen des 1. Teiles erfüllen. Die Gel-
tungsdauer der Aufenthaltsbewilligung richtet sich nach der Geltungsdauer der 
Aufenthaltsbewilligung des Drittstaatsangehörigen.

(1a) Abweichend von Abs. 1 erster Satz entfällt bei Familienangehörigen von 
Inhabern einer Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher (§ 61) die Vorausset-
zung des § 11 Abs. 2 Z 2, wenn nachgewiesen wird, dass sie sich als Familienange-
hörige des Inhabers der Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher bereits im 
anderen Mitgliedstaat aufgehalten haben.

(2) Abs. 1 gilt nicht für Familienangehörige von Drittstaatsangehörigen, denen 
eine Aufenthaltsbewilligung für Betriebsentsandte (§ 59), für Selbständige 
(§ 60), für Schüler (§ 63), für Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit (§ 62), 
sofern der Aufenthaltsbewilligung für Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätig-
keit eine Tätigkeit gemäß § 1 Z 10 AuslBVO zu Grunde liegt, für Sozialdienstleis-
tende (§ 66), für Freiwillige (§ 67) oder für Grenzgänger (§ 68) erteilt wurde.

§ 67 NAG NAG §§ 68, 69
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(3) Entscheidungen über die Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung an Fami-
lienangehörige von Drittstaatsangehörigen mit einer Aufenthaltsbewilligung als 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer (§ 58), einer Aufenthaltsbewil-
ligung als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer (§ 58a) oder 
einer Aufenthaltsbewilligung als mobiler Forscher (§ 61) sind von der zuständi-
gen Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde unverzüglich, längstens jedoch 
binnen acht Wochen zu treffen.

6. Hauptstück
Zertifizierung von Einrichtungen

Zertifizierte nichtschulische Bildungseinrichtung

§ 70. (1) Der Bundesminister für Inneres hat nichtschulischen Bildungseinrich-
tungen auf begründeten Antrag mit Bescheid ein Zertifikat mit einer Gültig-
keitsdauer von fünf Jahren auszustellen, wenn diese den Aufgaben und dem We-
sen einer Schule im Sinne des § 2 Abs. 1 des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. 
Nr. 242/1962, und den Aufgaben nach Art und Umfang ihres Bestehens ent-
sprechen, und es sich dabei nicht um Bildungseinrichtungen handelt, denen das 
Recht zur Schulführung gemäß § 8 Abs. 2 oder 3 Privatschulgesetz oder das 
Öffentlichkeitsrecht gemäß § 16 Abs. 1 Privatschulgesetz innerhalb der letzten 
fünf Jahre entzogen wurde. Zertifizierte nichtschulische Bildungseinrichtungen 
sind mindestens einmal jährlich in geeigneter Weise, insbesondere im Internet, 
zu veröffentlichen. Nichtschulische Bildungseinrichtungen, die von Rechtsträ-
gern im Sinne des § 1 Abs. 1 des Amtshaftungsgesetzes (AHG), BGBl. 
Nr. 20/1949, betrieben werden, bedürfen keiner Zertifizierung.

(2) Eine Verlängerung des Zertifikates ist mit Bescheid zu verweigern und ein 
bestehendes Zertifikat ist zu entziehen, wenn die Voraussetzungen der Zertifizie-
rung nicht oder nicht mehr vorliegen oder die Zertifizierung erschlichen wurde.

(3) Die Verlängerung des Zertifikates kann mit Bescheid verweigert oder ein be-
stehendes Zertifikat kann entzogen werden, wenn Verantwortliche einer nicht-
schulischen Bildungseinrichtung mehr als einmal wegen einer Verwaltungsüber-
tretung nach § 77 Abs. 2 Z 1 oder 2 rechtskräftig bestraft wurden.

(4) Verantwortliche von zertifizierten nichtschulische Bildungseinrichtungen 
haben unverzüglich
1. die örtlich zuständige Behörde über jeden in der Person eines Auszubilden-

den gelegenen Umstand, der die Fortsetzung seiner Ausbildung nicht er-
warten lässt, oder innerhalb von zwei Monaten über den Abschluss einer 
Ausbildung eines Schülers und

2. den Bundesminister für Inneres über jeden Umstand, der die Erfüllung der 
Aufgaben gemäß Abs. 1 unmöglich macht,

in Kenntnis zu setzen.

Zertifizierte Forschungseinrichtung

§ 71. (1) Der Bundesminister für Inneres hat auf begründeten Antrag mit Be-
scheid ein Zertifikat mit einer Gültigkeitsdauer von fünf Jahren auszustellen, 
wenn
1. der Forschungszweck der Einrichtung besteht und
(Anm.: Z 2 und 3 aufgehoben durch Art. 1 Z 78, BGBl. I Nr. 145/2017)
4. die Voraussetzungen sonstiger bundes- oder landesgesetzlicher Vorschriften 

zum Betrieb der Forschungseinrichtung erfüllt sind.
Dem Antrag ist ein Gutachten der Österreichischen Forschungsförderungsge-
sellschaft mbH über den Forschungszweck der Einrichtung beizuschließen. Zer-
tifizierte Forschungseinrichtungen sind mindestens einmal jährlich in geeigneter 
Weise, insbesondere im Internet, zu veröffentlichen. Forschungseinrichtungen, 
die von Rechtsträgern im Sinne des § 1 Abs. 1 AHG betrieben werden, bedürfen 
keiner Zertifizierung zum Abschluss von Aufnahmevereinbarungen.

(2) Eine Verlängerung des Zertifikates ist mit Bescheid zu verweigern und ein 
bestehendes Zertifikat ist zu entziehen, wenn die Voraussetzungen der Zertifizie-
rung nicht oder nicht mehr vorliegen oder die Zertifizierung erschlichen wurde.

(3) Die Verlängerung des Zertifikates kann mit Bescheid verweigert oder ein be-
stehendes Zertifikat entzogen werden, wenn Verantwortliche einer Forschungs-
einrichtung mehr als einmal wegen einer Verwaltungsübertretung nach § 77 
Abs. 2 Z 1 rechtskräftig bestraft wurden.

(4) Verantwortliche einer zertifizierten Forschungseinrichtungen haben unver-
züglich
1. die örtlich zuständige Behörde über jede vorzeitige Beendigung einer 

Aufnahmevereinbarung, über jeden in der Person des Forschers gelegenen 
Umstand, der seine weitere Mitwirkung im Rahmen des Forschungsprojek-
tes nicht erwarten lässt, oder innerhalb von zwei Monaten über die Beendi-
gung des Forschungsprojektes und die vereinbarte Beendigung der Aufnah-
mevereinbarung;

2. den Bundesminister für Inneres über jeden sonstigen Umstand, der die 
Durchführung des Forschungsprojektes verhindert;

in Kenntnis zu setzen.

3. TEIL
STRAF-, SCHLUSS- UND ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN

Strafbestimmungen

§ 77. (1) Wer
1. eine Änderung des Aufenthaltszweckes während der Gültigkeit des Aufent-

haltstitels der Behörde nicht ohne unnötigen Aufschub bekannt gibt (§ 26) 

§ 70 NAG NAG §§ 71, 77
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oder Handlungen setzt, die vom Zweckumfang nicht erfasst sind (§ 8 
Abs. 4);

2. ein ungültiges, gegenstandsloses oder erloschenes Dokument nicht bei der 
Behörde abgibt;

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch Art. 3 Z 10, BGBl. I Nr. 68/2017)
4. eine Anmeldebescheinigung, eine Aufenthaltskarte oder eine Daueraufent-

haltskarte nach §§ 53, 54 und 54a nicht rechtzeitig beantragt oder
5. seiner Meldepflicht gemäß §§ 19 Abs. 11, 27 Abs. 4, 51 Abs. 3 oder 54 

Abs. 6 nicht rechtzeitig nachkommt,
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 50 Euro bis zu 
250 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu einer Woche, 
zu bestrafen.

(2) Wer
1. der Meldeverpflichtung gemäß § 70 Abs. 4 oder § 71 Abs. 4 nicht nach-

kommt;
2. eine Haftungserklärung (§ 2 Abs. 1 Z 15) abgibt, obwohl er weiß oder wis-

sen müsste, dass seine Leistungsfähigkeit zum Tragen der in Betracht kom-
menden Kosten nicht ausreicht und er daher seiner Verpflichtung aus der 
Haftungserklärung nicht nachkommen kann oder nicht nachkommen 
wird können;

3. während einer aufrechten Haftungserklärung (§ 2 Abs. 1 Z 15) Handlun-
gen setzt, von denen er weiß oder wissen müsste, dass sie zum Verlust seiner 
Leistungsfähigkeit führen;

4. Sprachdiplome gemäß § 21a ausstellt, obwohl er weiß oder wissen müsste, 
dass der Drittstaatsangehörige nicht über die erforderlichen Kenntnisse ver-
fügt oder

(Anm.: aufgehoben durch Art. 3 Z 11, BGBl. I Nr. 68/2017)
6. eine Aufnahmevereinbarung (§ 43d) abschließt, ohne im Einzelfall die er-

forderliche Qualifikation des Forschers ausreichend festgestellt zu haben
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis 
zu 5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Wochen, zu bestrafen.

(3) Wer eine Tat nach Abs. 2 begeht, obwohl er wegen einer solchen Tat bereits 
einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 5 000 Euro bis zu 
15 000 Euro oder mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 79. Soweit personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form ange-
führt sind, beziehen sich diese auf alle Geschlechter in gleicher Weise.

Verweisungen

§ 80. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesge-
setze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf die AuslBVO oder die PersGV 2018 ver-
wiesen wird, bezieht sich dies auf die Rechtsnorm zum Zeitpunkt des Inkrafttre-
tens des Verweises nach diesem Bundesgesetz.

Übergangsbestimmungen

§ 81. (1) Verfahren auf Erteilung von Aufenthalts- und Niederlassungsberechti-
gungen, die bei In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes anhängig sind, sind nach 
den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes zu Ende zu führen.

(2) Vor dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes erteilte Aufenthalts- und 
Niederlassungsberechtigungen gelten innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer und ihres 
Gültigkeitszweckes insoweit weiter, als sie nach dem Zweck des Aufenthaltes den 
Bestimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechen. Das Recht zur Aufnahme ei-
ner Erwerbstätigkeit bedarf jedenfalls der Ausstellung eines Aufenthaltstitels 
nach diesem Bundesgesetz, sofern dies nicht bereits nach dem Fremdenge-
setz 1997 möglich war. Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, durch 
Verordnung festzulegen, welche vor dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes 
erteilten Aufenthalts- und Niederlassungsberechtigungen nach ihrem Aufent-
haltszweck als entsprechende Aufenthalts- und Niederlassungsberechtigungen 
nach diesem Bundesgesetz und dem Fremdenpolizeigesetz weiter gelten.

(3) Vor dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes erteilte Aufenthaltsberech-
tigungen, die, weil es sich um einen Fall einer bloß vorübergehenden Erwerbstä-
tigkeit (§ 2 Abs. 1 Z 7 und 8) handelt, keinem Zweck des Aufenthaltes den Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes entsprechen, behalten ihre Gültigkeit bis zu 
ihrem Ablauf.

(4) Für EWR-Bürger und Schweizer Bürger, die bereits vor dem In-Kraft-Tre-
ten dieses Bundesgesetzes rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen und nach 
dem Meldegesetz 1991 gemeldet sind, gilt ihre aufrechte Meldung nach dem 
Meldegesetz 1991 als Anmeldebescheinigung im Sinne des § 53.

(5) Die Erfüllung der Integrationsvereinbarung nach dem Bundesgesetz in der 
Fassung des BGBl. I Nr. 100/2005 gilt als erbracht, wenn Fremde zum Zeitpunkt 
des In-Kraft-Tretens die Integrationsvereinbarung gemäß § 50a FrG bereits er-
füllt haben oder von der Erfüllung ausgenommen waren. Auf Fremde, die zum 
Eingehen der Integrationsvereinbarung gemäß § 50a FrG verpflichtet sind, fin-
den die Bestimmungen über die Integrationsvereinbarung (§§ 14 ff.) in der Fas-
sung des BGBl. I Nr. 100/2005 keine Anwendung, wenn sie vor dem In-Kraft-
Treten nach dem Bundesgesetz in der Fassung des BGBl. I Nr. 100/2005 mit der 
Erfüllung der Integrationsvereinbarung begonnen haben und diese nach § 50a 
FrG bis längstens 31. Dezember 2006 erfüllen. Eine solche Erfüllung gilt als Er-
füllung der Integrationsvereinbarung nach dem Bundesgesetz in der Fassung des 
BGBl. I Nr. 100/2005.
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(6) § 77 Abs. 1 Z 4 gilt nicht für Fremde, die bereits vor In-Kraft-Treten dieses 
Bundesgesetzes niedergelassen waren.

(7) Dokumentationen, die vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 122/2009 ausgestellt wurden, gelten unbeschadet der Bezeichnung insoweit 
weiter, als wären sie nach dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 122/2009 ausgestellt 
worden. § 54a gilt in diesen Fällen mit der Maßgabe, dass der Antrag an keine 
Frist gebunden ist. § 77 Abs. 1 Z 4 findet auf diese Fälle keine Anwendung.

(8) Anträge gemäß §§ 19 Abs. 8 und 21 Abs. 3 sind auch im Berufungsverfah-
ren zulässig, wenn das Verfahren zur Erteilung eines Aufenthaltstitels bei Inkraft-
treten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 bereits bei der Berufungsbehör-
de anhängig ist. Ist ein Verfahren auf Erteilung eines Aufenthaltstitels bei In-
krafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 bei der Berufungsbehörde 
anhängig und wird ein weiterer Antrag gemäß §§ 43 Abs. 2 oder 44 Abs. 3 ge-
stellt, so gilt die Berufung als zurückgezogen und tritt der Bescheid erster Instanz 
außer Kraft.

(9) Verlängerungsanträge, die bei Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 29/2009 bereits bei der Behörde anhängig sind, gelten abweichend von § 24 
Abs. 1 als rechtzeitig eingebracht und sind als Verlängerungsanträge zuzulassen, 
wenn sie spätestens sechs Monate nach dem Ende der Gültigkeitsdauer des letz-
ten Aufenthaltstitels gestellt wurden. Verlängerungsanträge, die nach Inkrafttre-
ten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009, aber spätestens bis zum 30. Juni 
2009 gestellt werden, gelten abweichend von § 24 Abs. 1 als rechtzeitig einge-
bracht und sind als Verlängerungsanträge zuzulassen, wenn sie spätestens sechs 
Monate nach dem Ende der Gültigkeitsdauer des letzten Aufenthaltstitels ge-
stellt werden. § 20 Abs. 2 gilt.

(10) Vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 erteilte 
Aufenthaltsbewilligungen aus humanitären Gründen gemäß § 72 gelten inner-
halb ihrer Gültigkeitsdauer als Aufenthaltsbewilligungen gemäß § 69a weiter.

(11) Verfahren gemäß §§ 72 bis 74 in der Fassung vor dem Bundesgesetz 
BGBl. I Nr. 29/2009, welche bei Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 29/2009 von Amts wegen in Prüfung stehen, sind nach den Bestimmungen 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 zu Ende zu führen, wobei die Behörde 
die Betroffenen über die Möglichkeit der Antragstellung nach §§ 19 Abs. 8, 21 
Abs. 3, 43 Abs. 2, 44 Abs. 3 und 4 sowie 69a, einschließlich der Rechtsfolgen, zu 
belehren hat. § 23 Abs. 1 gilt. Verfahren nach § 73 Abs. 4 in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 29/2009, die bei Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 29/2009 anhängig sind, sind nach § 46 Abs. 6 fortzuführen.

(12) Beim Bundesminister für Inneres bei Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 29/2009 anhängige Verfahren zur Zustimmung gemäß § 75 in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 29/2009 sind ohne weitere Behand-
lung der Behörde (§ 3 Abs. 1) zu übermitteln. Abs. 11 gilt.

(13) § 77 dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 38/2009 gilt für strafbare Handlungen, die vor dem 1. Jänner 2010 began-
gen wurden, weiter.

(14) Wurde ein Aufenthaltstitel vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 122/2009 erteilt, ist § 11 Abs. 5 in der Fassung des BGBl. I Nr. 122/2009 auf 
ein unmittelbar darauffolgendes Verfahren gemäß §§ 24 oder 26 mit der Maßga-
be anzuwenden, dass Mietbelastungen die festen und regelmäßigen eigenen Ein-
künfte nicht schmälern. Anlässlich der Ausfolgung des Aufenthaltstitels in ei-
nem solchen Verfahren ist der Fremde über die geltende Rechtslage betreffend 
die Voraussetzungen des § 11 Abs. 5 zu belehren.

(15) Alle nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 anhän-
gigen Verfahren gemäß §§ 44 Abs. 4 und 69a sind nach den Bestimmungen des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 zu Ende zu führen.

(16) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 erteilte Nieder-
lassungsbewilligungen gemäß § 8 Abs. 2 Z 1, 3 und 4 gelten innerhalb ihrer Gül-
tigkeitsdauer und ihres Gültigkeitszweckes wie folgt weiter:
1. „Niederlassungsbewilligung – Schlüsselkraft“ als Aufenthaltstitel „Rot-

Weiß-Rot – Karte“,
2. „Niederlassungsbewilligung – unbeschränkt“ als Aufenthaltstitel „Rot-

Weiß-Rot – Karte plus“ und
3. „Niederlassungsbewilligung – beschränkt“ als „Niederlassungsbewilli-

gung“.
(17) Das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a gilt als erfüllt, 

wenn Drittstaatsangehörige die Integrationsvereinbarung gemäß § 14 in der Fas-
sung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2011 vor dem Zeitpunkt des Inkraft-
tretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 erfüllt haben oder von der Erfül-
lung ausgenommen waren.

(18) Drittstaatsangehörige, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 zur Erfüllung der Integrationsvereinbarung gemäß 
§ 14 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2011 verpflichtet sind, 
aber diese noch nicht erfüllt haben, haben die Integrationsvereinbarung gemäß 
§ 14 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2011 bis zum 30. Juni 
2013 zu erfüllen oder binnen fünf Jahren nach Beginn der Erfüllungspflicht, 
wenn dieser Zeitraum vor dem 30. Juni 2013 endet.

(19) Drittstaatsangehörige, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 zur Erfüllung des Moduls 1 der Integrationsverein-
barung gemäß § 14 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2011 
verpflichtet sind, aber dieses noch nicht erfüllt haben, haben die Integrationsver-
einbarung gemäß § 14 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2011 
bis zum 30. Juni 2014 zu erfüllen oder binnen fünf Jahren nach Beginn der Er-
füllungspflicht, wenn dieser Zeitraum vor dem 30. Juni 2014 endet, jeweils mit 
der Maßgabe, dass die Erfüllung der Integrationsvereinbarung gemäß § 14 Abs. 5 
Z 1 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2011 bis 30. Juni 2012 
zulässig ist.

(20) Eine Erfüllung der Integrationsvereinbarung gemäß Abs. 18 oder 19 gilt 
als Erfüllung des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a. Eine 
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Nichterfüllung der Integrationsvereinbarung gemäß Abs. 18 oder 19 gilt als 
Nichterfüllung des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a.

(21) Für den Anwendungsbereich des Abs. 19 sind die §§ 15 und 16 in der Fas-
sung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 38/2011 bis 30. Juni 2012 weiter anzu-
wenden.

(22) § 21a ist auf Verfahren, die bereits vor dem 1. Juli 2011 anhängig waren, 
nicht anzuwenden.

(23) Verfahren gemäß §§ 41a Abs. 9 und 10, 43 Abs. 3 und 4 sowie 69a Abs. 1 
Z 1 bis 3 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012, welche vor 
dem 1. Oktober 2013 bei der Behörde gemäß § 3 Abs. 1 anhängig wurden und 
am 31. Dezember 2013 noch anhängig sind, sind auch nach Ablauf des 31. De-
zember 2013 von der Behörde gemäß § 3 Abs. 1 nach den Bestimmungen des 
Bundesgesetzes in der Fassung vor dem BGBl. I Nr. 87/2012 zu Ende zu führen.

(24) Verfahren gemäß §§ 41a Abs. 9 und 10, 43 Abs. 3 und 4 sowie 69a Abs. 1 
Z 1 bis 3 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012, welche ab 
dem 1. Oktober 2013 bei der Behörde gemäß § 3 Abs. 1 anhängig wurden und 
mit Ablauf des 31. Dezember 2013 noch anhängig sind, sind ab 1. Jänner 2014 
vom Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl nach den Bestimmungen des 
7. Hauptstückes des AsylG 2005 in der Fassung BGBl. I Nr. 68/2013 zu Ende zu 
führen.

(25) Ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz, gegen die eine Berufung 
zulässig ist, vor Ablauf des 31. Dezember 2013 erlassen worden, läuft die Beru-
fungsfrist mit Ablauf des 31. Dezember 2013 noch und wurde gegen diese Ent-
scheidung nicht bereits bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 Berufung erho-
ben, so kann gegen diese vom 1. Jänner bis zum Ablauf des 15. Jänner 2014 Be-
schwerde beim jeweils zuständigen Landesverwaltungsgericht erhoben werden. 
Das Landesverwaltungsgericht hat in diesen Fällen dieses Bundesgesetz in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 anzuwenden. Eine gegen 
eine solche Entscheidung bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 erhobene Be-
rufung gilt als rechtzeitig erhobene Beschwerde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG.

(26) Alle mit Ablauf des 31. Dezember 2013 beim Bundesminister für Inneres 
anhängigen Berufungsverfahren und Verfahren wegen Verletzung der Entschei-
dungspflicht (§ 73 AVG) nach diesem Bundesgesetz, sind ab 1. Jänner 2014 vom 
jeweils zuständigen Landesverwaltungsgericht nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 zu 
Ende zu führen.

(27) Wird eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz in der Fassung vor 
dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 nach Ablauf des 31. Dezember 2013 
durch den Verfassungsgerichtshof oder den Verwaltungsgerichtshof behoben, so 
fällt dieses Verfahren an das jeweils zuständige Landesverwaltungsgericht zurück, 
das nach diesem Bundesgesetz in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 87/2012 zu entscheiden hat.

(28) Jeder Bescheid, der nach Ablauf des 31. Oktober 2013 genehmigt wird, 
hat einen Hinweis auf die Rechtsfolge der Abs. 25 zu enthalten.

(29) Vor dem 1. Jänner 2014 ausgestellte Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – 
Familienangehöriger“ und „Daueraufenthalt – EG“ gelten innerhalb ihrer Gül-
tigkeitsdauer als Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ weiter. Inhaber eines 
Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EG“ eines anderen Mitgliedstaates gelten 
als Inhaber eines Aufenthaltstitels „Daueraufenthalt – EU“ eines anderen Mit-
gliedstaates.

(30) Vor dem 1. Jänner 2014 erteilte Aufenthaltstitel „Niederlassungsbewilli-
gung“ gelten innerhalb der Gültigkeitsdauer und ihres Berechtigungsumfanges 
weiter.

(31) Vor dem 1. Jänner 2014 erteilte Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-Rot – Karte 
plus“ gemäß § 41a Abs. 9 gelten innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer und ihres Be-
rechtigungsumfanges als „Aufenthaltsberechtigung plus“ gemäß § 55 Abs. 1 
AsylG 2005 weiter. Vor dem 1. Jänner 2014 erteilte Aufenthaltstitel „Rot-Weiß-
Rot – Karte plus“ gemäß § 41a Abs. 10 gelten innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer 
und ihres Berechtigungsumfanges als „Aufenthaltsberechtigung plus“ gemäß 
§ 56 Abs. 1 AsylG 2005 weiter.

(32) Vor dem 1. Jänner 2014 erteilte Niederlassungsbewilligungen gemäß § 43 
Abs. 3 gelten innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer und ihres Berechtigungsumfanges 
als „Aufenthaltsberechtigung“ gemäß § 55 Abs. 2 AsylG 2005 weiter. Vor dem 
1. Jänner 2014 erteilte Niederlassungsbewilligungen gemäß § 43 Abs. 4 gelten in-
nerhalb ihrer Gültigkeitsdauer und ihres Berechtigungsumfanges als „Aufent-
haltsberechtigung“ gemäß § 56 Abs. 2 AsylG 2005 weiter.

(33) Für Inhaber eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ gemäß 
§ 41a Abs. 7 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 68/2013 gilt § 45 
Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013, auch wenn sie 
in den fünf Jahren nicht nur aufgrund einer Aufenthaltsberechtigung als subsi-
diär Schutzberechtigter (§ 8 Abs. 4 AsylG 2005) ununterbrochen rechtmäßig 
aufhältig waren.

(34) Gültige Aufenthaltstitel von jenen Drittstaatsangehörigen, die mit 1. Juli 
2013 aufgrund des Vertrages über den Beitritt der Republik Kroatien zur Euro-
päischen Union, ABl. Nr. L 112 vom 24. April 2012 S. 10 EWR-Bürger sind, 
gelten ab 1. Juli 2013 innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer als Anmeldebescheini-
gung gemäß § 53.

(35) Die Bestellungen der Mitglieder des Integrationsbeirates, die gemäß § 18 
Abs. 2 in der Fassung vor dem Budgetbegleitgesetz 2014, BGBl. I Nr. 40/2014, 
vorgenommen wurden, gelten bis zum Ende ihrer Funktionsdauer weiter, sofern 
sie nicht vorher anderweitig enden.

(36) Das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 IntG gilt als erfüllt, 
wenn Drittstaatsangehörige das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß 
§ 14a in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 68/2017 vor dem Zeit-
punkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017 erfüllt haben 
oder von der Erfüllung ausgenommen waren.

(37) Bei Drittstaatsangehörigen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017 zur Erfüllung von Modul 1 der Integrationsver-
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einbarung gemäß § 14a in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 68/2017 verpflichtet sind, dieses aber noch nicht erfüllt haben, richten sich 
die Bedingungen für die Erfüllung des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung 
bis 36 Monate nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017 nach 
diesem Bundesgesetz in der Fassung vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 68/2017. Erfüllt ein Drittstaatsangehöriger, für den Satz 1 gilt, Mo-
dul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 Abs. 4 IntG, gilt dies als Erfüllung 
des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 14a in der Fassung vor In-
krafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017. Die Erfüllung des Moduls 
1 der Integrationsvereinbarung nach dem in Satz 1 genannten Zeitpunkt richtet 
sich nach den Bestimmungen des IntG.

(38) Eine Erfüllung des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung gemäß Abs. 37 
gilt als Erfüllung des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 Abs. 4 
IntG. Eine Nichterfüllung des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung gemäß 
Abs. 37 gilt als Nichterfüllung des Moduls 1 der Integrationsvereinbarung ge-
mäß § 9 IntG.

(39) Verfahren gemäß § 45 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 68/2017, welche bereits vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 68/2017 anhängig waren, sind nach den Bestimmungen dieses 
Bundesgesetzes in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 68/2017 zu 
Ende zu führen.

(40) § 77 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 Z 5 dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor 
dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 68/2017 gilt für strafbare Handlungen, die vor 
dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017 be-
gangen wurden, weiter.

(41) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 erteilte 
Aufenthaltsbewilligungen gemäß § 58 gelten innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer 
und ihres Berechtigungsumfanges weiter.

(42) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 erteilte 
Aufenthaltsbewilligungen gemäß §§ 61, 62, 67 und 69 gelten innerhalb ihrer 
Gültigkeitsdauer wie folgt weiter:
1. Aufenthaltsbewilligung „Künstler“ als „Niederlassungsbewilli-

gung – Künstler“,
2. Aufenthaltsbewilligung „Sonderfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit“, so-

fern der Aufenthaltsbewilligung eine Tätigkeit gemäß § 1 Abs. 2 lit. b, c, d, 
f, g oder i AuslBG oder § 1 Z 1, 2, 4, 7, 8, 9 oder 12 AuslBVO zu Grunde 
liegt, als „Niederlassungsbewilligung – Sonderfälle unselbständiger Er-
werbstätigkeit“,

3. Aufenthaltsbewilligung „Forscher“ als „Niederlassungsbewilligung – For-
scher“,

4. Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ als „Niederlassungsbewil-
ligung“, sofern der Zusammenführende eine Aufenthaltsbewilligung 
„Künstler“ innehat,

5. Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ als „Niederlassungsbewil-
ligung“, sofern der Zusammenführende eine Aufenthaltsbewilligung „Son-
derfälle unselbständiger Erwerbstätigkeit“ und dieser eine Tätigkeit gemäß 
§ 1 Abs. 2 lit. b, c, d, f oder g AuslBG oder § 1 Z 1, 2, 4, 7, 8, 9 oder 12 Aus-
lBVO zu Grunde liegt, innehat,

6. Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ als Aufenthaltstitel „Rot-
Weiß-Rot – Karte plus“, sofern der Zusammenführende eine Aufenthalts-
bewilligung „Forscher“ oder eine Aufenthaltsbewilligung „Sonderfälle un-
selbständiger Erwerbstätigkeit“, sofern letzterer eine Tätigkeit gemäß § 1 
Abs. 2 lit. i AuslBG zu Grunde liegt, innehat.

(43) Fremde, deren Aufenthaltstitel gemäß Abs. 42 Z 1, 2 und 4 bis 6 als 
Aufenthaltstitel, der zur Niederlassung berechtigt, weitergilt, sind mit erstmali-
ger Verlängerung der nunmehr als Niederlassungsbewilligung weitergeltenden 
Aufenthaltsbewilligung zur Erfüllung des Moduls 1 der Integrationsvereinba-
rung verpflichtet. § 9 Abs. 1 letzter Satz IntG gilt.

(44) Abweichend von § 45 Abs. 2 erster Satz ist die Zeit eines unmittelbar vor-
angehenden rechtmäßigen Aufenthalts im Bundesgebiet auf Grund eines gemäß 
Abs. 42 zur Niederlassung berechtigenden Aufenthaltstitels zur Gänze auf die 
Fünfjahresfrist gemäß § 45 Abs. 1 anzurechnen.

(45) Vor dem 1. Oktober 2017 ausgestellte Bestätigungen gemäß § 64 Abs. 4 
gelten innerhalb ihrer Gültigkeitsdauer und ihres Berechtigungsumfanges als Be-
stätigungen gemäß § 64 Abs. 4 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 145/2017 bis 31. März 2018 weiter. § 21 Abs. 2 Z 8 in der Fassung vor In-
krafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 gilt für Inhaber solcher Be-
stätigungen bis 31. März 2018 weiter.

(46) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 56/2018, erteilte 
Aufenthaltsbewilligungen „Studierender“ gelten innerhalb ihrer Gültigkeits-
dauer als Aufenthaltsbewilligungen „Student“ weiter.

(47) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 56/2018, anhängige 
Verfahren zur Erteilung einer „Niederlassungsbewilligung – Forscher“ oder einer 
Aufenthaltsbewilligung „Studierender“ sind ehestmöglich, längstens jedoch bin-
nen acht Wochen nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 56/2018, 
oder binnen sechs Monaten nach Antragstellung, je nachdem welcher Zeitpunkt 
früher Eintritt, zu Ende zu führen.

(48) Für Drittstaatsangehörige, denen vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 145/2020 ein Aufenthaltstitel „Niederlassungsbewilligung – Ange-
höriger“ gemäß § 56 Abs. 1 erteilt wurde, gilt § 41a Abs. 7 sinngemäß mit der 
Maßgabe, dass anstelle der „Niederlassungsbewilligung“ die „Niederlassungsbe-
willigung – Angehöriger“ tritt.

(49) Soweit durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. xxx/2026 Entscheidungsfris-
ten geändert oder neu festgesetzt werden, sind diese nur in Verfahren, die ab dem 
Inkrafttreten des genannten Bundesgesetzes anhängig wurden, maßgeblich.

(50) Anträge auf Erteilung eines Einreisetitels gemäß § 35 AsylG 2005 in der 
Fassung vor dem 12. Juni 2026, über die bis dahin nicht entschieden wurde, gel-
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ten als Anträge auf Erteilung eines Aufenthaltstitels „Rot-Weiß-Rot – Karte 
plus“ gemäß § 46a Abs. 2 weiter. § 22 gilt nicht. § 46a Abs. 5 gilt mit der Maßga-
be, dass Ehegatten und eingetragene Partner das 21. Lebensjahr zum Zeitpunkt 
der Antragstellung noch nicht vollendet haben müssen.

(51) Anträge in den Fällen, in denen nach § 75 Abs. 40 oder 41 AsylG 2005 
vorzugehen ist, sowie Anträge gemäß Abs. 50 unterliegen einer separat in der 
Niederlassungsverordnung festzulegenden Quotenart gemäß § 13 Abs. 2. Ab-
weichend von § 12 Abs. 2 erster Satz sind diese Anträge nach dem Datum der 
Antragsstellung gemäß § 35 AsylG 2005 in der Fassung vor dem 12. Juni 2026 in 
das Register gemäß § 12 Abs. 2 aufzunehmen und dem Quotenjahr zuzuordnen. 
Die Berufsvertretungsbehörde hat vor Weiterleitung eines Antrages auf Ertei-
lung eines Einreisetitels gemäß § 35 AsylG 2005 in der Fassung vor dem 12. Juni 
2026 an das Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl das Datum der Antragsstel-
lung zu vermerken. Außerdem hat die Berufsvertretungsbehörde dem Bundes-
amt für Fremdenwesen und Asyl den Namen des Antragstellers und das Datum 
der Antragstellung in den gerichtlich anhängigen Verfahren (§ 75 Abs. 40 und 41 
AsylG 2005) innerhalb eines Monats nach Inkrafttreten des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. xxx/2026 zu übermitteln. Steht bei mehreren am selben Tag gestell-
ten Anträgen im Sinne des ersten Satzes nur für einen Teil dieser Anträge ein 
Quotenplatz zur Verfügung, ist allen diesen Anträgen ein Quotenplatz zuzuord-
nen.

(52) In Beschwerdeverfahren gemäß § 75 Abs. 40 AsylG 2005 sind Anträge ge-
mäß §§ 19 Abs. 8, 21 Abs. 3 und 46a Abs. 7 zulässig.

(53) Bei Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 anhängige Ver-
fahren gemäß § 46 Abs. 1 Z 2 lit. c sind nach der Rechtslage vor Inkrafttreten des 
genannten Bundesgesetzes zu Ende zu führen.

In-Kraft-Treten

§ 82. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2006 in Kraft.
(Anm.: Abs. 2 wurde durch Art. 2 § 2 Abs. 2 Z 85, BGBl. I Nr. 2/2008, als 

nicht mehr geltend festgestellt.)
(3) Verordnungen oder Regierungsübereinkommen auf Grund dieses Bundes-

gesetzes und seiner Novellen können bereits ab dem auf die Kundmachung fol-
genden Tag erlassen oder abgeschlossen werden; sie dürfen jedoch frühestens mit 
dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes oder der betreffenden Novelle in Kraft 
gesetzt werden.

(4) (Verfassungsbestimmung) Die Niederlassungsverordnung für das Jahr 
2006 kann – nach Durchführung des in § 13 normierten Verfahrens – bereits ab 
dem auf seine Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie darf jedoch frü-
hestens mit dem In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes in Kraft gesetzt werden.

(5) Die §§ 2 Abs. 1 Z 11, 11 Abs. 5, 19 Abs. 4, 24 Abs. 2 und 4, 37 Abs. 5 und 
60 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 157/2005 treten mit 
1. Jänner 2006 in Kraft.

(6) § 40 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 31/2006 tritt 
mit 1. Jänner 2006 in Kraft.

(7) Die §§ 36 Abs. 2 und 45 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 4/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft.

(8) Verordnungen auf Grund des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 können 
bereits ab dem auf seine Kundmachung folgenden Tag erlassen werden; sie dür-
fen jedoch frühestens mit dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 29/2009 in Kraft gesetzt werden.

(9) Die §§ 1 Abs. 2 Z 1, 2 Abs. 1 Z 15 bis 18, 3 Abs. 2 und 5, 8 Abs. 1 Z 5, 11 
Abs. 1 und 3, 19 Abs. 7 bis 10, 20 Abs. 2, 21 Abs. 3 bis 6, 23 Abs. 2, 24 Abs. 1 
und 2, 28 Abs. 1, 43, 44 Abs. 3 und 4, 44a und 44b samt Überschrift, 46 Abs. 6, 
50 Abs. 2, die Überschrift des 7. Hauptstückes des 2. Teiles, §§ 73 bis 75 samt 
Überschriften, §§ 76 Abs. 1 und 5, 77 Abs. 1 und Abs. 2 Z 2, 81 Abs. 8 bis 12 
sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 29/2009 treten mit 1. April 2009 in Kraft. Der § 72 samt Überschrift tritt 
mit Ablauf des 31. März 2009 außer Kraft.

(10) § 69a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 29/2009 tritt mit 1. April 2009 in Kraft und mit Ablauf des 31. Mai 2009 
außer Kraft.

(11) § 69a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2009 tritt mit 
1. Juni 2009 in Kraft.

(12) Die §§ 1 Abs. 1 und Abs. 2 Z 1, 2 Abs. 1 Z 6, 9, 14, 15, 18 bis 20, Abs. 6 
und 7, §§ 3 Abs. 3, 5 Abs. 1 und 2, 7, 8 Abs. 1 Z 5 und Abs. 4 und 5, 9 samt 
Überschrift, 10 samt Überschrift, 11 Abs. 1 Z 3 und 5 und Abs. 5, 13 Abs. 2 Z 1, 
14 Abs. 1 und 9, 18 Abs. 2 Z 1, 19 Abs. 1, 4, 5, 7 und 11, 20 Abs. 3 bis 5, 21 
Abs. 2 Z 1 bis 3 und Abs. 6, 22 Abs. 2, die Überschrift des § 23, §§ 23 Abs. 1 und 
2, 24 Abs. 4, 25 Abs. 1, 27 samt Überschrift, die Überschrift des § 28, §§ 28 
Abs. 5, 29 Abs. 4, 30 Abs. 3, 30a samt Überschrift, 35 Abs. 1, 37 Abs. 4 und 6, 
38 Abs. 4, 41 Abs. 2 Z 1, 43 Abs. 4 bis 7, 44 Abs. 1, 4 und 5, §§ 44b Abs. 3, 45 
Abs. 1a und Abs. 6 bis 8, 46 Abs. 3, 4a und 5, 47 Abs. 1 und 5, 48 Abs. 1a und 
Abs. 3 bis 5, die Überschrift des 4. Hauptstücks, §§ 51 bis 57 samt Überschriften, 
58 Z 2, 63 Abs. 1 und 3, 66 Abs. 2, 67 Abs. 1, die Überschrift des § 69, §§ 69 
Abs. 1, 69a Abs. 1 Z 1 bis 4 und Abs. 2 und 6, 77, 81 Abs. 7 und 13 bis 15, 83 Z 2 
sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 122/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft.

(13) Die §§ 2 Abs. 1 Z 9, 8 Abs. 4, 11 Abs. 1 Z 4, 20 Abs. 5 Z 1 und 2, 27, die 
Überschrift des § 30, §§ 30 Abs. 1, 30a samt Überschrift, 37 Abs. 4, 47 Abs. 3 Z 1, 
48 Abs. 1 Z 3, 50 Abs. 1 Z 2, 52 Abs. 1 Z 1 bis 3 und Abs. 2, 53 Abs. 2 Z 4 und 
5, 53a Abs. 3 und 5 Z 3, 54 Abs. 2 Z 1 und 2 und Abs. 5 bis 7, 69a Abs. 1 Z 4 
sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 135/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft.

(14) Die §§ 11 Abs. 5 und 51 Abs. 1 Z 2 in der Fassung des Budgetbegleitgeset-
zes 2011, BGBl. I Nr. 111/2010, treten mit 1. Jänner 2011 in Kraft.
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(15) Die §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Z 14, 15 und 18, 3 Abs. 5, §§ 6, 8, die Überschrift 
des § 9, 9 Abs. 1 und 2, die Überschrift des § 10, §§ 10 Abs. 1 und 3, 11 Abs. 1 
Z 1, 2 und 5 und Abs. 2 Z 6 sowie Abs. 3 Z 8 und 9, §§ 12, 13 Abs. 1 bis 5 und 
Abs. 7 und 8, §§ 14 bis 15 samt Überschriften, 16 Abs. 1, 2 und 5, 17 Abs. 1a, 18 
samt Überschrift, 19 Abs. 1, 2, 7 und 11, 20 Abs. 1, 1a und 4a, 21 Abs. 2 und 6, 
21a samt Überschrift, 22 Abs. 2, 23 Abs. 1, 24 Abs. 1 und 3, 25, die Überschrift 
des § 27, §§ 27, 28 Abs. 1, 5 und 6, 30 Abs. 3, 30a, die Überschrift des § 38, §§ 38 
Abs. 3 und 4, 40 Abs. 1 und 2, 41 bis 48 samt Überschriften, die Überschrift des 
3. Hauptstückes des 2. Teiles, §§ 49 bis 50a samt Überschriften, die Überschrift 
des 4. Hauptstückes des 2. Teiles, die Überschrift des § 51, §§ 51 Abs. 3, 52 
Abs. 1, 53 Abs. 1 und 2, 53a Abs. 1 und 4, 54 Abs. 1, 2, 4 und 6 und 7, 54a 
Abs. 1, 55 Abs. 2 bis 5, 56 Abs. 2 und 3, 57, 64, 69a Abs. 1 Z 1 und Abs. 2, 73 Z 1 
und 3, 74, 75 Abs. 1, 76 Abs. 3, 77 Abs. 1 Z 3 und 5 und Abs. 2 Z 4 und 5, 81 
Abs. 16 bis 22 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 38/2011 treten mit 1. Juli 2011 in Kraft.

(16) § 41a Abs. 10, § 43 Abs. 4, § 44b Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 sowie § 69a Abs. 2 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 treten mit 1. September 
2012 in Kraft.

(17) Die §§ 2 Abs. 1 Z 11 und Abs. 7, 3 Abs. 2, 3a samt Überschrift, 8 Abs. 1 
Z 10, 10 Abs. 1 und 1a, 11 Abs. 1 Z 1, 12 Abs. 4 und 6 bis 8, 21 Abs. 6, 24 Abs. 1, 
25 Abs. 1, 27 Abs. 2 und 3 Z 3, 28 Abs. 1, 30a Abs. 1, 36 Abs. 2, 37 Abs. 1, 3 und 
4, 38 Abs. 3 und 4, 41a Abs. 3, 9 und 10, 43 Abs. 3, 44a, 45 Abs. 2 und 8, 48 
Abs. 2, 55 Abs. 3 und 4, 64 Abs. 5 und 81 Abs. 5 sowie das Inhaltsverzeichnis in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2012 treten mit 1. Jänner 2014 
in Kraft. Die §§ 2 Abs. 1 Z 18, 3 Abs. 5, 11 Abs. 1 Z 3, 19 Abs. 10, 41a Abs. 11, 
43 Abs. 4 und 5, 44b, 69a samt Überschrift, die Überschrift des 7. Hauptstückes 
des 2. Teiles, die §§ 73 bis 75 samt Überschriften und die Überschrift des 
8. Hauptstückes des 2. Teiles sowie § 76 samt Überschrift in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2013 au-
ßer Kraft.

(18) Die §§ 3 Abs. 2 bis 5, 3a, 8 Abs. 1 Z 3, 4, 7 und 8, 10 Abs. 2 und 3 Z 3 und 
4, 11 Abs. 3, 12 Abs. 5 und 7, 13 Abs. 2 Z 5, 19 Abs. 8, 20 Abs. 3, 4a und 5, 21 
Abs. 3, 21a Abs. 5, 24 Abs. 4, 25 Abs. 1, 28 Abs. 1, 33 Abs. 2, 37 Abs. 3 und 4, 
die Zitatanpassung in § 41 Abs. 1, §§ 41 Abs. 2 bis 4, 41a Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 
Z 3 sowie Abs. 7, 8, 9 und 11, die §§ 42 Abs. 1 bis 3, 43 Abs. 1, 3 und 4, die Über-
schrift des § 45, die §§ 45 Abs. 1, 2, 8, 10 und 12, 46 Abs. 1 Z 2 lit. a, 47 Abs. 4 
und 5, die Überschrift des § 49, die §§ 49 Abs. 1 bis 5, die Überschrift des § 50, 
die §§ 50 Abs. 1, 56 Abs. 3, 61, 64 Abs. 4, die Überschrift des § 65, die §§ 65 und 
81 Abs. 23 bis 27 und 29 bis 33 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Die §§ 8 
Abs. 1 Z 9, 48 samt Überschrift und 78 samt Überschrift in der Fassung vor dem 
Bundesgesetz BGBl. I Nr. 68/2013 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2013 au-
ßer Kraft.

(19) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 sind so zu ver-
stehen, dass sie sich auf jene Fassung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 

beziehen, die sie durch das Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz – FNG, 
BGBl. I Nr. 87/2012, erhalten würden.

(20) Das Inhaltsverzeichnis, § 5, § 7, die Überschrift des 5. Hauptstückes des 
1. Teiles, § 17 Abs. 1a, 2 und 4, § 18 Abs. 2 und 4, § 21a Abs. 7, § 81 Abs. 35 und 
§ 83 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2014, BGBl. I Nr. 40/2014, treten 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(20a) § 16 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2015 tritt 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(21) Die §§ 2 Abs. 6, 3 Abs. 2, 3a, 3b samt Überschrift, 4, 10 Abs. 3 Z 4, 11 
Abs. 1 Z 1 und 3, Abs. 3 und 5, 12 Abs. 2, 5 und 6, 13 Abs. 2 Z 3 und Abs. 7, 14b 
Abs. 1, 19 Abs. 1, 7 und 12, 21 Abs. 2 Z 6 bis 10 und Abs. 6, 23 Abs. 2, 33 Abs. 2, 
37 Abs. 5, 41a Abs. 6 Z 2, 45 Abs. 4a, 49 Abs. 4, 50 Abs. 1, 55 Abs. 3, 64 Abs. 4, 
67 Abs. 1 Z 1 bis 3, 68 Z 3, 77 Abs. 2 Z 2 und 3, 83 Z 1 und 3 sowie der Eintrag 
zu § 3b im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 70/2015 treten mit 20. Juli 2015 in Kraft. § 67 Abs. 2 tritt mit Ablauf des 
19. Juli 2015 außer Kraft.

(22) Die §§ 11 Abs. 2 Z 6, 20 Abs. 1a Z 1, 21a Abs. 3, 41a Abs. 9, 45 Abs. 1 Z 2 
und Abs. 12 Z 2, 77 Abs. 2 Z 4, 81 Abs. 36 bis 40 und 83 Z 2 und 3 sowie das 
Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017 treten 
mit 1. Oktober 2017 in Kraft. Die §§ 14 bis 16 samt Überschriften, das 5. Haupt-
stück des 1. Teiles, § 77 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 Z 5 sowie § 83 Z 3 und 4 treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung des Gesetzes außer Kraft.

(23) Die §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1 Z 15 und Abs. 3, 3 Abs. 1, 8 Abs. 1 Z 9 bis 12 und 
Abs. 3, 10 Abs. 3 Z 1, 11 Abs. 2 Z 5 bis 7, Abs. 3, Abs. 4 Z 2, Abs. 5 und 6, 19 
Abs. 10, 20 Abs. 1a, 21 Abs. 2 Z 4 bis 6 und 8 bis 10, Abs. 6 und 7, 21a Abs. 1 bis 
4 und 6 bis 7, 24 Abs. 5, 28 Abs. 6, 30 Abs. 1, 33 Abs. 2 und 3, 34 Abs. 2, 36 
Abs. 1, 2 und 5, 40 Abs. 1, 41 Abs. 2 und 5, 41a Abs. 1, 2, 4 Z 2, Abs. 7, 7a und 
10, 43 Abs. 1 Z 2 und Abs. 4, 43a bis 43d samt Überschriften, 44 Abs. 2, 44a, 45 
Abs. 1 und 2, 46 Abs. 1 Z 1 und 1a, Z 2 lit. b bis d, Abs. 4 Z 3, 54 Abs. 5, 55 
Abs. 3, 58 und 58a samt Überschriften, 59 Z 2, 62 Z 2, 63 Abs. 1 Z 4 bis 6 und 
Abs. 3, 64 Abs. 4 und 5, 66 Abs. 1 Z 4 bis 6, 69 Abs. 2 und 3, 71 Abs. 1 Z 1, 77 
Abs. 1 Z 5, Abs. 2 Z 4 und 6, 80 Abs. 1 und 2, 81 Abs. 41 bis 45 sowie die Einträ-
ge im Inhaltsverzeichnis zu §§ 43a bis 43d, 58 und 58a in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung, 
frühestens jedoch mit 1. Oktober 2017 in Kraft. §§ 10 Abs. 3 Z 8, 23 Abs. 4, 61 
samt Überschrift, 64 Abs. 6, 67 und 68 samt Überschriften und 71 Abs. 1 Z 2 
und 3 sowie die Einträge im Inhaltsverzeichnis zu §§ 61, 67 und 68 treten mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung, frühestens jedoch mit Ablauf des 30. Sep-
tember 2017 außer Kraft. § 12 Abs. 7 tritt mit 1. Jänner 2019 in Kraft.

(24) Die §§ 14 bis 17 samt Überschriften, 83 Z 3 und 4 sowie die Einträge im 
Inhaltsverzeichnis zu §§ 14 bis 17 in der Fassung vor Inkrafttreten des Bundesge-
setzes, BGBl. I Nr. 68/2017, treten rückwirkend mit 9. Juni 2017 in Kraft und 
mit Ablauf des 30. September 2017 außer Kraft. § 77 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 Z 5 
in der Fassung vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 68/2017, treten 
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mit Ablauf des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes in Kraft und mit 
Ablauf des 30. September 2017 außer Kraft.

(25) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 sind so zu 
verstehen, dass sie sich auf jene Fassung der Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes beziehen, die sie durch das Bundesgesetz, mit dem ein Integrationsgesetz und 
ein Anti-Gesichtsverhüllungsgesetz erlassen sowie das Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetz, das Asylgesetz 2005, das Fremdenpolizeigesetz 2005, das 
Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 und die Straßenverkehrsordnung 1960 geändert 
werden, BGBl. I Nr. 68/2017, erhalten.

(26) § 2 Abs. 1 Z 20 und 21, die Überschrift des 7. Hauptstückes des 1. Teiles 
samt Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 34, die Überschrift zu § 35 samt Eintrag im 
Inhaltsverzeichnis, § 35 Abs. 1a und 2, § 36 samt Überschrift und Eintrag im In-
haltsverzeichnis, § 37 Abs. 1, § 38 Abs. 1 bis 3 sowie § 39 samt Überschrift und 
Eintrag im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Materien-Datenschutz-Anpas-
sungsgesetzes 2018, BGBl. I Nr. 32/2018, treten mit 25. Mai 2018 in Kraft. § 40 
Abs. 3 in der Fassung vor Inkrafttreten des genannten Bundesgesetzes tritt mit 
Ablauf des 24. Mai 2018 außer Kraft.

(27) Die §§ 2 Abs. 1 Z 21 und 22, Abs. 6, 10 Abs. 3 Z 1, 19 Abs. 7, 20 Abs. 1 
und 1a, 21 Abs. 2 Z 6, 8 und 10, 21a Abs. 5a, 41a Abs. 9, 43c, 43d, 46 Abs. 1 Z 1, 
Abs. 4 Z 3 und Abs. 6, 51 Abs. 2 Z 3, 57a, 61, 64 und 67 samt Überschriften, 69 
Abs. 1a, 2 und 3, 70 Abs. 1, 71 Abs. 3 und 81 Abs. 46 und 47 sowie die Einträge 
im Inhaltsverzeichnis zu §§ 57a, 61, 64 und 67 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 56/2018 treten mit 1. September 2018 in Kraft. § 41a Abs. 10 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 tritt mit dem Ablauf des Tages 
der Kundmachung in Kraft.

(28) (Verfassungsbestimmung) § 13 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 14/2019 tritt mit Ablauf des Monats der Kundmachung dieses Bun-
desgesetzes in Kraft.

(29) Die §§ 21 Abs. 2 und 6, 21a Abs. 4, 41a Abs. 12 und 13, 45 Abs. 2a und 56 
Abs. 4 in der Fassung des Brexit-Begleitgesetzes 2019, BGBl. I Nr. 25/2019, tre-
ten mit dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Austritts des Vereinigten Kö-
nigreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäischen Union unter 
der Bedingung in Kraft, dass der Austritt ohne Austrittsabkommen gemäß 
Art. 50 Abs. 2 EUV erfolgt.

(30) § 60 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2019 tritt 
mit 1. Juli 2020 in Kraft.

(31) § 19 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2020 tritt 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit Ablauf des 
30. Juni 2022 außer Kraft.

(32) Die §§ 8 Abs. 1 Z 12 und 13, 12 Abs. 1 Z 1, 13 Abs. 1 und 2 Z 3, 21 Abs. 2 
Z 6 und 8, 41 Abs. 1 und 2, 41a Abs. 2 Z 1, 43d, 46 Abs. 1 Z 2, 56 Abs. 1 und 3, 
57a sowie 80 Abs. 2 und 81 Abs. 48 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 145/2020 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. Die §§ 8 
Abs. 1 Z 10 sowie 43b und 62 samt Überschriften in der Fassung des Bundesge-

setzes BGBl. I Nr. 145/2020 treten drei Monate nach Kundmachung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 145/2020 in Kraft.

(33) Die §§ 1 Abs. 2 Z 2 und 44 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 54/2021 treten mit 1. Mai 2021 in Kraft.

(33a) § 27 Abs. 3 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes, BGBl. I Nr. 86/2021, 
tritt mit 1. Juli 2021 in Kraft.

(34) Die Änderung des § 20 Abs. 4 durch die Novelle BGBl. I Nr. 110/2021 
tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft und mit 30. Septem-
ber 2023 außer Kraft.

(35) Die §§ 2 Abs. 1 Z 20a bis 20c, 11 Abs. 1 Z 2 und 2a und Abs. 3, 28 Abs. 2 
und 36 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 206/2021 treten mit dem 
im Beschluss der Europäischen Kommission gemäß Art. 66 Abs. 2 der Verord-
nung SIS-Grenze festgelegten Tag in Kraft.(Anm. 1)

(36) § 13 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 217/2021 tritt 
mit 1. Jänner 2022 in Kraft. § 13 Abs. 4 tritt mit 31. Dezember 2021 außer Kraft.

(36a) Die §§ 1 Abs. 1, 8 Abs. 1, 10 Abs. 1, 21 Abs. 2 Z 6, 28 Abs. 6 und 7, 32, 
41 Abs. 1, 2 und 5, 41a Abs. 1 Z 1, 42, 43 Abs. 4, 45 Abs. 3, 46 Abs. 1a, 3 und 6, 
49, 50a und 63 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2022 
treten mit 1. Oktober 2022 in Kraft.

(37) § 19 Abs. 1a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2020 tritt 
mit 1. Juli 2022 in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2023 außer Kraft.

(38) Die §§ 1 Abs. 2 Z 3, 20 Abs. 2a und 21 Abs. 2 Z 7 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 153/2022 treten mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft. § 42 Abs. 1a Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 153/2022 tritt mit 1. Oktober 2022 in Kraft.

(39) § 63 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 175/2023 tritt 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(40) Die §§ 21 Abs. 2, 41a Abs. 7b und 11 sowie 46 Abs. 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 67/2024 treten mit 1. Oktober 2024 in Kraft.

(41) § 35 Abs. 1a in der Fassung des Informationsfreiheits-Anpassungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 50/2025, tritt mit 1. September 2025 in Kraft.

(42) Der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 68 sowie die §§ 4 Abs. 1, 68 und 69 
Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 70/2025 treten mit dem 
der Kundmachung folgenden Monatsersten in Kraft.

(43) § 2 Abs. 1 Z 20d und § 37 Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 87/2025 treten mit dem im Beschluss der Europäischen Kommissi-
on gemäß Art. 88 Abs. 1 der ETIAS‑Verordnung festgelegten Tag in Kraft.

(44) Der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 19a und § 46a sowie die §§ 1 Abs. 2, 
2 Abs. 1 Z 9 und 22 bis 24, 3 Abs. 1 und 2, 3a, 3b, 8 Abs. 1 Z 3 und 9, 10 Abs. 3 
Z 8 und Abs. 5, 12, 13 Abs. 1, 2 Z 2a und 5 und Abs. 7, 19 Abs. 1a, 10, 12 und 
13, 19a samt Überschrift, 20 Abs. 2, 21a Abs. 4 Z 3, 3a und 4, 22, 24 Abs. 1, 26, 
28 Abs. 5a bis 7, 29 Abs. 4, 30 Abs. 4, 33 Abs. 2 und 3, 34 Abs. 1 und 2, 36 Abs. 
1 und 4, 37 Abs. 3, 40 Abs. 1a, der Schlussteil des 41 Abs. 3, 41a Abs. 12, der 
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Schlussteil des 42 Abs. 2 sowie Abs. 5, 43a Abs. 1 Z 1, 45 Abs. 3 Z 3, Abs. 12 und 
13, 46 Abs. 1 Z 2 lit. c, Abs. 7 und 8, 46a samt Überschrift, 47 Abs. 6, 49 Abs. 3 
und 3a, 50 Abs. 2, 50a Abs. 1, 2, 4 und 5, 54a Abs. 3, der Schlussteil des 58 Abs. 
2, der Schlussteil des 58a Abs. 2, 64 Abs. 1 und 6, 79, 81 Abs. 49 bis 52 und 83 
Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 treten mit Ablauf 
des Tages der Kundmachung, frühestens jedoch mit 12. Juni 2026, in Kraft. In 
der Fassung vor Inkrafttreten des genannten Bundesgesetzes treten mit dem im 
ersten Satz genannten Zeitpunkt die §§ 10 Abs. 1a, 45 Abs. 8, 56 Abs. 3, 64 Abs. 
6 und 67 Abs. 3 außer Kraft.

(___________
Anm. 1: Als Zeitpunkt wurde der 7. März 2023 festgelegt (vgl. Durchfüh-

rungsbeschluss (EU) 2023/201 der Europäischen Kommission))
Beachte für folgende Bestimmung
Zum Inkrafttreten vgl. § 82 Abs. 22

Vollziehung

§ 83. Mit der Vollziehung
1. der §§ 13 Abs. 1, 2 und 5 bis 8 und 38 Abs. 1 ist die Bundesregierung,
2. der §§ 5 Abs. 2 und 7 ist der Bundesminister für Europa, Integration und 

Äußeres im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Inneres und
3. der übrigen Bestimmungen ist der Bundesminister für Inneres
betraut.

Artikel 16
Austrittszeitpunkt

(Anm.: aus BGBl. I Nr. 25/2019, zu § 82, BGBl. I Nr. 100/2005)

Erfolgt der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir-
land aus der Europäischen Union ohne Austrittsabkommen gemäß Art. 50 
Abs. 2 EUV, so hat der Bundeskanzler den Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 
Austritts im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

Artikel 79
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(Anm.: aus BGBl. I Nr. 135/2009, zu den §§ 2, 8, 11, 20, 27, 30, 30a, 37, 47, 48, 
50, 52, 53, 53a, 54 und 69a, BGBl. I Nr. 100/2005)

(1) Art. 2 (Änderung des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs), Art. 3 (Ände-
rung des Ehegesetzes), Art. 4 (Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes), 
Art. 6 (Änderung der Jurisdiktionsnorm), Art. 7 (Änderung des Strafgesetzbu-

ches), Art. 27 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988), Art. 28 (Ände-
rung des Körperschaftsteuergesetzes 1988), Art. 29 (Änderung des Umsatzsteu-
ergesetzes 1994), Art. 30 (Änderung des Bewertungsgesetzes 1955), Art. 31 (Än-
derung des Gebührengesetzes 1957), Art. 33 (Änderung der Bundesabgabenord-
nung), Art. 34 (Änderung des Alkoholsteuergesetzes), Art. 61 (Änderung des 
Ärztegesetzes 1998), Art. 62 (Änderung des Gehaltskassengesetzes 2002), Art. 63 
(Änderung des Apothekengesetzes), Art. 72 (Änderung des Studienförderungs-
gesetzes), Art. 76 (Änderung des Entwicklungshelfergesetzes), Art. 77 (Ände-
rung des Bundesgesetzes über Aufgaben und Organisation des auswärtigen 
Dienstes – Statut) und Art. 78 (Bundesgesetz über die Einräumung von Privile-
gien und Immunitäten an internationale Organisationen) treten mit 1. Jän-
ner 2010 in Kraft.

(2) Die durch dieses Bundesgesetz geänderten Strafbestimmungen sind in 
Strafsachen nicht anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das Urteil in 
erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhebung eines Urteils infolge Nichtig-
keitsbeschwerde, Berufung, Wiederaufnahme oder Erneuerung des Strafverfah-
rens oder infolge eines Einspruches ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 StGB vor-
zugehen.

§ 83, Art. 79 NAG NAG Art. 79
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5. Bundesgesetz über die Ausübung der Fremdenpolizei, 
die Ausstellung von Dokumenten für Fremde und die 

Erteilung von Einreisetiteln 
(Fremdenpolizeigesetz 2005 – FPG)

StF: BGBl. I Nr. 100/2005 (NR: GP XXII RV 952 AB 1055 S. 116. BR: AB 
7338 S. 724.)

[CELEX-Nr.: 31964L0221, 32001L0051, 32003L0086, 32003L0109, 
32004L0038, 32004L0081, 32004L0082, 32004L0083, 32004L0114] 

mit den vom Nationalrat am 20.05.2026 als Art. 5 des Asyl- und Migrations-
pakt-Anpassungsgesetzes - AMPAG beschlossenen Änderungen
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Text

1. Hauptstück
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

Anwendungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Ausübung der Fremdenpolizei, die Ertei-
lung von Einreisetiteln, die Zurückweisung, die Erlassung von aufenthaltsbeen-
denden Maßnahmen, die Abschiebung, die Duldung, die Vollstreckung von Rü-
ckführungsentscheidungen von EWR-Staaten und die Ausstellung von Doku-
menten für Fremde.

(2) Auf Antragsteller gemäß Art. 3 Z 13 der Verfahrensverordnung (§ 2 Abs. 4 
Z 35) sind die §§ 27a und 41 bis 43 nicht anzuwenden. Auf Fremde, denen inter-
nationaler Schutz zuerkannt wurde, sind darüber hinaus die §§ 39 und 76 nicht 
anzuwenden.

(3) Auf EWR-Bürger und Schweizer Bürger finden die §§ 39 Abs. 3, 43 und 45 
keine Anwendung.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Einreisetitel sind Visa gemäß dem Visakodex, nationale Visa (Visa D) ge-
mäß § 20 Abs. 1 und die Besondere Bewilligung gemäß § 27a.

(2) Fremdenpolizei ist
1. die Verhinderung der rechtswidrigen Einreise von Fremden,
1a. die Überprüfung gemäß der Screening-Verordnung (Abs. 4 Z 30),
2. die Überwachung des Aufenthalts Fremder im Bundesgebiet,
(Anm.: Z 3 aufgehoben durch Art. 2 Z 9, BGBl. I Nr. 145/2017)
4. die Zurückschiebung und die Durchbeförderung von Fremden,
4a. die Durchführung der Überstellung gemäß Art. 23a SGK (Abs. 4 Z 22a), 

und
5. die Verhinderung und Beendigung von strafbaren Handlungen nach die-

sem Bundesgesetz.
Die Aufgabe gemäß Z 1a umfasst unbeschadet der den Gesundheitsbehörden 
vorbehaltenen Zuständigkeiten auch die vorläufige Gesundheitskontrolle ge-
mäß Art. 12 der Screening-Verordnung.
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(3) Dokumente für Fremde sind Fremdenpässe (§ 88), Konventionsreisepässe 
(§ 94), Rückkehrausweise für Staatsbürger eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union (§ 96) und Reisedokumente für die Rückführung von Drittstaats-
angehörigen (§ 97).

(4) Im Sinn dieses Bundesgesetzes ist
1. Fremder: wer die österreichische Staatsbürgerschaft nicht besitzt;
2. Einreise: das Betreten des Bundesgebietes;
2a. Ausreise: das Verlassen des Bundesgebietes;
3. Durchreise: das Durchqueren des Bundesgebietes samt den hiefür unerläss-

lichen Unterbrechungen;
4. Reisedokument: ein Reisepass, ein Passersatz oder ein sonstiges durch Bun-

desgesetz, Verordnung oder auf Grund zwischenstaatlicher Vereinbarungen 
für Reisen anerkanntes Dokument; ausländische Reisedokumente genie-
ßen den strafrechtlichen Schutz inländischer öffentlicher Urkunden gemäß 
§§ 224, 224a, 227 Abs. 1 und 231 des Strafgesetzbuches (StGB), BGBl. 
Nr. 60/1974;

5. ein Reisedokument gültig: wenn es von einem hiezu berechtigten Völker-
rechtssubjekt ausgestellt wurde, die Identität des Inhabers zweifelsfrei wie-
dergibt, zeitlich gültig ist und dessen Geltungsbereich die Republik Öster-
reich umfasst; außer bei Konventionsreisepässen und Reisedokumenten, 
die Staatenlosen oder Personen mit ungeklärter Staatsangehörigkeit ausge-
stellt werden, muss auch die Staatsangehörigkeit des Inhabers zweifelsfrei 
wiedergegeben werden; die Anbringung von Zusatzblättern im Reisedoku-
ment muss bescheinigt werden;

6. Schengener Durchführungsübereinkommen (SDÜ): das Übereinkommen 
vom 19. Juni 1990 zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen 
vom 14. Juni 1985 zwischen den Regierungen der Staaten der Benelux-
Wirtschaftsunion, der Bundesrepublik Deutschland und der Französischen 
Republik betreffend den schrittweisen Abbau der Kontrollen an den ge-
meinsamen Grenzen, BGBl. III Nr. 90/1997;

7. Vertragsstaat: ein Staat, für den das Übereinkommen vom 28. April 1995 
über den Beitritt Österreichs zum Schengener Durchführungsübereinkom-
men, BGBl.III Nr. 90/1997, in Kraft gesetzt ist;

8. EWR-Bürger: ein Fremder, der Staatsangehöriger einer Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
ist;

9. Drittstaat: jeder Staat, außer ein Mitgliedstaat des EWR-Abkommens oder 
der Schweiz;

10. Drittstaatsangehöriger: ein Fremder, der nicht EWR-Bürger oder Schweizer 
Bürger ist;

11. begünstigter Drittstaatsangehöriger: der Ehegatte, eingetragene Partner, ei-
gene Verwandte und Verwandte des Ehegatten oder eingetragenen Partners 
eines EWR-Bürgers oder Schweizer Bürgers oder Österreichers, die ihr uni-

onsrechtliches oder das ihnen auf Grund des Freizügigkeitsabkommens 
EG-Schweiz zukommende Aufenthaltsrecht in Anspruch genommen ha-
ben, in gerader absteigender Linie bis zur Vollendung des 21. Lebensjahres, 
darüber hinaus, sofern ihnen Unterhalt tatsächlich gewährt wird, sowie ei-
gene Verwandte und Verwandte des Ehegatten oder eingetragenen Partners 
in gerader aufsteigender Linie, sofern ihnen Unterhalt tatsächlich gewährt 
wird, insofern dieser Drittstaatsangehörige den unionsrechtlich aufent-
haltsberechtigten EWR-Bürger oder Schweizer Bürger, von dem sich seine 
unionsrechtliche Begünstigung herleitet, begleitet oder ihm nachzieht;

12. Familienangehöriger: wer Drittstaatsangehöriger und Ehegatte oder min-
derjähriges lediges Kind, einschließlich Adoptiv- oder Stiefkind, ist (Kernfa-
milie); dies gilt weiters auch für eingetragene Partner, die Drittstaatsangehö-
rige sind.

13. Saisonier: ein Drittstaatsangehöriger, der im Bundesgebiet einer Tätigkeit 
nachgeht, zu deren Ausübung eine Beschäftigungsbewilligung nach § 5 
Bundesgesetz vom 20. März 1975, mit dem die Beschäftigung von Auslän-
dern geregelt wird (Ausländerbeschäftigungsgesetz – AuslBG), BGBl. Nr. 
218/1975, für Saisonarbeitskräfte oder Erntehelfer Voraussetzung ist;

13a. Praktikant: ein Drittstaatsangehöriger, der für die Dauer von 91 bis 180 Ta-
gen im Bundesgebiet einer Tätigkeit nachgeht, zu deren Ausübung eine An-
zeigebestätigung nach § 3 Abs. 5 AuslBG für Praktikanten (§ 2 Abs. 16 Aus-
lBG) Voraussetzung ist;

14. Aufenthaltsberechtigung: ein Aufenthaltstitel im Sinn des Bundesgesetzes 
über die Niederlassung und den Aufenthalt in Österreich – NAG BGBl. I 
Nr. 100/2005, des § 54 Abs. 1 AsylG 2005, oder des Art. 24 der Statusver-
ordnung (Z 32), oder ein von einem Vertragsstaat erteilter Aufenthaltstitel, 
der zur Niederlassung in dessen Hoheitsgebiet ermächtigt;

15. unionsrechtliches Aufenthaltsrecht: das auf Grund der Freizügigkeitsricht-
linie gewährte Recht eines EWR-Bürgers und seiner Angehörigen sich im 
Bundesgebiet aufzuhalten;

16. eine bloß vorübergehende selbständige Erwerbstätigkeit: eine solche, die in-
nerhalb von zwölf Monaten nicht länger als sechs Monate ausgeübt wird, 
bei der ein Wohnsitz im Drittstaat aufrecht erhalten wird, der weiterhin den 
Mittelpunkt der Lebensinteressen bildet, und bei der es sich um keinen Fall 
der Pflichtversicherung des § 2 des Gewerblichen Sozialversicherungsgeset-
zes (GSVG), BGBl. Nr. 560/1978, handelt;

17. eine bloß vorübergehende unselbständige Tätigkeit: eine solche, bei der eine 
Berechtigung oder sonstige Bestätigung nach dem AuslBG mit einer sechs 
Monate nicht übersteigenden Gültigkeit vorhanden ist oder innerhalb von 
zwölf Monaten nicht länger als sechs Monate eine Tätigkeit auf Grund einer 
Ausnahme nach dem AuslBG (§ 1 Abs. 2 und 4 AuslBG) ausgeübt wird 
oder bei der eine Tätigkeit im Rahmen der vorgesehenen Dauer gemäß § 1 
Z 14 der Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales vom 19. 
September 1990 über Ausnahmen vom Geltungsbereich des Ausländerbe-
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schäftigungsgesetzes (Ausländerbeschäftigungsverordnung – AuslBVO), 
BGBl. Nr. 609/1990, ausgeübt wird;

17a. Verlängerungsantrag: der Antrag eines Saisoniers auf Erteilung eines weite-
ren Visums für die Tätigkeit als Saisonier im Bundesgebiet, innerhalb der 
Gültigkeitsdauer eines für das Bundesgebiet ausgestellten Visums für die 
Tätigkeit als Saisonier;

18. Freizügigkeitsrichtlinie: die Richtlinie 2004/38/EG über das Recht der 
Unionsbürger und ihrer Familienangehörigen, sich im Hoheitsgebiet der 
Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten, zur Änderung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/
EWG, 68/360/EWG, 72/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/
EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG, ABl. Nr. L 158 vom 
30.04.2004 S. 77 in der Fassung der Berichtigung ABl. Nr. L 229 vom 
29.06.2004 S. 35;

19. Freizügigkeitsabkommen EG-Schweiz: das Abkommen zwischen der Euro-
päischen Gemeinschaft und ihren Mitgliedstaaten einerseits und der 
Schweizerischen Eidgenossenschaft andererseits über die Freizügigkeit, 
ABl. Nr. L 114 vom 30.04.2002 S. 6 und BGBl. III Nr. 133/2002;

20. Visumpflichtverordnung: die Verordnung (EG) Nr. 539/2001 zur Aufstel-
lung der Liste der Drittländer, deren Staatsangehörige beim Überschreiten 
der Außengrenzen im Besitz eines Visums sein müssen, sowie die Liste der 
Drittländer, deren Staatsangehörige von dieser Visumpflicht befreit sind, 
ABl. Nr. L 81 vom 21.03.2001 S. 1 in der geltenden Fassung;

21. VIS-Verordnung: die Verordnung (EG) Nr. 767/2008 über das Visa-Infor-
mationssystem (VIS) und den Datenaustausch zwischen den Mitgliedstaa-
ten über Visa für einen kurzfristigen Aufenthalt (VIS-Verordnung), ABl. 
Nr. L 218 vom 13.08.2008 S. 60 in der geltenden Fassung;

22. Visakodex: die Verordnung (EG) Nr. 810/2009 über einen Visakodex der 
Gemeinschaft, ABl. Nr. L 243 vom 15.9.2009, S. 1 in der geltenden Fas-
sung;

22a. Schengener Grenzkodex (SGK): die Verordnung (EU) 2016/399 über ei-
nen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Perso-
nen, ABl. Nr. L 77 vom 23.03.2016, S. 1 in der geltenden Fassung;

23. ICT-Richtlinie: die Richtlinie 2014/66/EU über die Bedingungen für die 
Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen im Rahmen eines 
unternehmensinternen Transfers, ABl. Nr. L 157 vom 27.05.2014 S. 1 in 
der geltenden Fassung;

24. DSGVO: die Verordnung (EU) Nr. 679/2016 zum Schutz natürlicher Per-
sonen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Daten-
verkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz 
Grundverordnung), ABl. L 119 vom 04.05.2016 S. 1, in der geltenden Fas-
sung;

25. Forscher und Studenten-Richtlinie: die Richtlinie (EU) 2016/801 über die 
Bedingungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehöri-

gen zu Forschungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Prakti-
kums, zur Teilnahme an einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschpro-
grammen oder Bildungsvorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätig-
keit, ABl. Nr. L 132 vom 21.05.2016, S. 21 in der geltenden Fassung;

26. Blaue-Karte-EU-Richtlinie: die Richtlinie (EU) 2021/1883 über die Bedin-
gungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zur 
Ausübung einer hoch qualifizierten Beschäftigung und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2009/50/EG, ABl. Nr. L 382 vom 28.10.2021, S. 1 in der gelten-
den Fassung.

26. Verordnung SIS-Rückkehr: die Verordnung (EU) 2018/1860 über die Nut-
zung des Schengener Informationssystems für die Rückkehr illegal aufhälti-
ger Drittstaatsangehöriger, ABl. Nr. L 312 vom 07.12.2018 S. 1;

27. Verordnung SIS-Grenze: die Verordnung (EU) 2018/1861 über die Ein-
richtung, den Betrieb und die Nutzung des Schengener Informationssys-
tems (SIS) im Bereich der Grenzkontrollen, zur Änderung des Überein-
kommens zur Durchführung des Übereinkommens von Schengen und zur 
Änderung und Aufhebung der Verordnung (EG) Nr. 1987/2006, ABI. Nr. 
L 312 vom 07.12.2018 S. 14 in der Fassung der Verordnung (EU) 
2019/817, ABl. Nr. L 135 vom 22.05.2019 S. 27.

30. Screening-Verordnung: die Verordnung (EU) 2024/1356 zur Einführung 
der Überprüfung von Drittstaatsangehörigen an den Außengrenzen und 
zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 767/2008, (EU) 2017/2226, 
(EU) 2018/1240 und (EU) 2019/817, ABl. Nr. L 2024/1356 vom 
22.05.2024 in der geltenden Fassung;

31. Eurodac-Verordnung: die Verordnung (EU) 2024/1358 über die Einrich-
tung von Eurodac für den Abgleich biometrischer Daten zur effektiven An-
wendung der Verordnungen (EU) 2024/1351 und (EU) 2024/1350 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates und der Richtlinie 2001/55/EG so-
wie zur Feststellung der Identität illegal aufhältiger Drittstaatsangehöriger 
oder Staatenloser und über der Gefahrenabwehr und Strafverfolgung die-
nende Anträge der Gefahrenabwehr- und Strafverfolgungsbehörden der 
Mitgliedstaaten und Europols auf den Abgleich mit Eurodac-Daten, zur 
Änderung der Verordnungen (EU) 2018/1240 und (EU) 2019/818 des Eu-
ropäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung der Verordnung 
(EU) Nr. 603/2013 des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. Nr. 
L 2024/1358 vom 22.05.2024 in der geltenden Fassung;

32. Statusverordnung: die Verordnung (EU) 2024/1347 über Normen für die 
Anerkennung von Drittstaatsangehörigen oder Staatenlosen als Personen, 
denen internationaler Schutz gewährt wurde, für einen einheitlichen Status 
für Flüchtlinge oder für Personen mit Anspruch auf subsidiären Schutz 
und für den Inhalt des zu gewährten Schutzes, zur Änderung der Richtlinie 
2003/109/EG des Rates und zur Aufhebung der Richtlinie 2011/95/EU 
des Europäischen Parlaments und des Rates, ABl. Nr. L 2024/1347 vom 
22.05.2024 in der geltenden Fassung;
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33. Grenzrückführungsverordnung: die Verordnung (EU) 2024/1349 zur Fest-
legung des Rückführungsverfahrens an der Grenze und zur Änderung der 
Verordnung (EU) 2021/1148, ABl. Nr. L 2024/1349 vom 22.05.2024 in 
der geltenden Fassung;

34. Asyl- und Migrationsmanagementverordnung: die Verordnung (EU) 
2024/1351 über Asyl- und Migrationsmanagement, zur Änderung der Ver-
ordnungen (EU) 2024/1147 und (EU) 2021/1060 und zur Aufhebung der 
Verordnung (EU) Nr. 604/2013, ABl. Nr. L 2024/1351 vom 22.05.2024 in 
der geltenden Fassung;

35. Verfahrensverordnung: die Verordnung (EU) 2024/1348 zur Einführung 
eines gemeinsamen Verfahrens für internationalen Schutz in der Union und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2013/32/EU, ABl. Nr. L 2024/1348 vom 
22.05.2024 in der geltenden Fassung;

36. Überprüfungsort: eine der Dienststellen der Landespolizeidirektionen, die 
gemäß Art. 8 Abs. 1 und Abs. 2 der Screening-Verordnung von Österreich 
benannt wurde.

(5) Im Sinn dieses Bundesgesetzes sind
1. Binnengrenzen: die Grenzen Österreichs mit anderen Vertragsstaaten (§ 2 

Abs. 4 Z 7) sowie die österreichischen Flugplätze für Binnenflüge und die 
österreichischen Häfen für Binnenschifffahrt;

2. Außengrenzen: die Grenzen Österreichs sowie die österreichischen Flug-
plätze und Häfen, soweit sie nicht Binnengrenzen sind;

3. Vertretungsbehörden: die diplomatischen und die von Berufskonsuln gelei-
teten österreichischen Vertretungsbehörden oder die Vertretungsbehörden 
der Vertragsstaaten, die nach dem SDÜ für die Erteilung von Visa zuständig 
sind;

4. erkennungsdienstliche Daten: Lichtbilder, Papillarlinienabdrücke der Fin-
ger, äußerliche körperliche Merkmale und die Unterschrift.

2. Hauptstück
Zuständigkeit und besondere Verfahrensregeln

1. Abschnitt
Zuständigkeit

Behörden und Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes

§ 3. (1) Im Rahmen des 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstückes dieses Bundesge-
setzes werden die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes für die Landespo-
lizeidirektionen als Behörden erster Instanz über deren Auftrag oder aus Eige-
nem tätig.

(2) Im Rahmen des 7., 8. und 11. Hauptstückes dieses Bundesgesetzes werden 
die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes für das Bundesamt für Fremden-
wesen und Asyl (Bundesamt) als Behörde erster Instanz über dessen Auftrag 
oder aus Eigenem tätig.

(3) Es ist jene Sicherheitsbehörde verpflichtet, durch ihre Amtsärzte in Verfah-
ren nach diesem Bundesgesetz und an dessen Vollziehung mitzuwirken, in deren 
Sprengel sich der Fremde aufhält. § 7 Abs. 4 Sicherheitspolizeigesetz – SPG, 
BGBl. Nr. 566/1991, gilt.

(4) In Fällen, in denen die örtlich zuständige Landespolizeidirektion die not-
wendigen Maßnahmen nicht rechtzeitig setzen kann, dürfen die beigegebenen 
oder unterstellten Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes außerhalb des 
Sprengels der Behörde, der sie beigegeben oder unterstellt sind, Amtshandlun-
gen nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstück führen. Diese gelten als Amts-
handlungen der örtlich zuständigen Landespolizeidirektion; das einschreitende 
Organ hat diese Behörde von der Amtshandlung unverzüglich zu benachrichti-
gen.

(5) Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes, die bei der Erfüllung von 
Aufgaben nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstück die Grenzen des Bun-
deslandes ihrer Behörde überschreiten, gelten bei dieser Amtshandlung als Orga-
ne der örtlich zuständigen Behörde; sie haben diese unverzüglich von ihrem Ein-
schreiten in Kenntnis zu setzen und sind an deren Weisungen und Aufträge ge-
bunden.

(6) Der Landespolizeidirektor kann Bedienstete, die nicht Organe des öffentli-
chen Sicherheitsdienstes sind, zur Ausübung von nach §§ 33, 35, 37 und 38 vor-
gesehener Befehls- und Zwangsgewalt ermächtigen, sofern diese dafür geeignet 
und besonders geschult sind. Wäre zur Durchsetzung dieser Befugnisse die Über-
windung eines Widerstands des Betroffenen erforderlich, haben die ermächtig-
ten Bedienstete ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes um die Vornahme 
der Amtshandlung zu ersuchen.

Gemeindewachkörper

§ 4. Auf Antrag einer Gemeinde können die Angehörigen ihres Gemeindewach-
körpers zur Besorgung der Fremdenpolizei durch Verordnung des Landespoli-
zeidirektors der Landespolizeidirektion unterstellt werden. Sie schreiten bei der 
Vollziehung dieser Aufgaben für die Landespolizeidirektion ein und können sich 
der Befugnisse nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstück dieses Bundesgeset-
zes bedienen. Die Unterstellung ist auf Antrag der Gemeinde oder bei Nichter-
füllung der dem Gemeindewachkörper übertragenen Aufgaben durch Verord-
nung des Landespolizeidirektors aufzuheben.

Sachliche Zuständigkeit im Inland

§ 5. (1) Den Landespolizeidirektionen obliegt
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1. die Besorgung der Fremdenpolizei (§ 2 Abs. 2);
2. die Besorgung folgender Visaangelegenheiten:
a. die Verlängerung von Visa gemäß § 11b Abs. 2 oder Art. 33 Visakodex;
b. die Erteilung von Visa gemäß § 22a nur mit Zustimmung des Bundesminis-

ters für Inneres;
c. die Erteilung von Visa an der Außengrenze gemäß Abs. 2 nur mit Zustim-

mung des Bundesministers für Inneres;
d. die Annullierung von Visa; soweit es sich um nationale Visa handelt, nur 

jener, die von Österreich erteilt wurden;
e. die Erteilung von Visa gemäß § 20 Abs. 1 Z 10 im Inland;
3. die Führung von Verwaltungsstrafverfahren nach diesem Bundesgesetz;
4. die Verhängung von Verwaltungsstrafen nach § 112 und
5. die Vorschreibung von Kosten nach § 113.

(1a) Dem Bundesamt obliegt
1. die Anordnung der Abschiebung, die Feststellung der Duldung und die 

Vollstreckung von Rückführungsentscheidungen von EWR-Staaten ge-
mäß dem 7. Hauptstück,

2. die Erlassung von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen gemäß dem 8. 
Hauptstück und

3. die Ausstellung von österreichischen Dokumenten für Fremde gemäß dem 
11. Hauptstück.

(2) Der Bundesminister für Inneres hat zur Erleichterung des Reiseverkehrs 
oder im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit durch Ver-
ordnung die Landespolizeidirektionen zu ermächtigen, bei bestimmten Grenz-
übergangsstellen Visa zu erteilen.

(3) Die gemäß Art. 13 der VIS-Verordnung erforderliche Eingabe von Daten 
annullierter Visa im VIS ist von der zuständigen Behörde durchzuführen.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 2 Z 16, BGBl. I Nr. 145/2017)
(5) Durch zwischenstaatliche Vereinbarungen, die Erleichterungen des Reise-

verkehrs für Fremde in grenznahen Gebieten der Republik Österreich vorsehen 
(§ 17 Abs. 2), können auch andere Behörden als die Landespolizeidirektionen 
zur Ausstellung sowie Gegenzeichnung der im Rahmen einer solchen Vereinba-
rung für die Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise zugelassenen Dokumente 
bestimmt werden.

(6) Enthält eine der in Abs. 5 erwähnten Vereinbarungen keine Bestimmung 
über die sachliche Zuständigkeit, so obliegt die Ausstellung sowie die Gegen-
zeichnung der für die Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise zugelassenen 
Dokumente den örtlich zuständigen Landespolizeidirektionen. Der Bundesmi-
nister für Inneres kann diese durch Verordnung ermächtigen, solche Dokumen-
te für Personen, welche die Staatsangehörigkeit eines vertragsschließenden Staa-
tes besitzen, bei Grenzübergangsstellen auszustellen, wenn hiedurch den Frem-

den die Erlangung eines solchen Dokumentes zur Ausreise und Einreise wesent-
lich erleichtert wird.

Örtliche Zuständigkeit im Inland

§ 6. (1) Die örtliche Zuständigkeit im Inland für das 3. bis 6. und 12. bis 15. 
Hauptstück dieses Bundesgesetzes richtet sich nach dem Hauptwohnsitz im 
Sinn des § 1 Abs. 7 des Bundesgesetzes über das polizeiliche Meldewesen (Melde-
gesetzes 1991 – MeldeG), BGBl. Nr. 9/1992, in Ermangelung eines solchen nach 
einem sonstigen Wohnsitz des Fremden im Bundesgebiet. Bei Vorliegen mehre-
rer sonstiger Wohnsitze ist jener maßgeblich, welcher zuletzt begründet wurde.

(1a) Behörde im Inland nach dem 7., 8. und 11. Hauptstück ist das Bundesamt 
mit bundesweiter Zuständigkeit.

(2) Hat der Fremde keinen Wohnsitz im Bundesgebiet, richtet sich die Zustän-
digkeit nach seinem Aufenthalt zum Zeitpunkt des ersten behördlichen Ein-
schreitens nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstück dieses Bundesgesetzes.

(3) Die örtliche Zuständigkeit zur Erteilung eines Visums bei einer Grenzüber-
gangsstelle gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 lit. c richtet sich nach dem Aufenthalt; ihr steht 
ein Wohnsitz im Inland nicht entgegen.

(4) Die örtliche Zuständigkeit zur Annullierung eines Visums, zum Widerruf 
einer Bewilligung zur Wiedereinreise während der Gültigkeitsdauer eines Einrei-
severbotes oder Aufenthaltsverbotes und zum Widerruf einer besonderen Bewil-
ligung während achtzehn Monaten nach einer Zurückweisung, einer Zurück-
schiebung oder nach Ausreise auf Grund einer Ausweisung richtet sich nach 
dem Aufenthalt.

(Anm.: Abs. 4a und 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(6) Für keinen Aufschub duldende Maßnahmen und Maßnahmen zur Kon-

trolle der Rechtmäßigkeit der Einreise, des Aufenthalts und der Ausreise ist die 
Landespolizeidirektion zuständig, in deren Sprengel sich der Fremde aufhält 
oder über deren Sprengel der Fremde nach Österreich ein- oder ausreisen will.

(7) Wird der Fremde in einem öffentlichen Beförderungsmittel während einer 
Reisebewegung gemäß § 39 festgenommen, richtet sich die örtliche Zuständig-
keit für alle Maßnahmen, die aufgrund der Festnahme zu setzen sind, nach der 
nächstgelegenen Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des Beförderungsmittels ge-
mäß dem Fahrplan des Beförderungsunternehmers möglich ist.

(8) Den Übernahmeauftrag gemäß § 45b Abs. 3 erteilt das Bundesministerium 
für Inneres.

(9) Die örtliche Zuständigkeit zur Durchführung von Verwaltungsstrafverfah-
ren richtet sich in jenen Fällen des Abs. 7, in denen diese nach der Ausstiegsstelle 
bestimmt wird, nach dieser; in allen anderen Fällen nach dem Verwaltungs-
strafgesetz 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52. Abweichend von Satz 1 richtet sich die 
örtliche Zuständigkeit zur Durchführung von Verwaltungsstrafverfahren gemäß 
§ 121 Abs. 1a nach dem Gebiet der Bezirksverwaltungsbehörde, auf den der 
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Aufenthalt des Fremden gemäß § 52a beschränkt ist oder nach dem Ort der Un-
terkunft, die der Fremde gemäß § 57 zu nehmen hat.

Sachliche Zuständigkeit im Ausland

§ 7. Im Ausland obliegt
1. die Erteilung, die Versagung, die Annullierung sowie die Aufhebung von 

Visa gemäß dem Visakodex,
2. die Erteilung, die Versagung und die Annullierung von Visa D gemäß dem 

3. Abschnitt des 4. Hauptstückes,
3. die Erteilung von Visa gemäß Art. 25 Abs. 1 lit. a Visakodex nur mit Zu-

stimmung des Bundesministers für Inneres,
4.  die Erteilung, die Versagung und die Annullierung von Visa D gemäß § 21a 

iVm § 20 Abs. 2 Z 3, §§ 22 und 26a nur mit Zustimmung des Bundesminis-
ters für Inneres, und

5. die Erteilung, die Versagung und die Annullierung von Wiedereinreisebe-
willigungen gemäß § 27a nur mit Zustimmung des Bundesministers für In-
neres

den Vertretungsbehörden.

Örtliche Zuständigkeit im Ausland

§ 8. (1) Die örtliche Zuständigkeit zur Vornahme von Amtshandlungen nach 
dem 3. Abschnitt des 4. Hauptstückes dieses Bundesgesetzes richtet sich im Aus-
land, sofern nichts anderes bestimmt ist, nach dem rechtmäßigen Wohnsitz des 
Fremden. Auf Weisung des Bundesministers für Europa, Integration und Äuße-
res kann jede Vertretungsbehörde tätig werden.

(2) Hat der Fremde einen Wohnsitz im Bundesgebiet, richtet sich die örtliche 
Zuständigkeit im Ausland nach dem Aufenthalt des Fremden.

Beschwerden

§ 9. (1) Über Beschwerden gegen Entscheidungen und Maßnahmen der Landes-
polizeidirektionen entscheiden, sofern nicht anderes bestimmt ist, die Verwal-
tungsgerichte der Länder.

(2) Über Beschwerden gegen Entscheidungen des Bundesamtes entscheidet das 
Bundesverwaltungsgericht.

(3) Über Beschwerden gegen Entscheidungen der Vertretungsbehörden ent-
scheidet das Bundesverwaltungsgericht.

(4) Über Beschwerden gegen Entscheidungen gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 entscheidet 
das Bundesverwaltungsgericht.

(5) Ist der Beschwerdeführer nicht zur Einreise nach Österreich berechtigt, 
kann eine mündliche Verhandlung durch das Bundesverwaltungsgericht unter-
bleiben, wenn der Sachverhalt abschließend feststeht.

Revision

§ 10. Gegen Erkenntnisse der Verwaltungsgerichte der Länder über Beschwer-
den gegen Entscheidungen der Landespolizeidirektionen steht dem Bundesmi-
nister für Inneres das Recht zu, beim Verwaltungsgerichtshof nach Zustellung 
des Erkenntnisses an die Landespolizeidirektionen Revision zu erheben.

2. Abschnitt
Besondere Verfahrensregeln für das 3. bis 6. und das 12. bis 15. 

Hauptstück

Verfahren vor den österreichischen Vertretungsbehörden in 
Visaangelegenheiten

§ 11. (1) In Verfahren vor österreichischen Vertretungsbehörden haben Antrags-
teller unter Anleitung der Behörde die für die Feststellung des maßgeblichen 
Sachverhaltes erforderlichen Urkunden und Beweismittel selbst vorzulegen; in 
Verfahren zur Erteilung eines Visums D ist Art. 19 Visakodex sinngemäß anzu-
wenden. In Verfahren zur Erteilung eines Visums gemäß § 20 Abs. 1 Z 9 sind Art. 
9 Abs. 1 erster Satz und Art. 14 Abs. 6 Visakodex sinngemäß anzuwenden. Der 
Antragssteller hat über Verlangen der Vertretungsbehörde vor dieser persönlich 
zu erscheinen, erforderlichenfalls in Begleitung eines Dolmetschers (§ 39a AVG). 
§ 10 Abs. 1 letzter Satz AVG gilt nur für in Österreich zur berufsmäßigen Partei-
envertretung befugte Personen. Die Vertretungsbehörde hat nach freier Über-
zeugung zu beurteilen, ob eine Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht. 
Eine Entscheidung, die dem Standpunkt des Antragstellers nicht vollinhaltlich 
Rechnung trägt, darf erst ergehen, wenn die Partei Gelegenheit zur Behebung 
von Formgebrechen und zu einer abschließenden Stellungnahme hatte.

(2) Partei in Verfahren vor der Vertretungsbehörde ist ausschließlich der An-
tragssteller.

(3) Die Ausfertigung bedarf der Bezeichnung der Behörde, des Datums der 
Entscheidung und der Unterschrift des Genehmigenden; an die Stelle der Unter-
schrift kann das Siegel der Republik Österreich gesetzt werden, sofern die Identi-
tät des Genehmigenden im Akt nachvollziehbar ist. Die Zustellung hat durch 
Übergabe in der Vertretungsbehörde oder, soweit die internationale Übung dies 
zulässt, auf postalischem oder elektronischem Wege zu erfolgen; ist dies nicht 
möglich, so ist die Zustellung durch Kundmachung an der Amtstafel der Vertre-
tungsbehörde vorzunehmen.

(4) Vollinhaltlich ablehnende Entscheidungen gemäß Abs. 1 betreffend Visa D 
sind schriftlich in einer Weise auszufertigen, dass der Betroffene deren Inhalt und 
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Wirkung nachvollziehen kann. Dem Betroffenen sind die Gründe der öffentli-
chen Ordnung, Sicherheit oder Gesundheit, die der ihn betreffenden Entschei-
dung zugrunde liegen, genau und umfassend mitzuteilen, es sei denn, dass Grün-
de der Sicherheit der Republik Österreich dieser Mitteilung entgegenstehen. In 
der schriftlichen Ausfertigung der Begründung sind auch die Rechtsmittelin-
stanz und die Rechtsmittelfrist anzugeben.

(5) Für die Berechnung von Beginn, Lauf und Ende von Fristen (§ 33 AVG) 
gelten die Wochenend- und Feiertagsregelungen im Empfangsstaat.

(6) Kann dem Antrag auf Erteilung eines Visums D auf Grund zwingender au-
ßenpolitischer Rücksichten oder aus Gründen der nationalen Sicherheit nicht 
stattgegeben werden, so ist die Vertretungsbehörde ermächtigt, sich auf den Hin-
weis des Vorliegens zwingender Versagungsgründe zu beschränken. Der maßgeb-
liche Sachverhalt muss auch in diesen Fällen im Akt nachvollziehbar sein.

(7) Der Fremde hat im Antrag auf Erteilung eines Visums D den jeweiligen 
Zweck und die beabsichtigte Dauer der Reise und des Aufenthaltes bekannt zu 
geben. Der Antrag ist zurückzuweisen, sofern der Antragsteller, ausgenommen 
die Fälle des § 22 Abs. 3, trotz Aufforderung und Setzung einer Nachfrist kein 
gültiges Reisedokument oder gegebenenfalls kein Gesundheitszeugnis vorlegt 
oder wenn der Antragsteller trotz entsprechenden Verlangens nicht persönlich 
vor der Behörde erschienen ist, obwohl in der Ladung auf diese Rechtsfolge hin-
gewiesen wurde.

(8) Minderjährige Fremde, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, können bei 
Zustimmung des gesetzlichen Vertreters die Erteilung eines Visums selbst bean-
tragen.

(9) Für Entscheidungen über die Erteilung eines Visums für Saisoniers (§ 2 
Abs. 4 Z 13) oder Praktikanten (§ 2 Abs. 4 Z 13a) ist Art. 23 Abs. 1 bis 3 Visako-
dex sinngemäß anzuwenden.

Beschwerden gegen Bescheide österreichischer Vertretungsbehörden in 
Visaangelegenheiten

§ 11a. (1) Der Beschwerdeführer hat der Beschwerde gegen einen Bescheid einer 
österreichischen Vertretungsbehörde sämtliche von ihm im Verfahren vor der be-
langten Vertretungsbehörde vorgelegten Unterlagen samt Übersetzung in die 
deutsche Sprache anzuschließen.

(2) Beschwerdeverfahren sind ohne mündliche Verhandlung durchzuführen. 
Es dürfen dabei keine neuen Tatsachen oder Beweise vorgebracht werden.

(3) Sämtliche Auslagen der belangten Vertretungsbehörde und des Bundesver-
waltungsgerichtes für Dolmetscher und Übersetzer sowie für die Überprüfung 
von Verdolmetschungen und Übersetzungen sind Barauslagen im Sinn des § 76 
AVG.

(4) Die Zustellung der Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichtes hat über 
die Vertretungsbehörde zu erfolgen. § 11 Abs. 3 gilt.

Verfahren vor den Landespolizeidirektionen in Visaangelegenheiten 
gemäß § 5 Abs. 1 Z 2

§ 11b. (1) § 11 Abs. 1, 2, 4 und 6 bis 9 gelten sinngemäß in Verfahren vor den 
Landespolizeidirektionen in Visaangelegenheiten gemäß § 5 Abs. 1 Z 2 mit der 
Maßgabe, dass bei Erteilung oder Verlängerung eines Visums die Zustellung 
durch Übergabe an den Empfänger in der Landespolizeidirektion erfolgt.

(2) Verlängerungsanträge (§ 2 Abs. 4 Z 17a) sind vor Ablauf der Gültigkeits-
dauer des Visums für Saisoniers bei der örtlich zuständigen Landespolizeidirekti-
on im Inland einzubringen. Dem Verlängerungsantrag ist bei Vorliegen der Vor-
aussetzungen des § 24 stattzugeben.

(3) Anträge auf Erteilung eines Visums für Praktikanten (§ 20 Abs. 1 Z 10) 
können von Drittstaatsangehörigen während ihres rechtmäßigen Aufenthaltes 
im Bundesgebiet auf der Grundlage eines von Österreich erteilten Visums D 
oder Aufenthaltstitels bei der örtlich zuständigen Landespolizeidirektion im In-
land eingebracht werden. Dem Antrag ist bei Vorliegen der Voraussetzungen des 
§ 24 stattzugeben, sofern kein gültiges Visum gemäß § 20 Abs. 1 Z 10 vorliegt.

Sonderbestimmungen für Minderjährige für das 3. bis 6. und das 12. bis 
15. Hauptstück

§ 12. (1) Für den Eintritt der Handlungsfähigkeit nach dem 3. bis 6. und 12. bis 
15. Hauptstück ist ungeachtet der Staatsangehörigkeit des Fremden österreichi-
sches Recht maßgeblich, sofern nicht anderes bestimmt ist.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 70/2015)
(3) Fremde, die das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben und deren In-

teressen von ihrem gesetzlichen Vertreter nicht wahrgenommen werden können, 
können im eigenen Namen nur Verfahrenshandlungen zu ihrem Vorteil setzen. 
Gesetzlicher Vertreter wird mit Einleitung eines solchen Verfahrens der Kinder- 
und Jugendhilfeträger, in dessen Sprengel sich der Minderjährige aufhält.

(4) Gelingt es dem Fremden nicht, eine behauptete und auf Grund der bisher 
vorliegenden Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens zweifelhafte Minderjährig-
keit, auf die er sich in einem Verfahren nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Haupt-
stück beruft, durch unbedenkliche Urkunden oder sonstige geeignete und 
gleichwertige Bescheinigungsmittel nachzuweisen, kann die Landespolizeidirek-
tion im Rahmen einer multifaktoriellen Untersuchungsmethodik zur Altersdia-
gnose (§ 2 Abs. 1 Z 23 NAG) auch die Vornahme radiologischer Untersuchun-
gen, insbesondere Röntgenuntersuchungen, anordnen. Jede Untersuchungsme-
thode hat mit dem geringst möglichen Eingriff zu erfolgen. Die Mitwirkung des 
Fremden an einer radiologischen Untersuchung ist nicht mit Zwangsmittel 
durchsetzbar. Bestehen nach der Altersdiagnose weiterhin begründete Zweifel, 
so ist zu Gunsten des Fremden von seiner Minderjährigkeit auszugehen. Behaup-
tet ein Fremder, ein bestimmtes Lebensjahr noch nicht vollendet zu haben und 
daher minderjährig zu sein, so ist – außer im Fall offenkundiger Unrichtigkeit – 
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unverzüglich mit dem zuständigen Kinder- und Jugendhilfeträger Kontakt 
aufzunehmen und dieser zu hören.

Nachweis eines Verwandtschaftsverhältnisses

§ 12a. Gelingt es einem Fremden nicht, ein behauptetes Verwandtschaftsverhält-
nis, auf das er sich in einem Verfahren nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Haupt-
stück beruft, durch unbedenkliche Urkunden oder sonstige geeignete und 
gleichwertige Bescheinigungsmittel nachzuweisen, so hat ihm die Landespolizei-
direktion auf sein Verlangen und auf seine Kosten die Vornahme einer DNA-
Analyse zu ermöglichen. Der Fremde ist über diese Möglichkeit zu belehren. Das 
mangelnde Verlangen des Fremden auf Vornahme einer DNA-Analyse ist keine 
Weigerung des Fremden, an der Klärung des Sachverhaltes mitzuwirken. Im wei-
teren Verfahren darf nur die Information über das Verwandtschaftsverhältnis 
verarbeitet werden; allenfalls darüber hinaus gehende Daten sind zu löschen.

3. Hauptstück
Grundsätze bei der Vollziehung der Aufgaben und Befugnisse der 

Fremdenpolizei sowie der Zurückweisung

Grundsätze bei der Vollziehung

§ 13. (1) Die Landespolizeidirektionen und die Organe des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes dürfen zur Erfüllung der ihnen nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. 
Hauptstück übertragenen Aufgaben alle rechtlich zulässigen Mittel einsetzen, 
die nicht in Rechte einer Person eingreifen.

(2) In die Rechte einer Person dürfen sie bei der Erfüllung dieser Aufgaben nur 
dann eingreifen, wenn eine solche Befugnis in diesem Bundesgesetz vorgesehen 
ist und wenn entweder andere gelindere Mittel zur Erfüllung dieser Aufgaben 
nicht ausreichen oder wenn der Einsatz anderer Mittel außer Verhältnis zum 
sonst gebotenen Eingriff steht. Erweist sich ein Eingriff in die Rechte von Perso-
nen als erforderlich, so darf er dennoch nur geschehen, soweit er die Verhältnis-
mäßigkeit zum Anlass und zum angestrebten Erfolg wahrt. Die Art. 2, 3 und 8 
der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958 
sind in jedem Stadium einer fremdenpolizeilichen Amtshandlung besonders zu 
beachten.

(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, die ihnen 
nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. Hauptstück eingeräumten Befugnisse und 
Aufträge der Landespolizeidirektionen sowie die ihnen nach dem 7., 8. und 11. 
Hauptstück eingeräumten Befugnisse und Aufträge des Bundesamtes für Frem-
denwesen und Asyl mit unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt durchzuset-
zen. Die Ausübung unmittelbarer Befehls- und Zwangsgewalt ist dem Betroffe-
nen anzudrohen und anzukündigen. Sie haben deren Ausübung zu beenden, so-
bald der angestrebte Erfolg erreicht wurde, sich zeigt, dass er auf diesem Wege 

nicht erreicht werden kann oder der angestrebte Erfolg außer Verhältnis zu dem 
für die Durchsetzung erforderlichen Eingriff steht. Eine Gefährdung des Lebens 
oder eine nachhaltige Gefährdung der Gesundheit ist jedenfalls unzulässig.

(4) Für die Anwendung von unmittelbarer Zwangsgewalt gelten die Bestim-
mungen des Waffengebrauchsgesetzes 1969.

(5) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes dürfen physische Gewalt 
gegen Sachen anwenden, wenn dies für die Ausübung einer Befugnis unerläss-
lich ist. Hiebei haben sie alles daran zu setzen, dass eine Gefährdung von Men-
schen unterbleibt.

(6) Zur Durchsetzung eines Abschiebeauftrages (§ 46) und den damit verbun-
denen Freiheitsbeschränkungen (Festnahme) sind die Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes unter Achtung der Menschenwürde und mit möglichster 
Schonung der Person zur Ausübung von Befehls- und Zwangsgewalt gemäß 
Abs. 3 bis zur Übergabe an die zuständigen Behörden des Zielstaates ermächtigt, 
soweit dem bindendes Völkerrecht nicht entgegensteht.

(7) Die Befugnisse der §§ 33, 35, 37 und 38 stehen auch dazu ermächtigten Or-
ganen der Landespolizeidirektionen (§ 3 Abs. 6) zu. Für diese Organe gilt die Ver-
ordnung des Bundesministers für Inneres, mit der Richtlinien für das Einschrei-
ten der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes erlassen werden – RLV, 
BGBl. Nr. 266/1993. § 47 Abs. 2 BFA-VG gilt sinngemäß.

Verständigungspflicht durch Organe des öffentlichen 
Sicherheitsdienstes

§ 14. (1) Greifen Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes bei der Besorgung 
von Aufgaben nach dem 3. bis 6. Hauptstück oder dem 12. bis 15. Hauptstück 
in Rechte von Personen ein, so ist dies, abgesehen von gesonderten Verständi-
gungspflichten nach diesem Bundesgesetz, der zuständigen Landespolizeidirek-
tion ohne unnötigen Aufschub mitzuteilen.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

4. Hauptstück
Rechtmäßigkeit der Einreise, des Aufenthalts und der Ausreise Fremder

1. Abschnitt
Rechtmäßigkeit der Einreise und Ausreise, Passpflicht und 

Visumpflicht

Voraussetzungen für die rechtmäßige Ein- und Ausreise

§ 15. (1) Fremde benötigen, soweit durch Bundesgesetz oder durch zwischen-
staatliche Vereinbarung nicht anderes bestimmt ist oder nicht anderes internati-
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onalen Gepflogenheiten entspricht, zur rechtmäßigen Einreise in das Bundesge-
biet und Ausreise aus diesem ein gültiges Reisedokument (Passpflicht).

(2) Passpflichtige Fremde brauchen, soweit dies nicht durch Bundesgesetz, 
durch zwischenstaatliche Vereinbarungen oder durch unmittelbar anwendbare 
Rechtsakte der Europäischen Union anders bestimmt ist, zur rechtmäßigen Ein-
reise in das Bundesgebiet ein Visum (Visumpflicht). Fremde, die eine gültige 
Aufenthaltsberechtigung oder eine Bewilligung zur Wiedereinreise während der 
Gültigkeitsdauer eines Einreiseverbotes oder Aufenthaltsverbotes innehaben, 
entsprechen der Visumpflicht.

(3) Reist der Fremde über eine Außengrenze oder eine Binnengrenze, wenn de-
ren Überschreiten im Sinn des § 10 Abs. 2 des Bundesgesetzes über die Durch-
führung von Personenkontrollen aus Anlass des Grenzübertrittes (Grenzkon-
trollgesetzes – GrekoG), BGBl. Nr. 435/1996, nur an Grenzübergangsstellen 
vorgesehen ist, in das Bundesgebiet ein, so ist die Einreise rechtmäßig, wenn dies 
ohne Umgehung der Grenzkontrolle erfolgt.

(4) Die Einreise eines Fremden ist ferner dann rechtmäßig,
1. wenn kein Vertragsstaat über ihn einen Zurückweisungsgrund mitgeteilt 

hat;
2. wenn der Fremde, obwohl ein Vertragsstaat über ihn einen Zurückwei-

sungsgrund mitgeteilt hat, einen Aufenthaltstitel eines Vertragsstaates oder 
einen Einreisetitel Österreichs besitzt;

3. wenn die Einreise an der allenfalls zur Benützung vorgeschriebenen Grenz-
übergangsstelle erfolgt;

4. wenn der Fremde auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung oder 
internationaler Gepflogenheiten rückgenommen werden musste, im Rah-
men einer Durchbeförderung (§ 45b Abs. 1) oder auf Grund einer Durch-
lieferungsbewilligung gemäß § 67 des Bundesgesetzes vom 4. Dezember 
1979 über die Auslieferung und die Rechtshilfe in Strafsachen (Ausliefe-
rungs- und Rechtshilfegesetzes – ARHG), BGBl. Nr. 529, eingereist ist; 
oder

5. wenn der Fremde Inhaber eines Aufenthaltstitels für unternehmensintern 
transferierte Arbeitnehmer gemäß ICT-Richtlinie eines anderen Mitglieds-
taates ist, der das SDÜ nicht vollständig anwendet;

6. wenn der Fremde gemäß der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber ei-
nes Aufenthaltstitels „Forscher“ eines anderen Mitgliedstaates ist, der das 
SDÜ nicht vollständig anwendet, oder als dessen Familienangehöriger Inha-
ber eines Aufenthaltstitels eines anderen Mitgliedstaates ist, der das SDÜ 
nicht vollständig anwendet;

7. wenn der Fremde gemäß der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber ei-
nes Aufenthaltstitels „Student“ eines anderen Mitgliedstaates ist, der das 
SDÜ nicht vollständig anwendet, und an einem Unions- oder multilatera-
len Programm mit Mobilitätsmaßnahmen teilnimmt oder für ihn eine Ver-
einbarung zwischen zwei oder mehreren Hochschuleinrichtungen besteht;

8. wenn der Fremde gemäß der Blaue-Karte-EU-Richtlinie Inhaber eines 
Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ eines anderen Mitgliedstaates, der das 
SDÜ nicht vollständig anwendet, ist oder

9. wenn der Fremde Familienangehöriger eines Inhabers eines Aufenthaltsti-
tels „Blaue Karte EU“ eines anderen Mitgliedstaates gemäß der Blaue-Karte-
EU-Richtlinie ist und einen Aufenthaltstitel eines anderen Mitgliedstaates 
besitzt, der das SDÜ nicht vollständig anwendet, und die Einreise zur Bean-
tragung eines Aufenthaltstitels gemäß § 50a Abs. 3 NAG erfolgt.

EWR-Bürger und Schweizer Bürger

§ 15a. EWR-Bürger und Schweizer Bürger genießen Visumfreiheit und haben 
das Recht auf Aufenthalt für einen Zeitraum von drei Monaten. Darüber hinaus 
besteht ein Aufenthaltsrecht nach Maßgabe des 4. Hauptstückes des 2. Teiles des 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetzes.

Begünstigte Drittstaatsangehörige

§ 15b. (1) Begünstigte Drittstaatsangehörige (§ 2 Abs. 4 Z 11) haben das Recht 
auf Aufenthalt für einen Zeitraum von drei Monaten, unterliegen aber der Vi-
sumpflicht, sofern Anhang I zur Visumpflichtverordnung (§ 2 Abs. 4 Z 20) auf 
sie Anwendung findet. Sie haben Anspruch auf Erteilung eines Visums.

(2) Amtshandlungen im Zusammenhang mit der Erteilung von Visa an be-
günstigte Drittstaatsangehörige sind prioritär zu führen und von Verwaltungsab-
gaben befreit.

(3) Über den dreimonatigen Zeitraum nach Abs. 1 hinaus besteht ein Aufent-
haltsrecht nach Maßgabe des 4. Hauptstückes des 2. Teiles des Niederlassungs- 
und Aufenthaltsgesetzes. Inhaber von Aufenthaltskarten und Daueraufenthalts-
karten (§§ 54 und 54a NAG) oder von Aufenthaltskarten und Daueraufenthalts-
karten anderer Mitgliedstaaten sind zur visumfreien Einreise berechtigt.

2. Abschnitt
Bestimmungen zur Passpflicht

Allgemeine Bestimmungen

§ 16. (1) Sofern öffentliche, insbesondere pass- und fremdenpolizeiliche sowie 
außenpolitische Interessen dies erfordern, ist der Bundesminister für Inneres im 
Einvernehmen mit dem Bundesminister für Europa, Integration und Äußeres 
ermächtigt, mit Verordnung bestimmte Arten von Reisedokumenten, die von 
anderen als Vertragsstaaten ausgestellt werden, als nicht für die Erfüllung der 
Passpflicht geeignete Reisedokumente zu bezeichnen.
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(2) Miteingetragene Fremde dürfen nur in Begleitung der Person, in deren Rei-
sedokument sie miteingetragen sind, ein- oder ausreisen. Dies gilt nicht für Maß-
nahmen zur Beendigung des Aufenthalts oder zur Beförderung ins Ausland nach 
dem 5. bis 10. Hauptstück.

(3) Fremde, denen ein Sammelreisepass ausgestellt wurde, genügen der Pass-
pflicht, dürfen aber nur gemeinsam ein- und ausreisen. Hiebei braucht jeder Rei-
seteilnehmer einen von einer Behörde ausgestellten Ausweis, aus dem seine Iden-
tität zu erkennen ist. Dies gilt nicht für Maßnahmen zur Beendigung des Aufent-
halts oder zur Beförderung ins Ausland nach dem 5. bis 10. Hauptstück.

Einschränkung der Passpflicht

§ 17. (1) Sofern die Bundesregierung zum Abschluss von Regierungsüberein-
kommen gemäß Art. 66 Abs. 2 B-VG ermächtigt ist, kann sie unter der Voraus-
setzung der Gegenseitigkeit vereinbaren, dass passpflichtige Fremde berechtigt 
sind, auch auf Grund anderer als der in §§ 15 Abs. 1 und 16 Abs. 3 erwähnten 
Reisedokumente einzureisen, sich im Bundesgebiet aufzuhalten und auszurei-
sen. Diese Fremden genügen der Passpflicht.

(2) In Vereinbarungen gemäß Abs. 1, die der Erleichterung des Reiseverkehrs 
in grenznahe Gebiete der Republik Österreich dienen, kann festgelegt werden, 
dass Fremde, die auf Grund eines solchen Reisedokuments eingereist sind, sich 
in grenznahen Gebieten der Republik Österreich aufhalten dürfen. In einem sol-
chen Fall kann in der zwischenstaatlichen Vereinbarung überdies festgelegt wer-
den, dass das für die Einreise, den Aufenthalt und die Ausreise vorgesehene Do-
kument der Gegenzeichnung durch eine österreichische Behörde bedarf.

(3) Wenn dies im öffentlichen Interesse liegt, ist der Bundesminister für Inne-
res im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Europa, Integration und Äu-
ßeres ermächtigt, mit Verordnung festzulegen, dass bestimmte passpflichtige 
Fremde auf Grund anderer Dokumente einreisen, sich im Bundesgebiet aufhal-
ten und ausreisen dürfen. Diese Fremden genügen der Passpflicht.

(4) EWR-Bürger und Schweizer Bürger erfüllen die Passpflicht auch mit einem 
Personalausweis und dürfen auf Grund eines solchen Reisedokumentes einrei-
sen, sich im Bundesgebiet aufhalten und ausreisen.

Ausnahmen von der Passpflicht

§ 18. (1) Keine Passpflicht besteht für Fremde im Fall
1. der Ausstellung einer Übernahmeerklärung (§ 19);
2. der Erteilung eines Aufenthaltstitels nach dem Niederlassungs- und 

Aufenthaltsgesetz oder AsylG 2005, wenn der Fremde über kein Reisedo-
kument verfügt oder

3. einer Durchbeförderung (§ 45b).

(2) Fremden, denen in Österreich internationaler Schutz zuerkannt wurde und 
die über kein gültiges Reisedokument verfügen, aber ihre Identität glaubhaft ma-
chen können, darf – ungeachtet ihrer Verantwortlichkeit nach den §§ 120 und 
121 – die Einreise nicht versagt werden.

Übernahmeerklärung

§ 19. (1) Eine Übernahmeerklärung ist auf Ersuchen einer zuständigen Behörde 
eines anderen Staates für einen Fremden auszustellen, der zwangsweise aus dem 
Gebiet dieses Staates in das Bundesgebiet überstellt werden soll und auf Grund 
einer zwischenstaatlichen Vereinbarung, auf Grund eines Abkommens der Euro-
päischen Union oder nach internationalen Gepflogenheiten von der Republik 
Österreich zu übernehmen ist.

(2) Die Übernahmeerklärung ist ausdrücklich als solche zu bezeichnen; aus ihr 
müssen die Identität und die Staatsangehörigkeit des Fremden zu ersehen sein.

(3) Die Gültigkeitsdauer der Übernahmeerklärung ist, sofern nicht in einer 
zwischenstaatlichen Vereinbarung oder einem Abkommen der Europäischen 
Union anderes bestimmt ist, in dem zur Rückstellung erforderlichen Ausmaß 
festzusetzen; für die Einreise ist eine bestimmte Grenzübergangsstelle oder ein 
bestimmter Ort in einem Vertragsstaat vorzuschreiben.

(4) Sofern die Bundesregierung zum Abschluss von Regierungsübereinkom-
men gemäß Art. 66 Abs. 2 B-VG ermächtigt ist, kann sie unter der Vorausset-
zung, dass Gegenseitigkeit gewährt wird, vereinbaren, dass Personen, die vom 
Bundesgebiet aus unerlaubt in das Gebiet eines anderen Staates eingereist sind 
oder die dort die Voraussetzungen für die Einreise oder zum Aufenthalt nicht 
oder nicht mehr erfüllen, zur Wiedereinreise in das Bundesgebiet zugelassen wer-
den (Rückübernahmeabkommen).

3. Abschnitt
Bestimmungen zur Visumpflicht

Form und Wirkung der Visa D

§ 20. (1) Visa D werden erteilt als
1. Visum für den längerfristigen Aufenthalt im Bundesgebiet;
2. Visum aus humanitären Gründen;
3. Visum zu Erwerbszwecken;
4. Visum zum Zweck der Arbeitssuche;
5. Visum zur Erteilung eines Aufenthaltstitels;
6. (weggefallen)

7. Visum zur Wiedereinreise;
8. Visum aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen;
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9. Visum für Saisoniers;
10. Visum für Praktikanten.

(2) Die Ausübung einer Erwerbstätigkeit ist nur in den Fällen des § 24 zulässig. 
Visa D werden für die ein- oder mehrmalige Einreise ausgestellt und berechtigen 
zu einem Aufenthalt im Bundesgebiet von mehr als 90 Tagen, und zwar von 
längstens
1. sechs Monaten bei Ausstellung von Visa gemäß Abs. 1 Z 1 bis 8 und 10;
2. neun Monaten innerhalb eines Zeitraumes von zwölf Monaten bei Ausstel-

lung von Visa gemäß Abs. 1 Z 9;
3. zwölf Monaten bei Ausstellung von Visa gemäß Abs. 1 Z 1, sofern dies aus 

Gründen des nationalen Interesses oder auf Grund internationaler Ver-
pflichtungen notwendig ist; oder

4. zwölf Monaten bei Ausstellung von Visa gemäß Abs. 1 Z 3, sofern dies auf 
Grund internationaler Vereinbarungen zur Ausübung einer Tätigkeit, die 
vom AuslBG gemäß § 1 Z 14 AuslBVO ausgenommen ist, notwendig ist.

(3) Visa gemäß Abs. 1 sind befristet zu erteilen. Ihre Gültigkeitsdauer darf jene 
des Reisedokumentes nicht übersteigen. Die Gültigkeitsdauer des Reisedoku-
mentes hat, ausgenommen in begründeten Notfällen, jene eines Visums um 
mindestens drei Monate zu übersteigen. Eine von der erlaubten Aufenthaltsdau-
er abweichende Gültigkeitsdauer der Visa ist unzulässig.

(3a) Visa gemäß Abs. 1 Z 8 und 9 können mit einer Gültigkeitsdauer von weni-
ger als 91 Tagen ausgestellt werden, sofern ein Verlängerungsantrag (§ 2 Abs. 4 
Z 17a) oder ein Antrag gemäß § 22a gestellt wurde und der durchgehende 
Aufenthalt im Bundesgebiet insgesamt 90 Tage übersteigt.

(4) Das Visum ist im Reisedokument des Fremden durch Anbringen ersicht-
lich zu machen.

(5) Die nähere Gestaltung sowie die Form der Anbringung der Visa D im Rei-
sedokument wird durch Verordnung des Bundesministers für Inneres festgelegt.

(6) Visa gemäß Abs. 1 Z 1 sowie gemäß des Visakodex können unter den Vor-
aussetzungen, unter denen für österreichische Staatsbürger österreichische 
Dienstpässe ausgestellt werden, als Dienstvisa gekennzeichnet werden.

(Anm.: Abs. 7 mit Ablauf des 30.6.2021 außer Kraft getreten)

Allgemeine Voraussetzungen für die Erteilung von Visa D

§ 21. (1) Visa gemäß § 20 Abs. 1 Z 1, 3 bis 5 und 8 bis 10 können einem Fremden 
auf Antrag erteilt werden, wenn
1. dieser ein gültiges Reisedokument besitzt;
2. kein Versagungsgrund (Abs. 2) vorliegt und
3. die Wiederausreise des Fremden gesichert erscheint.
In den Fällen des § 20 Abs. 1 Z 4 und 5 hat die Vertretungsbehörde von der Vor-
aussetzung der Z 3 abzusehen.

(2) Die Erteilung eines Visums ist zu versagen, wenn
1. der Fremde den Zweck und die Bedingungen des geplanten Aufenthalts 

nicht begründet;
2. begründete Zweifel im Verfahren zur Erteilung eines Visums an der wahren 

Identität oder der Staatsangehörigkeit des Fremden, an der Echtheit der vor-
gelegten Dokumente oder am Wahrheitsgehalt ihres Inhaltes oder am Vor-
liegen weiterer Erteilungsvoraussetzungen bestehen;

3. der Fremde nicht über einen alle Risiken abdeckenden Krankenversiche-
rungsschutz verfügt oder er im Gesundheitszeugnis gemäß § 23 eine schwer-
wiegende Erkrankung aufweist;

4. der Fremde nicht über ausreichende eigene Mittel für seinen Unterhalt und 
in den Fällen des § 20 Abs. 1 Z 1, 3 und 7 bis 10 für die Wiederausreise ver-
fügt;

5. der Aufenthalt des Fremden zu einer finanziellen Belastung einer Gebiets-
körperschaft führen könnte, es sei denn, diese Belastung ergäbe sich aus der 
Erfüllung eines vor der Einreise bestehenden gesetzlichen Anspruchs;

6. der Fremde im SIS zur Rückkehr oder zur Einreise- und Aufenthaltsverwei-
gerung ausgeschrieben ist;

7. der Aufenthalt des Fremden die öffentliche Ordnung oder Sicherheit ge-
fährden würde;

8. gegen den Fremden ein rechtskräftiges Einreise- oder Aufenthaltsverbot be-
steht, außer im Fall des § 26a (Visa zur Wiedereinreise) oder des § 27a (Wie-
dereinreise während der Gültigkeitsdauer eines Einreiseverbotes oder 
Aufenthaltsverbotes);

9. der Aufenthalt des Fremden die Beziehungen der Republik Österreich zu 
einem anderen Staat beeinträchtigen würde;

10. Grund zur Annahme besteht, der Fremde werde außer in den Fällen des 
§ 24 eine Erwerbstätigkeit im Bundesgebiet beabsichtigen;

11. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Fremde einer kri-
minellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer terroristischen Vereinigung 
(§ 278b StGB) angehört oder angehört hat, terroristische Straftaten begeht 
oder begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder finanziert 
hat (§ 278d StGB), eine Person für terroristische Zwecke ausbildet oder sich 
ausbilden lässt (§ 278e StGB) oder eine Person zur Begehung einer terroris-
tischen Straftat anleitet oder angeleitet hat (§ 278f StGB);

12. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Fremde durch 
sein Verhalten, insbesondere durch die öffentliche Beteiligung an Gewalttä-
tigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf zur Gewalt oder durch hetzerische 
Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit gefährdet;

13. der Fremde öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von 
Schriften ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Ver-
brechen gegen die Menschlichkeit oder terroristische Taten von vergleich-
barem Gewicht billigt oder dafür wirbt oder
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14. der Fremde ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder terroristischen 
Gruppierung hat und im Hinblick auf deren bestehende Strukturen oder 
auf zu gewärtigende Entwicklungen in deren Umfeld extremistische oder 
terroristische Aktivitäten derselben nicht ausgeschlossen werden können, 
oder auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, dass er durch Ver-
breitung in Wort, Bild oder Schrift andere Personen oder Organisationen 
von seiner gegen die Wertvorstellungen eines europäischen demokratischen 
Staates und seiner Gesellschaft gerichteten Einstellung zu überzeugen ver-
sucht oder versucht hat oder auf andere Weise eine Person oder Organisati-
on unterstützt, die die Verbreitung solchen Gedankengutes fördert oder 
gutheißt.

(3) Die Behörde kann einem Fremden trotz Vorliegens eines Versagungsgrun-
des gemäß Abs. 2 Z 3, 4 oder 5 ein Visum erteilen, wenn auf Grund einer im 
öffentlichen Interesse eingegangenen Verpflichtung eines Rechtsträgers im Sinn 
des § 1 Abs. 1 Amtshaftungsgesetz – AHG, BGBl. Nr. 20/1949, oder auf Grund 
der Verpflichtungserklärung einer Person mit Hauptwohnsitz oder Sitz im Bun-
desgebiet die Tragung aller Kosten gesichert erscheint, die öffentlichen Rechts-
trägern durch den Aufenthalt des Fremden entstehen könnten.

(4) Wird einer Aufforderung zur Durchführung einer erkennungsdienstlichen 
Behandlung gemäß § 99 Abs. 1 Z 7 und Abs. 4 nicht Folge geleistet, ist der An-
trag auf Erteilung eines Visums zurückzuweisen.

Visa für den längerfristigen Aufenthalt

§ 21a. (1) Die Vertretungsbehörde kann einem Fremden ein Visum zum länger-
fristigen Aufenthalt im Bundesgebiet erteilen, wenn die Voraussetzungen gemäß 
§ 21 Abs. 1 vorliegen.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch Art. 2 Z 36, BGBl. I Nr. 145/2017)

Visum aus humanitären Gründen

§ 22. (1) Die Vertretungsbehörde kann Fremden von Amts wegen trotz Vorlie-
gens eines Versagungsgrundes nach § 21 Abs. 2 Z 6 in besonders berücksichti-
gungswürdigen Fällen aus humanitären Gründen oder Gründen des nationalen 
Interesses ein Visum D erteilen.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013)
(3) Die Vertretungsbehörde kann Fremden trotz Vorliegens eines Versagungs-

grundes nach § 21 Abs. 1 Z 1 in besonders berücksichtigungswürdigen Fällen aus 
humanitären Gründen oder Gründen des nationalen Interesses ein Visum auf 
einem Formblatt gemäß der Verordnung (EG) Nr. 333/2002 über die einheitli-
che Gestaltung des Formblatts für die Anbringung eines Visums, das die Mit-
gliedstaaten den Inhabern eines von dem betreffenden Mitgliedstaat nicht aner-
kannten Reisedokuments erteilen, ABl. Nr. L 53 vom 23.02.2002 S. 4, erteilen. 
Ein solches Visum ist räumlich auf das Bundesgebiet zu beschränken.

Visum aus besonders berücksichtigungswürdigen Gründen

§ 22a. Fremden, die sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, kann vor Ab-
lauf des rechtmäßigen Aufenthalts auf Antrag im Inland ein Visum aus beson-
ders berücksichtigungswürdigen Gründen erteilt werden, wenn die Vorausset-
zungen gemäß § 21 Abs. 1 vorliegen und dies
1. aus humanitären Gründen,
2. aus Gründen des nationalen Interesses oder
3. auf Grund internationaler Verpflichtungen
notwendig ist.

Gesundheitszeugnis

§ 23. (1) Zur Vermeidung einer Gefährdung der Volksgesundheit kann der Bun-
desminister für Gesundheit mit Verordnung bestimmte Staaten bezeichnen, in 
denen ein wesentlich erhöhtes Risiko der Ansteckung mit
1. einer im üblichen Sozialkontakt leicht übertragbaren anzeigepflichtigen 

Krankheit (schwerwiegende Erkrankung) im Sinn des Epidemiegesetzes 
1950, BGBl. Nr. 186,

2. einer sonstigen schwerwiegenden nicht anzeige- oder meldepflichtigen In-
fektionskrankheit oder

3. einer meldepflichtigen Tuberkulose im Sinn des § 3 lit. a des Tuberkulose-
gesetzes, BGBl. Nr. 127/1968,

und dadurch das Risiko der nachhaltigen und ernsthaften Gefährdung einer grö-
ßeren Zahl von Menschen gegeben ist.

(2) Fremden, die sich in den letzten sechs Monaten vor ihrer Einreise in das 
Bundesgebiet in dem in einer Verordnung nach Abs. 1 bezeichneten Staat aufge-
halten haben, darf ein Visum erteilt werden, wenn sie ein Gesundheitszeugnis 
beibringen, das das Freisein von den in der Verordnung nach Abs. 1 genannten 
Krankheiten bezeichnet.

(3) Die Verordnung hat die Krankheit zu bezeichnen, für die die Voraussetzun-
gen nach Abs. 1 gegeben sind, sowie den Inhalt und die Gültigkeitsdauer des Ge-
sundheitszeugnisses festzulegen.

Sonderbestimmungen zur Erteilung von Visa zu Erwerbszwecken

§ 24. (1) Die Aufnahme
1. einer bloß vorübergehenden selbständigen Erwerbstätigkeit (§ 2 Abs. 4 

Z 16);
2. einer bloß vorübergehenden unselbständigen Tätigkeit (§ 2 Abs. 4 Z 17);
3. einer Tätigkeit als Saisonier (§ 2 Abs. 4 Z 13), zu deren Ausübung eine Be-

schäftigungsbewilligung nach § 5 AuslBG Voraussetzung ist oder
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4. einer Tätigkeit als Praktikant (§ 2 Abs. 4 Z 13a), zu deren Ausübung eine 
Anzeigebestätigung nach § 3 Abs. 5 AuslBG Voraussetzung ist,

im Bundesgebiet ist nur nach Erteilung eines Visums möglich. In diesem Fall ist 
dem Fremden, abhängig von der beabsichtigten Tätigkeitsdauer, ein Visum C 
oder ein Visum D zu erteilen, wenn im Fall der Anwendbarkeit des Ausländerbe-
schäftigungsgesetzes eine arbeitsmarktbehördliche Bewilligung oder Bescheini-
gung vorliegt und kein Visumversagungsgrund gegeben ist.

(2) Abs. 1 findet keine Anwendung auf Fremde, die
1. gemäß der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines gültigen 

Aufenthaltstitels „Forscher“ eines anderen Mitgliedstaates sind und eine 
Tätigkeit für eine Forschungseinrichtung ausüben, die gemäß § 1 Abs. 2 lit. 
h AuslBG vom sachlichen Geltungsbereich des AuslBG ausgenommen ist;

2. gemäß der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines gültigen 
Aufenthaltstitels „Student“ eines anderen Mitgliedstaates sind und an ei-
nem Unions- oder multilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen 
teilnehmen oder für sie eine Vereinbarung zwischen zwei oder mehreren 
Hochschuleinrichtungen besteht, sofern sie für die Ausübung einer unselb-
ständigen Tätigkeit über eine Beschäftigungsbewilligung gemäß § 4 Abs. 3 
Z 6 AuslBG verfügen;

3. gemäß der Blaue-Karte-EU-Richtlinie Inhaber eines gültigen Aufenthaltsti-
tels „Blaue Karte EU“ eines anderen Mitgliedstaates sind und eine geschäft-
liche Tätigkeit gemäß § 12c Abs. 3 AuslBG ausüben.

(3) Abs. 1 findet auf Fremde während des Aufenthaltes zur Erbringung einer 
vorübergehenden Arbeitsleistung gemäß § 18 Abs. 12 oder 13 AuslBG keine An-
wendung, wenn sie die Voraussetzungen des Art. 21 SDÜ und die des § 18 Abs. 
12 oder 13 AuslBG erfüllen.

(4) Abs. 1 findet ferner auf Fremde während des Aufenthaltes zur Erbringung 
einer vorübergehenden Arbeitsleistung gemäß § 18 Abs. 13 AuslBG keine An-
wendung, wenn sie Inhaber eines gültigen Aufenthaltstitels für unternehmens-
intern transferierte Arbeitnehmer eines anderen Mitgliedstaates gemäß ICT-
Richtlinie sind, der das SDÜ nicht vollständig anwendet, und § 18 Abs. 13 Aus-
lBG erfüllen.

(5) Teilt die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice der 
örtlich zuständigen Landespolizeidirektion die erneute Beantragung einer Be-
schäftigungsbewilligung gemäß § 5 AuslBG auf Basis eines Visums C mit mehr-
jähriger Gültigkeitsdauer (Art. 24 Visakodex) mit, hat die Landespolizeidirekti-
on unverzüglich zu prüfen, ob Annullierungs- oder Aufhebungsgründe oder 
eine Gegenstandslosigkeit des Visums vorliegen. Die zuständige regionale Ge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice ist über das Ergebnis der Prüfung und gege-
benenfalls über die Annullierung, Aufhebung oder Gegenstandslosigkeit des Vi-
sums zu verständigen.

Sonderbestimmungen zur Erteilung von Visa zum Zweck der 
Arbeitssuche

§ 24a. (1) Die Vertretungsbehörde kann einem Fremden auf Antrag ein Aufent-
haltsvisum mit sechsmonatiger Gültigkeitsdauer zum Zweck der Arbeitssuche 
im Bundesgebiet erteilen, wenn
1. die Erteilungsvoraussetzungen gemäß § 21 Abs. 1 Z 1 und 2 vorliegen und
2. die Zentrale Ansprechstelle des Arbeitsmarktservice mitgeteilt hat, dass die 

Kriterien gemäß § 12 iVm Anlage A AuslBG erfüllt sind.
(2) Der Fremde hat bei Antragstellung, die von ihm vorgebrachten Kriterien 

gemäß § 12 iVm Anlage A AuslBG genau zu bezeichnen und durch Vorlage von 
Dokumenten nachzuweisen. Bei Vorliegen der Erteilungsvoraussetzungen ge-
mäß § 21 Abs. 1 Z 1 und 2 hat die Vertretungsbehörde die Dokumente zum 
Nachweis der Kriterien gemäß § 12 iVm Anlage A AuslBG an die Zentrale An-
sprechstelle des Arbeitsmarktservice weiterzuleiten.

(3) Das Verfahren gemäß Abs. 1 ist einzustellen, wenn der Fremde trotz 
Aufforderung und Setzung einer angemessenen Nachfrist die Behebung eines 
Mangels der Erteilungsvoraussetzungen gemäß § 21 Abs. 1 Z 1 oder 2 nicht vor-
nimmt.

(4) Teilt die Zentrale Ansprechstelle des Arbeitsmarktservice mit, dass die in 
§ 12 iVm Anlage A AuslBG vorausgesetzten Kriterien nicht vorliegen, ist der An-
trag zurückzuweisen.

(5) Wurde dem Fremden ein solches Visum bereits erteilt, ist ein neuerlicher 
Antrag erst zwölf Monate nach seiner Ausreise aus dem Bundesgebiet zulässig.

(6) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz und dem Bundes-
minister für Europa, Integration und Äußeres durch Verordnung festzulegen, 
welche Dokumente für das jeweilige Kriterium dem Antrag jedenfalls anzu-
schließen sind. Diese Verordnung kann auch die Form und Art der Antragstel-
lung regeln, insbesondere bestimmen, welche Antragsformulare ausschließlich 
zu verwenden sind.

Visa an der Außengrenze

§ 24b. Visa D können einem Fremden an der Außengrenze auf Antrag erteilt 
werden, wenn die Voraussetzungen des Art. 35 Abs. 1 lit. b, c und Abs. 2 Visako-
dex erfüllt sind und kein Visumsversagungsgrund gegeben ist.

Visa zur Erteilung eines Aufenthaltstitels

§ 25. (1) Teilt die Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde der zuständigen Ver-
tretungsbehörde mit, dass einem Fremden, der der Visumpflicht unterliegt, ein 
Aufenthaltstitel zu erteilen wäre (§ 23 Abs. 2 NAG), ist dem Fremden unter Be-
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rücksichtigung des § 21 Abs. 1 Z 1 und 2 ein Visum mit viermonatiger Gültig-
keitsdauer zu erteilen.

(2) Die Versagung des Visums wegen Vorliegens von Gründen gemäß § 21 Abs. 
2 Z 3 bis 5 und 10 ist nicht zulässig. Wird das Visum nicht erteilt, hat dies die 
zuständige Vertretungsbehörde der Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde 
unter Angabe der Gründe mitzuteilen.

§ 26. (weggefallen)

Visa zur Wiedereinreise

§ 26a. (1) Die Vertretungsbehörde kann einem Fremden auf Antrag ein Visum 
zur Wiedereinreise während der Gültigkeitsdauer eines Einreise- oder Aufent-
haltsverbotes erteilen, wenn
1. dies aus wichtigen öffentlichen oder privaten Gründen notwendig ist,
2. die Gründe, die zur Erlassung der aufenthaltsbeendenden Maßnahme ge-

führt haben, dem nicht entgegenstehen und
3. sonst kein Visumsversagungsgrund vorliegt.

(2) Die sachlich gebotene Gültigkeitsdauer des Visums ist festzulegen.
(3) Das Visum kann im Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ord-

nung oder Sicherheit mit Auflagen belegt werden; dabei ist auf den Zweck des 
Aufenthaltes Bedacht zu nehmen. Auflagen sind insbesondere die Vorschrei-
bung bestimmter Grenzübergangsstellen und Reiserouten, die Beschränkung 
des Aufenthaltes auf den Sprengel einer Bezirksverwaltungsbehörde sowie die 
Verpflichtung, sich in periodischen Abständen bei einem Polizeikommando zu 
melden.

Annullierung und Gegenstandslosigkeit von Visa D

§ 27. (1) Visa D sind zu annullieren, wenn nachträglich
1. Tatsachen bekannt werden oder
2. Tatsachen eintreten,
die eine Nichterteilung rechtfertigen würden (§ 21 Abs. 1).

(2) Soll ein Visum D annulliert werden, so hat die Behörde nach Feststellung 
des maßgeblichen Sachverhalts dem Betroffenen Gelegenheit zur Stellungnahme 
zu geben. Der maßgebliche Sachverhalt ist nachvollziehbar festzuhalten.

(3) Visa D werden gegenstandslos, wenn
1. ein weiteres Visum D mit überschneidender Gültigkeit erteilt wird;
2. gegen den Fremden eine aufenthaltsbeendende Maßnahme gemäß dem 8. 

Hauptstück erlassen wird;
3. der Fremde einen Antrag auf internationalen Schutz einbringt;

4. ein Aufenthaltstitel gemäß dem NAG oder dem AsylG 2005 ausgestellt 
wird;

5. der Fremde Österreicher, EWR-Bürger oder Schweizer Bürger wird;
6. eine Beschäftigungsbewilligung nach § 5 AuslBG des Fremden gemäß § 9 

AuslBG rechtskräftig widerrufen wurde.
(4) Wird das Visum D annulliert oder gegenstandslos, ist dies im Reisedoku-

ment kenntlich zu machen. Dazu ist jede Behörde ermächtigt, der ein Reisedo-
kument anlässlich einer Amtshandlung nach diesem Bundesgesetz, dem BFA-
VG, AsylG 2005 oder dem NAG vorliegt.

(5) Abweichend von Abs. 3 sind Visa D für Saisoniers auf Grund des Abs. 3 Z 3 
zu annullieren; diesfalls gelten Abs. 1 und 2 sinngemäß.

3a. Abschnitt
Besondere Bewilligungen

Wiedereinreise während der Gültigkeitsdauer eines Einreiseverbotes 
oder Aufenthaltsverbots

§ 27a. (1) Während der Gültigkeitsdauer des Einreiseverbotes oder Aufenthalts-
verbotes darf der Fremde, der nicht der Visumpflicht unterliegt, ohne Bewilli-
gung nicht wieder einreisen.

(2) Die Bewilligung zur Wiedereinreise kann dem Fremden auf Antrag erteilt 
werden, wenn dies aus wichtigen öffentlichen oder privaten Gründen notwendig 
ist, die für das Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot maßgeblichen Gründe 
dem nicht entgegenstehen und auch sonst kein Visumsversagungsgrund vorliegt. 
Mit der Bewilligung ist auch die sachlich gebotene Gültigkeitsdauer festzulegen.

(3) Die Bewilligung kann im Interesse der Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Ordnung oder Sicherheit mit Auflagen belegt werden; hierbei ist auf den Zweck 
des Aufenthalts Bedacht zu nehmen. Auflagen sind insbesondere die Vorschrei-
bung bestimmter Grenzübergangsstellen und Reiserouten, die Beschränkung 
des Aufenthalts auf den Sprengel einer Bezirksverwaltungsbehörde sowie die 
Verpflichtung, sich in periodischen Abständen bei einer Dienststelle einer Lan-
despolizeidirektion zu melden. Die Erteilung von Auflagen ist in der Bewilligung 
ersichtlich zu machen.

(4) Die nähere Gestaltung der Bewilligung wird durch Verordnung des Bun-
desministers für Inneres festgelegt.

(5) Die Bewilligung ist zu widerrufen, wenn nachträglich Tatsachen bekannt 
werden, die ihre Versagung gerechtfertigt hätten, wenn die Gründe für ihre Ertei-
lung weggefallen sind oder wenn der Fremde während seines Aufenthalts im 
Bundesgebiet ein Verhalten setzt, das
1. im Zusammenhang mit den Gründen, die für das Einreiseverbot oder 

Aufenthaltsverbot maßgeblich waren, dessen unverzügliche Durchsetzung 
erforderlich macht oder
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2. die Erlassung einer Rückkehrentscheidung oder neuerlich die Erlassung ei-
nes Aufenthaltsverbotes rechtfertigen würde.

(6) Die Bewilligung ist nur in Verbindung mit einem gültigen Reisedokument 
gültig.

4. Abschnitt
Ausnahmen von der Visumpflicht

Transitreisende

§ 28. (1) Fremde, die während einer Zwischenlandung auf einem österreichi-
schen Flugplatz dessen Transitraum oder das Luftfahrzeug nicht verlassen (Tran-
sitreisende), unterliegen nicht der Visumpflicht.

(2) Drittstaaten, deren Staatsangehörige auf Grundlage des Art. 3 Abs. 2 Visa-
kodex für den Transit über einen österreichischen Flughafen ein Visum benöti-
gen, sind vom Bundesminister für Inneres mit Verordnung kundzumachen.

Träger von Vorrechten und Befreiungen

§ 29. Fremde, denen ein Lichtbildausweis gemäß § 5 des Amtssitzgesetzes – 
ASG, BGBl. I Nr. 54/2021, ausgestellt worden ist, benötigen während der Gül-
tigkeitsdauer dieses Lichtbildausweises zum Aufenthalt im Bundesgebiet und 
zur Wiedereinreise in dieses kein Visum.

Sonstige Ausnahmen von der Visumpflicht

§ 30. (1) Fremde, die auf Grund allgemein anerkannter Regeln des Völkerrechts, 
eines Staatsvertrages, eines Bundesgesetzes oder eines unmittelbar anwendbaren 
Rechtsaktes der Europäischen Union in Österreich Visumfreiheit genießen, be-
nötigen zur Einreise in das Bundesgebiet kein Visum.

(2) Sofern die Bundesregierung zum Abschluss von Regierungsübereinkom-
men gemäß Art. 66 Abs. 2 B-VG ermächtigt ist, kann sie zur Erleichterung des 
Reiseverkehrs unter der Voraussetzung, dass Gegenseitigkeit gewährt wird, ver-
einbaren, dass Fremde berechtigt sind, ohne Visum in das Bundesgebiet einzurei-
sen und sich in diesem aufzuhalten.

(3) Wenn es im öffentlichen Interesse zur Erleichterung des Reiseverkehrs liegt, 
ist der Bundesminister für Inneres im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
für Europa, Integration und Äußeres ermächtigt, für bestimmte Fremde durch 
Verordnung Ausnahmen von der Visumpflicht zu gewähren. Sofern in einer sol-
chen Verordnung nicht eine kürzere Zeit bestimmt wird, sind solche Fremde be-
rechtigt, sich nach der Einreise drei Monate im Bundesgebiet aufzuhalten.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

(5) Fremde, denen in Österreich internationaler Schutz zuerkannt wurde, be-
nötigen für die Rechtmäßigkeit der Einreise kein Visum.

5. Abschnitt
Voraussetzung für den rechtmäßigen Aufenthalt und die rechtmäßige 

Ausreise

Voraussetzung für den rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesgebiet

§ 31. (1) Fremde halten sich rechtmäßig im Bundesgebiet auf,
1. wenn sie rechtmäßig eingereist sind und während des Aufenthalts im Bun-

desgebiet die Befristungen oder Bedingungen des Einreisetitels oder des vi-
sumfreien Aufenthaltes oder die durch zwischenstaatliche Vereinbarungen, 
Bundesgesetz oder Verordnung bestimmte Aufenthaltsdauer nicht über-
schritten haben;

2. wenn sie auf Grund einer Aufenthaltsberechtigung oder einer Dokumenta-
tion des Aufenthaltsrechtes nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsge-
setz zur Niederlassung oder zum Aufenthalt oder auf Grund einer Verord-
nung für Vertriebene zum Aufenthalt berechtigt sind;

3. wenn sie Inhaber eines von einem Vertragsstaat ausgestellten Aufenthaltsti-
tels sind bis zu drei Monaten (Artikel 21 SDÜ gilt), sofern sie während ihres 
Aufenthalts im Bundesgebiet keiner unerlaubten Erwerbstätigkeit nachge-
hen;

4. solange ihnen ein Aufenthaltsrecht nach dem AsylG 2005, der Status- oder 
der Verfahrensverordnung zukommt;

5. bis zur Entscheidung über einen Verlängerungsantrag (§ 2 Abs. 4 Z 17a), 
solange der Aufenthalt als Saisonier in den vergangenen zwölf Monaten ins-
gesamt die Dauer von neun Monaten nicht überschreitet;

6. wenn sie Inhaber eines gültigen Aufenthaltstitels für unternehmensintern 
transferierte Arbeitnehmer gemäß ICT-Richtlinie eines anderen Mitglieds-
taates sind, der das SDÜ nicht vollständig anwendet, und § 18 Abs. 13 Aus-
lBG erfüllen, solange ihr Aufenthalt im Bundesgebiet in den vergangenen 
180 Tagen nicht insgesamt die Dauer von 90 Tagen überschreitet und die 
Voraussetzungen des Art. 6 Abs. 1 lit. e SGK erfüllt sind;

7. wenn sie gemäß der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines gülti-
gen Aufenthaltstitels „Forscher“ eines anderen Mitgliedstaates sind und 
eine Tätigkeit für eine Forschungseinrichtung ausüben, die gemäß § 1 
Abs. 2 lit. h AuslBG vom sachlichen Anwendungsbereich des AuslBG aus-
genommen ist, oder als deren Familienangehörige Inhaber eines gültigen 
Aufenthaltstitels eines anderen Mitgliedstaates sind, solange jeweils ihr 
Aufenthalt im Bundesgebiet in den vergangenen 360 Tagen nicht insgesamt 
die Dauer von 180 Tagen überschreitet und die Voraussetzungen des Art. 6 
Abs. 1 lit. e SGK erfüllt sind;
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8. wenn sie gemäß der Forscher und Studenten-Richtlinie Inhaber eines gülti-
gen Aufenthaltstitels „Student“ eines anderen Mitgliedstaates sind und an 
einem Unions- oder multilateralen Programm mit Mobilitätsmaßnahmen 
teilnehmen oder für sie eine Vereinbarung zwischen zwei oder mehreren 
Hochschuleinrichtungen besteht, solange ihr Aufenthalt im Bundesgebiet 
nicht insgesamt die Dauer von 360 Tagen überschreitet und die Vorausset-
zungen des Art. 6 Abs. 1 lit. e SGK erfüllt sind;

9. wenn sie gemäß der Blaue-Karte-EU-Richtlinie Inhaber eines gültigen 
Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ eines anderen Mitgliedstaates sind und 
eine geschäftliche Tätigkeit gemäß § 12c Abs. 3 AuslBG ausüben, solange 
ihr Aufenthalt im Bundesgebiet in den vergangenen 180 Tagen nicht insge-
samt die Dauer von 90 Tagen überschreitet;

10. wenn sie gemäß der Blaue-Karte-EU-Richtlinie Inhaber eines gültigen 
Aufenthaltstitels „Blaue Karte EU“ eines anderen Mitgliedstaates oder als 
deren Familienangehörige Inhaber eines gültigen Aufenthaltstitels eines an-
deren Mitgliedstaates sind, jeweils für die Dauer von bis zu einem Monat ab 
ihrer Einreise in das Bundesgebiet zur Beantragung eines Aufenthaltstitels 
gemäß § 50a Abs. 1 oder 3 NAG, oder

11. soweit sich dies aus anderen bundesgesetzlichen Vorschriften ergibt.
(1a) Liegt kein Fall des Abs. 1 vor, halten sich Fremde nicht rechtmäßig im 

Bundesgebiet auf; dies insbesondere, wenn sie
1. auf Grund einer zwischenstaatlichen Vereinbarung oder internationaler 

Gepflogenheiten rückgenommen werden mussten,
2. auf Grund einer Durchbeförderungserklärung, sonstiger zwischenstaatli-

cher Abkommen oder auf Ersuchen eines Mitgliedstaates der Europäischen 
Union um Durchbeförderung (§ 45b Abs. 1) oder auf Grund einer Durch-
lieferungsbewilligung gemäß § 47 ARHG oder § 35 des Bundesgesetzes 
über die justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen mit den Mitgliedstaaten 
der Europäischen Union (EU-JZG), BGBl. I Nr. 36/2004, eingereist sind,

3. geduldet sind (§ 46a) oder
4. eine Frist für die freiwillige Ausreise gemäß § 55 erhalten haben.

(Anm.: Abs. 2 und 3 aufgehoben durch Art. 2 Z  48, BGBl. I Nr. 145/2017)
(4) Kinder, die nicht die österreichische Staatsbürgerschaft besitzen, halten sich 

während der ersten sechs Lebensmonate rechtmäßig im Bundesgebiet auf, sofern 
die Mutter oder ein anderer Fremder, dem Pflege und Erziehung des Kindes zu-
kommt, rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen ist; dies gilt, solange der Be-
treffende rechtmäßig niedergelassen bleibt, bei Ableitung vom Vater überdies 
nur, wenn diesem das Recht zur Pflege und Erziehung allein zukommt. Außer-
dem sind solche Kinder während der ersten sechs Lebensmonate rechtmäßig 
aufhältig, sofern und solange deren Pflege und Erziehung einem österreichischen 
Staatsbürger mit Hauptwohnsitz im Bundesgebiet allein zukommt.

Pflichten des Fremden zum Nachweis der Aufenthaltsberechtigung

§ 32. (1) Fremde sind verpflichtet, den Landespolizeidirektionen und ihren Or-
ganen auf eine bei der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ergehende Aufforde-
rung hin die für ihre Aufenthaltsberechtigung maßgeblichen Dokumente auszu-
händigen, an der Feststellung der Rechtmäßigkeit der Einreise, des Aufenthalts 
und der Ausreise mitzuwirken und sich erforderlichenfalls in Begleitung eines 
Organs an jene Stelle zu begeben, an der die Dokumente verwahrt sind. Für 
EWR-Bürger, Schweizer Bürger und begünstigte Drittstaatsangehörige gilt dies 
nur insoweit, als deren Identität und Staatsangehörigkeit nicht zweifelsfrei mit 
anderen Mitteln nachgewiesen werden kann und auch österreichische Staatsbür-
ger verpflichtet sind, maßgebliche Dokumente auszuhändigen.

(2) Fremde sind verpflichtet, ihr Reisedokument mit sich zu führen oder in ei-
ner solchen Entfernung von ihrem jeweiligen Aufenthaltsort zu verwahren, dass 
seine Einholung (Abs. 1) ohne unverhältnismäßige Verzögerung erfolgen kann. 
Für EWR-Bürger, Schweizer Bürger und begünstigte Drittstaatsangehörige gilt 
dies nur insoweit, als auch österreichische Staatsbürger verpflichtet sind maßgeb-
liche Dokumente mitzuführen. Die Verzögerung ist noch verhältnismäßig, wenn
(Anm.: Z 1 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
2. die Einholung des Reisepasses voraussichtlich nicht länger als eine Stunde 

in Anspruch nehmen würde.
(3) Fremde sind in begründeten Fällen zur Überprüfung ihres Rechts zum 

Aufenthalt im Bundesgebiet verpflichtet, den Landespolizeidirektionen und den 
Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes auf Verlangen Auskunft über den 
Zweck und die beabsichtigte Dauer ihres Aufenthaltes im Bundesgebiet zu ertei-
len und den Besitz der Mittel zu ihrem Unterhalt nachzuweisen.

(4) Fremde, die einen Aufenthaltstitel oder eine Dokumentation des Aufent-
haltsrechtes nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz, einen Aufent-
haltstitel nach dem AsylG 2005, einen Aufenthaltstitel nach Art. 24 der Status-
verordnung oder einen Lichtbildausweis gemäß § 5 ASG innehaben, genügen 
Abs. 2, wenn sie diesen mit sich führen.

5. Hauptstück
Befugnisse der Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes für 

Fremdenpolizei und Zurückweisung

Auskunftsverlangen

§ 33. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind für Zwecke der 
Besorgung der Fremdenpolizei ermächtigt, von Personen Auskunft zu verlan-
gen, von denen auf Grund eines Naheverhältnisses zu einem Fremden oder eines 
Vorfalles im Zusammenhang mit einem Fremden anzunehmen ist, sie könnten 
über
1. die rechtswidrige Einreise eines Fremden;
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2. den rechtswidrigen Aufenthalt eines Fremden oder
3. strafbare Handlungen nach diesem Bundesgesetz
Auskunft erteilen.

(2) Die Ausübung von Zwangsgewalt zur Durchsetzung dieser Befugnis ist un-
zulässig.

Identitätsfeststellung

§ 34. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zur Feststellung 
der Identität einer Person ermächtigt,
1. wenn auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, sie wäre als Frem-

der rechtswidrig in das Bundesgebiet eingereist oder hielte sich im Bundes-
gebiet rechtswidrig auf;

2. soweit dies bei der Teilnahme an einer Überprüfung an Ort und Stelle ge-
mäß § 9a Grundversorgungsgesetz – Bund 2005 (GVG-B 2005), BGBl. 
Nr. 405/1991, erforderlich ist.

(2) Die Feststellung der Identität ist das Erfassen der Namen, des Geburtsda-
tums, der Staatsangehörigkeit und der Wohnanschrift einer Person in deren An-
wesenheit. Sie hat mit der vom Anlass gebotenen Verlässlichkeit zu erfolgen.

(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben Personen, deren 
Identität festgestellt werden soll, hievon in Kenntnis zu setzen. Jeder Betroffene 
ist verpflichtet, an der Feststellung seiner Identität mitzuwirken und die unmit-
telbare Durchsetzung der Identitätsfeststellung zu dulden.

Überprüfung der Rechtmäßigkeit der Einreise und des Aufenthalts

§ 35. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, die 
Rechtmäßigkeit der Einreise und des Aufenthalts von Fremden zu überprüfen, 
wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Fremde rechts-
widrig in das Bundesgebiet eingereist ist oder sich in diesem rechtswidrig aufhält, 
sofern dies nicht schon durch die Identitätsfeststellung mit der nötigen Sicher-
heit festgestellt werden kann.

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zum Zweck der Über-
prüfung nach der Screening-Verordnung ermächtigt, den Fremden zum Über-
prüfungsort (§ 2 Abs. 4 Z 36) zu verbringen.

Durchsuchungsauftrag

§ 35a. (1) Ist auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen, dass sich ein Frem-
der, gegen den ein Festnahmeauftrag (§ 39 Abs. 5b) erlassen worden ist, in be-
stimmten Räumlichkeiten aufhält, kann die Landespolizeidirektion, sofern es 
zur Durchsetzung des Festnahmeauftrages erforderlich erscheint, den Organen 

des öffentlichen Sicherheitsdienstes den Auftrag erteilen, die Räumlichkeiten zu 
betreten und zu durchsuchen.

(2) Der Auftrag gemäß Abs. 1 ergeht in Ausübung verwaltungsbehördlicher 
Befehlsgewalt. Die erfolgte Durchsuchung ist vom einschreitenden Organ des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes dem Betroffenen auf Verlangen so bald wie 
möglich, jedenfalls binnen 24 Stunden, schriftlich zu bestätigen.

Auftrag zur Auswertung von Datenträgern

§ 35b. (1) Die Landespolizeidirektion kann den Organen des öffentlichen Si-
cherheitsdienstes den Auftrag erteilen, als Beweismittel sichergestellte Datenträ-
ger eines Fremden auszuwerten, sofern die Voraussetzungen des § 38a vorliegen 
und eine Auswertung nicht bereits erfolgt ist.

(2) Der Auftrag zur Auswertung von Datenträgern ergeht in Ausübung ver-
waltungsbehördlicher Befehlsgewalt; er ist aktenkundig zu machen.

Betreten von Grundstücken, Betriebsstellen, Arbeitsstellen, Räumen 
und Fahrzeugen

§ 36. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, 
Grundstücke, Räume, Betriebsstätten, Arbeitsstellen sowie Fahrzeuge zu betre-
ten, soweit
1. dies für die Teilnahme an einer Überprüfung an Ort und Stelle gemäß § 9a 

GVG-B 2005 erforderlich ist;
2. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass dies 

notwendig ist, um eines Fremden, an dem Schlepperei begangen wird (Ge-
schleppter) oder der gegen Vorschriften verstößt, mit denen die Prostituti-
on geregelt ist, habhaft zu werden;

3. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass darin 
mindestens drei Fremde aufhältig sind und sich darunter ein Fremder be-
findet, der sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält;

4. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass dies 
notwendig ist, um einen Fremden, der sich nicht rechtmäßig im Bundesge-
biet aufhält, bei einer unerlaubten Erwerbstätigkeit zu betreten; oder

5. ein Durchsuchungsauftrag (§ 35a) vorliegt und dies zur Durchsetzung die-
ses Auftrages notwendig ist.

(1a) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Behält-
nisse, auch wenn sich diese in Räumen befinden zu öffnen und unter den Vor-
aussetzungen des Abs. 1 Z 2, 3 oder 4 darin Nachschau zu halten. Die Behältnisse 
müssen geeignet sein eine Person zu verbergen.

(2) In den Fällen des Abs. 1 Z 3 und 4 gilt § 13 Abs. 3 nur insoweit, als ein be-
hördlicher Auftrag vorliegt oder Gefahr im Verzug das sofortige Einschreiten ge-
bietet.
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(3) In den Fällen des Abs. 1 ist dem Beteiligten auf sein Verlangen sogleich oder 
binnen der nächsten 24 Stunden eine Bescheinigung über das Betreten und die 
Gründe des Betretens zuzustellen.

Durchsuchen von Personen

§ 37. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zum Zwecke der 
Sicherstellung von Beweismitteln (§ 38) ermächtigt, die Kleidung und die mitge-
führten Behältnisse Fremder zu durchsuchen, wenn
1. diese gemäß § 39 festgenommen worden sind oder
2. der Verdacht besteht, dass diese sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet 

aufhalten und Beweismittel bei sich haben, die für eine Durchbeförderung, 
Zurückschiebung oder Zurückweisung von Bedeutung sind.

(1a) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind zum Zwecke der 
Durchführung der Sicherheitskontrolle nach Art. 15 Abs. 1 der Screening-Ver-
ordnung ermächtigt, die Kleidung und die mitgeführten Behältnisse Fremder zu 
durchsuchen.

(2) Vor einer Durchsuchung nach Abs. 1 oder 1a ist der Fremde aufzufordern, 
alle mitgeführten Beweismittel oder der Sicherheitskontrolle unterliegenden Ge-
genstände freiwillig herauszugeben; kommt er dieser Aufforderung nach, hat die 
Durchsuchung zu unterbleiben.

Sicherstellen von Beweismitteln

§ 38. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Ge-
genstände und Dokumente, die für ein Verfahren oder für eine Durchbeförde-
rung, Zurückschiebung oder Zurückweisung nach dem 3. bis 6. und 12. bis 15. 
Hauptstück oder für eine Überprüfung aufgrund der Screening-Verordnung als 
Beweismittel benötigt werden, vorläufig sicherzustellen.

(2) Über die Sicherstellung von Beweismitteln ist dem Betroffenen eine schrift-
liche Bestätigung auszufolgen; die Beweismittel sind der Landespolizeidirektion 
zu übergeben und von dieser, sobald sie nicht mehr für Verfahren oder für eine 
Durchbeförderung, Zurückschiebung oder Zurückweisung nach dem 3. bis 6. 
und 12. bis 15. Hauptstück oder für eine Überprüfung aufgrund der Screening-
Verordnung benötigt werden, dem Betroffenen zurückzustellen, es sei denn, sie 
wären nach einem anderen Bundesgesetz sicherzustellen. Im Falle der Sicherstel-
lung von Datenträgern sind nicht diese, sondern die Ergebnisse der Auswertung 
samt Sicherungskopie (§ 38a) der Landespolizeidirektion zu übermitteln.

Auswertung von Datenträgern

§ 38a. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, von 
Daten, die sich auf sichergestellten Datenträgern eines Fremden befinden, zum 

Zweck der Identitätsfeststellung eine Sicherungskopie herzustellen und diese 
auszuwerten, wenn ein Fall des § 45 Abs. 1 vorliegt und eine Feststellung der 
Identität für eine Zurückschiebung anhand der vorliegenden Beweismittel nicht 
möglich ist oder ein Auftrag gemäß § 35b vorliegt.

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, von Da-
ten, die sich auf sichergestellten Datenträgern eines Fremden befinden, eine Si-
cherungskopie herzustellen und diese auszuwerten, wenn ein Fall des § 45 Abs. 1 
vorliegt und die Feststellung des Staates, in den der Fremde zurückgeschoben 
werden soll, anhand der vorliegenden Beweismittel nicht möglich ist oder ein 
Auftrag gemäß § 35b vorliegt.

(3) Die Datenträger sind dem Fremden unverzüglich zurückzustellen, sobald 
sie für die Auswertung nicht mehr erforderlich sind. § 98 gilt.

Festnahme und Anhaltung

§ 39. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen 
Fremden zum Zwecke einer für die Sicherung des Verfahrens unerlässlichen Vor-
führung vor die Landespolizeidirektion festzunehmen und bis zu 24 Stunden an-
zuhalten, wenn
1. sie ihn bei Begehung einer Verwaltungsübertretung nach § 120 auf frischer 

Tat betreten,
2. er seiner Verpflichtung nach § 32 Abs. 1 nicht nachkommt oder
3. er eine Gebietsbeschränkung nach § 52a oder eine Wohnsitzauflage nach 

§ 57 missachtet.
(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen 

Fremden, der auf Grund einer Übernahmeerklärung (§ 19) eingereist ist, festzu-
nehmen und bis zu 48 Stunden anzuhalten. 

 (Anm.: Z 1 und 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012) 
(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen 

Fremden zum Zwecke der Vorführung vor die Landespolizeidirektion festzuneh-
men und bis zu 24 Stunden anzuhalten, wenn er
1. nicht rechtmäßig in das Bundesgebiet eingereist ist und binnen 14 Tagen 

betreten wird,
2. innerhalb von 14 Tagen nach Einreise in das Bundesgebiet von der Repu-

blik Österreich auf Grund eines Rückübernahmeabkommens zurückge-
nommen werden musste,

3. innerhalb von 14 Tagen, nachdem sein visumfreier oder visumpflichtiger 
Aufenthalt im Bundesgebiet nicht mehr rechtmäßig ist, betreten wird, oder

4. während eines Ausreisevorganges bei nicht rechtmäßigem Aufenthalt im 
Bundesgebiet betreten wird.

(3a) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen 
Fremden, der einer Überprüfung nach Maßgabe der Screening-Verordnung un-
terliegt, zur Erfüllung seiner Verpflichtung gemäß Art. 9 Abs. 1 der Screening-
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Verordnung festzunehmen und bis zu 72 Stunden anzuhalten, sofern Fluchtge-
fahr vorliegt. Die Festnahme und die Aufrechterhaltung der Anhaltung sind nur 
zulässig, solange sie verhältnismäßig sind. Die Festnahme ist aktenkundig zu ma-
chen.

(3b) Findet die Überprüfung gemäß Art. 5 der Screening-Verordnung an der 
Außengrenze statt und kann sie während der in Abs. 3a genannten Anhaltedauer 
nicht abgeschlossen werden, so kann die jeweils zuständige Landespolizeidirekti-
on deren Verlängerung anordnen

1. im Falle von Fremden im Sinne des Art. 5 Abs. 1 lit. a der Screening-Verord-
nung, die dem Art. 22 Abs. 1 und 4 der Eurodac-Verordnung unterliegen und 
länger als 72 Stunden an der Außengrenze verbleiben, um bis zu 24 Stunden,

2. in den übrigen Fällen um bis zu 96 Stunden,
soweit eine Sicherung der Überprüfung im Sinne des Abs. 3a weiterhin erforder-
lich ist und die Aufrechterhaltung der Anhaltung verhältnismäßig ist. Die An-
ordnung der Landespolizeidirektion ergeht in Ausübung verwaltungsbehördli-
cher Befehlsgewalt und ist aktenkundig zu machen.

(3c) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 3a liegt vor, wenn bestimmte Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde vom Überprüfungsort 
(§ 2 Abs. 4 Z 36) entfernen und dadurch dem Überprüfungsverfahren entziehen 
wird, und im Sinne des Abs. 3c, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme recht-
fertigen, dass der Fremde sich dem Asylverfahren an der Grenze entziehen wird. 
Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen,

1. ob Umstände gemäß § 76 Abs. 3 Z 2, 3 oder 6 vorliegen;
2. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel gemäß § 39 

Abs. 7a oder 7b nicht nachkommt;
3. ob Mitwirkungspflichten gemäß Art. 9 der Screening-Verordnung oder Art. 

9 der Verfahrensverordnung verletzt wurden.
(3d) Der Bundesminister für Inneres hat mit Verordnung die gemäß Art. 8 

Abs. 1 oder 2 der Screening-Verordnung vorgesehenen Überprüfungsorte (§ 2 
Abs. 4 Z 36) zu bezeichnen.

(3e) Eine Festnahme gemäß Art. 5 Abs. 2 und 3 der Grenzrückführungsverord-
nung ist zulässig, wenn die Landespolizeidirektion diese mit Mandatsbescheid 
(§ 57 AVG) anordnet. Es ist ein gelinderes Mittel anzuwenden, wenn Grund zur 
Annahme besteht, dass der Zweck der Festnahme gemäß Art. 5 Abs. 2 und 3 der 
Grenzrückführungsverordnung durch Anwendung eines gelinderen Mittels ge-
sichert ist. Es besteht Anspruch auf Rechtsberatung und -vertretung gemäß § 52 
BFA-VG. Zudem gelten § 76 Abs. 1a erster Satz, § 77 Abs. 3, 4, 8 und 9, § 80 
Abs. 6 sowie § 22a BFA-VG mit der Maßgabe, dass anstelle des Bundesamtes die 
Landespolizeidirektion und anstelle der Anordnung der Schubhaft der Bescheid 
der Landespolizeidirektion tritt.

(4) In den Fällen der Abs. 1, 3, 3a oder 3b können die Festnahme und die An-
haltung unterbleiben, wenn gewährleistet ist, dass der Fremde das Bundesgebiet 
unverzüglich über eine Außengrenze verlässt.

(5) Die zuständige Landespolizeidirektion ist ohne unnötigen Aufschub über 
die erfolgte Festnahme zu verständigen. Die Anhaltung eines Fremden ist in den 
Fällen des Abs. 3 bis zu 48 Stunden zulässig, wenn dies die Landespolizeidirekti-
on zur Sicherung der Zurückschiebung anordnet. Dem festgenommenen Frem-
den ist die erfolgte Festnahme über sein Verlangen schriftlich zu bestätigen.

(5a) Kann eine Zurückschiebung gemäß § 45 nicht während einer Anhaltung 
gemäß Abs. 5 abgeschlossen werden und beruht dies auf Gründen, die nicht von 
der Landespolizeidirektion zu vertreten sind, so ist eine Anhaltung bis zu insge-
samt 14 Tagen zulässig, wenn die Landespolizeidirektion dies zur Sicherung der 
Zurückschiebung mit Mandatsbescheid (§ 57 AVG) anordnet und die Zurück-
schiebung innerhalb der Dauer der Anhaltung wahrscheinlich ist. Dies gilt auch, 
wenn der Fremde seinen Verpflichtungen aus einem angeordneten gelinderen 
Mittel gemäß Abs. 7 nicht nachkommt.

(5b) Die zuständige Landespolizeidirektion kann die Festnahme eines Fremden 
anordnen (Festnahmeauftrag), wenn die Zustimmung zur Rückübernahme des 
Fremden vorliegt und die Vorführung zur Sicherung der Zurückschiebung erfor-
derlich ist. Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind bei Vorliegen ei-
nes Festnahmeauftrages ermächtigt, einen Fremden zum Zweck der Vorführung 
vor die Landespolizeidirektion festzunehmen. Die Anhaltung ist diesfalls bis zu 
72 Stunden zulässig.

(6) Fremde, für die ein Übernahmeauftrag zwecks Durchbeförderung (§ 45b 
Abs. 3) erlassen worden ist, sind von Organen des öffentlichen Sicherheitsdiens-
tes nach der Einreise in Anhaltung zu übernehmen; die Anhaltung ist bis zu 72 
Stunden zulässig. Kann die Durchbeförderung während dieser Zeit nicht abge-
schlossen werden, so ist eine weitere Freiheitsentziehung bis zu 48 Stunden nur 
zulässig, wenn die Landespolizeidirektion dies zur Sicherung der Durchbeförde-
rung anordnet. Eine Verständigung der Landespolizeidirektion von der Über-
nahme eines solchen Fremden ist nicht erforderlich.

(6a) Die Landespolizeidirektion ist verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass eine 
Anhaltung nach dieser Bestimmung so kurz wie möglich dauert. Eine Anhal-
tung darf so lange aufrechterhalten werden, bis der Grund für ihre Anordnung 
weggefallen ist oder ihr Ziel nicht mehr erreicht werden kann.

(7) In den Fällen der Abs. 5 bis 5b hat die Landespolizeidirektion gelindere 
Mittel anzuordnen, wenn Grund zur Annahme besteht, dass die Zurückschie-
bung durch Anwendung eines gelinderen Mittels gesichert ist. § 76 Abs. 1 letzter 
Satz und § 77 Abs. 2, 3 und 5 bis 9, gelten sinngemäß, mit der Maßgabe, dass 
anstelle des Bundesamtes die jeweils zuständige Landespolizeidirektion, anstelle 
der Anordnung einer Schubhaft die Anordnung der Anhaltung zur Sicherung 
der Zurückschiebung und anstelle der Durchsetzung der Abschiebung die 
Durchführung der Zurückschiebung tritt.

(7a) In den Fällen des Abs. 3a oder 3b hat die Landespolizeidirektion ein gelin-
deres Mittel anzuordnen, wenn Grund zur Annahme besteht, dass die Durch-
führung der Überprüfung durch Anwendung eines gelinderen Mittels gesichert 
ist. § 76 Abs. 1a erster Satz und § 77 Abs. 3, 4 und 9 gelten sinngemäß, mit der 
Maßgabe, dass anstelle des Bundesamtes die Landespolizeidirektion und anstelle 
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der Schubhaft die Anhaltung nach Abs. 3a oder 3b tritt. Die Anordnung der 
Landespolizeidirektion ergeht in Ausübung verwaltungsbehördlicher Befehlsge-
walt und ist aktenkundig zu machen.

(8) Die Anhaltung gemäß Abs. 3a, 3b, 5a oder 5b oder gemäß Art. 5 Abs. 2 und 
3 der Grenzrückführungsverordnung ist formlos durch Freilassung des Fremden 
oder das gelindere Mittel gemäß Abs. 7 oder 7a durch formlose Mitteilung 
aufzuheben, wenn
1. sie nicht mehr länger aufrechterhalten werden dürfen oder
2. das Landesverwaltungsgericht festgestellt hat, dass die Voraussetzungen für 

ihre Fortsetzung nicht vorliegen.
§ 81 Abs. 2, 3 und 4 letzter Satz gelten sinngemäß mit der Maßgabe, dass anstelle 
des Bundesamtes die jeweils zuständige Landespolizeidirektion tritt.

Rechte des Festgenommenen

§ 40. (1) Jeder gemäß § 39 Abs. 1 bis 3b und gemäß Art. 5 Abs. 2 und 3 der 
Grenzrückführungsverordnung Festgenommene ist ehestens in einer ihm ver-
ständlichen Sprache über die Gründe seiner Festnahme und im Falle des § 39 
Abs. 1 Z 1 bis 3 über die gegen ihn erhobenen Anschuldigungen zu unterrichten.

(2) Auf Verlangen eines solchen Festgenommenen ist die konsularische Vertre-
tung seines Heimatstaates unverzüglich von seiner Anhaltung zu unterrichten. 
§ 36 Abs. 4 VStG und § 47 SPG gelten.

6. Hauptstück
Zurückweisung, Transitsicherung, Zurückschiebung und 

Durchbeförderung

Hinderung an der Einreise und Zurückweisung

§ 41. (1) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Frem-
de, die versuchen, nicht rechtmäßig in das Bundesgebiet einzureisen, an der Ein-
reise zu hindern.

(2) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, Fremde, 
die versuchen, in das Bundesgebiet einzureisen oder die eingereist sind, bei Land-
grenzübergangsstellen anlässlich der Grenzkontrolle sowie auf Flugplätzen, in 
Häfen und im Zugsverkehr innerhalb des Grenzkontrollbereiches an der Einreise 
oder Weiterreise zu hindern (Zurückweisung), wenn
1. deren Einreise nicht rechtmäßig ist;
2. gegen sie ein gültiges Einreiseverbot oder ein durchsetzbares Aufenthalts-

verbot besteht und ihnen kein Visum zur Wiedereinreise (§ 26a) oder keine 
Wiedereinreisebewilligung (§ 27a) erteilt wurde;

3. ein Vertragsstaat mitgeteilt hat, dass ihr Aufenthalt im Gebiet der Vertrags-
staaten die öffentliche Ordnung oder nationale Sicherheit gefährden wür-

de, es sei denn, sie hätten einen Aufenthaltstitel eines Vertragsstaates oder 
einen von Österreich erteilten Einreisetitel;

4. sie zwar zur rechtmäßigen Einreise berechtigt sind, aber bestimmte Tatsa-
chen die Annahme rechtfertigen, dass
a) ihr Aufenthalt im Bundesgebiet die öffentliche Ordnung oder Sicher-

heit oder die Beziehungen der Republik Österreich zu einem anderen 
Staat gefährden würden;

b) sie ohne die hierfür erforderlichen Bewilligungen die Aufnahme einer 
Erwerbstätigkeit im Bundesgebiet beabsichtigen;

c) sie im Bundesgebiet Schlepperei begehen oder an ihr mitwirken wer-
den;

5. sie keinen Wohnsitz im Inland haben und nicht über die Mittel zur Bestrei-
tung der Kosten ihres Aufenthaltes und ihrer Wiederausreise verfügen;

6. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, sie wollten den Aufent-
halt im Bundesgebiet zur vorsätzlichen Begehung von Finanzvergehen, mit 
Ausnahme von Finanzordnungswidrigkeiten, oder zu vorsätzlichen Zuwi-
derhandlungen gegen devisenrechtliche Vorschriften benützen.

(3) Über die Zulässigkeit der Einreise ist nach Befragen des Fremden auf Grund 
des von diesem glaubhaft gemachten oder sonst bekannten Sachverhaltes zu ent-
scheiden. Die Zurückweisung ist im Reisedokument des Fremden ersichtlich zu 
machen. Diese Eintragung ist auf Antrag des Betroffenen zu streichen, sofern de-
ren Rechtswidrigkeit durch das Verwaltungsgericht des Landes festgestellt wor-
den ist.

Zurückweisung von EWR-Bürgern, Schweizer Bürgern oder 
begünstigten Drittstaatsangehörigen

§ 41a. (1) Die Zurückweisung eines EWR-Bürgers, Schweizer Bürgers oder be-
günstigten Drittstaatsangehörigen ist zulässig, wenn
1. Zweifel an seiner Identität besteht oder er der Pass- und gegebenenfalls der 

Visumpflicht auch nach Einräumung einer angemessenen Frist und unter 
Verfügungstellung angemessener Möglichkeiten zur Einholung der dazu er-
forderlichen Dokumente nicht genügt,

2. gegen ihn ein durchsetzbares Aufenthaltsverbot besteht und kein Visum 
zur Wiedereinreise (§ 26a) oder keine Bewilligung zur Wiedereinreise wäh-
rend der Gültigkeitsdauer eines Einreiseverbotes oder Aufenthaltsverbotes 
(§ 27a) erteilt wurde,

3. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, er werde im Bundesge-
biet Schlepperei begehen,

4. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, er wolle den Aufenthalt 
im Bundesgebiet zur vorsätzlichen Begehung von Finanzvergehen, mit Aus-
nahme von Finanzordnungswidrigkeiten, oder zu vorsätzlichen Zuwider-
handlungen gegen devisenrechtliche Vorschriften benützen, oder
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5. bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sein Aufenthalt im 
Bundesgebiet die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet.

(2) Die Zurückweisung eines begünstigten Drittstaatsangehörigen ist ferner 
dann zulässig, wenn ein Vertragsstaat mitgeteilt hat, dass sein Aufenthalt im Ge-
biet der Vertragsstaaten die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährden wür-
de, es sei denn, er hätte einen Aufenthaltstitel eines Vertragsstaates oder einen 
von Österreich erteilten Einreisetitel.

Sicherung der Zurückweisung

§ 42. (1) Kann ein Fremder, der zurückzuweisen ist, den Grenzkontrollbereich 
aus rechtlichen oder tatsächlichen Gründen nicht sofort verlassen, so kann ihm, 
unbenommen seines Rechtes, das Bundesgebiet jederzeit zu verlassen, zur Siche-
rung der Zurückweisung aufgetragen werden, sich für die Zeit dieses Aufenthal-
tes an einem bestimmten Ort innerhalb dieses Bereiches aufzuhalten.

(2) Fremden, die mit einem Luft-, Land- oder Wasserfahrzeug eines Beförde-
rungsunternehmers eingereist sind, kann zur Sicherung der Zurückweisung un-
tersagt werden, das Fahrzeug zu verlassen, oder angeordnet werden, sich in ein 
bestimmtes Fahrzeug, mit dem sie das Bundesgebiet verlassen können, zu bege-
ben.

(3) Für Fremde, deren Zurückweisung zu sichern ist, gilt für den Aufenthalt an 
dem dafür bestimmten Ort der § 53c Abs. 1 bis 5 VStG.

Transitsicherung

§ 43. (1) Einem Fremden, der anlässlich einer Grenzkontrolle angibt, Transitrei-
sender zu sein, ist der Aufenthalt im Transitraum zu verweigern (Transitsiche-
rung), wenn
1. auf Grund konkreter Umstände die Wiederausreise des Fremden nicht gesi-

chert erscheint,
2. dem Fremden nach seinem ersten Aufenthalt im Transitraum von dem 

Staat, in den er weitergereist ist, die Einreise verweigert und er nach Öster-
reich zurückgeschickt wurde oder

3. der Fremde nicht über das erforderliche Flugtransitvisum gemäß Visakodex 
verfügt.

(2) Die Transitsicherung ist mit der Aufforderung zur unverzüglichen Abreise 
zu verbinden; ist diese nicht sofort möglich, so kann dem Fremden aufgetragen 
werden, sich für die Zeit bis zur Abreise an einem bestimmten Ort im Grenzkon-
trollbereich aufzuhalten. § 42 Abs. 2 ist anzuwenden.

(3) Die Transitsicherung ist im Reisedokument des Fremden ersichtlich zu ma-
chen. Diese Eintragung ist auf Antrag des Betroffenen zu streichen, sofern deren 
Rechtswidrigkeit durch das Verwaltungsgericht des Landes festgestellt worden 
ist.

Zurückweisung in Begleitung

§ 44. Die Landespolizeidirektion kann den Organen des öffentlichen Sicher-
heitsdienstes den Auftrag erteilen, einen Fremden, der an einer Grenzübergangs-
stelle auf einem Flugplatz zurückgewiesen wird, auf seinem Rückflug zu beglei-
ten.

Zurückschiebung

§ 45. (1) Fremde können von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
im Auftrag der Landespolizeidirektion zur Rückkehr in einen Mitgliedstaat ver-
halten werden (Zurückschiebung), wenn sie
1. nicht rechtmäßig in das Bundesgebiet eingereist sind und binnen 14 Tagen 

betreten werden,
2. innerhalb von 14 Tagen nach Einreise in das Bundesgebiet von der Repu-

blik Österreich auf Grund eines Rückübernahmeabkommens zurückge-
nommen werden mussten,

3. innerhalb von 14 Tagen, nachdem ihr visumfreier oder visumpflichtiger 
Aufenthalt im Bundesgebiet nicht mehr rechtmäßig ist, betreten werden, 
oder

4. während eines Ausreisevorganges bei nicht rechtmäßigem Aufenthalt im 
Bundesgebiet betreten werden.

(2) In Aufträgen gemäß Abs. 1 kann die Landespolizeidirektion den Organen 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes den Auftrag zur Begleitung der Zurück-
schiebung eines Fremden erteilen.

(3) Die Zurückschiebung ist im Reisedokument des Fremden ersichtlich zu 
machen. Diese Eintragung ist auf Antrag des Betroffenen zu streichen, sofern de-
ren Rechtswidrigkeit durch das Verwaltungsgericht des Landes festgestellt wor-
den ist.

(4) Erweist sich die Zurückschiebung eines Fremden als nicht möglich, so ist 
davon unverzüglich das Bundesamt in Kenntnis zu setzen.

Verbot der Zurückweisung und Zurückschiebung (Refoulementverbot)

§ 45a. (1) Die Hinderung an der Einreise, die Zurückweisung oder Zurückschie-
bung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Eu-
ropäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. Nr. 210/1958, oder 
das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrech-
te und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todesstrafe verletzt würde 
oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der Un-
versehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder 
innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre.
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(2) Die Zurückweisung oder Zurückschiebung Fremder in einen Staat oder die 
Hinderung an der Einreise aus einem Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige 
Gründe für die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus 
Gründen ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu 
einer bestimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht 
wäre (Art. 33 Z 1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. 
Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flücht-
linge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine interne Schutzalternative 
gemäß Art. 8 der Statusverordnung.

(3) Die Zurückweisung oder die Zurückschiebung in einen Staat ist unzulässig, 
solange die Empfehlung einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen 
Gerichtshof für Menschenrechte entgegensteht.

(4) Erweist sich die Zurückweisung oder die Zurückschiebung Fremder, deren 
Antrag auf internationalen Schutz nach dem Asylgesetz 2005 wegen der Unzu-
ständigkeit Österreichs zurückgewiesen worden ist, in den Drittstaat als nicht 
möglich, so ist davon das Bundesamt unverzüglich in Kenntnis zu setzen.

(5) Fremde, die sich auf eine der in Abs. 1 bis 3 genannten Gefahren berufen, 
dürfen erst zurückgewiesen oder zurückgeschoben werden, nachdem sie Gele-
genheit hatten, entgegenstehende Gründe darzulegen. Die Landespolizeidirekti-
on ist in diesen Fällen vor der Zurückweisung vom Sachverhalt in Kenntnis zu 
setzen und hat dann über die Zurückweisung zu entscheiden.

Durchbeförderung

§ 45b. (1) Fremde sind von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes im 
Auftrag der Landespolizeidirektion aus dem Ausland durch das Bundesgebiet in 
das Ausland zu befördern (Durchbeförderung), wenn dies in einer Durchbeför-
derungserklärung gemäß einer zwischenstaatlichen Vereinbarung über die 
Durchbeförderung von Fremden, die nicht Staatsangehörige der vertragsschlie-
ßenden Staaten sind (§ 45c), auf Grundlage sonstiger zwischenstaatlicher Ab-
kommen oder auf Ersuchen einer Vertragspartei des EWR-Abkommens ange-
ordnet ist.

(2) Die Durchbeförderung mit dem Ziel der Einreise in einen Staat, in dem der 
Fremde gemäß § 45a Abs. 1 oder 2 bedroht ist, ist unzulässig.

(3) Für einen Fremden der durchbefördert werden soll, ist ein Übernah-
meauftrag zu erlassen. Dieser ergeht in Ausübung verwaltungsbehördlicher Be-
fehlsgewalt und ist aktenkundig zu machen.

Durchbeförderungsabkommen

§ 45c. (1) Sofern die Bundesregierung zum Abschluss von Regierungsüberein-
kommen gemäß Art. 66 Abs. 2 B-VG ermächtigt ist, kann sie unter der Voraus-
setzung, dass Gegenseitigkeit gewährt wird, zwischenstaatliche Vereinbarungen 

über die Durchbeförderung von Fremden, die nicht Angehörige der vertrags-
schließenden Staaten sind, abschließen.

(2) In Vereinbarungen gemäß Abs. 1 ist vorzusehen, dass
1. eine Durchbeförderung nur auf Ersuchen eines vertragsschließenden Staa-

tes und dann erfolgen darf, wenn die Weiterreise und die Übernahme durch 
den Zielstaat gesichert sind;

2. die Durchbeförderung abzulehnen ist, wenn der Fremde in einem weiteren 
Durchgangsstaat oder im Zielstaat
a) Gefahr läuft, unmenschlicher Behandlung oder Strafe oder der Todes-

strafe unterworfen zu werden, oder
b) in seinem Leben oder seiner Freiheit aus Gründen seiner Rasse, seiner 

Religion, seiner Nationalität, seiner Zugehörigkeit zu einer bestimm-
ten sozialen Gruppe oder seiner politischen Ansichten bedroht wäre;

3. die Durchbeförderung abgelehnt werden kann, wenn der Fremde wegen ei-
ner strafbaren Handlung verfolgt werden müsste.

7. Hauptstück
Abschiebung und Duldung

Abschiebung

§ 46. (1) Fremde, gegen die eine Rückkehrentscheidung, eine Überstellungsent-
scheidung (Art. 42 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung), eine An-
ordnung zur Außerlandesbringung, eine Ausweisung oder ein Aufenthaltsver-
bot durchsetzbar ist, sind von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
im Auftrag des Bundesamtes zur Ausreise zu verhalten (Abschiebung), wenn
1. die Überwachung ihrer Ausreise aus Gründen der Aufrechterhaltung der 

öffentlichen Ordnung oder Sicherheit notwendig scheint,
2. sie ihrer Verpflichtung zur Ausreise nicht zeitgerecht nachgekommen sind,
3. auf Grund bestimmter Tatsachen zu befürchten ist, sie würden ihrer Aus-

reiseverpflichtung nicht nachkommen, oder
4. sie einem Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot zuwider in das Bundesge-

biet zurückgekehrt sind.
(2) Ein zur Ausreise verpflichteter Fremder, der über kein Reisedokument ver-

fügt und ohne ein solches seiner Ausreiseverpflichtung nicht nachkommen 
kann, hat – vorbehaltlich des Abs. 2a – bei der für ihn zuständigen ausländischen 
Behörde aus Eigenem ein Reisedokument einzuholen und gegenüber dieser Be-
hörde sämtliche zu diesem Zweck erforderlichen Handlungen, insbesondere die 
Beantragung des Dokumentes, die wahrheitsgemäße Angabe seiner Identität 
(§ 36 Abs. 2 BFA-VG) und seiner Herkunft sowie die Abgabe allfälliger erken-
nungsdienstlicher Daten, zu setzen; es sei denn, dies wäre aus Gründen, die der 
Fremde nicht zu vertreten hat, nachweislich nicht möglich. Die Erfüllung dieser 
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Verpflichtung hat der Fremde dem Bundesamt gegenüber nachzuweisen. Satz 1 
und 2 gilt nicht, wenn der Aufenthalt des Fremden gemäß § 46a geduldet ist.

(2a) Das Bundesamt ist jederzeit ermächtigt, bei der für den Fremden zuständi-
gen ausländischen Behörde die für die Abschiebung notwendigen Bewilligungen 
(insbesondere Heimreisezertifikat oder Ersatzreisedokument) einzuholen oder 
ein Reisedokument für die Rückführung von Drittstaatsangehörigen (§ 97 
Abs. 1) auszustellen. Macht es davon Gebrauch, hat der Fremde an den Amts-
handlungen des Bundesamtes, die der Erlangung der für die Abschiebung not-
wendigen Bewilligung oder der Ausstellung des Reisedokumentes gemäß § 97 
Abs. 1 dienen, insbesondere an der Feststellung seiner Identität (§ 36 Abs. 2 BFA-
VG) und seiner Herkunft, im erforderlichen Umfang mitzuwirken und vom 
Bundesamt zu diesem Zweck angekündigte Termine wahrzunehmen.

(2b) Die Verpflichtung gemäß Abs. 2 oder 2a Satz 2 kann dem Fremden mit 
Bescheid auferlegt werden. Für die Auferlegung der Verpflichtung gemäß 
Abs. 2a Satz 2 gilt § 19 Abs. 2 bis 4 iVm § 56 AVG sinngemäß mit der Maßgabe, 
dass an die Stelle der Ladung die Auferlegung der Verpflichtung tritt; ein solcher 
Bescheid kann mit einer Ladung vor das Bundesamt oder zu einer Amtshand-
lung des Bundesamtes zur Erlangung der für die Abschiebung notwendigen Be-
willigung bei der zuständigen ausländischen Behörde verbunden werden (§ 19 
AVG). § 3 Abs. 3 BFA-VG gilt.

(3) Das Bundesamt hat alle zur Durchführung der Abschiebung erforderlichen 
Veranlassungen unter Berücksichtigung der Umstände des Einzelfalles (insbe-
sondere Abs. 2 und 4) ehestmöglich zu treffen, insbesondere hat es allfällige Ge-
bühren und Aufwandersatzleistungen an ausländische Behörden im Zusam-
menhang mit der Abschiebung zu entrichten und sich vor der Abschiebung ei-
nes unbegleiteten minderjährigen Fremden zu vergewissern, dass dieser einem 
Mitglied seiner Familie, einem offiziellen Vormund oder einer geeigneten 
Aufnahmeeinrichtung im Zielstaat übergeben werden kann. Amtshandlungen 
betreffend Fremde, denen gemäß § 12 AsylG 2005 oder Art. 68 Abs. 3 der Ver-
fahrensverordnung kein Recht auf Verbleib mehr zukommt, sind prioritär zu 
führen.

(4) Liegen bei Angehörigen (§ 72 StGB) die Voraussetzungen für die Abschie-
bung gleichzeitig vor, so hat das Bundesamt bei der Erteilung des Auftrages zur 
Abschiebung Maßnahmen anzuordnen, die im Rahmen der Durchführung si-
cherstellen, dass die Auswirkung auf das Familienleben dieser Fremden so gering 
wie möglich bleibt.

(5) Die Abschiebung ist im Reisedokument des Fremden ersichtlich zu ma-
chen, sofern dadurch die Abschiebung nicht unzulässig oder unmöglich ge-
macht wird. Diese Eintragung ist auf Antrag des Betroffenen zu streichen, sofern 
deren Rechtswidrigkeit durch das Bundesverwaltungsgericht festgestellt worden 
ist.

(6) Abschiebungen sind systematisch zu überwachen. Nähere Bestimmungen 
über die Durchführung der Überwachung hat der Bundesminister für Inneres 
durch Verordnung festzulegen.

(7) Befindet sich der Fremde in einer Krankenanstalt (§§ 1 und 2 des Bundesge-
setzes über Krankenanstalten und Kuranstalten – KAKuG, BGBl. Nr. 1/1957) 
und steht seine Abschiebung zeitnah bevor, so hat die Krankenanstalt das Bun-
desamt auf Anfrage unverzüglich über den feststehenden oder voraussichtlichen 
Zeitpunkt der Entlassung aus der Anstaltspflege zu informieren. Ändert sich der 
nach Satz 1 mitgeteilte Zeitpunkt, so hat die Krankenanstalt das Bundesamt aus 
Eigenem zu informieren.

Duldung

§ 46a. (1) Der Aufenthalt von Fremden im Bundesgebiet ist zu dulden, wenn
1. deren Abschiebung gemäß §§ 50 oder 51 unzulässig ist;
2. deren Abschiebung gemäß §§ 8 Abs. 3 oder 9 Abs. 1 AsylG 2005 als unzu-

lässig festgestellt wurde oder denen ein Aufenthaltstitel aus Gründen des 
Art. 2 oder 3 EMRK (§ 54a AsylG 2005) wegen eines Ausschlussgrundes 
nicht erteilt oder entzogen wurde (§§ 54a Abs. 2 AsylG 2005);

3. deren Abschiebung aus tatsächlichen, vom Fremden nicht zu vertretenen 
Gründen unmöglich erscheint oder

4. die Rückkehrentscheidung im Sinne des § 9 Abs. 1 bis 3 BFA-VG vorüber-
gehend unzulässig ist;

es sei denn, es besteht nach einer Entscheidung gemäß § 61 weiterhin die Zustän-
digkeit eines anderen Staates oder dieser erkennt sie weiterhin oder neuerlich an. 
Die Ausreiseverpflichtung eines Fremden, dessen Aufenthalt im Bundesgebiet 
gemäß Satz 1 geduldet ist, bleibt unberührt. Kommen mehrere Zielstaaten in Be-
tracht, so ist der Aufenthalt nur zu dulden, wenn die Abschiebung in sämtliche 
dieser Staaten unmöglich oder unzulässig ist.

(2) Die Duldung gemäß Abs. 1 Z 3 kann vom Bundesamt mit Auflagen ver-
bunden werden; sie endet jedenfalls mit Wegfall der Hinderungsgründe. Die fest-
gesetzten Auflagen sind dem Fremden vom Bundesamt mit Verfahrensanord-
nung (§ 7 Abs. 1 VwGVG) während des anhängigen Verfahrens mitzuteilen; 
über sie ist insbesondere hinsichtlich ihrer Fortdauer im verfahrensabschließen-
den Bescheid abzusprechen. § 56 gilt sinngemäß.

(3) Vom Fremden zu vertretende Gründe (Abschiebungshindernisse) liegen je-
denfalls vor, wenn er
1. seine Identität verschleiert,
2. einen Ladungstermin zur Klärung seiner Identität oder zur Einholung eines 

Ersatzreisedokumentes nicht befolgt oder
3. an den zur Erlangung eines Ersatzreisedokumentes notwendigen Schritten 

nicht mitwirkt oder diese vereitelt.
(4) Bei Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 1 hat das Bundesamt von 

Amts wegen oder auf Antrag eine Karte für Geduldete auszustellen. Im Antrag 
ist der Grund der Duldung gemäß Abs. 1 Z 1, 2, 3 oder 4 zu bezeichnen. Die 
Karte dient dem Nachweis der Identität des Fremden im Verfahren vor dem 
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Bundesamt und hat insbesondere die Bezeichnungen „Republik Österreich“ 
und „Karte für Geduldete“, weiters Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, Staats-
angehörigkeit, Lichtbild und Unterschrift des Geduldeten sowie die Bezeich-
nung der Behörde, und das Datum der Ausstellung zu enthalten. Die nähere Ge-
staltung der Karte legt der Bundesminister für Inneres durch Verordnung fest.

(5) Die Karte für Geduldete gilt ein Jahr beginnend mit dem Ausstellungsda-
tum und wird im Falle des weiteren Vorliegens der Voraussetzungen nach Abs. 1 
über Antrag des Fremden für jeweils ein weiteres Jahr verlängert. Die Karte ist zu 
entziehen, wenn
1. deren Gültigkeitsdauer abgelaufen ist;
2. die Voraussetzungen der Duldung im Sinne des Abs. 1 nicht oder nicht 

mehr vorliegen;
3. das Lichtbild auf der Karte den Inhaber nicht mehr zweifelsfrei erkennen 

lässt oder
4. andere amtliche Eintragungen auf der Karte unlesbar geworden sind.
Der Fremde hat die Karte unverzüglich dem Bundesamt vorzulegen, wenn die 
Karte entzogen wurde oder Umstände vorliegen, die eine Entziehung rechtferti-
gen würden. Wurde die Karte entzogen oder ist diese vorzulegen, sind die Orga-
ne des öffentlichen Sicherheitsdienstes und das Bundesamt ermächtigt, die Karte 
abzunehmen. Von den Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes abgenom-
mene Karten sind unverzüglich dem Bundesamt vorzulegen.

(6) Der Aufenthalt des Fremden gilt mit Ausfolgung der Karte als geduldet, es 
sei denn das Vorliegen der Voraussetzungen nach Abs. 1 wurde bereits zu einem 
früheren Zeitpunkt rechtskräftig festgestellt. Diesfalls gilt der Aufenthalt ab dem 
Zeitpunkt der Rechtskraft der Feststellung als geduldet.

Vollstreckung von Rückführungsentscheidungen von EWR-Staaten

§ 46b. (1) Bei Drittstaatsangehörigen, die über keinen Aufenthaltstitel verfügen, 
entspricht die rechtskräftige, vollstreckbare Rückführungsentscheidung eines 
EWR-Staates einer durchsetzbaren Rückkehrentscheidung, wenn
1. die Rückführungsentscheidung mit der schwerwiegenden und akuten Ge-

fahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung oder die nationale Sicher-
heit begründet wird und
a) auf der strafrechtlichen Verurteilung einer mit einer mindestens ein-

jährigen Freiheitsstrafe bedrohten Straftat beruht oder
b) erlassen wurde, weil begründeter Verdacht besteht, dass der Dritt-

staatsangehörige schwere Straftaten begangen hat oder konkrete Hin-
weise bestehen, dass er solche Taten im Hoheitsgebiet eines Mitglieds-
taates plant, oder

2. die Rückführungsentscheidung erlassen wurde, weil der Drittstaatsangehö-
rige gegen die Einreise- und Aufenthaltsbestimmungen des Entscheidungs-
staates verstoßen hat.

(2) Bei Drittstaatsangehörigen, die über einen österreichischen Aufenthaltstitel 
verfügen und gegen die eine Rückführungsentscheidung gemäß Abs. 1 Z 1 erlas-
sen wurde, hat das Bundesamt ein Verfahren zur Entziehung des Aufenthaltsti-
tels einzuleiten. Entzieht die Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde den 
Aufenthaltstitel nicht, wird die Rückführungsentscheidung nicht vollstreckt. 
§ 50 gilt.

(3) Nationale Entscheidungen gemäß den §§ 52 und 66 gehen Abs. 1 und 2 vor.

Verbot der Abschiebung

§ 50. (1) Die Abschiebung Fremder in einen Staat ist unzulässig, wenn dadurch 
Art. 2 oder 3 der Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK), BGBl. 
Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schut-
ze der Menschenrechte und Grundfreiheiten über die Abschaffung der Todes-
strafe verletzt würde oder für sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des 
Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkürlicher Gewalt im Rahmen eines 
internationalen oder innerstaatlichen Konflikts verbunden wäre.

(2) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, wenn stichhaltige Gründe 
für die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit aus Gründen 
ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalität, ihrer Zugehörigkeit zu einer be-
stimmten sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht wäre 
(Art. 33 Z 1 der Konvention über die Rechtsstellung der Flüchtlinge, BGBl. 
Nr.55/1955, in der Fassung des Protokolls über die Rechtsstellung der Flüchtlin-
ge, BGBl. Nr. 78/1974), es sei denn, es bestehe eine interne Schutzalternative ge-
mäß Art. 8 der Statusverordnung.

(3) Die Abschiebung in einen Staat ist unzulässig, solange der Abschiebung die 
Empfehlung einer vorläufigen Maßnahme durch den Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte entgegensteht.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

Feststellung der Unzulässigkeit der Abschiebung in einen bestimmten 
Staat

§ 51. (1) Während eines Verfahrens zur Erlassung einer Ausweisung oder eines 
Aufenthaltsverbots, worüber der Fremde zu verständigen ist, ist auf Antrag des 
Fremden festzustellen, ob die Abschiebung in einen von ihm bezeichneten Staat, 
der nicht sein Herkunftsstaat ist, gemäß § 50 unzulässig ist.

(2) Bezieht sich ein Antrag gemäß Abs. 1 auf den Herkunftsstaat des Fremden, 
gilt dieser Antrag als Antrag auf internationalen Schutz. Diesfalls ist gemäß den 
Bestimmungen des Asylgesetzes 2005 vorzugehen.

(3) Bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den Antrag darf der Fremde in 
den Staat gemäß Abs. 1 nicht abgeschoben werden, es sei denn, der Antrag wäre 
gemäß § 68 Abs. 1 AVG zurückzuweisen. Nach Abschiebung des Fremden in ei-
nen anderen Staat ist das Verfahren als gegenstandslos einzustellen.
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(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(5) Der Bescheid, mit dem über einen Antrag gemäß Abs. 1 rechtskräftig ent-

schieden wurde, ist auf Antrag oder von Amts wegen abzuändern, wenn sich der 
maßgebliche Sachverhalt wesentlich geändert hat, so dass die Entscheidung hin-
sichtlich dieses Landes anders zu lauten hätte. Bis zur rechtskräftigen Entschei-
dung über einen derartigen Antrag darf der Fremde in den betroffenen Staat nur 
abgeschoben werden, wenn der Antrag gemäß § 68 Abs. 1 AVG wegen entschie-
dener Sache zurückzuweisen ist.

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

8. Hauptstück
Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Fremde

1. Abschnitt
Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen Drittstaatsangehörige

Rückkehrentscheidung

§ 52. (1) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt mit Bescheid 
eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn er sich

1. nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält oder
2. nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufgehalten hat und das Rückkeh-

rentscheidungsverfahren binnen sechs Wochen ab Ausreise eingeleitet 
wurde.

(2) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt über die in Art. 37 
der Verfahrensverordnung genannten Fälle hinaus und unbeschadet des § 59 
Abs. 3 – mit Bescheid eine Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn
1. ihm die Flüchtlingseigenschaft entzogen wird, ohne dass es zur Zuerken-

nung des Status subsidiären Schutzes kommt oder
2. ihm der Status subsidiären Schutzes entzogen wird
und ihm kein Aufenthaltsrecht nach anderen Bundesgesetzen zukommt. Dies 
gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige.

(3) Gegen einen Drittstaatsangehörigen hat das Bundesamt mit Bescheid eine 
Rückkehrentscheidung zu erlassen, wenn dessen Antrag auf Erteilung oder Ver-
längerung eines Aufenthaltstitels gemäß dem 7. Hauptstück des AsylG 2005 ab-
gewiesen wird.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der zum rechtmäßigen Aufenthalt im 
Bundesgebiet berechtigt ist, hat das Bundesamt mit Bescheid eine Rückkehrent-
scheidung zu erlassen, wenn
1. nachträglich ein Versagungsgrund gemäß § 60 AsylG 2005, ausgenommen 

Abs. 2 Z 3, oder § 11 Abs. 1 und 2 NAG, ausgenommen Abs. 2 Z 4,  oder 

Art. 17 der Statusverordnung, eintritt oder bekannt wird, der der Erteilung 
des zuletzt erteilten Aufenthaltstitels entgegengestanden wäre,

1a. nachträglich ein Versagungsgrund eintritt oder bekannt wird, der der Ertei-
lung des zuletzt erteilten Einreisetitels entgegengestanden wäre oder eine 
Voraussetzung gemäß § 31 Abs. 1 wegfällt, die für die erlaubte visumfreie 
Einreise oder den rechtmäßigen Aufenthalt erforderlich ist,

2. (weggefallen)
3. (weggefallen)

4. der Erteilung eines weiteren Aufenthaltstitels ein Versagungsgrund (§ 11 
Abs. 1 und 2 NAG) entgegensteht oder

5. das Modul 1 der Integrationsvereinbarung gemäß § 9 Integrationsgesetz 
(IntG), BGBl. I Nr. 68/2017, aus Gründen, die ausschließlich vom Dritt-
staatsangehörigen zu vertreten sind, nicht rechtzeitig erfüllt wurde.

Werden der Behörde nach dem NAG Tatsachen bekannt, die eine Rückkehrent-
scheidung rechtfertigen, so ist diese verpflichtet, dem Bundesamt diese unter An-
schluss der relevanten Unterlagen mitzuteilen. Im Fall des Verlängerungsverfah-
rens gemäß § 24 NAG hat das Bundesamt nur all jene Umstände zu würdigen, 
die der Drittstaatsangehörige im Rahmen eines solchen Verfahrens bei der Be-
hörde nach dem NAG bereits hätte nachweisen können und müssen.

(5) Gegen einen Drittstaatsangehörigen, der vor Verwirklichung des maßgebli-
chen Sachverhaltes auf Dauer rechtmäßig niedergelassen war und über einen 
Aufenthaltstitel „Daueraufenthalt – EU“ verfügt, hat das Bundesamt eine Rück-
kehrentscheidung zu erlassen, wenn die Voraussetzungen gemäß § 53 Abs. 3 die 
Annahme rechtfertigen, dass dessen weiterer Aufenthalt eine gegenwärtige, hin-
reichend schwere Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellen 
würde.

(6) Ist ein nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhältiger Drittstaatsangehöri-
ger im Besitz eines Aufenthaltstitels oder einer sonstigen Aufenthaltsberechti-
gung eines anderen Mitgliedstaates, hat er sich unverzüglich in das Hoheitsgebiet 
dieses Staates zu begeben. Dies hat der Drittstaatsangehörige nachzuweisen. 
Kommt er seiner Ausreiseverpflichtung nicht nach oder ist seine sofortige Aus-
reise aus dem Bundesgebiet aus Gründen der öffentlichen Ordnung oder Sicher-
heit erforderlich, etwa weil er einen die Erlassung eines Einreiseverbotes rechtfer-
tigenden Sachverhalt verwirklicht, so ist eine Rückkehrentscheidung gemäß 
Abs. 1 zu erlassen.

(7) Von der Erlassung einer Rückkehrentscheidung gemäß Abs. 1 ist abzuse-
hen, wenn ein Fall des § 45 Abs. 1 vorliegt und ein Rückübernahmeabkommen 
mit jenem Mitgliedstaat besteht, in den der Drittstaatsangehörige zurückgescho-
ben werden soll.

(8) Die Rückkehrentscheidung wird
1. in den Fällen des § 18 Abs. 1 letzter Satz BFA-VG mit ihrer Erlassung durch 

das Bundesamt,
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2. in den Fällen des § 18 Abs. 1 erster Satz BFA-VG zu dem nach Art. 68 Abs. 5 
lit. d der Verfahrensverordnung jeweils maßgeblichen Zeitpunkt, sofern das 
Bundesverwaltungsgericht einem Antrag auf Verbleib nicht stattgibt oder 
ein solcher Antrag nicht gestellt wird,

3. in den Fällen des § 18 Abs. 4 BFA-VG mit der Abweisung der Beschwerde 
gegen die Aberkennung der aufschiebenden Wirkung oder dem ungenutz-
ten Ablauf der Frist zur Erhebung einer solchen Beschwerde,

4. mit Eintritt der Rechtskraft, wenn die Beschwerde aufschiebende Wirkung 
hat oder das Bundesverwaltungsgericht in den Fällen der Z 2 und 3 dem An-
trag auf Verbleib oder der Beschwerde gegen die Aberkennung der aufschie-
benden Wirkung stattgibt.

Eine durchsetzbare Rückkehrentscheidung verpflichtet den Drittstaatsangehö-
rigen, unverzüglich oder, wenn ihm eine Frist für die freiwillige Ausreise einge-
räumt wurde, innerhalb dieser in dessen Herkunftsstaat, ein Transitland gemäß 
unionsrechtlichen oder bilateralen Rückübernahmeabkommen oder anderen 
Vereinbarungen oder – bei Zustimmung des Drittstaatsangehörigen – einen an-
deren zur Aufnahme bereiten Drittstaat auszureisen.

(9) Mit der Rückkehrentscheidung ist gleichzeitig festzustellen, dass die Ab-
schiebung des Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 in einen oder mehrere be-
stimmte Staaten zulässig ist. Dies gilt nicht, wenn die Feststellung des Drittstaa-
tes, in den der Drittstaatsangehörige abgeschoben werden soll, aus vom Dritt-
staatsangehörigen zu vertretenden Gründen nicht möglich ist.

(10) Die Abschiebung eines Drittstaatsangehörigen gemäß § 46 kann auch 
über andere als in Abs. 9 festgestellte Staaten erfolgen.

(11) Der Umstand, dass in einem Verfahren zur Erlassung einer Rückkehrent-
scheidung deren Unzulässigkeit gemäß § 9 Abs. 3 BFA-VG festgestellt wurde, 
hindert nicht daran, im Rahmen eines weiteren Verfahrens zur Erlassung einer 
solchen Entscheidung neuerlich eine Abwägung gemäß § 9 Abs. 1 BFA-VG vor-
zunehmen, wenn der Fremde in der Zwischenzeit wieder ein Verhalten gesetzt 
hat, das die Erlassung einer Rückkehrentscheidung rechtfertigen würde.

Gebietsbeschränkung

§ 52a. (1) Der Aufenthalt eines Drittstaatsangehörigen, der gemäß § 6 Abs. 2a 
GVG-B 2005 in einer Betreuungseinrichtung des Bundes versorgt wird, oder ei-
nes Drittstaatsangehörigen, dem gemäß § 57 Abs. 3 aufgetragen wurde, in einer 
Betreuungseinrichtung des Bundes, die in einer Verordnung gemäß § 5 Abs. 1 
GVG-B 2005 genannt ist, Unterkunft zu nehmen, ist ab Aufnahme in die Be-
treuungseinrichtung und solange ihm die Versorgung zur Verfügung gestellt 
wird, bis zur Ausreise auf das Gebiet der Bezirksverwaltungsbehörde, in dem sich 
die Betreuungseinrichtung befindet, beschränkt.

(2) Die Verpflichtungen des Drittstaatsangehörigen aufgrund einer Gebietsbe-
schränkung gemäß Abs. 1 ruhen, wenn und solange

1. die Rückkehrentscheidung gemäß § 59 Abs. 4 vorübergehend nicht durch-
führbar,

2. sein Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß § 46a geduldet oder
3. ihm die persönliche Freiheit entzogen ist.

(3) Dem Drittstaatsangehörigen sind bei Aufnahme in die Betreuungseinrich-
tung gemäß § 6 Abs. 2a GVG-B 2005 die Gebietsbeschränkung gemäß Abs. 1, 
die Grenzen des Gebietes und die Folgen einer allfälligen Missachtung der Ge-
bietsbeschränkung nachweislich zur Kenntnis zu bringen. Dies gilt auch bei 
Aufnahme eines Drittstaatsangehörigen in eine Betreuungseinrichtung, die in ei-
ner Verordnung gemäß § 5 Abs. 1 GVG-B 2005 genannt ist, wenn dem Dritt-
staatsangehörigen gemäß § 57 Abs. 3 aufgetragen wurde, in dieser Betreuungs-
einrichtung Unterkunft zu nehmen.

Einreiseverbot

§ 53. (1) Auf Grund oder in Verbindung mit einer Rückkehrentscheidung kann 
vom Bundesamt mit Bescheid ein Einreiseverbot erlassen werden. Das Einreise-
verbot ist die Anweisung an den Drittstaatsangehörigen, für einen festgelegten 
Zeitraum nicht in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten einzureisen und sich 
dort nicht aufzuhalten. Es ist mit der Rückkehrentscheidung zu verbinden, 
wenn nach Abs. 2 bis 4 maßgebliche Tatsachen bereits bei deren Erlassung vorlie-
gen, und ansonsten ohne neuerliche Rückkehrentscheidung zu erlassen.

(Anm.: Abs. 1a aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013)
(2) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer 

von höchstens fünf Jahren zu erlassen. Bei der Bemessung der Dauer des Einrei-
severbots hat das Bundesamt das bisherige Verhalten des Drittstaatsangehörigen 
mit einzubeziehen und zu berücksichtigen, inwieweit der Aufenthalt des Dritt-
staatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefährdet oder ande-
ren in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten öffentlichen Interessen zuwiderläuft. 
Dies ist insbesondere dann anzunehmen, wenn der Drittstaatsangehörige
1. wegen einer Verwaltungsübertretung gemäß § 20 Abs. 2 der Straßenver-

kehrsordnung 1960 (StVO), BGBl. Nr. 159, iVm § 26 Abs. 3 des Führer-
scheingesetzes (FSG), BGBl. I Nr. 120/1997, gemäß § 99 Abs. 1, 1 a, 1 b 
oder 2 StVO, gemäß § 37 Abs. 3 oder 4 FSG, gemäß § 366 Abs. 1 Z 1 der 
Gewerbeordnung 1994 (GewO), BGBl. Nr. 194, in Bezug auf ein bewilli-
gungspflichtiges, gebundenes Gewerbe, gemäß den §§ 81 oder 82 des SPG, 
gemäß den §§ 9 oder 14 iVm § 19 des Versammlungsgesetzes 1953, BGBl. 
Nr. 98, oder wegen einer Übertretung des Grenzkontrollgesetzes, des Mel-
degesetzes, des Gefahrengutbeförderungsgesetzes oder des Ausländerbe-
schäftigungsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist;

2. wegen einer Verwaltungsübertretung mit einer Geldstrafe von mindestens 
1 000 Euro oder primären Freiheitsstrafe rechtskräftig bestraft wurde;
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3. wegen einer Übertretung dieses Bundesgesetzes oder des Niederlassungs- 
und Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft worden ist, sofern es sich da-
bei nicht um eine in Abs. 3 genannte Übertretung handelt;

4. wegen vorsätzlich begangener Finanzvergehen oder wegen vorsätzlich be-
gangener Zuwiderhandlungen gegen devisenrechtliche Vorschriften rechts-
kräftig bestraft worden ist;

5. wegen eines Verstoßes gegen die Vorschriften, mit denen die Prostitution 
geregelt ist, rechtskräftig bestraft worden ist;

(Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 202/2022)
6. bei einer Beschäftigung betreten wird, die er nach dem AuslBG nicht aus-

üben hätte dürfen, es sei denn, der Drittstaatsangehörige hätte nach den Be-
stimmungen des Ausländerbeschäftigungsgesetzes für denselben Dienstge-
ber eine andere Beschäftigung ausüben dürfen und für die Beschäftigung, 
bei der der Drittstaatsangehörige betreten wurde, wäre keine Zweckände-
rung erforderlich oder eine Zweckänderung zulässig gewesen;

7. eine Ehe geschlossen oder eine eingetragene Partnerschaft begründet hat 
und sich für die Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für 
den Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufent-
haltsrechts, für den Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft, zwecks 
Zugangs zum heimischen Arbeitsmarkt oder zur Hintanhaltung aufent-
haltsbeendender Maßnahmen auf diese Ehe oder eingetragene Partner-
schaft berufen, aber mit dem Ehegatten oder eingetragenen Partner ein ge-
meinsames Familienleben im Sinne des Art. 8 EMRK nicht geführt hat 
oder

8. an Kindes statt angenommen wurde und die Erteilung oder Beibehaltung 
eines Aufenthaltstitels, der Erwerb oder die Aufrechterhaltung eines uni-
onsrechtlichen Aufenthaltsrechts, der Erwerb der österreichischen Staats-
bürgerschaft, der Zugang zum heimischen Arbeitsmarkt oder die Hintan-
haltung aufenthaltsbeendender Maßnahmen ausschließlicher oder vorwie-
gender Grund für die Annahme an Kindes statt war, er jedoch das Gericht 
über die wahren Verhältnisse zu den Wahleltern getäuscht hat.

(3) Ein Einreiseverbot gemäß Abs. 1 ist für die Dauer von höchstens zehn Jah-
ren, in den Fällen der Z 5 bis 9 auch unbefristet zu erlassen, wenn bestimmte Tat-
sachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt des Drittstaatsangehöri-
gen eine schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit 
darstellt. Als bestimmte Tatsache, die bei der Bemessung der Dauer des Einreise-
verbotes neben den anderen in Art. 8 Abs. 2 EMRK genannten öffentlichen In-
teressen relevant ist, hat insbesondere zu gelten, wenn
1. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Frei-

heitsstrafe von mindestens drei Monaten, zu einer bedingt oder teilbedingt 
nachgesehenen Freiheitsstrafe von mindestens sechs Monaten oder mindes-
tens einmal wegen auf der gleichen schädlichen Neigung beruhenden 
strafbaren Handlungen rechtskräftig verurteilt worden ist;

2. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht wegen einer innerhalb von 
drei Monaten nach der Einreise begangenen Vorsatztat rechtskräftig verur-
teilt worden ist;

3. ein Drittstaatsangehöriger wegen Zuhälterei rechtskräftig verurteilt worden 
ist;

4. ein Drittstaatsangehöriger wegen einer Wiederholungstat oder einer ge-
richtlich strafbaren Handlung im Sinne dieses Bundesgesetzes oder des Nie-
derlassungs- und Aufenthaltsgesetzes rechtskräftig bestraft oder verurteilt 
worden ist;

5. ein Drittstaatsangehöriger von einem Gericht zu einer unbedingten Frei-
heitsstrafe von mehr als drei Jahren rechtskräftig verurteilt worden ist;

6. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der 
Drittstaatsangehörige einer kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder 
einer terroristischen Vereinigung (§ 278b StGB) angehört oder angehört 
hat, terroristische Straftaten begeht oder begangen hat (§ 278c StGB), Ter-
rorismus finanziert oder finanziert hat (§ 278d StGB) oder eine Person für 
terroristische Zwecke ausbildet oder sich ausbilden lässt (§ 278e StGB) oder 
eine Person zur Begehung einer terroristischen Straftat anleitet oder angelei-
tet hat (§ 278f StGB);

7. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der 
Drittstaatsangehörige durch sein Verhalten, insbesondere durch die öffent-
liche Beteiligung an Gewalttätigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf zur 
Gewalt oder durch hetzerische Aufforderungen oder Aufreizungen, die na-
tionale Sicherheit gefährdet;

8. ein Drittstaatsangehöriger öffentlich, in einer Versammlung oder durch 
Verbreiten von Schriften ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsver-
brechen, ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit oder terroristische Taten 
von vergleichbarem Gewicht billigt oder dafür wirbt oder

9. der Drittstaatsangehörige ein Naheverhältnis zu einer extremistischen oder 
terroristischen Gruppierung hat und im Hinblick auf deren bestehende 
Strukturen oder auf zu gewärtigende Entwicklungen in deren Umfeld ex-
tremistische oder terroristische Aktivitäten derselben nicht ausgeschlossen 
werden können, oder auf Grund bestimmter Tatsachen anzunehmen ist, 
dass er durch Verbreitung in Wort, Bild oder Schrift andere Personen oder 
Organisationen von seiner gegen die Wertvorstellungen eines europäischen 
demokratischen Staates und seiner Gesellschaft gerichteten Einstellung zu 
überzeugen versucht oder versucht hat oder auf andere Weise eine Person 
oder Organisation unterstützt, die die Verbreitung solchen Gedankengutes 
fördert oder gutheißt.

(4) Gegen einen Drittstaatsangehörigen ist ein Einreiseverbot zu erlassen, wenn
1. ihm eine Frist für die freiwillige Ausreise gemäß § 55 Abs. 4 nicht einge-

räumt oder deren Einräumung gemäß § 55 Abs. 5 widerrufen wurde oder
2. er seiner Ausreiseverpflichtung nicht freiwillig und fristgerecht nach-

kommt.
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Ein Einreiseverbot gemäß dem ersten Satz ist für die Dauer von höchstens drei 
Jahren zu erlassen, es sei denn, es liegen in den Fällen der Z 1 Tatsachen gemäß 
Abs. 2 oder 3 vor; diesfalls ist die Dauer gemäß Abs. 2 oder gegebenenfalls gemäß 
Abs. 3 zu bemessen. Bei der Bemessung der Dauer ist auf das Verhalten des Dritt-
staatsangehörigen im Einzelfall, insbesondere auf seine Mitwirkung im Verfah-
ren, Bedacht zu nehmen.

(5) Die Frist des Einreiseverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise des 
Drittstaatsangehörigen.

(6) Eine gemäß Abs. 3 maßgebliche Verurteilung liegt nicht vor, wenn sie be-
reits getilgt ist. § 73 StGB gilt.

(7) Einer Verurteilung nach Abs. 3 Z 1, 2 und 5 ist eine von einem Gericht ver-
anlasste Unterbringung in einer Anstalt für geistig abnorme Rechtsbrecher 
gleichzuhalten, wenn die Tat unter Einfluss eines die Zurechnungsfähigkeit aus-
schließenden Zustandes begangen wurde, der auf einer geistigen oder seelischen 
Abartigkeit von höherem Grad beruht.

Frist für die freiwillige Ausreise

§ 55. (1) Vorbehaltlich des Abs. 4 wird mit einer Rückkehrentscheidung zu-
gleich eine Frist für die freiwillige Ausreise eingeräumt.

(2) Die Frist für die freiwillige Ausreise beträgt 14 Tage ab Durchsetzbarkeit 
der Rückkehrentscheidung oder, wenn die Durchsetzbarkeit gemäß § 59 Abs. 2 
oder 4 aufgeschoben ist, ab Wegfall des Aufschiebungsgrundes.

(3) Bei Überwiegen besonderer Umstände, die der Drittstaatsangehörige bei 
der Regelung seiner persönlichen Verhältnisse zu berücksichtigen hat, kann die 
Frist für die freiwillige Ausreise einmalig mit einem längeren Zeitraum als 14 
Tage festgesetzt werden. Diese Umstände sind vom Drittstaatsangehörigen unter 
Bekanntgabe eines Ausreisetermins nachzuweisen. § 37 AVG gilt.

(4) Eine Frist für die freiwillige Ausreise ist nicht einzuräumen,
1. wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Aufenthalt 

des Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Sicherheit gefähr-
den würde,

2. Fluchtgefahr besteht oder
3 für den Fall einer ablehnenden Entscheidung als unzulässig gemäß Art. 38 

Abs. 2 der Verfahrensverordnung oder § 68 AVG.
Wird gegen den Drittstaatsangehörigen ein Einreiseverbot gemäß § 53 Abs. 2 
oder 3 erlassen, ist Z 1, wird seiner Beschwerde gemäß § 18 Abs. 4 Z 3 BFA-VG 
die aufschiebende Wirkung aberkannt, ist Z 2 jedenfalls anzuwenden.

(5) Die Einräumung einer Frist gemäß Abs. 1 ist mit Mandatsbescheid (§ 57 
AVG) zu widerrufen, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, 
dass der Aufenthalt des Drittstaatsangehörigen die öffentliche Ordnung oder Si-
cherheit gefährdet oder Fluchtgefahr besteht. In den Fällen des Abs. 4 Z 3 ist sie 

überdies zu widerrufen, wenn eine Rückkehrentscheidung gemäß Art. 37 zwei-
ter Satz der Verfahrensverordnung oder § 59 Abs. 3 nicht erlassen wird.

Auflagen bei Einräumung einer Frist für die freiwillige Ausreise

§ 56. (1) Hat das Bundesamt oder das Bundesverwaltungsgericht eine Frist für 
die freiwillige Ausreise eingeräumt, so kann das Bundesamt die im Interesse der 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit oder zur Vermei-
dung einer Fluchtgefahr gebotenen Auflagen gegen den Drittstaatsangehörigen 
mit Mandatsbescheid festsetzen.

(2) Auflagen im Sinne des Abs. 1 sind insbesondere die Verpflichtung,
1. sich lediglich im Gebiet der Bezirksverwaltungsbehörde, in dem sich sein 

Aufenthaltsort befindet, aufzuhalten;
2. sich in periodischen Abständen bei einer Dienststelle einer Landespolizeidi-

rektion zu melden;
3. beim Bundesamt Dokumente zu hinterlegen,
4. eine angemessene finanzielle Sicherheit beim Bundesamt zu hinterlegen 

oder
5. in vom Bundesamt bestimmten Quartieren Unterkunft zu beziehen.

(3) Dem Drittstaatsangehörigen sind die Grenzen des Gebietes gemäß Abs. 2 
Z 1 nachweislich zur Kenntnis zu bringen. Darüber hinaus ist der Aufenthalt im 
gesamten Bundesgebiet geduldet, wenn und solange dies
1. zur Erfüllung von gesetzlichen Pflichten notwendig ist;
2. notwendig ist, um Ladungen von Gerichten, Staatsanwaltschaften und Ver-

waltungsbehörden Folge zu leisten oder
3. für die Inanspruchnahme einer medizinischen Versorgung oder Behand-

lung notwendig ist.
(4) Zur Erfüllung der Meldeverpflichtung gemäß Abs. 2 Z 2 hat sich der Dritt-

staatsangehörige in periodischen, 48 Stunden nicht unterschreitenden Abstän-
den bei einer zu bestimmenden Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu mel-
den. Die dafür notwendigen Angaben, wie insbesondere die zuständige Dienst-
stelle einer Landespolizeidirektion sowie Zeitraum und Zeitpunkt der Meldung, 
sind dem Drittstaatsangehörigen vom Bundesamt mit Verfahrensanordnung (§ 7 
Abs. 1 VwGVG) mitzuteilen. Eine Verletzung der Meldeverpflichtung liegt nicht 
vor, wenn deren Erfüllung für den Drittstaatsangehörigen nachweislich nicht 
möglich oder nicht zumutbar war.

(5) Die näheren Bestimmungen, welche die Hinterlegung von Dokumenten 
gemäß Abs. 2 Z 3 oder einer finanziellen Sicherheit gemäß Abs. 2 Z 4 regeln, 
kann der Bundesminister für Inneres durch Verordnung festlegen.

(6) Die vom Bundesamt festgesetzten Auflagen sind vom Drittstaatsangehöri-
gen bis zum Zeitpunkt seiner Ausreise aus dem Bundesgebiet zu erfüllen. Die Er-
füllungspflicht der Auflagen ruht, soweit der Drittstaatsangehörige in Schub- 
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Straf- oder Untersuchungshaft angehalten oder gegen ihn ein gelinderes Mittel 
angeordnet wird.

Wohnsitzauflage

§ 57. (1) Einem Drittstaatsangehörigen, gegen den eine Rückkehrentscheidung 
rechtskräftig erlassen wurde und dessen Aufenthalt im Bundesgebiet nicht ge-
duldet (§ 46a) ist, kann aufgetragen werden, bis zur Ausreise in vom Bundesamt 
bestimmten Quartieren des Bundes Unterkunft zu nehmen, wenn 
1. keine Frist zur freiwilligen Ausreise gemäß § 55 gewährt wurde oder
2. nach Ablauf der Frist zur freiwilligen Ausreise gemäß § 55 bestimmte Tatsa-

chen die Annahme rechtfertigen, dass der Drittstaatsangehörige seiner Aus-
reiseverpflichtung weiterhin nicht nachkommen wird.

und sich seit der mit der Erlassung der rechtskräftigen Rückkehrentscheidung 
verbundenen Abwägung gemäß Art. 8 EMRK keine neuen oder ergänzenden 
Umstände ergeben haben, aufgrund derer die Anordnung einer Wohnsitzaufla-
ge im Hinblick auf eine Verletzung des Art. 8 EMRK (§ 9 Abs. 2 BFA-VG) unzu-
lässig ist. Treten nach Erlassung einer Wohnsitzauflage Änderungen des maßgeb-
lichen Sachverhalts ein, hat der Drittstaatsangehörige diese unverzüglich dem 
Bundesamt zur Kenntnis zu bringen.

(2) Bei der Beurteilung, ob bestimmte Tatsachen gemäß Abs. 1 Z 2 vorliegen, 
ist insbesondere zu berücksichtigen, ob der Drittstaatsangehörige
1. entgegen einer Anordnung des Bundesamtes oder trotz eines nachweisli-

chen Angebotes der Rückkehrberatungsstelle ein Rückkehrberatungsge-
spräch (§ 52a Abs. 3 BFA-VG) nicht in Anspruch genommen hat;

2. nach Ablauf der Frist für die freiwillige Ausreise seinen Wohnsitz oder den 
Ort seines gewöhnlichen Aufenthalts gewechselt und das Bundesamt davon 
nicht in Kenntnis gesetzt hat;

3. an den zur Erlangung einer Bewilligung oder eines Reisedokumentes not-
wendigen Handlungen im Sinne der § 46 Abs. 2 und 2a nicht mitwirkt oder 
solche Handlungen nicht aus Eigenem setzt;

4. im Rahmen des Asylverfahrens, des Verfahrens zur Erlassung der Rückkeh-
rentscheidung oder des Rückkehrberatungsgesprächs erklärt hat, seiner 
Ausreiseverpflichtung nicht nachkommen zu wollen;

5. im Asylverfahren oder im Verfahren zur Erlassung der Rückkehrentschei-
dung über seinen Herkunftsstaat oder seine Identität getäuscht oder zu täu-
schen versucht hat.

(3) Einem Drittstaatsangehörigen, gegen den eine Anordnung zur Außerlan-
desbringung rechtskräftig erlassen wurde, kann aufgetragen werden, bis zur Aus-
reise in vom Bundesamt bestimmten Quartieren des Bundes Unterkunft zu neh-
men, wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass der Dritt-
staatsangehörige der Ausreise nicht nachkommen wird. Bei der Beurteilung, ob 
bestimmte Tatsachen vorliegen, ist insbesondere zu berücksichtigen, ob

1. der Drittstaatsangehörige die Durchführung einer Anordnung zur Außer-
landesbringung bereits vereitelt hat,

2. die Überstellungsfrist aus vom Drittstaatsangehörigen zu vertretenden 
Gründen verlängert werden musste,

3. der Drittstaatsangehörige während einer aufrechten Anordnung zur Auße-
rlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist oder

4. der Drittstaatsangehörige im Asylverfahren über seine Identität, seinen 
Herkunftsstaat oder seine Reiseroute getäuscht oder zu täuschen versucht 
hat.

und sich seit der mit der Erlassung der rechtskräftigen Anordnung zur Außerlan-
desbringung verbundenen Abwägung gemäß Art. 8 EMRK keine neuen oder er-
gänzenden Umstände ergeben haben, aufgrund derer die Anordnung einer 
Wohnsitzauflage im Hinblick auf eine Verletzung des Art. 8 EMRK (§ 9 Abs. 2 
BFA-VG) unzulässig ist. Treten nach Erlassung einer Wohnsitzauflage Änderun-
gen des maßgeblichen Sachverhalts ein, hat der Drittstaatsangehörige diese un-
verzüglich dem Bundesamt zur Kenntnis zu bringen.

(4) Die Verpflichtungen des Drittstaatsangehörigen aufgrund einer Wohnsitz-
auflage gemäß Abs. 1 oder Abs. 3 ruhen, wenn und solange
1. die Rückkehrentscheidung gemäß § 59 Abs. 6 vorübergehend nicht durch-

führbar,
2. sein Aufenthalt im Bundesgebiet gemäß § 46a geduldet oder
3. ihm die persönliche Freiheit entzogen ist.

(5) Wird eine Rückkehrentscheidung gegenstandslos oder tritt eine Anord-
nung zur Außerlandesbringung außer Kraft, tritt auch die Wohnsitzauflage au-
ßer Kraft.

(6) Im Bescheid nach Abs. 1 oder 3 sind dem Drittstaatsangehörigen auch die 
Folgen einer allfälligen Missachtung zur Kenntnis zu bringen.

(7) Einer Beschwerde gegen einen Bescheid gemäß Abs. 1 oder 3 kommt die 
aufschiebende Wirkung nicht zu, es sei denn, sie wird vom Bundesverwaltungs-
gericht zuerkannt. Das Bundesverwaltungsgericht hat der Beschwerde auf An-
trag des Drittstaatsangehörigen binnen einer Woche ab deren Vorlage die 
aufschiebende Wirkung zuzuerkennen, wenn anzunehmen ist, dass die Wohn-
sitzauflage gegen Art. 8 EMRK (§ 9 Abs. 2 BFA-VG) verstößt. Über die Be-
schwerde gegen die Wohnsitzauflage ist binnen drei Monaten zu entscheiden.

(8) Die Wohnsitzauflage gemäß Abs. 1 oder 3 ist von Amts wegen durch form-
lose Mitteilung aufzuheben, wenn die Voraussetzungen nicht mehr vorliegen. Ist 
die Wohnsitzauflage formlos aufgehoben worden, gilt der ihr zugrundeliegende 
Bescheid als widerrufen; das Bundesamt hat dies aktenkundig zu machen.

Informationspflichten

§ 58. (1) Das Bundesamt hat den Fremden, gegen den eine Rückkehrentschei-
dung erlassen wurde, über seine Pflicht zur unverzüglichen oder fristgerechten 
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Ausreise zu informieren sowie auf Maßnahmen zur Durchsetzung der Ausreise-
verpflichtung (§ 46) hinzuweisen.

(2) Die Informationen gemäß Abs. 1 können auf jede geeignete Art und Weise, 
insbesondere mit Formblättern in einer dem Fremden verständlichen Sprache 
oder durch mündliche Verkündung erfolgen. Die nähere Form und Gestaltung 
dieser Formblätter kann der Bundesminister für Inneres mit Verordnung festle-
gen.

Besondere Verfahrensbestimmungen

§ 59. (1) Eine durchsetzbare Rückkehrentscheidung ist im Reisedokument des 
Drittstaatsangehörigen ersichtlich zu machen, sofern dadurch die Abschiebung 
nicht unzulässig oder unmöglich gemacht wird.

(2) Der Eintritt der Durchsetzbarkeit der Rückkehrentscheidung ist für die 
Dauer eines Freiheitsentzuges aufgeschoben, auf den wegen einer mit Strafe be-
drohten Handlung erkannt wurde.

(3) Verwirklicht ein Drittstaatsangehöriger, gegen den bereits eine aufrechte 
rechtskräftige Rückkehrentscheidung besteht, erneut einen Sachverhalt gemäß 
§ 52, so ist eine neuerliche Rückkehrentscheidung nicht zu erlassen. Dies gilt un-
abhängig davon, ob die bestehende Rückkehrentscheidung mit einem Einreise-
verbot verbunden ist oder nicht.

(4) Die Durchsetzbarkeit einer gegen einen Antragsteller (Art. 3 Z 13 der Ver-
fahrensverordnung) bestehenden, aufrechten und rechtskräftigen Rückkehrent-
scheidung ist aufgeschoben, solange diesem das Recht auf Verbleib (Art. 10 und 
68 der Verfahrensverordnung sowie § 12 AsylG 2005) zukommt. § 52 Abs. 8 gilt 
sinngemäß, die Z 1 und 4 mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Erlassung und 
des Eintritts der Rechtskraft der Rückkehrentscheidung die Erlassung und der 
Eintritt der Rechtskraft der den Antrag auf internationalen Schutz ablehnenden 
Entscheidung treten.

Verkürzung, Gegenstandslosigkeit und Aufhebung

§ 60. (1) Das Bundesamt kann ein Einreiseverbot gemäß § 53 Abs. 2 auf Antrag 
des Drittstaatsangehörigen unter Berücksichtigung der für die Erlassung der sei-
nerzeitigen Rückkehrentscheidung oder des seinerzeitigen Einreiseverbotes 
maßgeblichen Umstände verkürzen oder aufheben, wenn der Drittstaatsangehö-
rige das Gebiet der Mitgliedstaaten fristgerecht verlassen hat. Die fristgerechte 
Ausreise hat der Drittstaatsangehörige nachzuweisen.

(2) Das Bundesamt kann ein Einreiseverbot gemäß § 53 Abs. 3 Z 1 bis 4 auf 
Antrag des Drittstaatsangehörigen unter Berücksichtigung der für die Erlassung 
der seinerzeitigen Rückkehrentscheidung oder des seinerzeitigen Einreiseverbo-
tes maßgeblichen Umstände verkürzen, wenn der Drittstaatsangehörige das Ge-
biet der Mitgliedstaaten fristgerecht verlassen hat und seither einen Zeitraum 

von mehr als die Hälfte des seinerzeitigen Einreiseverbotes im Ausland verbracht 
hat. Die fristgerechte Ausreise hat der Drittstaatsangehörige nachzuweisen.

(3) Die Rückkehrentscheidung wird gegenstandslos, wenn einem Drittstaats-
angehörigen
1. internationaler Schutz zuerkannt wird;
2. ein Aufenthaltstitel gemäß §§ 55 bis 57dem 7. Hauptstück des AsylG 2005 

erteilt wird.
(Anm.: Abs. 4 und 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

Anordnung zur Außerlandesbringung

§ 61. (1) Das Bundesamt hat gegen einen Drittstaatsangehörigen eine Außerlan-
desbringung anzuordnen, wenn
1. dessen Antrag auf internationalen Schutz gemäß §§ 4 Abs. 1 Z 2 oder 5 

Abs. 1 Z 1 AsylG 2005 als unzulässig abgelehnt oder zurückgewiesen wird 
oder nach jeder weiteren, einer solchen Entscheidung folgenden, Entschei-
dung gemäß Art. 38 Abs. 2 der Verfahrensverordnung oder § 68 Abs. 1 
AVG,

2. ihm in einem anderen Mitgliedstaat internationaler Schutz zukommt, die-
ser Mitgliedstaat aufgrund des Unionsrechts, einer zwischenstaatlichen Ver-
einbarung oder internationaler Gepflogenheiten zur Rückübernahme ver-
pflichtet ist und die Voraussetzungen des § 52 Abs. 1 Z 1 oder Abs. 4 Z 1 
oder 4 erfüllt sind. § 52 Abs. 4 vorletzter und letzter Satz und Abs. 6 gelten 
sinngemäß mit der Maßgabe, dass an die Stelle der Rückkehrentscheidung 
die Anordnung zur Außerlandesbringung tritt.

Dies gilt nicht für begünstigte Drittstaatsangehörige.
(2) Eine Anordnung zur Außerlandesbringung hat zur Folge, dass eine Ab-

schiebung des Drittstaatsangehörigen in den Zielstaat zulässig ist. Die Anord-
nung bleibt binnen 18 Monaten ab Ausreise des Drittstaatsangehörigen 
aufrecht.

(3) Wenn die Durchführung der Anordnung zur Außerlandesbringung aus 
Gründen, die in der Person des Drittstaatsangehörigen liegen, eine Verletzung 
von Art. 3 EMRK darstellen würde und diese nicht von Dauer sind, ist die 
Durchführung für die notwendige Zeit aufzuschieben.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 24/2016
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4. Abschnitt
Aufenthaltsbeendende Maßnahmen gegen unionsrechtlich 

aufenthaltsberechtigte EWR-Bürger, Schweizer Bürger und begünstigte 
Drittstaatsangehörige

Ausweisung

§ 66. (1) EWR-Bürger, Schweizer Bürger und begünstigte Drittstaatsangehörige 
können ausgewiesen werden, wenn ihnen aus den Gründen des § 55 Abs. 3 NAG 
das unionsrechtliche Aufenthaltsrecht nicht oder nicht mehr zukommt, es sei 
denn, sie sind zur Arbeitssuche eingereist und können nachweisen, dass sie wei-
terhin Arbeit suchen und begründete Aussicht haben, eingestellt zu werden; 
oder sie bereits das Daueraufenthaltsrecht (§§ 53a, 54a NAG) erworben haben; 
im letzteren Fall ist eine Ausweisung nur zulässig, wenn ihr Aufenthalt eine 
schwerwiegende Gefahr für die öffentliche Ordnung oder Sicherheit darstellt.

(2) Soll ein EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigter Drittstaatsange-
höriger ausgewiesen werden, hat das Bundesamt insbesondere die Dauer des 
Aufenthalts im Bundesgebiet, sein Alter, seinen Gesundheitszustand, seine fami-
liäre und wirtschaftliche Lage, seine soziale und kulturelle Integration im Bun-
desgebiet und das Ausmaß seiner Bindung zum Herkunftsstaat zu berücksichti-
gen.

(3) Die Erlassung einer Ausweisung gegen EWR-Bürger, Schweizer Bürger 
oder begünstigte Drittstaatsangehörige, die ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im 
Bundesgebiet hatten, ist dann zulässig, wenn aufgrund des persönlichen Verhal-
tens des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die öffentliche Sicher-
heit der Republik Österreich durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig 
und maßgeblich gefährdet würde. Dasselbe gilt für Minderjährige, es sei denn, 
die Ausweisung wäre zum Wohl des Kindes notwendig, wie es im Übereinkom-
men der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 über die Rechte des Kin-
des vorgesehen ist.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

Aufenthaltsverbot

§ 67. (1) Die Erlassung eines Aufenthaltsverbotes gegen unionsrechtlich aufent-
haltsberechtigte EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigte Drittstaatsan-
gehörige ist zulässig, wenn auf Grund ihres persönlichen Verhaltens die öffentli-
che Ordnung oder Sicherheit gefährdet ist. Das persönliche Verhalten muss eine 
tatsächliche, gegenwärtige und erhebliche Gefahr darstellen, die ein Grundinter-
esse der Gesellschaft berührt. Strafrechtliche Verurteilungen allein können nicht 
ohne weiteres diese Maßnahmen begründen. Vom Einzelfall losgelöste oder auf 
Generalprävention verweisende Begründungen sind nicht zulässig. Die Erlas-
sung eines Aufenthaltsverbotes gegen EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder be-
günstigte Drittstaatsangehörige, die ihren Aufenthalt seit zehn Jahren im Bun-

desgebiet hatten, ist dann zulässig, wenn aufgrund des persönlichen Verhaltens 
des Fremden davon ausgegangen werden kann, dass die öffentliche Sicherheit der 
Republik Österreich durch seinen Verbleib im Bundesgebiet nachhaltig und 
maßgeblich gefährdet würde. Dasselbe gilt für Minderjährige, es sei denn, das 
Aufenthaltsverbot wäre zum Wohl des Kindes notwendig, wie es im Überein-
kommen der Vereinten Nationen vom 20. November 1989 über die Rechte des 
Kindes, BGBl. Nr. 7/1993, vorgesehen ist.

(2) Ein Aufenthaltsverbot kann, vorbehaltlich des Abs. 3, für die Dauer von 
höchstens zehn Jahren erlassen werden.

(3) Ein Aufenthaltsverbot kann unbefristet erlassen werden, wenn insbesonde-
re
1. der EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigte Drittstaatsangehörige 

von einem Gericht zu einer unbedingten Freiheitsstrafe von mehr als fünf 
Jahren rechtskräftig verurteilt worden ist;

2. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der 
EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigte Drittstaatsangehörige ei-
ner kriminellen Organisation (§ 278a StGB) oder einer terroristischen Ver-
einigung (§ 278b StGB) angehört oder angehört hat, terroristische Strafta-
ten begeht oder begangen hat (§ 278c StGB), Terrorismus finanziert oder 
finanziert hat (§ 278d StGB) oder eine Person für terroristische Zwecke aus-
bildet oder sich ausbilden lässt (§ 278e StGB);

3. auf Grund bestimmter Tatsachen die Annahme gerechtfertigt ist, dass der 
EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigte Drittstaatsangehörige 
durch sein Verhalten, insbesondere durch die öffentliche Beteiligung an Ge-
walttätigkeiten, durch den öffentlichen Aufruf zur Gewalt oder durch het-
zerische Aufforderungen oder Aufreizungen, die nationale Sicherheit ge-
fährdet oder

4. der EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigte Drittstaatsangehörige 
öffentlich, in einer Versammlung oder durch Verbreiten von Schriften ein 
Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegsverbrechen, ein Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit oder terroristische Taten von vergleichbarem Gewicht 
billigt oder dafür wirbt.

(4) Bei der Festsetzung der Gültigkeitsdauer des Aufenthaltsverbotes ist auf die 
für seine Erlassung maßgeblichen Umstände Bedacht zu nehmen. Die Frist des 
Aufenthaltsverbotes beginnt mit Ablauf des Tages der Ausreise.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
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5. Abschnitt
Gemeinsame Verfahrensbestimmungen für Ausweisung und 

Aufenthaltsverbot

Gegenstandslosigkeit und Aufhebung

§ 69. (1) Eine Ausweisung wird gegenstandslos, wenn der EWR-Bürger, Schwei-
zer Bürger oder begünstigte Drittstaatsangehörige seiner Ausreiseverpflichtung 
(§ 70) nachgekommen ist.

(2) Ein Aufenthaltsverbot ist auf Antrag oder von Amts wegen aufzuheben, 
wenn die Gründe, die zu seiner Erlassung geführt haben, weggefallen sind.

(3) Das Aufenthaltsverbot tritt außer Kraft, wenn einem EWR-Bürger, 
Schweizer Bürger oder begünstigten Drittstaatsangehörigen die Flüchtlingsei-
genschaft zuerkannt wird.

Ausreiseverpflichtung und Durchsetzungsaufschub

§ 70. (1) Die Ausweisung und das Aufenthaltsverbot werden spätestens mit Ein-
tritt der Rechtskraft durchsetzbar; der EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder be-
günstigte Drittstaatsangehörige hat dann unverzüglich auszureisen und seinen 
Aufenthalt im Bundesgebiet tatsächlich und wirksam zu beenden. Der Eintritt 
der Durchsetzbarkeit ist für die Dauer eines Freiheitsentzuges aufgeschoben, auf 
den wegen einer mit Strafe bedrohten Handlung erkannt wurde.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(3) EWR-Bürgern, Schweizer Bürgern und begünstigten Drittstaatsangehöri-

gen ist bei der Erlassung einer Ausweisung oder eines Aufenthaltsverbotes von 
Amts wegen ein Durchsetzungsaufschub von einem Monat zu erteilen, es sei 
denn, die sofortige Ausreise wäre im Interesse der öffentlichen Ordnung oder Si-
cherheit erforderlich.

(4) Der Durchsetzungsaufschub ist zu widerrufen, wenn
1. nachträglich Tatsachen bekannt werden, die dessen Versagung gerechtfer-

tigt hätten;
2. die Gründe für die Erteilung weggefallen sind oder
3. der EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigte Drittstaatsangehörige 

während seines weiteren Aufenthaltes im Bundesgebiet ein Verhalten setzt, 
das die sofortige Ausreise aus Gründen der öffentlichen Ordnung und Si-
cherheit gebietet.

Auflagen für den Durchsetzungsaufschub

§ 71. (1) Schiebt das Bundesamt den Eintritt der Durchsetzbarkeit einer Auswei-
sung oder eines Aufenthaltsverbotes auf, so kann sie die dafür im Interesse der 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung oder Sicherheit gebotenen Aufla-
gen festsetzen. Hierbei ist auf den Zweck des Aufenthalts Bedacht zu nehmen.

(2) Auflagen im Sinne des Abs. 1 sind insbesondere die Verpflichtung,
1. sich lediglich im Gebiet der Bezirksverwaltungsbehörde, in dem sich sein 

Aufenthaltsort befindet, aufzuhalten;
2. sich in periodischen Abständen bei einer Dienststelle einer Landespolizeidi-

rektion zu melden;
3. eine angemessene finanzielle Sicherheit beim Bundesamt zu hinterlegen.

(3) Dem EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigten Drittstaatsangehö-
rigen sind die Grenzen des Gebietes gemäß Abs. 2 Z 1 nachweislich zur Kenntnis 
zu bringen. Darüber hinaus ist der Aufenthalt im gesamten Bundesgebiet gedul-
det, wenn und solange dies
1. zur Erfüllung von gesetzlichen Pflichten notwendig ist;
2. notwendig ist, um Ladungen von Gerichten, Staatsanwaltschaften und Ver-

waltungsbehörden Folge zu leisten oder
3. für die Inanspruchnahme einer medizinischen Versorgung oder Behand-

lung notwendig ist.
(4) Zur Erfüllung der Meldeverpflichtung gemäß Abs. 2 Z 2 hat sich der EWR-

Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigte Drittstaatsangehörige in periodi-
schen, 48 Stunden nicht unterschreitenden Abständen bei einer zu bestimmen-
den Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu melden. Die dafür notwendi-
gen Angaben, wie insbesondere die zuständige Dienststelle einer Landespolizei-
direktion sowie Zeitraum und Zeitpunkt der Meldung, sind dem EWR-Bürger, 
Schweizer Bürger oder begünstigten Drittstaatsangehörigen vom Bundesamt 
mit Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 VwGVG) mitzuteilen. Eine Verletzung der 
Meldeverpflichtung liegt nicht vor, wenn deren Erfüllung für den EWR-Bürger, 
Schweizer Bürger oder begünstigten Drittstaatsangehörigen nachweislich nicht 
möglich oder nicht zumutbar war.

(5) Die näheren Bestimmungen, welche die Hinterlegung einer finanziellen Si-
cherheit gemäß Abs. 2 Z 3 regeln, kann der Bundesminister für Inneres durch 
Verordnung festlegen.

(6) Die vom Bundesamt festgesetzten Auflagen sind vom EWR-Bürger, 
Schweizer Bürger oder begünstigten Drittstaatsangehörigen bis zum Zeitpunkt 
seiner Ausreise aus dem Bundesgebiet zu erfüllen. Die Erfüllungspflicht der 
Auflagen ruht, soweit der EWR-Bürger, Schweizer Bürger oder begünstigte 
Drittstaatsangehörige in Schub- Straf- oder Untersuchungshaft angehalten oder 
gegen ihn ein gelinderes Mittel angeordnet wird.
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8. Abschnitt
Schubhaft und gelinderes Mittel

Schubhaft

§ 76. (1) Fremde können festgenommen und angehalten werden (Schubhaft), 
sofern der Zweck der Schubhaft nicht durch ein gelinderes Mittel (§ 77) erreicht 
werden kann. 

(1a) Unmündige Minderjährige dürfen nicht in Schubhaft angehalten werden. 
Gegen mündige Minderjährige hat das Bundesamt gelindere Mittel (§ 77) anzu-
wenden, es sei denn, bestimmte Tatsachen rechtfertigen die Annahme, dass der 
Zweck der Schubhaft damit nicht erreicht werden kann, und sofern
1. sich im Fall begleiteter Minderjährige ein Elternteil, ein Erziehungsberech-

tigter oder die primäre Betreuungsperson in Haft befindet, oder
2. dies zum Wohl des Kindes notwendig wäre, wie es im Bundesverfassungsge-

setz über die Rechte von Kindern, BGBl. I Nr. 4/2011, vorgesehen ist.
Diesfalls gilt § 80 Abs. 2 Z 1.

(2) Die Schubhaft darf nur angeordnet werden, wenn
1. dies zur Sicherung des Verfahrens über einen Antrag auf internationalen 

Schutz im Hinblick auf die Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maß-
nahme notwendig ist, sofern der Aufenthalt des Fremden die öffentliche 
Ordnung oder Sicherheit gemäß § 53 gefährdet, Fluchtgefahr vorliegt und 
die Schubhaft verhältnismäßig ist,

2. dies zur Sicherung des Verfahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeenden-
den Maßnahme nach dem 8. Hauptstück oder der Abschiebung notwendig 
ist, sofern jeweils Fluchtgefahr vorliegt und die Schubhaft verhältnismäßig 
ist, oder

3. die Voraussetzungen des Art. 44 Abs. 2 der Asyl- und Migrations-
managementverordnung vorliegen.

Bedarf es der Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme deshalb nicht, 
weil bereits eine aufrechte rechtskräftige Rückkehrentscheidung vorliegt (§ 59 
Abs. 3), so steht dies der Anwendung der Z 1 nicht entgegen. In den Fällen des 
§ 40 Abs. 5 BFA VG gilt Z 1 mit der Maßgabe, dass die Anordnung der Schub-
haft eine vom Aufenthalt des Fremden ausgehende Gefährdung der öffentlichen 
Ordnung oder Sicherheit nicht voraussetzt.

(2a) Im Rahmen der Verhältnismäßigkeitsprüfung (Art. 44 Abs. 2 der Asyl- 
und Migrationsmanagementverordnung) ist auch ein allfälliges strafrechtlich re-
levantes Fehlverhalten des Fremden in Betracht zu ziehen, insbesondere ob unter 
Berücksichtigung der Schwere der Straftaten das öffentliche Interesse an einer 
baldigen Durchsetzung einer Abschiebung den Schutz der persönlichen Freiheit 
des Fremden überwiegt.

(3) Eine Fluchtgefahr im Sinne des Abs. 2 Z 1 oder 2 oder im Sinne des Art. 2 
Abs. 18 der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung liegt vor, wenn be-

stimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich der Fremde dem Ver-
fahren oder der Abschiebung entziehen wird oder dass der Fremde die Abschie-
bung wesentlich erschweren wird. Dabei ist insbesondere zu berücksichtigen,
1. ob der Fremde an dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeenden-

den Maßnahme mitwirkt oder die Rückkehr oder Abschiebung umgeht 
oder behindert;

1a. ob der Fremde eine Verpflichtung gemäß § 46 Abs. 2 oder 2a verletzt hat, 
insbesondere, wenn ihm diese Verpflichtung mit Bescheid gemäß § 46 
Abs. 2b auferlegt worden ist, er diesem Bescheid nicht Folge geleistet hat 
und deshalb gegen ihn Zwangsstrafen (§ 3 Abs. 3 BFA-VG) angeordnet wor-
den sind;

2. ob der Fremde entgegen einem aufrechten Einreiseverbot, einem aufrech-
ten Aufenthaltsverbot oder während einer aufrechten Anordnung zur Au-
ßerlandesbringung neuerlich in das Bundesgebiet eingereist ist;

3. ob eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme besteht oder der 
Fremde sich dem Verfahren zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden 
Maßnahme oder über einen Antrag auf internationalen Schutz bereits ent-
zogen hat;

4. ob dem Fremden, wenn er einen Folgeantrag im Sinne des Art. 3 Z 19 der 
Verfahrensverordnung gestellt hat, das Recht auf Verbleib gemäß § 12 
Abs. 1 AsylG 2005 nicht zukommt oder gemäß Art. 68 Abs. 4 der genann-
ten Verordnung nicht zuerkannt wurde;

5. ob gegen den Fremden zum Zeitpunkt der Stellung eines Antrages auf in-
ternationalen Schutz eine durchsetzbare aufenthaltsbeendende Maßnahme 
bestand, insbesondere, wenn er sich zu diesem Zeitpunkt bereits in Schub-
haft befand oder aufgrund § 34 Abs. 3 Z 1 bis 3 BFA-VG angehalten wurde;

6. ob aufgrund des Ergebnisses der Befragung, der Durchsuchung oder der er-
kennungsdienstlichen Behandlung anzunehmen ist, dass ein anderer Mit-
gliedstaat nach der Asyl- und Migrationsmanagementverordnung zustän-
dig ist, insbesondere sofern
a. der Fremde bereits mehrere Anträge auf internationalen Schutz in den 

Mitgliedstaaten gestellt hat oder der Fremde falsche Angaben hierüber 
gemacht hat,

b. der Fremde versucht hat, in einen dritten Mitgliedstaat weiterzureisen,
c. es aufgrund der Ergebnisse der Befragung, der Durchsuchung, der er-

kennungsdienstlichen Behandlung oder des bisherigen Verhaltens des 
Fremden wahrscheinlich ist, dass der Fremde die Weiterreise in einen 
dritten Mitgliedstaat beabsichtigt; oder

d. sich der Fremde nach Art. 17 Abs. 4 der Asyl- und Migrations-
managementverordnung in einem anderen Mitgliedstaat aufzuhalten 
hat;
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6a. ob der Fremde nach seiner Flucht in einen anderen Mitgliedstaat in das 
Bundesgebiet, wo er sich nach Art. 17 Abs. 4 der Asyl- und Migrations-
managementverordnung aufzuhalten hat, überstellt wurde;

7. ob der Fremde seiner Verpflichtung aus dem gelinderen Mittel nicht nach-
kommt;

8. ob Auflagen, Kooperationspflichten nach Art. 17 Abs. 3 der Asyl- und Mi-
grationsmanagementverordnung oder Art. 9 der Verfahrensverordnung, 
Verpflichtungen gemäß § 52a Abs. 3 bis 5 BFA-VG, Gebietsbeschränkun-
gen, Meldeverpflichtungen, Anordnungen der Unterkunftnahme Wohn-
sitz- oder Aufenthaltsbeschränkungen gemäß §§ 52a, 56, 57 oder 71 FPG, 
§ 38b SPG, § 13 Abs. 2 BFA-VG oder §§ 15a, 15b, 15c oder 15d AsylG 2005 
verletzt wurden, insbesondere bei Vorliegen einer aktuell oder zum Zeit-
punkt der Stellung eines Antrags auf internationalen Schutzes durchsetzba-
ren aufenthaltsbeendenden Maßnahme;

9. der Grad der sozialen Verankerung in Österreich, insbesondere das Beste-
hen familiärer Beziehungen, das Ausüben einer legalen Erwerbstätigkeit be-
ziehungsweise das Vorhandensein ausreichender Existenzmittel sowie die 
Existenz eines gesicherten Wohnsitzes.

(4) Die Schubhaft ist schriftlich mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemäß § 57 
AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befände sich bei Einleitung des Verfah-
rens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloß kurzfristig in Haft. 
Nicht vollstreckte Schubhaftbescheide gemäß § 57 AVG gelten 14 Tage nach ih-
rer Erlassung als widerrufen.

(5) Wird eine aufenthaltsbeendende Maßnahme (Z 1 oder 2) durchsetzbar und 
erscheint die Überwachung der Ausreise des Fremden notwendig, so gilt die zur 
Sicherung des Verfahrens angeordnete Schubhaft ab diesem Zeitpunkt als zur Si-
cherung der Abschiebung verhängt.

(6) Stellt ein Fremder während einer Anhaltung in Schubhaft einen Antrag auf 
internationalen Schutz, so kann diese aufrechterhalten werden, wenn Gründe 
zur Annahme bestehen, dass der Antrag zur Verzögerung eines anhängigen Ver-
fahrens zur Erlassung einer aufenthaltsbeendenden Maßnahme oder der Voll-
streckung einer solchen Maßnahme gestellt wurde. Das Vorliegen der Vorausset-
zungen ist mit Aktenvermerk festzuhalten; dieser ist dem Fremden zur Kenntnis 
zu bringen. § 11 Abs. 8 und § 12 BFA-VG gelten sinngemäß.

Gelinderes Mittel

§ 77. (1) Das Bundesamt hat bei Vorliegen der in § 76 genannten Gründe gelin-
dere Mittel anzuordnen, wenn es Grund zur Annahme hat, dass der Zweck der 
Schubhaft durch Anwendung des gelinderen Mittels erreicht werden kann. 

(2) Voraussetzung für die Anordnung gelinderer Mittel ist, dass der Fremde sei-
ner erkennungsdienstlichen Behandlung zustimmt, es sei denn, diese wäre be-
reits aus dem Grunde des § 24 Abs. 1 Z 4 BFA-VG von Amts wegen erfolgt.

(3) Gelindere Mittel sind insbesondere die Anordnung,

1. in vom Bundesamt bestimmten – im Falle der Unterbringung von minder-
jährigen Kindern beziehungsweise Familien mit solchen familien- und kind-
gerechten – Räumen Unterkunft zu nehmen,

2. sich in periodischen Abständen bei einer Dienststelle einer Landespolizeidi-
rektion zu melden oder

3. eine angemessene finanzielle Sicherheit beim Bundesamt zu hinterlegen.
(4) Kommt der Fremde seinen Verpflichtungen nach Abs. 3 nicht nach oder 

leistet er ohne ausreichende Entschuldigung einer ihm zugegangenen Ladung 
zum Bundesamt, in der auf diese Konsequenz hingewiesen wurde, nicht Folge, 
ist die Schubhaft anzuordnen. Für die in der Unterkunft verbrachte Zeit gilt § 80 
mit der Maßgabe, dass die Dauer der Zulässigkeit verdoppelt wird.

(5) Die Anwendung eines gelinderen Mittels steht der für die Durchsetzung 
der Abschiebung erforderlichen Ausübung von Befehls- und Zwangsgewalt 
nicht entgegen. Soweit dies zur Abwicklung dieser Maßnahmen erforderlich ist, 
kann den Betroffenen aufgetragen werden, sich für insgesamt 72 Stunden nicht 
übersteigende Zeiträume an bestimmten Orten aufzuhalten.

(6) Zur Erfüllung der Meldeverpflichtung gemäß Abs. 3 Z 2 hat sich der Frem-
de in periodischen, 24 Stunden nicht unterschreitenden Abständen bei einer zu 
bestimmenden Dienststelle einer Landespolizeidirektion zu melden. Die dafür 
notwendigen Angaben, wie insbesondere die zuständige Dienststelle einer Lan-
despolizeidirektion sowie Zeitraum und Zeitpunkt der Meldung, sind dem 
Fremden vom Bundesamt mit Verfahrensanordnung (§ 7 Abs. 1 VwGVG) mit-
zuteilen. Eine Verletzung der Meldeverpflichtung liegt nicht vor, wenn deren Er-
füllung für den Fremden nachweislich nicht möglich oder nicht zumutbar war.

(7) Die näheren Bestimmungen, welche die Hinterlegung einer finanziellen Si-
cherheit gemäß Abs. 3 Z 3 regeln, kann der Bundesminister für Inneres durch 
Verordnung festlegen.

(8) Das gelindere Mittel ist mit Bescheid anzuordnen; dieser ist gemäß § 57 
AVG zu erlassen, es sei denn, der Fremde befände sich bei Einleitung des Verfah-
rens zu seiner Erlassung aus anderem Grund nicht bloß kurzfristig in Haft. 
Nicht vollstreckte Bescheide gemäß § 57 AVG gelten 14 Tage nach ihrer Erlas-
sung als widerrufen.

(9) Die Landespolizeidirektionen können betreffend die Räumlichkeiten zur 
Unterkunftnahme gemäß Abs. 3 Z 1 Vorsorge treffen.

Vollzug der Schubhaft

§ 78. (1) Die Schubhaft ist in den Hafträumen der Landespolizeidirektion zu 
vollziehen. Kann eine Landespolizeidirektion die Schubhaft nicht vollziehen, ist 
eine Landespolizeidirektion, die über Haftraum verfügt, um den Vollzug zu ersu-
chen.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 70/2015)
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(4) Soweit dies für Zwecke der Abschiebung erforderlich ist, kann die Schub-
haft in Hafträumen, die sich am Weg zur Bundesgrenze befinden, vollzogen wer-
den.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 68/2013)
(6) Kann ein kranker oder verletzter Fremder während der Schubhaft in den 

Hafträumen nicht sachgemäß behandelt werden, gilt der Zeitraum einer ambu-
lanten medizinischen Versorgung als Schubhaft. Kann die Landespolizeidirekti-
on die Schubhaft in einem solchen Fall auf Grund des Gesundheitszustandes des 
Fremden, der von ihm selbst herbeigeführt worden ist, nicht oder nicht mehr 
vollziehen, so kann, wenn die aufenthaltsbeendende Maßnahme des Fremden 
durchsetzbar und die Abschiebung möglich ist, und es sich bei dem Fremden um 
keinen mündigen minderjährigen Schubhäftling handelt, die Landespolizeidi-
rektion den Leiter des gerichtlichen Gefangenenhauses Wien um den Vollzug der 
Schubhaft in der medizinischen Einrichtung dieses gerichtlichen Gefangenen-
hauses ersuchen. Dieser hat dem Ersuchen zu entsprechen, soweit eine sachge-
mäße medizinische Behandlung und Betreuung des Betroffenen und dessen ge-
sonderte Unterbringung im Hinblick auf die Auslastung und Ausstattung der 
Einrichtungen, die die erforderliche Behandlung gewährleisten, möglich ist.

(7) Wenn es der Gesundheitszustand des Fremden erfordert, so ist dieser in wei-
terer Vollziehung der Schubhaft in eine geeignete Krankenanstalt zu bringen und 
dort erforderlichenfalls auch zu bewachen, wenn die Behandlung nicht im 
Haftraum der Landespolizeidirektion durchgeführt werden kann. § 71 Abs. 2 
und 3 des Strafvollzugsgesetzes (StVG), BGBl. Nr. 144/1969, gilt sinngemäß.

(8) Wird die Schubhaft in einem gerichtlichen Gefangenenhaus oder in einer 
Krankenanstalt vollzogen, so hat die Landespolizeidirektion die dadurch entste-
henden Kosten in vollem Umfang zu ersetzen.

Durchführung der Schubhaft

§ 79. (1) Für die Anhaltung in Schubhaft in Hafträumen einer Landespolizeidi-
rektion gilt § 53c Abs. 1 bis 5 VStG, für die Anhaltung in gerichtlichen Gefange-
nenhäusern gemäß § 78 Abs. 6 gilt § 53d VStG.

(2) Mündige Minderjährige dürfen in Schubhaft angehalten werden, wenn 
eine dem Alter und Entwicklungsstand entsprechende Unterbringung und Pfle-
ge gewährleistet ist.

(2a) Antragsteller mit besonderen Bedürfnissen dürfen in Schubhaft angehal-
ten werden, wenn und solange – auch unter Berücksichtigung der Ergebnisse der 
Prüfung nach § 2b GVG-B 2005 – gewährleistet ist, dass die Anhaltung deren 
körperliche und psychische Gesundheit nicht gefährdet.

(2b) Nach Maßgabe der faktischen Möglichkeiten sind Schubhäftlinge, die ei-
nen Antrag auf internationalen Schutz gestellt haben, und Schubhäftlinge, bei 
denen dies nicht der Fall ist, getrennt voneinander anzuhalten.

(2c) Schubhäftlinge verschiedenen Geschlechts können gemeinsam in Schub-
haft angehalten werden, wenn sie zueinander in einem Angehörigenverhältnis 

gemäß Art. 3 Z 9 der Statusverordnung stehen und sämtliche Betroffene der ge-
meinsamen Anhaltung zugestimmt haben.

(3) Minderjährige Schubhäftlinge sind von Erwachsenen getrennt anzuhalten. 
Wurde auch gegen einen Elternteil, einen Erziehungsberechtigten oder die pri-
märe Bezugsperson die Schubhaft verhängt, sind minderjährige Schubhäftlinge 
gemeinsam mit diesem oder dieser anzuhalten, es sei denn, dass ihr Wohl eine ge-
trennte Anhaltung verlangt.

(4) Die Hausordnung für die Durchführung der Schubhaft in den Hafträu-
men der Landespolizeidirektionen hat der Bundesminister für Inneres zu erlas-
sen. Darin sind die Rechte und Pflichten der Häftlinge unter Bedachtnahme auf 
die Aufrechterhaltung der Ordnung sowie unter Berücksichtigung der räumli-
chen und personellen Gegebenheiten zu regeln.

(5) Sofern eine familien- und kindgerechte Unterbringung gewährleistet ist, ist 
Fremden, die zeitnah zu einer Abschiebung in Schubhaft angehalten sind, zu ge-
statten, dass sie von ihnen zur Obsorge anvertrauten Minderjährigen begleitet 
werden. Im Falle des Begleitens gelten die Schutznormen aus der Hausordnung 
sinngemäß für die Minderjährigen.

Dauer der Schubhaft

§ 80. (1) Das Bundesamt ist verpflichtet, darauf hinzuwirken, dass die Schubhaft 
so kurz wie möglich dauert. Die Schubhaft darf so lange aufrechterhalten wer-
den, bis der Grund für ihre Anordnung weggefallen ist oder ihr Ziel nicht mehr 
erreicht werden kann.

(2) Die Schubhaftdauer darf, vorbehaltlich des Abs. 5 und der Asyl- und Mi-
grationsmanagementverordnung, grundsätzlich
1. drei Monate nicht überschreiten, wenn die Schubhaft gegen einen mündi-

gen Minderjährigen angeordnet wird;
2. sechs Monate nicht überschreiten, wenn die Schubhaft gegen einen Frem-

den, der das 18. Lebensjahr vollendet hat, angeordnet wird und kein Fall der 
Abs. 3 und 4 vorliegt.

(3) Darf ein Fremder deshalb nicht abgeschoben werden, weil über einen An-
trag gemäß § 51 noch nicht rechtskräftig entschieden ist, kann die Schubhaft bis 
zum Ablauf der vierten Woche nach rechtskräftiger Entscheidung, insgesamt je-
doch nicht länger als sechs Monate aufrecht erhalten werden.

(4) Kann ein Fremder deshalb nicht abgeschoben werden, weil
1. die Feststellung seiner Identität und der Staatsangehörigkeit, insbesondere 

zum Zweck der Erlangung eines Ersatzreisedokumentes, nicht möglich ist,
2. eine für die Ein- oder Durchreise erforderliche Bewilligung eines anderen 

Staates nicht vorliegt,
3. der Fremde die Abschiebung dadurch vereitelt, dass er sich der Zwangsge-

walt (§ 13) widersetzt, oder
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4. die Abschiebung dadurch, dass der Fremde sich bereits einmal dem Verfah-
ren entzogen oder ein Abschiebungshindernis auf sonstige Weise zu vertre-
ten hat, gefährdet erscheint,

kann die Schubhaft wegen desselben Sachverhalts abweichend von Abs. 2 Z 2 
und Abs. 3 höchstens 18 Monate aufrechterhalten werden.

(5) Abweichend von Abs. 2 und vorbehaltlich der Asyl- und Migrations-
managementverordnung darf die Schubhaft, sofern sie gegen einen Antragsteller 
angeordnet wurde, bis zum Zeitpunkt des Eintritts der Durchsetzbarkeit der 
aufenthaltsbeendenden Maßnahme die Dauer von 10 Monaten nicht über-
schreiten. Wird die Schubhaft über diesen Zeitpunkt hinaus aufrechterhalten 
oder nach diesem Zeitpunkt neuerlich angeordnet, ist die Dauer der bis dahin 
vollzogenen Schubhaft auf die Dauer gemäß Abs. 2 oder 4 anzurechnen.

(5a) In den Fällen des § 76 Abs. 2 letzter Satz ist auf die Schubhaftdauer gemäß 
Abs. 5 auch die Dauer der auf den Festnahmeauftrag gestützten Anhaltung an-
zurechnen, soweit sie nach Stellung des Antrags auf internationalen Schutz ge-
mäß § 40 Abs. 5 BFA VG aufrechterhalten wurde. Die Anrechnung gemäß 
Abs. 5 letzter Satz bleibt davon unberührt.

(5b) Die Dauer der Haft im Asylverfahren an der Grenze gemäß § 40a BFA-VG 
ist auf die Dauer der Schubhaft gemäß Abs. 5 anzurechnen.

(5c) Die Anrechnung gemäß Abs. 5 und 5a lässt die Anrechnung gemäß Art. 5 
Abs. 4 der Grenzrückführungsverordnung unberührt.

(6) Das Bundesamt hat von Amts wegen die Verhältnismäßigkeit der Anhal-
tung in Schubhaft längstens alle vier Wochen zu überprüfen. Ist eine Beschwerde 
gemäß § 22a Abs. 1 Z 3 BFA-VG anhängig, hat diesfalls die amtswegige Überprü-
fung zu entfallen.

(7) Das Bundesamt hat einen Fremden, der ausschließlich aus den Gründen 
des Abs. 3 oder 4 in Schubhaft anzuhalten ist, hievon unverzüglich schriftlich in 
Kenntnis zu setzen.

Aufhebung der Schubhaft und des gelinderen Mittels

§ 81. (1) Die Schubhaft ist durch Freilassung des Fremden formlos aufzuheben, 
wenn
1. sie gemäß § 80 nicht länger aufrechterhalten werden darf,
2. das Bundesverwaltungsgericht festgestellt hat, dass die Voraussetzungen für 

ihre Fortsetzung nicht vorliegen, oder
3. das Bundesverwaltungsgericht die Überprüfung gemäß § 22a Abs. 1 Z 3 

oder Abs. 4 BFA-VG nicht innerhalb von 21 Tagen nach Einbringung der 
Beschwerde oder Vorlage der Verwaltungsakten abgeschlossen hat.

(2) Ist die Schubhaft gemäß Abs. 1 formlos aufgehoben worden, gilt der ihr zu-
grunde liegende Bescheid als widerrufen; das Bundesamt hat dies aktenkundig zu 
machen.

(3) Das Bundesamt hat dem aus der Schubhaft entlassenen Fremden auf sein 
Verlangen gebührenfrei eine Bestätigung über die Dauer der Haft auszufolgen.

(4) Das gelindere Mittel ist durch formlose Mitteilung aufzuheben, wenn
1. es gemäß §§ 77 iVm 80 nicht länger aufrechterhalten werden darf oder
2. das Bundesverwaltungsgericht festgestellt hat, dass die Voraussetzungen für 

seine Fortsetzung nicht vorliegen.
Ist das gelindere Mittel formlos aufgehoben worden, gilt der ihr zugrunde liegen-
de Bescheid als widerrufen; das Bundesamt hat dies aktenkundig zu machen.

9. Hauptstück
Beschwerdeverfahren gegen Festnahme und Anhaltung gemäß § 39

Beschwerde an das Landesverwaltungsgericht

§ 82. (1) Der Fremde hat das Recht, das Landesverwaltungsgericht mit der Be-
hauptung der Rechtswidrigkeit der Festnahme oder der Anhaltung anzurufen, 
wenn er
1. nach diesem Bundesgesetz festgenommen worden ist, oder
2. unter Berufung auf dieses Bundesgesetz angehalten wird oder wurde.

(2) Für die Entscheidung des Landesverwaltungsgerichtes über die Fortsetzung 
der Anhaltung gemäß § 39 Abs. 3, 3a, 3b sowie Abs. 5 bis 5b und Art. 5 Abs. 2 
und 3 der Grenzrückführungsverordnung gilt § 22a Abs. 2 BFA-VG sinngemäß 
mit der Maßgabe, dass anstelle des Bundesverwaltungsgerichtes das jeweils zu-
ständige Landesverwaltungsgericht und anstelle der Schubhaft die Anhaltung 
gemäß § 39 oder Art. 5 Abs. 2 und 3 der Grenzrückführungsverordnung tritt.

(3) Gegen die Anordnung der Anhaltung gemäß §§ 39 Abs. 5 bis 5b ist eine 
Vorstellung nicht zulässig.

Entscheidung durch das Landesverwaltungsgericht

§ 83. Zur Entscheidung über eine Beschwerde gemäß § 82 Abs. 1 Z 2 ist das Lan-
desverwaltungsgericht zuständig, in dessen Sprengel die Behörde ihren Sitz hat, 
welche die Anhaltung angeordnet hat. In den Fällen des § 82 Abs. 1 Z 1 richtet 
sich die Zuständigkeit nach dem Ort der Festnahme.
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11. Hauptstück
Österreichische Dokumente für Fremde

1. Abschnitt
Fremdenpässe und Konventionsreisepässe

Ausstellung von Fremdenpässen

§ 88. (1) Fremdenpässe können, sofern dies im Hinblick auf die Person des Be-
troffenen im Interesse der Republik gelegen ist, auf Antrag ausgestellt werden 
für
1. Staatenlose oder Personen ungeklärter Staatsangehörigkeit, die kein gültiges 

Reisedokument besitzen;
2. ausländische Staatsangehörige, die über ein unbefristetes Aufenthaltsrecht 

im Bundesgebiet verfügen und nicht in der Lage sind, sich ein gültiges Rei-
sedokument ihres Heimatstaates zu beschaffen;

3. ausländische Staatsangehörige, die nicht in der Lage sind, sich ein gültiges 
Reisedokument ihres Heimatstaates zu beschaffen und bei denen im Übri-
gen die Voraussetzungen für die Erteilung eines Aufenthaltstitels „Dauer-
aufenthalt – EU“ (§ 45 NAG) gegeben sind;

4. ausländische Staatsangehörige, die nicht in der Lage sind, sich das für die 
Auswanderung aus dem Bundesgebiet erforderliche Reisedokument ihres 
Heimatstaates zu beschaffen oder

5. ausländische Staatsangehörige, die seit mindestens vier Jahren ununterbro-
chen ihren Hauptwohnsitz im Bundesgebiet haben, sofern der zuständige 
Bundesminister oder die Landesregierung bestätigt, dass die Ausstellung 
des Fremdenpasses wegen der vom Fremden erbrachten oder zu erwarten-
den Leistungen im Interesse des Bundes oder des Landes liegt.

(2) Fremdenpässe können auf Antrag weiters ausgestellt werden für Staatenlo-
se, die sich rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten, oder Personen ungeklärter 
Staatsangehörigkeit, die kein gültiges Reisedokument besitzen und sich rechtmä-
ßig im Bundesgebiet aufhalten.

(2a) Das in Art. 25 Abs. 2 der Statusverordnung vorgesehene Reisedokument 
wird Fremden, denen in Österreich der Status subsidiären Schutzes zukommt, 
als Fremdenpass ausgestellt.

(3) Die Gestaltung der Fremdenpässe wird entsprechend den für solche Reise-
dokumente international üblichen Anforderungen durch Verordnung des Bun-
desministers für Inneres bestimmt. Im Übrigen hat die Verordnung den für Rei-
sepässe geltenden Regelungen des Paßgesetzes 1992, BGBl. Nr. 839, zu entspre-
chen.

(4) Hinsichtlich der weiteren Verfahrensbestimmungen über die Ausstellung 
eines Fremdenpasses, der Bestimmungen über die Verarbeitung und Löschung 

von personenbezogenen Daten und der weiteren Bestimmungen über den 
Dienstleister gelten die Bestimmungen des Paßgesetzes entsprechend.

Fremdenpässe für Minderjährige

§ 89. (1) Minderjährige Fremde, die das 14. Lebensjahr vollendet haben, können 
die Ausstellung eines Fremdenpasses selbst beantragen. Die Ausstellung bedarf 
in solchen Fällen der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters; diese ist vom An-
tragsteller nachzuweisen.

(2) Ein Antrag auf Ausstellung eines Fremdenpasses für einen Minderjährigen 
bedarf der Genehmigung des Pflegschaftsgerichtes, wenn
1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass durch einen Auslandsaufent-

halt des Minderjährigen dessen Wohl beeinträchtigt wäre oder
2. eine Person, der die Pflege und Erziehung des Minderjährigen zusteht, der 

Ausstellung widerspricht.
(3) Abs. 1 und 2 gelten auch für die Erweiterung des Geltungsbereiches von 

Fremdenpässen Minderjähriger.

Gültigkeitsdauer der Fremdenpässe

§ 90. (1) Fremdenpässe können mit einer Gültigkeitsdauer von fünf Jahren aus-
gestellt werden, es sei denn, dass
1. eine kürzere Gültigkeitsdauer beantragt wird oder
2. im Hinblick auf die für die Ausstellung des Fremdenpasses maßgeblichen 

Voraussetzungen eine kürzere Gültigkeitsdauer ausreichend ist.
(2) Unbeschadet der Statusverordnung darf bei Fremdenpässen mit einer Gül-

tigkeitsdauer von nicht mehr als sechs Monaten die Beschriftung der maschinen-
lesbaren Zone entfallen.

(3) Die Verlängerung der Gültigkeitsdauer eines Fremdenpasses ist unzulässig.

Geltungsbereich der Fremdenpässe

§ 91. (1) Fremdenpässe werden mit einem Geltungsbereich für alle Staaten der 
Welt ausgestellt, es sei denn, dass ein eingeschränkter Geltungsbereich beantragt 
wird. Der Geltungsbereich eines Fremdenpasses wird auf Antrag erweitert oder 
eingeschränkt.

(2) Der Geltungsbereich eines Fremdenpasses umfasst keinesfalls jenen Staat, 
dessen Staatsangehöriger der Fremde ist; im Fall der Staatenlosigkeit, mit Aus-
nahme der Fälle des Abs. 3, nicht jenen Staat, in dem der Fremde seinen früheren 
gewöhnlichen Aufenthalt hatte.

(3) Der Geltungsbereich eines Fremdenpasses kann in besonders berücksichti-
gungswürdigen Fällen aus humanitären Gründen im Fall der Staatenlosigkeit 
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auch jenen Staat umfassen, in dem der Fremde seinen früheren gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte.

Versagung eines Fremdenpasses

§ 92. (1) Die Ausstellung, die Erweiterung des Geltungsbereiches und die Ände-
rung eines Fremdenpasses ist unbeschadet der Statusverordnung zu versagen, 
wenn bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass
1. der Fremde das Dokument benützen will, um sich einer wegen einer ge-

richtlich strafbaren Handlung im Inland eingeleiteten Strafverfolgung oder 
Strafvollstreckung zu entziehen;

2. der Fremde das Dokument benützen will, um Zollvorschriften zu übertre-
ten;

3. der Fremde das Dokument benützen will, um gegen Bestimmungen des 
Suchtmittelgesetzes zu verstoßen;

4. der Fremde das Dokument benützen will, um Schlepperei zu begehen oder 
an ihr mitzuwirken;

5. durch den Aufenthalt des Fremden im Ausland die innere oder äußere Si-
cherheit der Republik Österreich gefährdet würde.

(1a) Die Versagungsgründe des § 14 Abs. 1 Z 3 lit d, e und Z 5 Passgesetz 1992 
gelten sinngemäß mit der Maßgabe, dass anstelle des Reisepasses der Fremden-
pass tritt.

(2) Die Ausstellung eines Fremdenpasses ist zu versagen, wenn der Fremde un-
entschuldigt einer Ladung zur erkennungsdienstlichen Behandlung, in der diese 
Folge angekündigt ist, nicht Folge leistet oder an der erkennungsdienstlichen Be-
handlung nicht mitwirkt.

(3) Liegen den Tatsachen die in Abs. 1 Z 1 bis 4 und Abs. 1a angeführt werden, 
gerichtlich strafbare Handlungen zugrunde, ist bis zum Ablauf von drei Jahren 
nach der Tat jedenfalls von einem Versagungsgrund auszugehen, wobei Haftzei-
ten und Zeiten einer Unterbringung nach §§ 21 bis 23 StGB außer Betracht zu 
bleiben haben. Im Übrigen gilt § 14 Passgesetz 1992.

Entziehung eines Fremdenpasses

§ 93. (1) Ein Fremdenpass ist zu entziehen, wenn
1. nachträglich Tatsachen bekannt werden oder eintreten, welche die Versa-

gung der Ausstellung des Fremdenpasses rechtfertigen würden;
2. das Lichtbild fehlt oder die Identität des Inhabers nicht mehr zweifelsfrei 

erkennen lässt;
3. eine Eintragung des Bundesamtes oder der Vertretungsbehörde unkennt-

lich geworden ist;

4. der Fremdenpass verfälscht, nicht mehr vollständig oder aus sonstigen 
Gründen unbrauchbar geworden ist.

(2) Ein Fremdenpass wird ungültig, wenn der Inhaber die österreichische 
Staatsbürgerschaft erwirbt oder ihm der Status subsidiären Schutzes rechts-
kräftig entzogen wird.

(3) Vollstreckbar entzogene und ungültige Fremdenpässe sind dem Bundesamt 
unverzüglich vorzulegen. Sie stellen keine gültigen Reisedokumente dar.

(4) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, einen ih-
nen vorgelegten Fremdenpass abzunehmen, wenn dieser ungültig oder voll-
streckbar entzogen worden ist. Der Fremdenpass ist unverzüglich dem Bundes-
amt vorzulegen.

(5) Erwirbt der Inhaber des Fremdenpasses die österreichische Staatsbürger-
schaft, wird ihm der Status subsidiären Schutzes entzogen oder liegen die Fälle 
des Abs. 1 Z 2 bis 4 vor, so bedarf es keines Bescheides, sofern der Fremdenpass 
der Behörde ohne weiteres zur Entwertung vorgelegt wird.

Konventionsreisepässe

§ 94. (1) Fremden, denen in einem anderen Staat als Österreich die Flüchtlings-
eigenschaft zuerkannt wurde, kann ein Konventionsreisepass nur dann auf An-
trag ausgestellt werden, wenn sie kein gültiges Reisedokument besitzen und ohne 
Umgehung der Grenzübertrittskontrolle eingereist sind.

(2) Das Bundesamt hat bei Ausübung des ihm in Abs. 1 eingeräumten Ermes-
sens einerseits auf die persönlichen Verhältnisse des Antragstellers, andererseits 
auf sicherheitspolizeiliche Belange sowie auf eine mögliche Beeinträchtigung der 
Beziehungen der Republik Österreich zu einem anderen Staat Bedacht zu neh-
men.

(3) Unbeschadet der Statusverordnung gelten die §§ 88 Abs. 4 sowie 89 bis 93 
sinngemäß mit der Maßgabe, dass anstelle eines Fremdenpasses der Konventi-
onsreisepass tritt.

2. Abschnitt
Sonstige österreichische Ausweise für Fremde

Identitätskarte für Fremde

§ 94a. (1) Das Bundesamt kann Fremden, denen die Ausstellung eines Fremden-
passes gemäß § 92 versagt wurde oder denen ein Fremdenpass gemäß § 93 entzo-
gen wurde eine Identitätskarte ausstellen, wenn die Voraussetzungen zur neuer-
lichen Ausstellung eines Fremdenpasses nicht vorliegen. Dies gilt nicht für Perso-
nen, denen der Status subsidiären Schutzes gemäß Art. 18 der Statusverordnung 
zuerkannt wurde.
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(2) Die Identitätskarte hat jedenfalls die Bezeichnung „Republik Österreich“ 
und „Identitätskarte für Fremde“, Namen, Geschlecht, Geburtsdatum, Staats-
angehörigkeit, Lichtbild und Unterschrift des Fremden sowie Bezeichnung der 
Behörde, und Datum der Ausstellung zu enthalten. Die nähere Gestaltung der 
Identitätskarte legt der Bundesminister für Inneres durch Verordnung fest.

(3) Die Identitätskarte dient ausschließlich dem Nachweis der Identität. Durch 
deren Ausstellung werden Rechte nach dem Niederlassungs- und Aufenthaltsge-
setz, nach dem Asylgesetz 2005 und nach diesem Bundesgesetz weder dokumen-
tiert noch begründet.

(4) Die Identitätskarte kann mit einer Gültigkeitsdauer von fünf Jahren ausge-
stellt werden, es sei denn, dass
1. eine kürzere Gültigkeitsdauer beantragt wird oder
2. im Hinblick auf die für die Ausstellung der Identitätskarte maßgeblichen 

Voraussetzungen eine kürzere Gültigkeitsdauer geboten ist.
Die Verlängerung der Gültigkeitsdauer einer Identitätskarte ist unzulässig.

(5) Die Identitätskarte ist zu entziehen, wenn
1. das Lichtbild fehlt oder sie die Identität des Inhabers nicht mehr zweifelsfrei 

erkennen lässt;
2. eine Eintragung des Bundesamtes unkenntlich geworden ist oder
3. die Identitätskarte verfälscht, nicht mehr vollständig oder aus sonstigen 

Gründen unbrauchbar geworden ist.
Entzogene Identitätskarten sind dem Bundesamt unverzüglich vorzulegen. Sie 
stellen kein gültiges Dokument zum Nachweis der Identität dar.

(6) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind ermächtigt, eine ihnen 
vorgelegte Identitätskarte abzunehmen, wenn diese entzogen worden ist. Die 
Identitätskarte ist unverzüglich dem Bundesamt vorzulegen.

Rückkehrausweis für Staatsbürger eines Mitgliedstaates der 
Europäischen Union

§ 96. (1) Staatsbürgern eines Mitgliedstaates der Europäischen Union kann auf 
Antrag ein Rückkehrausweis für eine einzige Reise in den Staat, dessen Staatsan-
gehörigkeit sie besitzen, in den ständigen Wohnsitzstaat oder in einen Staat aus-
gestellt werden, in dem eine diplomatische oder konsularische Vertretung des 
Mitgliedstaates erreichbar ist, dessen Staatsangehörigkeit sie besitzen. Die Gül-
tigkeitsdauer des Rückkehrausweises soll die Mindestdauer, die der Betroffene, 
dem der Ausweis ausgestellt wird, zur Reise benötigt, nur um ein Weniges über-
schreiten.

(2) Der Ausweis darf ausgestellt werden, wenn
1. das Reisedokument der Betroffenen verloren, gestohlen, vernichtet oder 

vorübergehend nicht verfügbar ist und sie sich im Hoheitsgebiet eines Staa-
tes aufhalten, in dem der Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit sie besit-
zen, über keine erreichbare diplomatische oder konsularische Vertretung 

verfügt, die ein Reisedokument ausstellen kann, oder in dem dieser Mit-
gliedstaat nicht in anderer Weise vertreten ist und

2. die Einwilligung des Mitgliedstaates der Europäischen Union, dessen 
Staatsangehörigkeit die Antragsteller besitzen, vorliegt.

(3) Wurde der Rückkehrausweis ausgestellt, sind das Antragsformular, eine 
Kopie des Ausweises sowie von der Vertretungsbehörde beglaubigte Kopien je-
ner Dokumente, die Identität und Staatsangehörigkeit der Antragsteller nach-
weisen, dem Mitgliedstaat, dessen Staatsangehörigkeit der Inhaber besitzt, zu 
übermitteln.

(4) Das Aussehen des Rückkehrausweises legt der Bundesminister für europäi-
sche und internationale Angelegenheiten mit Verordnung fest.

Reisedokument für die Rückführung von Drittstaatsangehörigen

§ 97. (1) Drittstaatsangehörigen, die über kein Reisedokument verfügen und de-
ren Rückkehrentscheidung, Anordnung zur Außerlandesbringung, Auswei-
sung oder Aufenthaltsverbot durchsetzbar ist, kann ein für eine einmalige Aus-
reise gültiges Reisedokument ausgestellt werden, wenn davon ausgegangen wer-
den kann, dass der Staat, in den der Fremde freiwillig zurückkehrt oder abge-
schoben werden soll, dessen Einreise mit diesem Dokument gestattet.

(2) Das Reisedokument hat jedenfalls den Namen, das Geburtsdatum, die Grö-
ße und die Staatsangehörigkeit des Drittstaatsangehörigen sowie das Zielland der 
Reise zu enthalten. Die nähere Gestaltung des Reisedokumentes legt der Bun-
desminister für Inneres mit Verordnung fest.

12. Hauptstück
Erkennungs- und Ermittlungsdienst

Verarbeitung personenbezogener Daten

§ 98. (1) Die Landespolizeidirektionen und österreichischen Vertretungsbehör-
den dürfen personenbezogene Daten nur verarbeiten, soweit dies zur Erfüllung 
der ihnen übertragenen Aufgaben erforderlich ist.

(2) Die Landespolizeidirektionen und österreichischen Vertretungsbehörden 
dürfen personenbezogene Daten dritter Personen nur verarbeiten, wenn deren 
Auswählbarkeit aus der Gesamtmenge der gespeicherten Daten nicht vorgesehen 
ist. Dies gilt insofern nicht, als es für die Feststellung der Gesamtzahl der diese 
dritte Person betreffenden Datensätze erforderlich ist.

(3) Hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten nach diesem Bun-
desgesetz besteht kein Widerspruchsrecht gemäß Art. 21 DSGVO sowie kein 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung gemäß Art. 18 DSGVO. Darüber 
sind die Betroffenen in geeigneter Weise zu informieren.
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(4) Eine Auskunftserteilung gemäß Art. 15 DSGVO zur Verarbeitung perso-
nenbezogener Daten nach diesem Bundesgesetz hat zu unterbleiben, soweit dies
1. zum Schutz der nationalen Sicherheit und Landesverteidigung,
2. zum Schutz der öffentlichen Sicherheit,
3. zum Schutz der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Öster-

reich,
4. zum Schutz der Betroffenen oder der Rechte und Freiheiten anderer Perso-

nen oder
5. aus sonstigen wichtigen Zielen des allgemeinen öffentlichen Interesses
notwendig und verhältnismäßig ist.

(5) Im Falle einer Nichterteilung der Auskunft gemäß Abs. 4 hat der Verant-
wortliche den Betroffenen schriftlich über diese und die dafür maßgeblichen 
Gründe zu informieren, es sei denn, die Erteilung dieser Information würde den 
in Abs. 4 genannten Zwecken zuwiderlaufen. Diesfalls sind die für die Nichter-
teilung der Auskunft maßgeblichen Gründe mit Aktenvermerk festzuhalten.

(6) Die Verfahrensdaten sind zu löschen, sobald sie nicht mehr benötigt wer-
den, spätestens fünf Jahre nach Eintritt der Rechtskraft der Entscheidung.

(7) Die Behörden nach Abs. 1 sind ermächtigt, dem SIRENE-Büro (§ 4 Abs. 1 
des Bundeskriminalamt-Gesetzes, BGBl. I Nr. 22/2002) die nach diesem Bun-
desgesetz verarbeiteten personenbezogenen Daten zu übermitteln, soweit dies 
zum Zweck der Erfüllung der in der Verordnung SIS-Rückkehr und der Verord-
nung SIS-Grenze genannten Aufgaben erforderlich ist.

Verarbeitung erkennungsdienstlicher Daten

§ 99. (1) Die Landespolizeidirektionen sind unbeschadet der Eurodac-Verord-
nung ermächtigt, einen Fremden zum Zweck der Feststellung seiner Identität er-
kennungsdienstlich zu behandeln, wenn
(Anm.: Z 1 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
2. er gemäß § 39 festgenommen wurde;
3. er sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, bei diesem Aufenthalt 

betreten wird und bereits das 14. Lebensjahr vollendet hat;
(Anm.: Z 4 bis 6 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
7. ihm eine Bewilligung zur Wiedereinreise während der Gültigkeitsdauer ei-

nes Einreise- oder Aufenthaltsverbotes erteilt werden soll oder
8. die Feststellung seiner Identität anders nicht möglich ist.

(2) Die österreichischen Vertretungsbehörden sind ermächtigt, Fremde in den 
Fällen des Abs. 1 Z 7 erkennungsdienstlich zu behandeln.

(2a) Zur Durchführung der erkennungsdienstlichen Behandlung dürfen nur 
geeignete und besonders geschulte Bedienstete, welche einer gesetzlichen Pflicht 
zur Geheimhaltung unterliegen, ermächtigt werden. Die erkennungsdienstliche 

Behandlung hat unter Achtung der Menschenwürde und mit möglichster Scho-
nung der Person zu erfolgen.

(3) Erkennungsdienstliche Daten sind von Amts wegen zu löschen, wenn
1. der Tod des Betroffenen bekannt wird und seither fünf Jahre verstrichen 

sind;
2. in den Fällen des Abs. 1 Z 7 seit der erkennungsdienstlichen Behandlung 

zwei Jahre vergangen sind;
3. in den Fällen des Abs. 1 Z 2 oder 3 eine Zurückschiebung nicht vollzogen 

wird und seit der erkennungsdienstlichen Behandlung zwei Jahre vergangen 
sind;

(Anm.: Z 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
5. seit der Zurückweisung oder Zurückschiebung fünf Jahre vergangen sind, 

oder
(Anm.: Z 6 und 7 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
8. dem Betroffenen die österreichische Staatsbürgerschaft verliehen wird.

(4) Die Landespolizeidirektionen und die Vertretungsbehörden sind ermäch-
tigt, Fremde in Verfahren im Zusammenhang mit Visa erkennungsdienstlich zu 
behandeln. Solche erkennungsdienstliche Daten sind von Amts wegen zu lö-
schen, wenn die Aufbewahrungsfrist für die Datenspeicherung nach Art. 23 der 
VIS-Verordnung abgelaufen ist.

(5) Die §§ 64, 65 Abs. 4 und Abs. 6 sowie 73 Abs. 7 SPG gelten mit der Maßga-
be, dass an die Stelle der Sicherheitsbehörden die nach diesem Bundesgesetz zu-
ständigen Behörden treten. Eine Personenfeststellung kann in den Fällen des 
Abs. 1 Z 2 und 3 vorgenommen werden.

Ermittlung erkennungsdienstlicher Daten

§ 100. (1) Die Landespolizeidirektionen und die österreichischen Vertretungs-
behörden haben einen Fremden, den sie einer erkennungsdienstlichen Behand-
lung zu unterziehen haben, hierzu aufzufordern.

(2) Kommt der Betroffene im Fall des § 99 Abs. 1 Z 3 der Aufforderung nicht 
nach, sind die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes ermächtigt, den Be-
troffenen zur Durchführung der erkennungsdienstlichen Behandlung vor die 
Landespolizeidirektion vorzuführen; die Anhaltung zu diesem Zweck ist nur so-
lange zulässig, als eine erfolgreiche Durchführung der erkennungsdienstlichen 
Behandlung unter Beachtung von § 78 SPG nicht aussichtslos erscheint.

(3) Kommt der Betroffene außer in den Fällen des § 99 Abs. 1 Z 7 der Auffor-
derung nicht nach, ist ihm, sofern er sich nicht in Haft befindet, die Verpflich-
tung zur Mitwirkung mit Bescheid aufzuerlegen. Der Bescheid kann mit einer 
Ladung (§ 19 AVG) zur erkennungsdienstlichen Behandlung verbunden wer-
den. § 78 SPG gilt.

(4) Erkennungsdienstliche Daten Fremder, die eine Sicherheitsbehörde nach 
dem Sicherheitspolizeigesetz rechtmäßig verarbeitet, dürfen in den Fällen des 
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§ 99 Abs. 1 Z 2, 3 und 8 von den Landespolizeidirektionen ermittelt werden und 
nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes weiterverarbeitet werden.

Zentrale Verfahrensdatei

§ 104. (1) Die Landespolizeidirektionen und der Bundesminister für Inneres 
sind als gemeinsam Verantwortliche gemäß Art. 4 Z 7 in Verbindung mit Art. 26 
Abs. 1 DSGVO ermächtigt, die von ihnen ermittelten Informationen zum Ver-
fahrensstand (Verfahrensdaten), insbesondere über Anträge, Entscheidungen, 
Rechtsmittel, das Ergebnis von nach der Screening-Verordnung vorgenomme-
nen Prüfungen, Zurückschiebungen, Zurückweisungen und strafbare Hand-
lungen, gemeinsam in der Art zu verarbeiten, dass jeder Verantwortliche auch 
auf jene Daten in der Datenverarbeitung Zugriff hat, die dieser von den anderen 
Verantwortlichen zur Verfügung gestellt wurden (Zentrale Verfahrensdatei).

(2) Die Erfüllung von Auskunfts-, Informations-, Berichtigungs-, Löschungs- 
und sonstigen Pflichten nach den Bestimmungen der DSGVO gegenüber dem 
Betroffenen obliegt jedem Verantwortlichen nur hinsichtlich jener Daten, die im 
Zusammenhang mit den von ihm geführten Verfahren oder den von ihm gesetz-
ten Maßnahmen verarbeitet werden. Nimmt ein Betroffener unter Nachweis sei-
ner Identität ein Recht nach der DSGVO gegenüber einem gemäß dem ersten 
Satz unzuständigen Verantwortlichen wahr, ist er an den zuständigen Verant-
wortlichen zu verweisen.

(3) Der Bundesminister für Inneres übt zudem die Funktion des Auftragsver-
arbeiters gemäß Art. 4 Z 8 in Verbindung mit Art. 28 Abs. 1 DSGVO aus. Er ist 
in dieser Funktion verpflichtet, die Datenschutzpflichten gemäß Art. 28 Abs. 3 
lit. a bis h DSGVO wahrzunehmen. Zudem ist er berechtigt, weitere Auftrags-
verarbeiter in Anspruch zu nehmen.

(4) Die Landespolizeidirektionen und der Bundesminister für Inneres sind er-
mächtigt, von den Behörden nach dem NAG, vom Bundesamt und vom Bun-
desverwaltungsgericht verarbeitete Verfahrensdaten zu ermitteln, wenn dies zur 
Erfüllung ihrer Aufgaben unbedingt erforderlich ist.

(5) Abfragen aus der Zentralen Verfahrensdatei sind nur zulässig, wenn der 
Fremde zumindest nach dem Namen, einer ihm zugeordneten Zahl oder einem 
Papillarlinienabdruck bestimmt wird. Soweit nicht ein Papillarlinienabdruck als 
Auswahlkriterium verwendet wird, dürfen Papillarlinienabdrücke und die Un-
terschrift nur beauskunftet werden, wenn dies eine notwendige Voraussetzung 
für die Erfüllung einer behördlichen Aufgabe darstellt.

(6) Für in der Zentralen Verfahrensdatei verarbeitete personenbezogene Daten 
gilt § 98 Abs. 6. Löschungspflichten nach anderen bundes- oder landesgesetzli-
chen Vorschriften bleiben unberührt.

(7) Protokolldaten über tatsächlich durchgeführte Verarbeitungsvorgänge, wie 
insbesondere Änderungen, Abfragen und Übermittlungen, sind drei Jahre lang 
aufzubewahren.

Verständigungspflichten

§ 105. (1) Die Sicherheitsbehörden haben den Landespolizeidirektionen den 
Verdacht der Begehung einer gerichtlich strafbaren Handlung durch Fremde 
einschließlich der dafür relevanten Umstände mitzuteilen. Die Weiterleitung der 
Information an eine allenfalls zuständige weitere Instanz obliegt der Landespoli-
zeidirektion.

(2) Die Strafgerichte haben Erhebungen von Anklagen wegen vorsätzlich be-
gangener strafbarer Handlungen, rechtskräftige Verurteilungen unter Anschluss 
der Urteilsausfertigung, die Verhängung und Aufhebung der Untersuchungs-
haft, die Strafvollzugsanstalten und die gerichtlichen Gefangenenhäuser den 
Antritt und das Ende einer Freiheitsstrafe von Fremden der Landespolizeidirek-
tion mitzuteilen. Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten hat diese Mit-
teilung durch elektronische Übermittlung dieser Daten an die Landespolizeidi-
rektion zu erfolgen (§ 15b Abs. 1 StVG). Der Landespolizeidirektion obliegt die 
Weiterleitung der Information an eine allenfalls zuständige weitere Instanz.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(4) Die Staatsbürgerschaftsbehörden haben der zuständigen Landespolizeidi-

rektion den anders als durch § 7 des Staatsbürgerschaftsgesetzes 1985, BGBl. 
Nr. 311/1985, erfolgten Erwerb der Staatsbürgerschaft durch einen Fremden 
mitzuteilen.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörden haben Anträge auf Namensänderung 
und die Zivilgerichte Anträge auf Adoptionen von Fremden der zuständigen 
Landespolizeidirektion mitzuteilen.

(Anm.: Abs. 6 bis 9 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(10) Die Führerscheinbehörden haben der zuständigen Landespolizeidirektion 

die Ausstellung eines Führerscheines an einen Fremden mitzuteilen.

Mitwirkungspflichten

§ 106. Die Behörden des Bundes, der Länder und Gemeinden, die Geschäftsstel-
len des Arbeitsmarktservice sowie die Träger der Sozialversicherung, die rechtmä-
ßig über Daten verfügen, sind ermächtigt und auf Anfrage verpflichtet, diese Da-
ten den Landespolizeidirektionen, dem Bundesminister für Inneres und den 
Vertretungsbehörden zu übermitteln, sofern diese die Daten zur Durchführung 
einer Maßnahme oder eines Verfahrens nach dem 4., 5. oder 6. Hauptstück be-
nötigen. Eine Verweigerung der Auskunft ist nicht zulässig. Die Daten sind un-
verzüglich zu löschen, wenn sie für die Erfüllung des konkreten Zwecks nicht 
mehr benötigt werden.

Zulässigkeit der Verarbeitung der Daten des Zentralen Melderegisters

§ 107. (1) Bei einer der Landespolizeidirektion nach dem Meldegesetz eröffne-
ten Abfrage im Zentralen Melderegister kann die Auswählbarkeit aus der Ge-
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samtmenge aller im Zentralen Melderegister verarbeiteten Daten neben dem Na-
men auch nach der Wohnanschrift vorgesehen werden, wenn dies zur Besorgung 
der Fremdenpolizei erforderlich ist.

(2) Der Bundesminister für Inneres ist ermächtigt, die im Zentralen Meldere-
gister verarbeiteten Daten Angemeldeter mit den Personendatensätzen jener 
Fremden abzugleichen, deren Aufenthaltstitel oder Einreisetitel nicht mehr län-
ger gültig sind. Besteht trotz abgelaufener Gültigkeit des Aufenthaltstitels oder 
Einreisetitels eine aufrechte Anmeldung, hat er hievon die zuständige Landespo-
lizeidirektion zu verständigen.

(3) Der Bundesminister für Inneres hat nach einem Jahr nach Aufnahme der 
in Abs. 2 vorgesehenen Maßnahmen diese einer Zweckmäßigkeitsprüfung zu 
unterziehen, und dem Datenschutzrat darüber zu berichten.

Internationaler Datenverkehr

§ 108. (1) Sofern die Bundesregierung zum Abschluss von Staatsverträgen ge-
mäß Art. 66 Abs. 2 B-VG ermächtigt ist, kann sie zwischenstaatliche Vereinba-
rungen über das Übermitteln der in Abs. 2 genannten personenbezogenen Da-
ten jener Personen, die gemäß den §§ 114 oder 117 rechtskräftig bestraft worden 
sind, an bestimmte Empfänger abschließen. Hierbei ist vorzusehen, dass Gegen-
seitigkeit gewährt wird und eine Löschung bei einem vertragsschließenden Staat 
binnen einem halben Jahr auch zu einer Löschung der dem anderen vertrags-
schließenden Staat übermittelten Daten führt.

(2) Für eine Übermittlung gemäß Abs. 1 sind außer den Daten des Strafer-
kenntnisses oder des Urteils folgende Daten zu ermitteln: Namen, Geschlecht, 
frühere Namen, Geburtsdatum, Geburtsort und Wohnanschrift, Staatsbürger-
schaft, Namen der Eltern und allenfalls vorhandenes erkennungsdienstliches 
Material.

(3) Personenbezogene Daten von Fremden, die auf Grund einer gemäß Abs. 1 
abgeschlossenen Vereinbarung aus dem Ausland übermittelt wurden, dürfen in 
der Zentralen Verfahrensdatei (§ 104) und dem Zentralen Fremdenregister (§ 27 
BFA-VG) nach Maßgabe der DSGVO verarbeitet werden.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch Art. 83 Z 25, BGBl. I Nr. 32/2018)

13. Hauptstück
Bekämpfung der Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft und 

Aufenthaltsadoption

Verständigungspflicht von Behörden

§ 109. Hat ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde bei Vornahme einer Ent-
scheidung oder Amtshandlung begründeten Verdacht, dass eine Aufenthaltsehe, 

Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadoption vorliege, hat sie dies der zu-
ständigen Landespolizeidirektion mitzuteilen.

Verständigungspflicht des Bundesamtes und der Niederlassungs- und 
Aufenthaltsbehörden

§ 110. Teilt das Bundesamt oder die Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde 
der nach dem Wohnsitz des Fremden zuständigen Landespolizeidirektion mit, 
dass in Bezug auf einen bestimmten Fremden ein begründeter Verdacht des Vor-
liegens einer Aufenthaltsehe, Aufenthaltspartnerschaft oder Aufenthaltsadopti-
on bestehe, hat die Landespolizeidirektion diesen Umstand zu erheben und dem 
Bundesamt und der Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde das Ergebnis der 
Erhebungen binnen einer Frist von drei Monaten mitzuteilen, es sei denn, die 
Landespolizeidirektion gibt binnen dieser Frist begründet bekannt, dass die Er-
hebungen noch nicht abgeschlossen werden konnten. Diesfalls verlängert sich 
die Frist einmalig um weitere zwei Monate. Erfolgt keine Mitteilung in dieser 
Frist, hat das Bundesamt und die Niederlassungs- und Aufenthaltsbehörde 
davon auszugehen, dass die Erhebungen der Landespolizeidirektion ergebnislos 
verlaufen sind.

14. Hauptstück
Beförderungsunternehmer

Pflichten der Beförderungsunternehmer

§ 111. (1) Beförderungsunternehmer, die Personen mit einem Luft- oder Was-
serfahrzeug oder im Rahmen des internationalen Linienverkehrs mit einem Au-
tobus über die Außengrenze nach Österreich bringen, sind verpflichtet, alle er-
forderlichen Maßnahmen zu treffen, um sich zu vergewissern, dass die Person 
über das für die Einreise in das Bundesgebiet erforderliche Reisedokument und 
erforderlichenfalls eine Berechtigung zur Einreise verfügt.

(2) Beförderungsunternehmer, die Personen über die Außengrenze nach Ös-
terreich bringen, sind weiters verpflichtet,
1. die Identitätsdaten der von ihnen beförderten Personen (vollständiger 

Name, Geburtsdatum und Staatsangehörigkeit);
2. die Daten der zu deren Einreise erforderlichen Dokumente (Art, Nummer, 

Gültigkeitsdauer und ausstellender Staat von Reisedokument und allenfalls 
erforderlicher Berechtigung zur Einreise);

3. den ursprünglichen Abreiseort;
4. die Abreise- und Ankunftszeit;
5. die Grenzübergangsstelle für die Einreise in das Bundesgebiet;
6. die Gesamtzahl dem mit der betreffenden Beförderungsmittel beförderten 

Personen und
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7. im Fall der Beförderung auf dem Luftweg die Beförderungs-Codenummer
festzuhalten, während eines Zeitraumes von 24 Stunden nach Ankunft des Be-
förderungsmittels für eine Auskunft an die Grenzkontrollbehörde bereitzuhal-
ten und dieser auf Anfrage unverzüglich kostenlos bekannt zu geben. Danach 
hat der Beförderungsunternehmer die Daten zu vernichten. Der Bundesminister 
für Inneres ist ermächtigt, durch Verordnung nähere Bestimmungen über die 
Modalitäten der Datenübermittlung nach diesem Absatz zu erlassen.

(2a) Nach der Einreise der beförderten Personen sind die Daten binnen 24 
Stunden nach ihrer Übermittlung von der Grenzkontrollbehörde zu löschen, es 
sei denn, sie werden zu einem späteren Zeitpunkt nach Maßgabe des GrekoG 
oder anderer bundesgesetzlicher Bestimmungen benötigt.

(3) Beförderungsunternehmer, die Personen über die Außengrenze nach Ös-
terreich bringen werden, sind verpflichtet, die Daten nach Abs. 2 der Grenzkon-
trollbehörde bereits bei Abschluss der passagierbezogenen Formalitäten vorab zu 
übermitteln.

(4) Wird ein Fremder, der von einem Beförderungsunternehmer nach Öster-
reich über die Außengrenze gebracht wurde, zurückgewiesen, ist der Beförde-
rungsunternehmer verpflichtet, auf eigene Kosten dessen unverzügliche Abreise 
zu gewährleisten.

(5) Ist der Beförderungsunternehmer nach Abs. 4 nicht in der Lage, die unver-
zügliche Abreise des zurückgewiesenen Fremden durchzuführen, ist er verpflich-
tet, unverzüglich eine Rückbeförderungsmöglichkeit zu finden und die Kosten 
hiefür zu übernehmen oder, wenn die Rückbeförderung nicht unverzüglich er-
folgen kann, die Kosten für den Aufenthalt und die Rückreise des Fremden zu 
tragen.

(6) Die Verpflichtungen nach Abs. 4 und 5 bestehen für den Beförderungsun-
ternehmer auch dann, wenn einem Fremden der Aufenthalt im Transitraum ver-
weigert wird (§ 43 Abs. 1).

Sanktionen gegen Beförderungsunternehmer

§ 112. (1) Wer als Beförderungsunternehmer
1. einen Fremden ohne Reisedokument oder ohne erforderliche Berechtigung 

zur Einreise nach Österreich gebracht hat (§ 111 Abs. 1) oder
2. seinen Verpflichtungen gemäß § 111 Abs. 2 oder 3 nicht nachkommt,
begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 5 000 Euro bis 
zu 15 000 Euro zu bestrafen.

(2) Ein Beförderungsunternehmer ist gemäß Abs. 1 nicht zu bestrafen, wenn 
dem betroffenen Fremden internationaler Schutz nach Art. 13 oder 18 der Sta-
tusverordnung zuerkannt oder festgestellt wird, dass die Zurückweisung oder 
Abschiebung des Fremden aus Gründen der §§ 45a Abs. 1 oder 50 Abs. 1 nicht 
zulässig ist.

15. Hauptstück
Kosten und Strafbestimmungen

1. Abschnitt
Kosten

§ 113. (1) Es sind folgende Kosten, die der Landespolizeidirektion oder dem 
Bund entstehen, von dem Fremden zu ersetzen:
1. Kosten, die bei der Durchsetzung der Zurückschiebung entstehen,
2. Kosten der Vollziehung der Schubhaft,
3. Kosten, die als Aufwendungen für den Einsatz gelinderer Mittel anfallen,
4. Dolmetschkosten.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(3) Wer sich gegenüber einer Landespolizeidirektion oder einer österreichi-

schen Vertretungsbehörde zur Kostentragung nach § 21 Abs. 3 verpflichtet hat, 
hat die Kosten gemäß Abs. 1 zu tragen.

(4) Der Beförderungsunternehmer, der seinen Verpflichtungen gemäß § 111 
Abs. 2 bis 6 nicht nachkommt, hat die Kosten, die im Zusammenhang mit der 
Zurückweisung des Fremden erwachsen, zu ersetzen. Hierunter fallen insbeson-
dere Kosten, die von der Ankunft des Fremden an der Grenzübergangsstelle bis 
zum Vollzug der Ausreise
1. für Unterkunft, Verpflegung und allfällige medizinische Versorgung er-

wachsen, einschließlich der bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Zurückweisung entstehenden Kosten sowie der Kosten für Begleitorgane;

(Anm.: Z 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)
(5) Der Beförderungsunternehmer, der seinen Verpflichtungen gemäß § 111 

Abs. 4, 5 oder 6 zwar nachkommt, aber wünscht, dass die Zurückweisung in Be-
gleitung erfolgen soll (§ 44), hat die Kosten für die Begleitorgane zu tragen.

(6) Die Kosten, deren Ersatz die Landespolizeidirektion vorzuschreiben hat, 
sind von der Landespolizeidirektion, in deren Sprengel sich der Fremde aufhält, 
einzuheben. § 79 AVG ist sinngemäß anzuwenden. Uneinbringliche Kosten ge-
mäß Abs. 1 Z 1 bis 4 trägt der Bund.

(Anm.: Abs. 7 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 87/2012)

2. Abschnitt
Strafbestimmungen

Schlepperei

§ 114. (1) Wer die rechtswidrige Einreise oder Durchreise eines Fremden in oder 
durch einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Nachbarstaat Öster-
reichs mit dem Vorsatz fördert, sich oder einen Dritten durch ein dafür geleiste-
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tes Entgelt unrechtmäßig zu bereichern, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Jahren zu bestrafen.

(2) Wer innerhalb der letzten fünf Jahre schon einmal wegen Schlepperei im 
Sinne des Abs. 1 verurteilt worden ist, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen. Als eine Verurteilung gilt auch eine solche durch ein ausländisches Ge-
richt in einem den Grundsätzen des Art. 6 der Konvention zum Schutze der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten entsprechenden Verfahren.

(3) Wer die Tat nach Abs. 1
1. gewerbsmäßig (§ 70 StGB),
2. in Bezug auf mindestens drei Fremde, oder
3. auf eine Art und Weise, durch die der Fremde, insbesondere während der 

Beförderung, längere Zeit hindurch in einen qualvollen Zustand versetzt 
wird,

begeht, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf Jahren 
zu bestrafen.

(4) Wer die Tat nach Abs. 1 als Mitglied einer kriminellen Vereinigung oder auf 
eine Art und Weise begeht, dass dabei das Leben des Fremden, auf den sich die 
strafbare Handlung bezieht, gefährdet wird, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe 
von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

(5) Fremde, deren rechtswidrige Einreise oder Durchreise durch die Tat geför-
dert wird, sind nicht als Beteiligte (§ 12 StGB) zu bestrafen. Mit ihrer Zurück- 
oder Abschiebung darf zugewartet werden, wenn und solange dies erforderlich 
ist, um sie zum Sachverhalt zu vernehmen.

(6) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes sind bei Gefahr im Verzug 
ermächtigt, Gegenstände, die der Täter mit sich führt, oder zur Tatbegehung ver-
wendete Beförderungsmittel oder Behältnisse zur Sicherung der Konfiskation 
(§ 19a StGB), des Verfalls (§§ 20 bis 20c StGB) oder der Einziehung (§ 26 StGB) 
vorläufig sicherzustellen. Die Ladung des Beförderungsmittels kann dem Zulas-
sungsbesitzer oder seinem Beauftragten ausgefolgt werden. Von den getroffenen 
Maßnahmen ist das Gericht unverzüglich zu verständigen.

(7) Die Abs. 1 bis 4 gelten für im Ausland begangene Straftaten, unabhängig 
von den Strafgesetzen des Tatorts, wenn durch die Tat österreichische Interessen 
verletzt worden sind.

Entgeltliche Beihilfe zum unbefugten Aufenthalt

§ 115. (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten durch ein dafür geleiste-
tes, nicht bloß geringfügiges Entgelt unrechtmäßig zu bereichern, einem Frem-
den den unbefugten Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates der Eu-
ropäischen Union erleichtert, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem 
Jahr oder Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

(2) Wer die Tat gewerbsmäßig oder in Bezug auf eine größere Zahl von Frem-
den begeht, ist mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(3) Der Fremde, dem die Beihilfe nach Abs. 1 zu Gute kam oder kommen soll-
te, ist nicht als Beteiligter zu bestrafen.

(4) Das Verfahren wegen der im Abs. 1 bezeichneten Tat obliegt den Gerichts-
höfen erster Instanz.

Ausbeutung eines Fremden

§ 116. (1) Wer mit dem Vorsatz, sich oder einem Dritten aus der Ausnützung der 
besonderen Abhängigkeit eines Fremden, der sich rechtswidrig im Bundesgebiet 
aufhält, über keine Beschäftigungsbewilligung verfügt oder sich sonst in einem 
besonderen Abhängigkeitsverhältnis befindet, eine fortlaufende Einnahme zu 
verschaffen, diesen Fremden ausbeutet, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu 
drei Jahren zu bestrafen.

(2) Wer durch die Tat einen Fremden in Not versetzt oder eine größere Zahl 
von Fremden ausbeutet, ist mit Freiheitsstrafe von sechs Monaten bis zu fünf 
Jahren zu bestrafen.

(3) Hat die Tat den Tod eines Fremden zur Folge, ist der Täter mit Freiheitsstra-
fe von einem bis zu zehn Jahren zu bestrafen.

Eingehen und Vermittlung von Aufenthaltsehen und 
Aufenthaltspartnerschaften

§ 117. (1) Ein Österreicher oder ein zur Niederlassung im Bundesgebiet berech-
tigter Fremder, der eine Ehe oder eingetragene Partnerschaft mit einem Fremden 
eingeht, ohne ein gemeinsames Familienleben im Sinn des Art. 8 EMRK führen 
zu wollen und weiß oder wissen musste, dass sich der Fremde für die Erteilung 
oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die Aufrechter-
haltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den Erwerb der österrei-
chischen Staatsbürgerschaft oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbeendender 
Maßnahmen auf diese Ehe oder eingetragene Partnerschaft berufen will, ist, 
wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe be-
droht ist, vom Gericht mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

(2) Ein Österreicher oder ein zur Niederlassung im Bundesgebiet berechtigter 
Fremder, der mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten durch ein dafür geleistetes 
Entgelt unrechtmäßig zu bereichern, eine Ehe oder eingetragene Partnerschaft 
mit einem Fremden eingeht, ohne ein gemeinsames Familienleben im Sinn des 
Art. 8 EMRK führen zu wollen und weiß oder wissen musste, dass sich der Frem-
de für die Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb 
oder die Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den 
Erwerb der österreichischen Staatsbürgerschaft oder zur Hintanhaltung aufent-
haltsbeendender Maßnahmen auf diese Ehe oder eingetragene Partnerschaft be-
rufen will, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer 
Strafe bedroht ist, vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit 
Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.
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(3) Wer gewerbsmäßig Ehen oder eingetragene Partnerschaften vermittelt oder 
anbahnt, obwohl er weiß oder wissen musste, dass sich die Betroffenen für die 
Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die 
Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den Erwerb 
der österreichischen Staatsbürgerschaft oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen auf diese Ehe oder eingetragene Partnerschaft berufen, 
aber kein gemeinsames Familienleben im Sinn des Art. 8 EMRK führen wollen, 
ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit strengerer Strafe be-
droht ist, vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestrafen.

(4) Der Fremde, der sich im Sinne dieser Bestimmung auf die Ehe oder einge-
tragene Partnerschaft berufen will, ist als Beteiligter zu bestrafen.

(5) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor eine zur Strafverfol-
gung berufene Behörde von seinem Verschulden erfahren hat, an der Feststellung 
des Sachverhaltes mitwirkt.

Aufenthaltsadoption und Vermittlung von Aufenthaltsadoptionen 
volljähriger Fremder

§ 118. (1) Ein Österreicher oder ein zur Niederlassung im Bundesgebiet berech-
tigter Fremder, der einen volljährigen Fremden an Kindes statt annimmt und ei-
nen Antrag zur Bewilligung der Annahme an Kindes statt beim Pflegschaftsge-
richt stellt, obwohl er weiß oder wissen musste, dass sich der Fremde für die Er-
teilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die 
Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den Erwerb 
der österreichischen Staatsbürgerschaft oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen auf diese Annahme an Kindes statt beruft, aber keine 
dem Verhältnis zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechende Bezie-
hung führen will, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit 
strengerer Strafe bedroht ist, vom Gericht mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen 
zu bestrafen.

(2) Ein Österreicher oder ein zur Niederlassung im Bundesgebiet berechtigter 
Fremder, der mit dem Vorsatz, sich oder einen Dritten durch ein dafür geleistetes 
Entgelt unrechtmäßig zu bereichern, einen volljährigen Fremden an Kindes statt 
annimmt, obwohl er weiß oder wissen musste, dass sich der Fremde für die Ertei-
lung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die 
Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den Erwerb 
der österreichischen Staatsbürgerschaft oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen auf diese Annahme an Kindes statt beruft, aber keine 
dem Verhältnis zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechende Bezie-
hung führen will, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit 
strengerer Strafe bedroht ist, vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr 
oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu bestrafen.

(3) Wer gewerbsmäßig (§ 70 StGB) Adoptionen nach Abs. 1 oder 2 vermittelt 
oder anbahnt, obwohl er weiß oder wissen musste, dass sich die Betroffenen für 
die Erteilung oder Beibehaltung eines Aufenthaltstitels, für den Erwerb oder die 

Aufrechterhaltung eines unionsrechtlichen Aufenthaltsrechts, für den Erwerb 
der österreichischen Staatsbürgerschaft oder zur Hintanhaltung aufenthaltsbe-
endender Maßnahmen auf diese Annahme an Kindes statt berufen, aber keine 
dem Verhältnis zwischen leiblichen Eltern und Kindern entsprechende Bezie-
hung führen wollen, ist, wenn die Tat nicht nach einer anderen Bestimmung mit 
strengerer Strafe bedroht ist, vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu 
bestrafen.

(4) Das volljährige Wahlkind ist als Beteiligter zu bestrafen.
(5) Nach Abs. 1 ist nicht zu bestrafen, wer freiwillig, bevor eine zur Strafverfol-

gung berufene Behörde von seinem Verschulden erfahren hat, an der Feststellung 
des Sachverhaltes mitwirkt.

Unrechtmäßige Inanspruchnahme von sozialen Leistungen

§ 119. Wer sich unter Berufung auf ein gemäß § 120 Abs. 2 erschlichenes Recht, 
soziale Leistungen, insbesondere Leistungen einer Kranken-, Unfall- oder Pensi-
onsversicherung, Leistungen aus dem Titel der Sozialhilfe oder eines Bundes- 
oder Landesgesetzes, das die Grundversorgungsvereinbarung – Art. 15a B-VG, 
BGBl. I Nr. 80/2004, umsetzt, in Anspruch genommen hat, ist vom Gericht mit 
Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen. Wer soziale Leistungen in Anspruch genommen hat, deren Wert 3 000 
Euro übersteigt, ist vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren zu bestra-
fen.

Rechtswidrige Einreise und rechtswidriger Aufenthalt

§ 120. (1) Wer als Fremder nicht rechtmäßig in das Bundesgebiet einreist, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro bis zu 1 000 
Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu 
bestrafen. Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft wur-
de, ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbring-
lichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. Als Tatort gilt der 
Ort der Betretung; bei Betretung in einem öffentlichen Beförderungsmittel die 
nächstgelegene Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des öffentlichen Beförde-
rungsmittels gemäß dem Fahrplan des Beförderungsunternehmers möglich ist. 
Die Verwaltungsübertretung gemäß erster Satz kann durch Organstrafverfü-
gung gemäß § 50 VStG in der Höhe von bis zu 200 Euro geahndet werden.

(1a) Wer als Fremder sich nicht rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 500 Euro bis zu 2 500 
Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu 
bestrafen. Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft wur-
de, ist mit Geldstrafe von 2 500 Euro bis zu 7 500 Euro oder mit Freiheitsstrafe 
bis zu vier Wochen zu bestrafen. Als Tatort gilt der Ort der Betretung oder des 
letzten bekannten Aufenthaltes; bei Betretung in einem öffentlichen Beförde-
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rungsmittel die nächstgelegene Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des öffentli-
chen Beförderungsmittels gemäß dem Fahrplan des Beförderungsunternehmers 
möglich ist. Die Verwaltungsübertretung gemäß erster Satz kann durch Organ-
strafverfügung gemäß § 50 VStG in der Höhe von 500 Euro geahndet werden.

(1b) Wer als Fremder aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht unverzüglich 
seiner Pflicht zur Ausreise aus dem Bundesgebiet nachkommt, nachdem eine ge-
gen ihn erlassene Rückkehrentscheidung rechtskräftig und durchsetzbar gewor-
den ist, und ein Rückkehrberatungsgespräch gemäß § 52a Abs. 3 BFA-VG in An-
spruch genommen oder bis zum Ablauf der Frist gemäß § 52a Abs. 6 BFA-VG 
aus von ihm zu vertretenden Gründen nicht in Anspruch genommen hat, begeht 
eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe bis 15 000 Euro, im Fall ih-
rer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. Als 
Tatort gilt der Ort der Betretung oder des letzten bekannten Aufenthaltes, bei 
Betretung in einem öffentlichen Beförderungsmittel die nächstgelegene Aus-
stiegsstelle, an der das Verlassen des öffentlichen Beförderungsmittels gemäß 
dem Fahrplan des Beförderungsunternehmens möglich ist.

(1c) Wer als Fremder
1. entgegen einem rechtskräftigen Einreiseverbot oder Aufenthaltsverbot un-

rechtmäßig in das Bundesgebiet einreist oder
2. sich nach einer aufgrund der Erlassung eines rechtskräftigen Einreisever-

bots oder Aufenthaltsverbots erfolgten Ausreise trotz aufrechtem Einreise-
verbot oder Aufenthaltsverbot unrechtmäßig im Bundesgebiet aufhält,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe von 5 000 bis 
15 000 Euro oder mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen. Als Tatort 
gilt der Ort der Betretung, bei Betretung in einem öffentlichen Beförderungs-
mittel die nächstgelegene Ausstiegsstelle, an der das Verlassen des öffentlichen 
Beförderungsmittels gemäß dem Fahrplan des Beförderungsunternehmens mög-
lich ist.

(2) Wer als Fremder
1. in einem Verfahren zur Erteilung eines Einreisetitels, eines Aufenthaltstitels 

oder einer Dokumentation vor der zur Ausstellung eines solchen Titels be-
rufenen Behörde oder im Rahmen der Überprüfung der Rechtmäßigkeit 
der Einreise oder des Aufenthalts gegenüber Organen des öffentlichen Si-
cherheitsdienstes wissentlich falsche Angaben macht, um sich einen, wenn 
auch nur vorübergehenden, rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesgebiet zu 
erschleichen, oder

2. in einem Asylverfahren vor dem Bundesamt oder dem Bundesverwaltungs-
gericht wissentlich falsche Angaben über seine Identität oder Herkunft 
macht, um die Duldung seiner Anwesenheit im Bundesgebiet oder einen, 
wenn auch nur vorübergehenden, rechtmäßigen Aufenthalt im Bundesge-
biet zu erschleichen,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis 
zu 5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Wochen, zu bestrafen.

(3) Wer
1. wissentlich die rechtswidrige Einreise oder Durchreise eines Fremden in 

oder durch einen Mitgliedstaat der Europäischen Union oder Nachbarstaat 
Österreichs fördert, oder

2. mit dem Vorsatz, das Verfahren zur Erlassung oder die Durchsetzung 
aufenthaltsbeendender Maßnahmen hintanzuhalten, einem Fremden den 
unbefugten Aufenthalt im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates der Europä-
ischen Union wissentlich erleichtert,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis 
zu 5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei 
Wochen, zu bestrafen.

(4) Wer eine Tat nach Abs. 2 oder 3 begeht, obwohl er wegen einer solchen Tat 
bereits einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 5 000 Euro bis 
zu 15 000 Euro oder mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

(5) Eine Verwaltungsübertretung gemäß Abs. 1a, 1b und 1c Z 2 liegt nicht vor,
1. wenn die Ausreise nur in ein Land möglich wäre, in das eine Abschiebung 

unzulässig (§ 50) ist;
2. solange der Fremde geduldet ist (§ 46a),
3. im Fall des Aufenthalts eines begünstigten Drittstaatsangehörigen ohne Vi-

sum,
4. solange dem Fremden die persönliche Freiheit entzogen ist oder
5. während der Frist für die freiwillige Ausreise gemäß § 55.

(6) Eine Bestrafung gemäß Abs. 1a schließt eine solche wegen der zugleich ge-
mäß Abs. 1 begangenen Verwaltungsübertretung aus. Eine Bestrafung nach 
Abs. 1b schließt eine solche wegen der zugleich gemäß Abs. 1 und 1a begangenen 
Verwaltungsübertretung aus; eine Bestrafung nach Abs. 1c schließt eine solche 
wegen der zugleich gemäß Abs. 1 und 1a begangenen Verwaltungsübertretungen 
aus; eine Bestrafung nach Abs. 1c Z 2 schließt eine solche wegen der zugleich ge-
mäß Abs. 1c Z 1 begangenen Verwaltungsübertretung aus.

(7) Eine Verwaltungsübertretung nach Abs. 1 bis 1c liegt nicht vor, wenn der 
Fremde einen Antrag auf internationalen Schutz gestellt hat und ihm internatio-
naler Schutz zuerkannt wurde. Während des Asylverfahrens ist das Verwaltungs-
strafverfahren unterbrochen.

(8) Der Fremde, dem eine Tat nach Abs. 3 zu Gute kommt oder kommen soll-
te, ist wegen Anstiftung oder Beihilfe nicht strafbar.

(9) Nach Abs. 3 ist nicht strafbar, wer die Tat in Bezug auf seinen Ehegatten, 
seinen eingetragenen Partner, seine Kinder oder seine Eltern begeht.

(10) Der Versuch in den Fällen der Abs. 1, Abs. 1c Z 1, Abs. 2 und 3 ist strafbar.
(11) Wird einem Fremden während eines anhängigen Verwaltungsstrafverfah-

rens gemäß § 120 Abs. 1, 1a, 1b oder 1c internationaler Schutz zuerkannt, ein 
Aufenthaltstitel gemäß dem AsylG 2005 oder dem NAG rechtskräftig erteilt 
oder eine Dokumentation gemäß dem NAG ausgestellt, so ist dieses Verwal-
tungsstrafverfahren einzustellen. § 45 Abs. 2 VStG gilt.
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Sonstige Übertretungen

§ 121. (1) Wer Auflagen, die ihm das Bundesamt gemäß §§ 46a Abs. 2, 56 Abs. 2 
Z 1 bis 4 oder 71 erteilt hat, missachtet, begeht eine Verwaltungsübertretung und 
ist mit Geldstrafe von 100 Euro bis zu 1 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlich-
keit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Wochen, zu bestrafen. Wer wegen einer sol-
chen Tat bereits einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 1 000 
Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis 
zu drei Wochen, zu bestrafen. Dies gilt nicht, wenn ein Fall des §§ 56 Abs. 3, 71 
Abs. 3 oder 120 Abs. 5 Z 4 vorliegt. Die Verwaltungsübertretung gemäß erster 
Satz kann durch Organstrafverfügung gemäß § 50 VStG in der Höhe von bis zu 
200 Euro geahndet werden.

(1a) Wer eine Wohnsitzauflage gemäß § 57 missachtet oder sich als Fremder au-
ßerhalb des Gebietes, auf das sein Aufenthalt gemäß § 52a beschränkt ist, 
aufhält, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 
Euro bis zu 1 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis 
zu zwei Wochen, zu bestrafen. Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechts-
kräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im 
Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. 
Dies gilt nicht, wenn ein Fall des §§ 56 Abs. 3 oder 120 Abs. 5 Z 4 vorliegt.

(2) Wer als Fremder eine Meldeverpflichtung gemäß § 13 Abs. 2 BFA-VG ver-
letzt, begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 100 Euro 
bis zu 1 000 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu zwei 
Wochen, zu bestrafen. Wer wegen einer solchen Tat bereits einmal rechtskräftig 
bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im Fall ihrer 
Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen. Die Ver-
waltungsübertretung gemäß erster Satz kann durch Organstrafverfügung gemäß 
§ 50 VStG in der Höhe von bis zu 200 Euro geahndet werden.

(3) Wer
1. Auflagen, die ihm die Behörde bei Bewilligungen gemäß § 27a erteilt hat, 

missachtet oder
2. sein Reisedokument nicht mit sich führt oder gemäß § 32 Abs. 2 verwahrt;
3. trotz Aufforderung durch ein Organ des öffentlichen Sicherheitsdienstes

a) diesem ein für seine Aufenthaltsberechtigung maßgebliches Doku-
ment nicht aushändigt oder

b) sich nicht in dessen Begleitung an jene Stelle begibt, an der das Doku-
ment verwahrt ist,

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 50 Euro bis zu 
250 Euro, im Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu einer Woche, 
zu bestrafen.

(4) Wer Organen des öffentlichen Sicherheitsdienstes als Verantwortlicher 
nicht gemäß § 36 Abs. 1 oder § 37 Abs. 1 BFA-VG Zutritt zu Grundstücken, Be-
triebsstellen, Arbeitsstellen, Räumen oder Fahrzeugen gewährt oder das Nach-
schauhalten in Behältnissen gemäß § 36 Abs. 1a verhindert, begeht eine Verwal-

tungsübertretung und ist mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis zu 5 000 Euro, im 
Fall ihrer Uneinbringlichkeit mit Freiheitsstrafe bis zu drei Wochen, zu bestrafen.

(5) Wer eine Tat nach Abs. 4 begeht, obwohl er wegen einer solchen Tat bereits 
einmal rechtskräftig bestraft wurde, ist mit Geldstrafe von 5 000 Euro bis zu 15 
000 Euro oder mit Freiheitsstrafe bis zu sechs Wochen zu bestrafen.

(6) Nach Abs. 1, 1a, 2, 3, 4 oder 5 oder § 120 Abs. 1, 1a, 2, 3 oder 4 verhängte 
Strafen oder deren Unterbrechungen nach § 122a sind samt den erforderlichen 
personenbezogenen Daten in der Verwaltungsstrafevidenz der Landespolizeidi-
rektion (§ 60 SPG) zu verarbeiten. § 60 Abs. 2 und 3 SPG gilt.

(7) Beim Verdacht des Vorliegens einer Verwaltungsübertretung gemäß §§ 120 
oder 121 Abs. 1, 2 oder 4 können Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes 
eine vorläufige Sicherheit bis zu einem Betrag von 1 000 Euro festsetzen und ein-
heben, im Wiederholungsfall bis zu einem Betrag von 5 000 Euro.

Subsidiarität

§ 122. Eine Verwaltungsübertretung liegt nicht vor, wenn eine Tat nach den 
§§ 120 und 121 den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte fallende 
strafbare Handlung bildet.

Unterbrechung des Vollzugs von Freiheitsstrafen oder 
Ersatzfreiheitsstrafen gemäß §§ 120 und 121 zur Ermöglichung der 

Ausreise

§ 122a. (1) Der Vollzug einer Freiheitsstrafe oder Ersatzfreiheitsstrafe gemäß 
§§ 120 und 121 kann unterbrochen werden, wenn
1. gesichert erscheint, dass der Fremde seiner Ausreiseverpflichtung gemäß 

§ 52 Abs. 8 binnen einer festgelegten Frist nachkommen wird oder die Ab-
schiebung zeitnah erfolgen wird, und

2. der Ausreise keine rechtlichen oder tatsächlichen Hindernisse entgegenste-
hen.

(2) Die Zeit der Unterbrechung des Strafvollzugs ist nicht in die Strafzeit einzu-
rechnen.

(3) Die Unterbrechung des Strafvollzugs ist mit Aktenvermerk festzuhalten. 
Das Bundesamt ist von der Unterbrechung zu informieren.

(4) Kommt der Fremde seiner Ausreiseverpflichtung nicht binnen der gemäß 
Abs. 1 Z 1 festgelegten Frist nach oder reist er nach Verlassen des Bundesgebiets 
unrechtmäßig ein, gilt die Unterbrechung des Strafvollzugs als widerrufen. Dar-
über ist der Fremde bei Unterbrechung des Strafvollzugs nachweislich zu infor-
mieren.
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16. Hauptstück
Schluss- und Übergangsbestimmungen

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 123. Soweit in diesem Bundesgesetz auf natürliche Personen bezogene Be-
zeichnungen in männlicher Form angeführt sind, beziehen sie sich auf Frauen 
und Männer in gleicher Weise. Bei der Anwendung der Bezeichnung auf be-
stimmte natürliche Personen ist die jeweils geschlechtsspezifische Form zu ver-
wenden.

Verweisungen

§ 124. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesge-
setze verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden. 
Verweise auf andere Rechtsnormen beziehen sich auf die Rechtsnorm zum Zeit-
punkt der Kundmachung des Verweises nach diesem Bundesgesetz. Soweit in 
diesem Bundesgesetz auf die AuslBVO verwiesen wird, bezieht sich dies auf die 
Rechtsnorm zum Zeitpunkt des Inkrafttretens des Verweises nach diesem Bun-
desgesetz.

(2) Soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des Fremdengesetzes 
1997 verwiesen wird, treten an deren Stelle die entsprechenden Bestimmungen 
dieses Bundesgesetzes.

Übergangsbestimmungen

§ 125. (Anm.: Abs. 1 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 38/2011)
(2) Schubhaftbescheide nach dem Fremdengesetz 1997 gelten ab 1. Jänner 

2006 als nach diesem Bundesgesetz erlassen. Die Schubhaft eines Fremden, die 
vor dem 31. Dezember 2005 begonnen hat und ohne Unterbrechung danach 
fortgesetzt wird, darf insgesamt nicht länger aufrechterhalten werden, als nach 
diesem Bundesgesetz zulässig ist.

(3) Aufenthaltsverbote, deren Gültigkeitsdauer bei In-Kraft-Treten dieses Bun-
desgesetzes noch nicht abgelaufen sind, gelten als nach diesem Bundesgesetz er-
lassene Aufenthaltsverbote mit derselben Gültigkeitsdauer. Besteht gegen einen 
Fremden, der am 1. Jänner 2006 Asylwerber ist, ein Aufenthaltsverbot, so gilt 
dieses Aufenthaltsverbot als Rückkehrverbot.

(4) Aufenthaltsverbote, die beim Verwaltungsgerichtshof oder beim Verfas-
sungsgerichtshof angefochten sind, treten mit In-Kraft-Treten dieses Bundesge-
setzes außer Kraft, sofern der angefochtene Bescheid nicht auch in den Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes eine Grundlage fände. In diesen Fällen ist die Be-
schwerde als gegenstandslos zu erklären und das Verfahren ohne vorherige Anhö-
rung des Beschwerdeführers einzustellen. Mit dem Beschluss über die Gegen-
standslosigkeit der Beschwerde tritt in diesen Fällen auch der Bescheid erster In-

stanz außer Kraft. Solchen Aufenthaltsverboten darf für Entscheidungen, die 
nach In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes getroffen werden sollen, keine nach-
teilige Wirkung zukommen.

(5) Bescheide, mit denen nach dem Fremdengesetz 1997 die Durchsetzung ei-
nes Aufenthaltsverbotes aufgeschoben wurde, behalten ihre Gültigkeit bis zum 
festgesetzten Zeitpunkt.

(6) Die vor In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes erteilten Visa behalten ihre 
Gültigkeit bis zum festgesetzten Zeitpunkt.

(7) Die vor In-Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes ausgestellten Fremdenpässe, 
Konventionsreisepässe, Ausweise für Träger von Privilegien und Immunitäten, 
Lichtbildausweise für Fremde und Lichtbildausweise für EWR-Bürger behalten 
ihre Gültigkeit bis zum festgesetzten Zeitpunkt.

(8) Am 1. Jänner 2006 bestehende Ermächtigungen gemäß § 110 Abs. 2 des 
Bundesgesetzes über die Einreise und den Aufenthalt und die Niederlassung von 
Fremden – FrG, BGBl. I Nr. 75/1997 gelten als nach § 4 Abs. 1 erlassene Verord-
nungen und sind kundzumachen.

(9) Für am 31. Dezember 2005 bei einer Sicherheitsdirektion anhängige Ver-
fahren nach dem Fremdengesetz 1997, für die mit 1. Jänner 2006 gemäß § 9 die 
Zuständigkeit eines unabhängigen Verwaltungssenates begründet wird, beginnt 
die Frist gemäß § 73 AVG am 1. Jänner 2006 neu zu laufen.

(10) Soweit ein Fremder einen Asylantrag oder einen Antrag auf internationa-
len Schutz gestellt hat und das Bundesasylamt § 8 Abs. 2 AsylG 1997, BGBl. I 
Nr. 106/1998 in der Fassung BGBl. I Nr. 101/2003, oder § 10 AsylG 2005, BGBl 
I. Nr. 100/2005 anzuwenden hatte, ist § 66 Abs. 3 erster Satz nicht anzuwenden.

(11) Vor dem Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 gemäß 
§ 24 Abs. 1 erteilte Aufenthalts-Reisevisa behalten ihre Gültigkeit bis zum festge-
setzten Zeitpunkt.

(12) Die §§ 114 bis 121 dieses Bundesgesetzes in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 29/2009 gelten für strafbare Handlungen, die vor dem 1. Jänner 
2010 begangen wurden, weiter.

(13) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 gemäß § 46 
Abs. 3 ausgesprochene Abschiebungsaufschübe bleiben bis zum festgesetzten 
Zeitpunkt weiterhin gültig. Bis zu diesem Zeitpunkt liegt eine Verwaltungsüber-
tretung gemäß § 120 Abs. 1 Z 2 nicht vor. § 69 sowie §§ 6 Abs. 4 und 9 Abs. 2 in 
der am 31. Dezember 2009 gültigen Fassung sind auf diese Fälle weiter anzuwen-
den.

(14) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 erlassene Aus-
weisungen gemäß § 53 gelten als Rückkehrentscheidungen gemäß § 52 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 weiter, mit der Maßgabe, dass 
ein Einreiseverbot gemäß § 53 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 38/2011 damit nicht verbunden ist.

(15) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 erlassene Aus-
weisungen gemäß § 54 gelten als Ausweisungen gemäß § 62 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 weiter.
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(16) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 erlassene 
Aufenthaltsverbote gemäß § 60 oder Rückkehrverbote gemäß § 62 bleiben bis 
zum festgesetzten Zeitpunkt weiterhin gültig.

(17) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 erlassene 
Durchsetzungsaufschübe gemäß § 67 bleiben bis zum festgesetzten Zeitpunkt 
weiterhin gültig.

(18) Eine vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 ausgestell-
te Karte für Geduldete behält ihre Gültigkeit bis zum festgesetzten Zeitpunkt.

(19) Die §§ 84 bis 86 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 
sind auf Verfahren, die bereits vor dem 1. Dezember 2011 anhängig waren, nicht 
anzuwenden.

(20) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 vorgenomme-
ne Beurteilungen und Entscheidungen gemäß § 66 gelten als Beurteilungen und 
Entscheidungen gemäß § 61 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 38/2011 weiter.

(21) Ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz, gegen die eine Berufung 
zulässig ist, vor Ablauf des 31. Dezember 2013 erlassen worden, läuft die Beru-
fungsfrist mit Ablauf des 31. Dezember 2013 noch und wurde gegen diese Ent-
scheidung nicht bereits bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 Berufung erho-
ben, so kann gegen diese vom 1. Jänner bis zum Ablauf des 15. Jänner 2014 Be-
schwerde beim jeweils zuständigen Landesverwaltungsgericht erhoben werden. 
Das Landesverwaltungsgericht hat in diesen Fällen dieses Bundesgesetz in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 anzuwenden. Eine gegen 
eine solche Entscheidung bis zum Ablauf des 31. Dezember 2013 erhobene Be-
rufung gilt als rechtzeitig erhobene Beschwerde gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG.

(22) Alle mit Ablauf des 31. Dezember 2013 bei einem Unabhängigen Verwal-
tungssenat der Länder anhängigen Berufungsverfahren und Beschwerden gegen 
die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsge-
walt nach diesem Bundesgesetz sind ab 1. Jänner 2014 vom jeweils zuständigen 
Landesverwaltungsgericht nach den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes in der 
Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 zu Ende zu führen.

(23) Alle mit Ablauf des 31. Dezember 2013 bei einer Landespolizeidirektion 
anhängigen Berufungsverfahren nach diesem Bundesgesetz sind ab 1. Jänner 
2014 vom jeweils zuständigen Landesverwaltungsgericht nach den Bestimmun-
gen dieses Bundesgesetzes in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 87/2012 zu Ende zu führen.

(24) Wird eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz in der Fassung vor 
dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 nach Ablauf des 31. Dezember 2013 
durch den Verfassungsgerichtshof oder den Verwaltungsgerichtshof behoben, so 
fällt dieses Verfahren an das jeweils zuständige Landesverwaltungsgericht zurück, 
das nach diesem Bundesgesetz in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 87/2012 zu entscheiden hat.

(25) Ausweisungen gemäß § 62 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 87/2012 bleiben bis zur Ausreise des Drittstaatsangehörigen aus dem Bun-

desgebiet aufrecht. Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2012 
erlassene Rückkehrverbote bleiben bis zum festgesetzten Zeitpunkt weiterhin 
gültig und können nach Ablauf des 31. Dezember 2013 gemäß § 60 Abs. 4 und 
5 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 87/2012 aufgehoben oder 
für gegenstandslos erklärt werden. Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 87/2012 erlassene Aufenthaltsverbote bleiben bis zum festgesetzten Zeit-
punkt weiterhin gültig und können nach Ablauf des 31. Dezember 2013 gemäß 
§ 69 Abs. 2 und 3 in der Fassung BGBl. I Nr. 87/2012 aufgehoben werden oder 
außer Kraft treten. Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2012 
erlassene Einreiseverbote bleiben bis zum festgesetzten Zeitpunkt weiterhin gül-
tig und können nach Ablauf des 31. Dezember 2013 gemäß § 60 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 aufgehoben, verkürzt oder für gegen-
standslos erklärt werden.

(26) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 festgesetzte 
Auflagen behalten ihre Gültigkeit. Die Missachtung von diesen Auflagen ist ge-
mäß § 121 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 weiterhin zu 
bestrafen.

(27) Jeder Bescheid, der nach Ablauf des 31. Oktober 2013 genehmigt wird, 
hat einen Hinweis auf die Rechtsfolge des Abs. 21 zu enthalten.

(28) Ein vor dem 20. Juli 2015 geduldeter Aufenthalt gilt im Falle des
1. § 46a Abs. 1 Z 1 als Duldung gemäß § 46a Abs. 1 Z 1,
2. § 46a Abs. 1 Z 2 als Duldung gemäß § 46a Abs. 1 Z 2,
3. § 46a Abs. 1a als Duldung gemäß § 46a Abs. 1 Z 3 und
4. § 46a Abs. 1c als Duldung gemäß § 46a Abs. 1 Z 4
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl I Nr. 70/2015.

(29) Der Beginn und der Ablauf der Frist von vor dem 1. November 2017 erlas-
senen und durchsetzbar gewordenen Aufenthaltsverboten richten sich nach § 67 
Abs. 4 Satz 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2012.

(Anm.: Abs. 31 bis 34 mit Ablauf des 27.12.2023 außer Kraft getreten)
(Anm.: Abs. 35 mit Ablauf des 30.6.2021 außer Kraft getreten)
(31) Entscheidungen auf Grund dieses Bundesgesetzes, die nach der Rechtsla-

ge vor Inkrafttreten des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetzes, BGBl. I 
Nr. xxx/2026, ergangen sind, behalten ihre Gültigkeit und begründen in Verfah-
ren, die in derselben Sache nach dem 12. Juni 2026 anhängig werden, gegebenen-
falls den Zurückweisungstatbestand der entschiedenen Sache (§ 68 AVG oder 
Art. 38 Abs. 2 der Verfahrensverordnung).

(32) In Asylverfahren, auf die § 75 Abs. 32 AsylG 2005 anzuwenden ist, richtet 
sich die Verbindung der verfahrensabschließenden Entscheidung mit einer 
aufenthaltsbeendenden Maßnahme nach § 52 Abs. 2 Z 1 und 2 in der Fassung 
vor Inkrafttreten des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetzes.

(33) Vor Inkrafttreten Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetzes nach 
dem 11. Hauptstück ausgestellte Dokumente behalten ihre Gültigkeit bis zum 
festgesetzten Zeitpunkt.
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In-Kraft-Treten

§ 126. (1) Dieses Bundesgesetz mit Ausnahme des § 9 Abs. 1 tritt mit 1. Jänner 
2006 in Kraft.

(Anm.: Abs. 2 durch Art. 2 § 2 Abs. 2 Z 84, BGBl. I Nr. 2/2008, als nicht mehr 
geltend festgestellt)

(3) Verordnungen oder Regierungsübereinkommen auf Grund dieses Bundes-
gesetzes können bereits ab dem auf seine Kundmachung folgenden Tag erlassen 
oder abgeschlossen werden; sie dürfen jedoch frühestens mit dem In-Kraft-Tre-
ten dieses Bundesgesetzes in Kraft treten.

(4) § 2 Abs. 4 Z 2, 2a und 11 und die §§ 9 Abs. 2, 24 Abs. 2 und 3, 31, 46 Abs. 1, 
56 Abs. 3, 62 Abs. 1, 65 Abs. 2 und 3, 74 Abs. 2 Z 2, 101, 102 Abs. 1 Z 12, die 
Überschrift zu § 112 sowie § 115 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 157/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.

(5) Die §§ 50 Abs. 5, 51 Abs. 1, 80 Abs. 5, 101 Abs. 1, 102 Abs. 1, 103 Abs. 1 
und 2, 104 Abs. 2 sowie 119 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 4/2008 treten mit 1. Juli 2008 in Kraft.

(6) Die §§ 5 Abs. 4, 21 Abs. 9, 24 Abs. 1, 66 Abs. 2 und 3, 105 Abs. 7 sowie 125 
Abs. 10 und 11 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2009 treten 
mit 1. April 2009 in Kraft.

(7) Die §§ 2 Abs. 1 und 4 Z 11, 15 und 17 bis 21, 5 Abs. 4, 6 Abs. 4 und 4a, §§ 7 
Z 3, 8 Abs. 1, 9 Abs. 2, 12 Abs. 4, 12a samt Überschrift, 15 Abs. 2, 16 Abs. 1, 17 
Abs. 3, 21 Abs. 8, 24 Abs. 3 und 4, 26 Abs. 1, 28 Abs. 2, 30 Abs. 1 und 3, 31 
Abs. 1 Z 3, Abs. 1a und 2, § 39 Abs. 5, die Überschrift des 6. Hauptstücks, §§ 46 
Abs. 3, 46a samt Überschrift, 50, 51, 53 Abs. 2, 54 Abs. 5, 60 Abs. 2 Z 9 bis 11, 
62 Abs. 4, 66 Abs. 3, 67 Abs. 3 bis 5, 73, 74 Abs. 2 Z 2 bis 4, 76 Abs. 2a, 83 Abs. 1, 
die Überschrift des 10. Hauptstücks, §§ 84, 85, 86 Abs. 1 und 2, die Überschrift 
des § 87, §§ 88, 94 Abs. 5, 94a samt Überschrift, 95, 98 Abs. 2, 105 Abs. 2, 8 und 
9, 110, 111 Abs. 1 bis 3, 112 Abs. 1, 114, 115 samt Überschrift, 117 Abs. 1 bis 4, 
118 Abs. 1 bis 4, 119 samt Überschrift, 120 samt Überschrift, 121 samt Über-
schrift, 125 Abs. 12 und 13, 127 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft. Die 
§§ 5 Abs. 2 und 3, 6 Abs. 3 und 21 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 122/2009 treten mit 5. April 2010 in Kraft.

(8) Die §§ 2 Abs. 4 Z 11 und 12, 55 Abs. 3 Z 1, 56 Abs. 2 Z 1, 60 Abs. 2 Z 9, die 
Überschrift des 13. Hauptstücks, die §§ 109 und 110, § 117 samt Überschrift, 
§ 120 Abs. 9 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 135/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft.

(9) Die §§ 1 Abs. 2 und 3, 2 Abs. 4, 5 Abs. 1 Z 4, 6 Abs. 4, 4a, 6 (Anm.: richtig 
wäre 5) und 8, §§ 9 Abs. 1a, 10, 13 Abs. 2, die Überschrift des 1. Abschnittes des 
4. Hauptstückes, die Überschrift des § 15, § 15 Abs. 1 und 2, die Überschrift des 
3. Abschnittes des 4. Hauptstückes, §§ 24 Abs. 1, 2 und 3, 24a samt Überschrift, 
die Überschrift des 4. Abschnittes des 4. Hauptstückes, § 28 Abs. 1 und 2, die 
Überschrift des § 30, §§ 30 Abs. 1, 3 und 4, 31 Abs. 1a und 2, 32 Abs. 1 und 2, 

34 Abs. 2, 36 Abs. 1 Z 3 und Abs. 1a, 38, 41 Abs. 2 Z 2, 41a samt Überschrift, 45 
Abs. 1, §§ 46 Abs. 1 bis 3 und 6, 46a, 46b samt Überschrift, 51 Abs. 1, die Über-
schrift des 1. Abschnittes des 8. Hauptstückes, §§ 52 bis 60 samt Überschriften, 
die Überschrift des 2. Abschnittes des 8. Hauptstückes, § 61, die Überschrift des 
3. Abschnittes des 8. Hauptstückes, §§ 62 bis 64 samt Überschriften, die Über-
schrift des 4. Abschnittes des 8. Hauptstückes, §§ 65 bis 67 samt Überschriften, 
die Überschrift des 5. Abschnittes des 8. Hauptstückes, §§ 68 bis 71 samt Über-
schriften, § 72 samt Überschrift, 73 Abs. 1, 74 Abs. 1 und 2, 76, 77 Abs. 1, 3, 6 
und 7, 78 Abs. 6, 79 Abs. 5, § 80, 94 Abs. 2, 97 Abs. 1, 99, 100 Abs. 2 bis 4, 102 
Abs. 1 und 4, 103 Abs. 1, 104 Abs. 1, 105 Abs. 3, 6, 7, 8 und 10, §§ 106, 107 
Abs. 2, 108, 112, 113, 117 Abs. 1 bis 3, 118 Abs. 1 bis 3, 120 Abs. 1, 1a und 5, 
121 Abs. 1, 2, 3 Z 1 lit. a und Abs. 4, 5 und 7, 125 Abs. 14 bis 20 sowie das In-
haltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 38/2011 treten 
mit 1. Juli 2011 in Kraft. Die Überschrift des 10. Hauptstückes sowie die §§ 84 
bis 86 samt Überschriften in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 38/2011 treten mit 1. Dezember 2011 in Kraft. Die §§ 47, 84 bis 87 samt 
Überschriften und § 125 Abs. 1 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I 
Nr. 38/2011 treten mit Ablauf des 30. Juni 2011 außer Kraft.

(10) (Verfassungsbestimmung) § 9 Abs. 1 in der Fassung des Bundesverfas-
sungsgesetzes BGBl. I Nr. 49/2012 tritt mit 1. September 2012 in Kraft und mit 
Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft.

(11) § 3 Abs. 2, § 4, § 10, § 14 Abs. 2 und § 121 Abs. 6 in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 50/2012 treten mit 1. September 2012 in Kraft.

(12) Die §§ 1 Abs. 1 bis 3, 2 Abs. 1 und 2, §§ 3 und 4 samt Überschriften, 5 
Abs. 1 bis 3, 5 und 6, 6 Abs. 1 bis 2, 4, 6 und 8, 7 Z 2, 8 Abs. 1, 9 und 10 samt 
Überschriften, die Überschrift des 2. Abschnittes des 2. Hauptstückes, die Über-
schriften der §§ 11 und 12, §§ 11 Abs. 4, 12 Abs. 1 bis 4, 12a, die Überschrift des 
3. Hauptstückes, §§ 13 Abs. 1 und 3, 14 Abs. 1, 15 Abs. 1 und 4 Z 4, 15a und 15b 
samt Überschriften, 18 Abs. 1, 19 samt Überschrift, 21 Abs. 7 Z 1, 24 Abs. 4, 25 
Abs. 7, 26 Abs. 2, 27 Abs. 1 und 3, die Überschrift des 3a. Abschnittes des 3. 
Hauptstückes, §§ 27a und 27b samt Überschriften, §§ 31 Abs. 1 Z 1 und 4, 
Abs. 1a Z 2 und 4, Abs. 3 Z 1 und Abs. 4, 32 Abs. 1, 3 und 4, die Überschrift des 
5. Hauptstückes, §§ 37 Abs. 1 Z 1 und 2, 38 Abs. 1 und 3, 39 samt Überschrift, 
die Überschrift des 6. Hauptstückes, §§ 41 Abs. 2 Z 2 und Abs. 3, 43 Abs. 1 Z 3 
und Abs. 3, 44, 45 Abs. 1 bis 4, 45a bis 45c samt Überschriften, die Überschrift 
des 7. Hauptstückes, §§ 46 Abs. 1 bis 5, 46a Abs. 1a bis 3, 46b Abs. 1 und 3, die 
Überschrift des § 50, § 50 Abs. 1 und 2, die Überschrift des 8. Hauptstückes, die 
Überschrift des 1. Abschnittes des 8. Hauptstückes, §§ 52, 53 Abs. 1 bis 2, 55 
Abs. 1a, 2 und 4, 56 Abs. 1, 2, 4 und 6, 58 Abs. 1 und 2, 59 Abs. 3, 5 und 6, 60 
Abs. 1 und 3 Z 2, § 61 samt Überschrift, die Überschrift des 4. Abschnittes des 
8. Hauptstückes, §§ 66 Abs. 2, 67 Abs. 2, 69 Abs. 1 bis 3, 70 Abs. 1 und 4 Z 3, 71 
Abs. 1, 2 Z 2 und 3 und Abs. 3, 4 und 6, §§ 72 Abs. 3, 76 Abs. 1 bis 3 und 5, 77 
Abs. 1, 2, 3 Z 1 bis 3 und Abs. 4 bis 6, 8 und 9, §§ 78 Abs. 1 und 4 bis 8, 79 Abs. 1 
und 4, 80 Abs. 1 und 5 bis 8, die Überschrift des § 81, §§ 81 Abs. 1 Z 2 und Abs. 2 
bis 4, 93 Abs. 1 Z 3 und Abs. 2 und 3, 94 Abs. 3, 94a Abs. 1, 2 und 6, 98 Abs. 1 
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und 2, 99 Abs. 1, Abs. 2 und 3 Z 3 und 5 und Abs. 4 und 5, § 100 Abs. 1 bis 4, 
die Überschrift des § 102, §§ 102 Abs. 4, 104 Abs. 1 und 2, 105 Abs. 1, 2, 4, 5 und 
10, 106, 107 Abs. 1 und 2, 108 Abs. 1 und 2, 109, 110 samt Überschrift, 112 
Abs. 2, 113 Abs. 1 und Abs. 3, 4 und 6, 120 Abs. 2 Z 2 und Abs. 5 Z 5, 121 Abs. 1 
bis 4 und 6 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 87/2012 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Die §§ 2 Abs. 4 Z 13, 5 Abs. 1 
Z 2, 6 Abs. 4a und 5, 14 Abs. 2, 30 Abs. 4, 31 Abs. 3 Z 3, 32 Abs. 2 Z 1, 34 Abs. 1 
Z 2 und 3, 36 Abs. 1 Z 1, 38 Abs. 2, 39 Abs. 2 Z 1 und 2, die Überschrift des 6. 
Hauptstückes, §§ 48 und 49 samt Überschriften, die Überschrift des 7. Haupt-
stückes, §§ 50 Abs. 4, 51 Abs. 4 und 6, §§ 54 samt Überschrift, 55a samt Über-
schrift, 57 samt Überschriften, 59 Abs. 1 und 2, 60 Abs. 2, 4 und 5, die Über-
schrift des 2. und 3. Abschnittes des 8. Hauptstückes, §§ 62 bis 64 samt Über-
schriften, 65 bis 65b samt Überschriften, 66 Abs. 4, 67 Abs. 5, 68 samt Über-
schrift, 70 Abs. 2, die Überschrift des 6. Abschnittes des 8. Hauptstückes, §§ 72 
und 73 samt Überschriften, die Überschrift des 7. Abschnittes des 8. Hauptstü-
ckes, §§ 74 und 75 samt Überschriften, 76 Abs. 4 und 7, 78 Abs. 2, die Über-
schrift des 9. Hauptstückes, §§ 82 und 83 samt Überschriften, die Überschrift 
des 10. Hauptstückes, §§ 84 bis 86 samt Überschriften, 99 Abs. 1 Z 1, 4 bis 6 
sowie Abs. 3 Z 4, 6 und 7, §§ 101 samt Überschrift, 102 Abs. 1 bis 3 und 5, 103 
samt Überschrift, 105 Abs. 3 und 6 bis 9, 113 Abs. 2 und 7 in der Fassung vor 
dem BGBl. I Nr. 87/2012 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer Kraft.

(13) Die §§ 1 Abs. 1, 2 Abs. 1, 2 und 4 Z 11, 15 und 20 bis 22, die §§ 5 Abs. 3 
und 4, 7, 9 Abs. 1, 4 und 5, 11 Abs. 1 bis 8, 11a samt Überschrift, 15 Abs. 2, 20 
bis 21a samt Überschriften, die Überschrift des § 22, die §§ 22 Abs. 1 und 3, 23 
Abs. 1, 24 Abs. 1, 24a Abs. 1 bis 3, 25 bis 27 samt Überschriften, 27a, 28 Abs. 2, 
41a Abs. 1 Z 2, 43 Abs. 1 Z 3, 52 Abs. 5 und 8, 53 Abs. 1, 2 erster Satz und 3 Z 6, 
55 Abs. 1a und 4, 59 Abs. 6 Z 1 und 2, 60 Abs. 1 und 2, 80 Abs. 5 und 6, das 9. 
Hauptstück samt Überschrift, 88 Abs. 1 Z 3, Abs. 2 und 2a, die §§ 97 Abs. 1, 99 
Abs. 1 Z 7,100 Abs. 3, 104 Abs. 1, 113 Abs. 3, 121 Abs. 3 Z 1, 125 Abs. 21 bis 26 
und § 127 sowie das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 68/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. Die §§ 22 Abs. 2, 24 Abs. 3 und 
4, 27b, 53 Abs. 1a und 78 Abs. 5 sowie 80 Abs. 7 in der Fassung vor dem Bundes-
gesetz BGBl. I Nr. 68/2013 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2013 außer 
Kraft.

(14) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2013 sind so zu ver-
stehen, dass sie sich auf jene Fassung der Bestimmungen dieses Bundesgesetzes 
beziehen, die sie durch das Fremdenbehördenneustrukturierungsgesetz – FNG, 
BGBl. I Nr. 87/2012, erhalten würden.

(15) Die §§ 1 Abs. 2, 2 Abs. 4 Z 14, 3 Abs. 6, 5 Abs. 3 und 4, 6 Abs. 4, 7 Z 2, 4 
und 5, 11 Abs. 8, 13 Abs. 3, 6 und 7, 20 Abs. 3, 21 Abs. 2 Z 8, 24 Abs. 3, 24b 
samt Überschrift, die Überschrift des § 27 sowie § 27 Abs. 1, 2 und 4, §§ 27a 
Abs. 2, 34 Abs. 1 Z 2, 36 Abs. 1 Z 1, 41 Abs. 2 Z 2, 46 Abs. 2 und Abs. 2a, 46a, 
51 Abs. 1, 52 Abs. 4 Z 1, 1a bis 3, die Überschrift des § 56 sowie §§ 56 Abs. 3 Z 2 
und Abs. 4, 61 Abs. 5, 69 Abs. 1, 71 Abs. 3 Z 2 und Abs. 4, 76, 77 Abs. 1 und 6, 
78 Abs. 1, 6 und 8, 79 Abs. 1, 80 Abs. 2, 5 und 6, 92 Abs. 1a und 3, 93 Abs. 4, 94 

Abs. 5, 94a Abs. 7, 99 Abs. 4, 104 Abs. 3, 120 Abs. 1 und 1a, 121 Abs. 1 und 2, 
125 Abs. 25 und 28 sowie 126 Abs. 13 sowie die Einträge zu §§ 24b, 27 und 56 
im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 70/2015 
treten mit 20. Juli 2015 in Kraft. §§ 12 Abs. 2 und 78 Abs. 3 treten mit Ablauf 
des 19. Juli 2015 außer Kraft.

(16) § 114 Abs. 3 Z 2 in der Fassung BGBl. I Nr. 121/2015 tritt mit 1. Oktober 
2015 in Kraft.

(17) Die §§ 39 Abs. 3 Z 1 bis 3, 5a, 5b, 7 und 8, 45 Abs. 1 Z 1 bis 3, 61 Abs. 5, 
82, 94a und 125 Abs. 29 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2016 
treten mit 1. Juni 2016 in Kraft.

(18) § 52 Abs. 4 Z 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2017 
tritt mit 1. Oktober 2017 in Kraft.

(19) Die §§ 2 Abs. 4 Z 13, Z 17, Z 17a, Z 22 und Z 23, 5 Abs. 1 Z 2, Abs. 2 und 
3, 6 Abs. 3, 7 Z 4, 9 Abs. 4, 11 Abs. 1, 4, 7 und 9, 11b samt Überschrift, 15 Abs. 4 
Z 3, 4 und 5, 20 Abs. 1 Z 7 bis 9, Abs. 2 und 3a, 21 Abs. 1 und 2 Z 4, 22a samt 
Überschrift, 24 Abs. 1 Z 3, Abs. 3 bis 5, 27 Abs. 3 Z 5 und 6 sowie Abs. 5, 31 
Abs. 1 Z 5, 106, 124 Abs. 1 sowie die Einträge im Inhaltsverzeichnis zu §§ 11b 
und 22a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 treten mit Ab-
lauf des Tages der Kundmachung, frühestens jedoch mit 1. Oktober 2017 in 
Kraft. Die §§ 6 Abs. 9, 8 Abs. 1, 12 Abs. 3, 13 Abs. 2 und 3, 16 Abs. 1, 17 Abs. 3, 
21 Abs. 2 Z 12, 13 und 14, 24a Abs. 6, 26, die Überschrift des Abschnittes 3a des 
4. Hauptstückes, §§ 27a Abs. 1, 30 Abs. 3, 35a samt Überschrift, 36 Abs. 1 Z 2 
bis 5, 39 Abs. 1, 39 Abs. 5b, die Überschriften des 6. und 7. Hauptstückes, 46 
Abs. 2, 2a und 2b, 46 Abs. 3, 46a Abs. 1 und 3, 52 Abs. 2 und 9, 52a samt Über-
schrift, 53 Abs. 3, 56 Abs. 6, 57 samt Überschrift, 58 Abs. 2, 67 Abs. 4, 76 
Abs. 2a und 3 Z 1a und Z 8, 80 Abs. 2, 4, 5 und 7, 95, 99 Abs. 3 Z 5, 102 Abs. 4, 
104 Abs. 2, 114 Abs. 6, 120 Abs. 1b bis 1c, Abs. 2 Z 1, Abs. 5 bis 7, 10 und 11, 
121 Abs. 1, 1a und 6, 122a samt Überschrift, 125 Abs. 30, 127 sowie die Einträge 
im Inhaltsverzeichnis zu §§ 12, 35a, dem 5. Abschnitt des 4. Hauptstückes, 
§§ 52a, 57 sowie 122a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 
treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung, frühestens jedoch mit 1. No-
vember 2017 in Kraft. Die §§ 2 Abs. 2 Z 3, 21a Abs. 2, 24 Abs. 2 sowie 31 Abs. 1 
Z 6 und Abs. 2 bis 3 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung, frühestens 
jedoch mit Ablauf des 30. September 2017 außer Kraft. Die §§ 5 Abs. 4 und 58 
Abs. 2 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung, frühestens jedoch mit 
Ablauf des 31. Oktober 2017 außer Kraft.

(20) Die Anordnungen des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 145/2017 sind so zu 
verstehen, dass sie sich auf jene Fassung der Bestimmungen dieses Bundesgeset-
zes beziehen, die sie durch das Bundesgesetz, mit dem ein Integrationsgesetz und 
ein Anti-Gesichtsverhüllungsgesetz erlassen sowie das Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetz, das Asylgesetz 2005, das Fremdenpolizeigesetz 2005, das 
Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 und die Straßenverkehrsordnung 1960 geändert 
werden, BGBl. I Nr. 68/2017, erhalten.

(21) § 2 Abs. 4 Z 23 und 24, die Überschrift zu § 98 samt Eintrag im Inhaltsver-
zeichnis, § 98, die Überschrift zu § 99 samt Eintrag im Inhaltsverzeichnis, § 99 
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Abs. 1, 2a und 5, § 100 Abs. 1 und 4, § 104 samt Überschrift und Eintrag im 
Inhaltsverzeichnis, § 105 Abs. 1, die Überschrift zu § 107 samt Eintrag im In-
haltsverzeichnis sowie § 108 Abs. 1 und 3 in der Fassung des Materien-Daten-
schutz-Anpassungsgesetzes 2018, BGBl. I Nr. 32/2018, treten mit 25. Mai 2018 
in Kraft. § 102 samt Überschrift und Eintrag im Inhaltsverzeichnis sowie § 108 
Abs. 4 in der Fassung vor Inkrafttreten des Materien-Datenschutz-Anpassungs-
gesetzes 2018 treten mit Ablauf des 24. Mai 2018 außer Kraft.

(22) Die §§ 2 Abs. 4 Z 13a, 22a, 24 und 25, 5 Abs. 1 Z 2 lit. e, 8 Abs. 1, 11 
Abs. 9, 11b Abs. 3, 15 Abs. 4 Z 5 bis 7, 20 Abs. 1 Z 9 und 10, Abs. 2 Z 1, 21 
Abs. 1 und 2 Z 4, 24 Abs. 1, 2 und 4, 31 Abs. 1, 32 Abs. 4, 34 Abs. 2, 35b samt 
Überschrift, 38 Abs. 2, 38a samt Überschrift sowie die Einträge im Inhaltsver-
zeichnis zu §§ 35b und 38a, die §§40 Abs. 1, 46 Abs. 7, 52a Abs. 1, Abs. 2 Z 1 und 
Abs. 3, 53 Abs. 3 Z 5 und 7, 57 Abs. 5, 76 Abs. 2, 3 und 5, 80 Abs. 5a, 119 und 
120 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 treten mit 1. Sep-
tember 2018 in Kraft. § 12 Abs. 3 und 4, die Überschrift zu § 118, § 118 Abs. 1 
und 2 sowie der Eintrag zu § 118 im Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 treten mit dem Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft.

(23) Die §§ 52 Abs. 8 zweiter Satz, 55a, 120 Abs. 5, 125 Abs. 31 bis 34 und 127 
sowie der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 55a in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 110/2019 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in 
Kraft und nach Ablauf von vier Jahren nach ihrem Inkrafttreten außer Kraft. 
Eine bis dahin gemäß § 55a Abs. 1 eingetretene und nicht gemäß § 55a Abs. 6 
erloschene Hemmung des Laufs der Frist für die freiwillige Ausreise dauert über 
diesen Zeitpunkt hinaus bis zu dem nach § 55a Abs. 1 oder Abs. 6 maßgeblichen 
Zeitpunkt fort. Ein bis dahin gemäß § 125 Abs. 31 eingetretener und nicht ge-
mäß § 125 Abs. 32 zweiter Satz erloschener Aufschub der Abschiebung dauert 
über diesen Zeitpunkt hinaus bis zu dem nach § 125 Abs. 32 maßgeblichen Zeit-
punkt fort.

(24) § 20 Abs. 2 und 7 sowie § 125 Abs. 35 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 24/2020 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft 
und mit Ablauf des 30. Juni 2021 außer Kraft. Mit dem Außerkrafttreten des 
§ 20 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 24/2020 tritt § 20 Abs. 
2 in der Fassung vor dem Bundesgesetz BGBl. I Nr. 24/2020 wieder in Kraft.

(25) Die §§ 2 Abs. 3, 29 samt Überschrift und 32 Abs. 4 sowie der Eintrag im 
Inhaltsverzeichnis zu § 29 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 54/2021 treten mit 1. Mai 2021 in Kraft. § 95 samt Überschrift und der Ein-
trag im Inhaltsverzeichnis zu § 95 treten mit Ablauf des 30. April 2021 außer 
Kraft.

(26) Die §§ 2 Abs. 4 Z 25 bis 27, 21 Abs. 2 Z 6 und 98 Abs. 7 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 206/2021 treten mit dem im Beschluss der Europäi-
schen Kommission gemäß Art. 66 Abs. 2 der Verordnung SIS-Grenze festgeleg-
ten Tag in Kraft. § 106 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 206/2021 
tritt mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.(Anm. 1)

(27) Die §§ 2 Abs. 4 Z 25 und 26, 15 Abs. 4, 19 Abs. 1 und 3, 24 Abs. 2 Z 2 und 
3, 31 und 61 Abs. 1 sowie der Eintrag im Inhaltsverzeichnis zu § 19 in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2022 treten mit 1. Oktober 2022 in 
Kraft.

(28) § 99 Abs. 2a in der Fassung des Informationsfreiheits-Anpassungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. 50/2025, tritt mit 1. September 2025 in Kraft.

(29) § 2 Abs. 4 Z 26, 27, 28 und 29, § 5 Abs. 7, § 9 Abs. 4a, die Überschrift des 
2. Abschnitts des 2. Hauptstücks, § 11c samt Überschrift, § 30a samt Über-
schrift, § 98 Abs. 8 sowie die Einträge im Inhaltsverzeichnis zum 2. Abschnitt des 
2. Hauptstücks und zu § 11c und § 30a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. 87/2025 treten mit dem im Beschluss der Europäischen Kommission ge-
mäß Art. 88 Abs. 1 der ETIAS Verordnung festgelegten Tag in Kraft. § 2 Abs. 4 
Z 17a und 20, § 5 Abs. 1 Z 2 lit. a, § 11b Abs. 2, § 24 Abs. 2 Z 3 und 4 sowie § 125 
Abs. 31 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2025 treten sechs Mo-
nate nach dem im Beschluss der Europäischen Kommission gemäß Art. 88 Abs. 
1 der ETIAS Verordnung festgelegten Tag in Kraft. Erlässt die Europäische 
Kommission gemäß Art. 83 Abs. 1 der ETIAS Verordnung einen delegierten 
Rechtsakt nach Art. 89 der ETIAS Verordnung, verlängert sich dieser Zeitraum 
von sechs Monaten um die im delegierten Rechtsakt jeweils angeführte Dauer. 
§ 105 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2025 tritt mit 
Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(30) § 1 Abs. 2, § 2 Abs. 2 und 4, § 6 Abs. 9, § 9 Abs. 1, § 12 Abs. 4, § 18 Abs. 2, 
§ 27a Abs. 3, § 28 Abs. 1, § 30 Abs. 5, § 31 Abs. 1 Z 4, § 32 Abs. 4, § 35, § 37 
Abs. 1a und 2, § 38, § 39 Abs. 1 Z 3, Abs. 2, 3a bis 4, Abs. 6a und 7a bis 8, § 40 
Abs. 1, § 45a Abs. 2, § 46 Abs. 1 und 3, § 46a Abs. 1 und 4, § 50 Abs. 2, § 52 
Abs. 2, 3, 4, 6, 8 und 9, § 52a Abs. 2 Z 1, § 53 Abs. 1, 2 und 4 bis 7, § 55 Abs. 1 
bis 5, die Überschrift des § 56 und dessen Abs. 1, § 57, § 59, § 60 Abs. 3, § 61 
Abs. 1, § 67 Abs. 1, § 69 Abs. 3, § 70 Abs. 1, § 76 Abs. 1 bis 3 und 6, § 77 Abs. 1 
und 3, § 78 Abs. 6, § 79 Abs. 2 bis 3, § 80 Abs. 2, 5, 5b und 5c, § 81 Abs. 1, § 82 
Abs. 2, § 88 Abs. 2a, § 90 Abs. 2, § 92 Abs. 1, § 93 Abs. 2 bis 5, § 94, § 94a Abs. 1 
und 2, § 96 Abs. 4, § 99 Abs. 1, § 104 Abs. 1, § 111 Abs. 1 bis 4, § 112, § 120 
Abs. 1b, 7 und 11, § 121 Abs. 1a und 2, § 125 Abs. 31 bis 33, § 127 sowie die 
Änderung des Titels und das Inhaltsverzeichnis in der Fassung des Asyl- und Mi-
grationspakt-Anpassungsgesetzes, BGBl. I Nr. xxx/2026, treten mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung, frühestens aber am 12. Juni 2026 in Kraft. Gleichzei-
tig treten § 20 Abs. 1 Z 6, § 26 samt Überschrift, § 55 Abs. 1a, § 61 Abs. 4 und 
§ 125 Abs. 29 außer Kraft.

(31) Die Anordnungen des Asyl- und Migrationspakt-Anpassungsgesetzes, 
BGBl. I Nr. xxx/2026, sind so zu verstehen, dass sie sich auf jene Fassung der Be-
stimmungen dieses Bundesgesetzes beziehen, die sie durch das Zweite EU-Infor-
mationssysteme-Anpassungsgesetz, BGBl. I Nr. 87/2025, erhalten würden.

(___________
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Anm. 1: Als Zeitpunkt wurde der 7. März 2023 festgelegt, vgl. Durchführungs-
beschluss (EU) 2023/201 der Europäischen Kommission.)

Vollziehung

§ 127. Mit der Vollziehung der §§ 17 Abs. 1 und 2, 19 Abs. 4, 30 Abs. 2, 45c 
sowie 108 ist die Bundesregierung, mit der Vollziehung der §§ 11, 16 Abs. 1, 17 
Abs. 3, 21, 30 Abs. 3 und 31 Abs. 4 ist der Bundesminister für Inneres im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für europäische und internationale Angele-
genheiten, mit der Vollziehung des § 23 ist der Bundesminister für Arbeit, Sozia-
les, Gesundheit, Pflege und Konsumentenschutz, mit der Vollziehung der §§ 8 
Abs. 1 2. Satz und 96 ist der Bundesminister für europäische und internationale 
Angelegenheiten, mit der Vollziehung der §§ 114, 115, 116, 117, 118 und 119 ist 
der Bundesminister für Justiz, und mit der Vollziehung der übrigen Bestimmun-
gen der Bundesminister für Inneres betraut.

Artikel 79
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(Anm.: aus BGBl. I Nr. 135/2009, zu den §§ 2, 55, 56, 60, 109, 110, 117 und 
120, BGBl. I Nr. 100/2005)

(1) Art. 2 (Änderung des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs), Art. 3 (Än-
derung des Ehegesetzes), Art. 4 (Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes), 
Art. 6 (Änderung der Jurisdiktionsnorm), Art. 7 (Änderung des Strafgesetzbu-
ches), Art. 27 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988), Art. 28 (Ände-
rung des Körperschaftsteuergesetzes 1988), Art. 29 (Änderung des Umsatzsteu-
ergesetzes 1994), Art. 30 (Änderung des Bewertungsgesetzes 1955), Art. 31 (Än-
derung des Gebührengesetzes 1957), Art. 33 (Änderung der Bundesabgabenord-
nung), Art. 34 (Änderung des Alkoholsteuergesetzes), Art. 61 (Änderung des 
Ärztegesetzes 1998), Art. 62 (Änderung des Gehaltskassengesetzes 2002), Art. 
63 (Änderung des Apothekengesetzes), Art. 72 (Änderung des Studienförde-
rungsgesetzes), Art. 76 (Änderung des Entwicklungshelfergesetzes), Art. 77 (Än-
derung des Bundesgesetzes über Aufgaben und Organisation des auswärtigen 
Dienstes – Statut) und Art. 78 (Bundesgesetz über die Einräumung von Privile-
gien und Immunitäten an internationale Organisationen) treten mit 1. Jänner 
2010 in Kraft.

(2) Die durch dieses Bundesgesetz geänderten Strafbestimmungen sind in 
Strafsachen nicht anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das Urteil in 
erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhebung eines Urteils infolge Nichtig-
keitsbeschwerde, Berufung, Wiederaufnahme oder Erneuerung des Strafverfah-
rens oder infolge eines Einspruches ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 StGB vor-
zugehen.

6. Bundesgesetz vom 20. März 1975, mit dem die 
Beschäftigung von Ausländern geregelt wird 
(Ausländerbeschäftigungsgesetz – AuslBG)

StF: BGBl. Nr. 218/1975 (NR: GP XIII RV 1451 AB 1510 S. 140. BR: 1325 
AB 1327 S. 340.)

mit den vom Nationalrat am 20.05.2026 beschlossenen Änderungen

Text

Abschnitt I
Allgemeine Bestimmungen

Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz regelt die Beschäftigung von Ausländern (§ 2) im 
Bundesgebiet.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind nicht anzuwenden auf
a) Ausländer, denen in Österreich internationaler Schutz zuerkannt wurde;
b) Ausländer hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen, pädagogischen, kulturel-

len und sozialen Tätigkeiten an Unterrichtsanstalten oder an Instituten wis-
senschaftlichen, kulturellen oder sozialen Charakters, die auf Grund eines 
zwischenstaatlichen Kulturabkommens errichtet wurden;

c) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeiten in diplomatischen oder berufskon-
sularischen Vertretungen oder Vertretungen bei Internationalen Organisa-
tionen einschließlich der Bediensteten dieser Ausländer und Ausländer hin-
sichtlich ihrer Tätigkeiten als Angestellte Internationaler Einrichtungen 
oder Internationaler Nichtregierungsorganisationen einschließlich Quasi-
Internationaler Organisationen im Sinne des Amtssitzgesetzes, BGBl. I 
Nr. 54/2021, die Vorrechte und Befreiungen genießen.

d) Ausländer hinsichtlich ihrer seelsorgerischen Tätigkeiten im Rahmen von 
gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften;

e) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Besatzungsmitglieder (§ 4 der 
Schiffsbesatzungsverordnung, BGBl. II Nr. 518/2004) in der grenzüber-
schreitenden See- und Binnenschifffahrt;

f) besondere Führungskräfte (§ 2 Abs. 5a), ihre Ehegatten und Kinder sowie 
ihre ausländischen Bediensteten, die seit mindestens einem Jahr in einem 
direkten und rechtmäßigen Arbeitsverhältnis zur besonderen Führungs-
kraft stehen und deren Weiterbeschäftigung unter Einhaltung der gelten-
den Lohn- und Arbeitsbedingungen sowie der sozialversicherungsrechtli-
chen Vorschriften zur Unterstützung der Führungskraft erforderlich ist;
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g) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeiten als Berichterstatter für ausländi-
sche Medien in Wort, Ton und Bild für die Dauer ihrer Akkreditierung als 
Auslandskorrespondenten beim Bundeskanzleramt sowie Ausländer hin-
sichtlich ihrer für die Erfüllung der Aufgaben dieser Berichterstatter unbe-
dingt erforderlichen Tätigkeiten für die Dauer ihrer Notifikation beim 
Bundeskanzleramt;

(h) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit als Forscher gemäß § 2 Abs. 17 sowie 
deren Ehegatten und Kinder;

i) Ausländer in öffentlichen und privaten Einrichtungen und Unternehmen 
hinsichtlich ihrer wissenschaftlichen Tätigkeit in der Forschung und Lehre, 
in der Entwicklung und der Erschließung der Künste sowie in der Lehre der 
Kunst und deren Ehegatten und Kinder;

j) Ausländer hinsichtlich ihrer Tätigkeit im Rahmen von Aus- und Weiterbil-
dungs- oder Forschungsprogrammen der Europäischen Union;

k) Vertriebene gemäß § 62 AsylG 2005, die über einen Ausweis für Vertriebene 
verfügen;

l) Ausländer, die aufgrund eines Rechtsaktes der Europäischen Union Arbeit-
nehmerfreizügigkeit genießen;

m) Ehegatten und minderjährige ledige Kinder (einschließlich Adoptiv- und 
Stiefkinder) österreichischer Staatsbürger, die zur Niederlassung nach dem 
Niederlassungs- und Aufenthaltsgesetz (NAG), BGBl. I Nr. 100/2005, be-
rechtigt sind.

(3) Zwischenstaatliche Vereinbarungen über die Beschäftigung von Auslän-
dern werden durch die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht berührt.

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Gesundheit und Soziales kann nach Anhö-
rung des Ausländerausschusses (§ 22) durch Verordnung weitere Ausnahmen 
vom Geltungsbereich dieses Bundesgesetzes festlegen, sofern es sich um Perso-
nengruppen handelt, deren Beschäftigung die allgemeine Lage und Entwicklung 
des Arbeitsmarktes unter besonderer Berücksichtigung der Schutzinteressen der 
betroffenen inländischen Arbeitnehmer zuläßt.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 25/2011)

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Als Ausländer im Sinne dieses Bundesgesetzes gilt, wer nicht die österrei-
chische Staatsbürgerschaft besitzt.

(2) Als Beschäftigung gilt die Verwendung
a) in einem Arbeitsverhältnis,
b) in einem arbeitnehmerähnlichen Verhältnis,
c) in einem Ausbildungsverhältnis, einschließlich der Tätigkeiten nach § 3 

Abs. 5,
d) nach den Bestimmungen des § 18 oder

e) überlassener Arbeitskräfte im Sinne des § 3 Abs. 1 und 4 des Arbeitskräfte-
überlassungsgesetzes, BGBl. Nr. 196/1988, und des § 5a Abs. 1 des Landar-
beitsgesetzes 1984, BGBl. Nr. 287.

(3) Den Arbeitgebern gleichzuhalten sind
a) in den Fällen eines arbeitnehmerähnlichen Beschäftigungsverhältnisses 

(Abs. 2 lit. b) der Vertragspartner,
b) in den Fällen des Abs. 2 lit. c und d der Inhaber des Betriebes, in dem der 

Ausländer beschäftigt wird, sofern nicht lit. d gilt, oder der Veranstalter,
c) in den Fällen des Abs. 2 lit. e auch der Beschäftiger im Sinne des § 3 Abs. 3 

des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes und des § 5a Abs. 3 des Landarbeits-
gesetzes 1984,

d) der ausländische Dienstleistungserbringer, dem eine EU-Entsendebestäti-
gung nach Maßgabe des § 18 Abs. 12 auszustellen ist und

e) der Inhaber der Niederlassung, die einen unternehmensintern transferier-
ten Arbeitnehmer (§ 2 Abs. 13) beschäftigt.

(4) Für die Beurteilung, ob eine Beschäftigung im Sinne des Abs. 2 vorliegt, ist 
der wahre wirtschaftliche Gehalt und nicht die äußere Erscheinungsform des 
Sachverhaltes maßgebend. Eine Beschäftigung im Sinne des Abs. 2 liegt insbe-
sondere auch dann vor, wenn
1. ein Gesellschafter einer Personengesellschaft zur Erreichung des gemeinsa-

men Gesellschaftszweckes oder
2. ein Gesellschafter einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung mit einem 

Geschäftsanteil von weniger als 25%
Arbeitsleistungen für die Gesellschaft erbringt, die typischerweise in einem Ar-
beitsverhältnis geleistet werden, es sei denn, die regionale Geschäftsstelle des Ar-
beitsmarktservice stellt auf Antrag binnen drei Monaten fest, daß ein wesentli-
cher Einfluß auf die Geschäftsführung der Gesellschaft durch den Gesellschafter 
tatsächlich persönlich ausgeübt wird. Den Nachweis hiefür hat der Antragsteller 
zu erbringen. Nach Ablauf dieser Frist darf die Tätigkeit auch ohne den erforder-
lichen Feststellungsbescheid aufgenommen werden. Wird der Antrag nach Ab-
lauf der Frist abgewiesen, ist die bereits begonnene Tätigkeit umgehend, spätes-
tens jedoch binnen einer Woche nach Zustellung des Bescheides, zu beenden.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 25/2011)
(5a) Als besondere Führungskräfte gelten Ausländer, die leitende Positionen 

auf der Vorstands- oder Geschäftsleitungsebene in international tätigen Konzer-
nen oder Unternehmen innehaben oder international anerkannte Forscher sind 
und deren Beschäftigung der Erschließung oder dem Ausbau nachhaltiger Wirt-
schaftsbeziehungen oder der Schaffung oder Sicherung qualifizierter Arbeits-
plätze im Bundesgebiet dient und die eine monatliche Bruttoentlohnung von 
durchwegs mindestens 120 vH der Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 108 Abs. 3 
des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes (ASVG) zuzüglich Sonderzahlun-
gen erhalten.
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(6) EWR-Bürger sind Ausländer, die Staatsangehörige einer Vertragspartei des 
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum (EWR-Abkommen) 
sind.

(7) Grenzgänger sind Ausländer, die ihren Wohnsitz in einem Nachbarstaat ha-
ben, in den sie regelmäßig zurückkehren, und die sich zur Ausübung einer Er-
werbstätigkeit in einem unmittelbar an diesen Staat grenzenden politischen Be-
zirk in Österreich oder in den Freistädten Eisenstadt oder Rust aufhalten.

(Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 72/2013)
(9) Drittstaaten sind Staaten, die nicht Vertragspartei des EWR-Abkommens 

sind. Drittstaatsangehörige sind Ausländer, die nicht EWR-Bürger sind.
(Anm.: Abs. 10 aufgehoben durch Art. 1 Z 2, BGBl. I Nr. 66/2017)
(11) Für Kinder sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt 

ist, die jeweiligen Altersgrenzen gemäß § 2 Abs. 1 Z 9 und Abs. 4 NAG und § 52 
Abs. 1 Z 2 NAG heranzuziehen.

(12) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes, die sich auf Ehegatten bezie-
hen, gelten für eingetragene Partner nach dem Eingetragene Partnerschaft-Ge-
setz – EPG, BGBl. I Nr. 135/2009, sinngemäß.

(13) Als unternehmensintern transferierte Arbeitnehmer gelten Ausländer, die 
von ihrem ausländischen Arbeitgeber mit Sitz außerhalb der Europäischen Uni-
on während ihres Arbeitsverhältnisses
1. als Führungskraft, die die aufnehmende Niederlassung oder eine Abteilung 

oder Unterabteilung dieser Niederlassung leitet und hauptsächlich unter 
der allgemeinen Aufsicht des Leitungsorgans oder der Anteilseigner oder 
gleichwertiger Personen des transferierenden Unternehmens, der transferie-
renden Unternehmensgruppe oder der aufnehmenden Niederlassung steht 
oder von ihnen allgemeine Weisungen erhält, oder

2. als Spezialist, der über unerlässliche Spezialkenntnisse für die Tätigkeitsbe-
reiche, die Verfahren oder die Verwaltung der aufnehmenden Niederlas-
sung und über ein hohes Qualifikationsniveau für bestimmte Arbeiten 
oder Tätigkeiten mit spezifischen technischen Kenntnissen, einschließlich 
einer angemessenen Berufserfahrung, verfügt, oder

3. als Trainee mit einem Hochschulabschluss, der in seiner beruflichen Ent-
wicklung gefördert wird oder sich branchenspezifisch, technisch oder me-
thodisch fortbildet,

in eine oder mehrere Niederlassungen, die zum gleichen Unternehmen oder zur 
gleichen Unternehmensgruppe gehören und ihren Sitz im Bundesgebiet haben, 
vorübergehend abgestellt und dort entsprechend tätig werden. Ausländer, die 
von Arbeitsvermittlern, Arbeitskräfteüberlassern oder sonstigen Unternehmen, 
die Arbeitnehmer zur Arbeit unter der Aufsicht und Leitung eines anderen Un-
ternehmens zur Verfügung stellen, abgestellt werden, gelten nicht als unterneh-
mensintern transferierte Arbeitnehmer.

(14) Als Volontäre gelten Ausländer, die ausschließlich zum Zwecke der Erwei-
terung und Anwendung von Kenntnissen zum Erwerb von Fertigkeiten für die 

Praxis ohne Arbeitspflicht und ohne Entgeltanspruch bis zu drei Monaten im 
Kalenderjahr beschäftigt werden und dabei keine Hilfsarbeiten, einfache ange-
lernte Tätigkeiten oder Arbeiten auf Baustellen verrichten.

(15) Als Ferial- oder Berufspraktikanten gelten Schüler, die eine im Rahmen 
eines geregelten Lehr- oder Studienganges an einer inländischen Bildungsein-
richtung mit Öffentlichkeitsrecht vorgeschriebene Tätigkeit verrichten.

(16) Als Praktikanten im Sinne der Richtlinie (EU) 2016/801 über die Bedin-
gungen für die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehörigen zu For-
schungs- oder Studienzwecken, zur Absolvierung eines Praktikums, zur Teilnah-
me an einem Freiwilligendienst, Schüleraustauschprogrammen oder Bildungs-
vorhaben und zur Ausübung einer Au-pair-Tätigkeit (im Folgenden: Forscher- 
und Studenten-Richtlinie), ABl. Nr. L 132 vom 21.05.2016 S. 21 gelten Auslän-
der, die in einem Drittstaat ein Studium absolvieren, das zu einem Hochschulab-
schluss führt, oder vor nicht mehr als zwei Jahren einen Hochschulabschluss er-
langt haben und im Rahmen einer Vereinbarung eines studienbezogenen Prakti-
kums mit einer aufnehmenden Einrichtung auf entsprechendem Qualifikati-
onsniveau für die Dauer von 91 bis 180 Tagen beschäftigt werden, um sich Wis-
sen, praktische Kenntnisse und Erfahrungen in einem beruflichen Umfeld anzu-
eignen.

(17) Als Forscher im Sinne der Forscher- und Studenten-Richtlinie gelten Aus-
länder, die über einen Doktorgrad oder einen geeigneten Hochschulabschluss, 
der diesen den Zugang zu Doktoratsprogrammen ermöglicht, verfügen und im 
Rahmen einer Forschungseinrichtung eine wissenschaftliche Tätigkeit verrich-
ten, für die normalerweise ein solcher Abschluss erforderlich ist.

Voraussetzungen für die Beschäftigung von Ausländern

§ 3. (1) Ein Arbeitgeber darf, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes be-
stimmt ist, einen Ausländer nur beschäftigen, wenn ihm für diesen eine Be-
schäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung erteilt oder eine Anzeigebe-
stätigung ausgestellt wurde oder wenn der Ausländer eine für diese Beschäfti-
gung gültige „Rot-Weiß-Rot – Karte“, „Blaue Karte EU“, Aufenthaltsbewilli-
gung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“), Aufent-
haltsbewilligung als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer 
(„mobile ICT“), Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ mit Zugang 
zum Arbeitsmarkt, Aufenthaltsbewilligung „Grenzgänger“ oder „Niederlas-
sungsbewilligung – Künstler“ oder eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, eine 
„Aufenthaltsberechtigung plus“, einen Befreiungsschein (§ 4c) oder einen 
Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ oder „Daueraufenthalt – EU“ besitzt.

(2) Ein Ausländer darf, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt 
ist, eine Beschäftigung nur antreten und ausüben, wenn für ihn eine Beschäfti-
gungsbewilligung oder Entsendebewilligung erteilt oder eine Anzeigebestäti-
gung ausgestellt wurde oder wenn er eine für diese Beschäftigung gültige „Rot-
Weiß-Rot – Karte“, „Blaue Karte EU“, Aufenthaltsbewilligung als unterneh-
mensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“), Aufenthaltsbewilligung als 
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mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („mobile ICT“), 
Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ mit Zugang zum Arbeits-
markt, Aufenthaltsbewilligung „Grenzgänger“ oder „Niederlassungsbewilli-
gung – Künstler“ oder eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, eine „Aufenthaltsbe-
rechtigung plus“, einen Befreiungsschein (§ 4c) oder einen Aufenthaltstitel „Fa-
milienangehöriger“ oder „Daueraufenthalt – EU“ besitzt.

(3) Bei Eintritt eines anderen Arbeitgebers in das Rechtsverhältnis nach § 2 
Abs. 2 durch Übergang des Betriebes oder Änderung der Rechtsform gilt bei 
sonst unverändertem Fortbestand der Voraussetzungen die Beschäftigungsbe-
willigung als dem neuen Arbeitgeber erteilt. Auch eine für die Beschäftigung 
gültige „Rot-Weiß-Rot – Karte“, „Blaue Karte EU“, Aufenthaltsbewilligung als 
unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“), Aufenthaltsbewilli-
gung als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („mobile 
ICT“), Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ mit Zugang zum Ar-
beitsmarkt, Aufenthaltsbewilligung „Grenzgänger“ oder „Niederlassungsbewil-
ligung – Künstler“ berechtigt bei sonst unverändertem Fortbestand der Voraus-
setzungen zu einer Beschäftigung beim neuen Arbeitgeber.

(4) Ausländer, die Konzert- oder Bühnenkünstler oder Angehörige der Berufs-
gruppen Artisten, Film-, Rundfunk- und Fernsehschaffende oder Musiker sind, 
dürfen
a) einen Tag oder
b) acht Wochen im Rahmen einer künstlerischen Gesamtproduktion zur Si-

cherung eines Konzerts, einer Veranstaltung, einer Vorstellung, einer lau-
fenden Filmproduktion, einer Rundfunk- oder Fernsehlivesendung

ohne Beschäftigungsbewilligung beschäftigt werden. Die Beschäftigung ist vom 
Veranstalter bzw. Produzenten am Tag der Arbeitsaufnahme der zuständigen re-
gionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice anzuzeigen.

(5) Ausländer, die als Volontäre (§ 2 Abs. 14), Ferial- oder Berufspraktikanten 
(§ 2 Abs. 15) oder Praktikanten (§ 2 Abs. 16) beschäftigt werden, bedürfen kei-
ner Beschäftigungsbewilligung. Die Beschäftigung ist vom Inhaber des Betriebs, 
in dem der/die AusländerIn beschäftigt wird, spätestens drei Wochen vor Beginn 
der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice und der Zen-
tralen Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung nach 
dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem Lohn- und Sozialdumping-Be-
kämpfungsgesetz des Amtes für Betrugsbekämpfung anzuzeigen. Die zuständige 
regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat binnen zweier Wochen 
eine Anzeigebestätigung auszustellen. Nach Ablauf dieser Frist darf die Be-
schäftigung aber auch vor Ausstellung der Anzeigebestätigung aufgenommen 
werden. Bei einer allfälligen Ablehnung der Anzeigebestätigung nach Ablauf 
dieser Frist ist die bereits begonnene Beschäftigung umgehend, spätestens jedoch 
binnen einer Woche nach Zustellung der Ablehnung, zu beenden. Die Anzeige-
bestätigung ist nur auszustellen, wenn die Gewähr gegeben ist, dass der wahre 
wirtschaftliche Gehalt der beabsichtigten Beschäftigung dem eines Volontariates 
(§ 2 Abs. 14) oder eines Praktikums (§ 2 Abs. 15 oder 16) entspricht.

(6) Der Arbeitgeber hat die ihm nach diesem Bundesgesetz erteilten Bewilli-
gungen oder Bestätigungen im Betrieb, der Ausländer die ihm nach diesem Bun-
desgesetz und nach dem NAG erteilten Bewilligungen oder Bestätigungen an sei-
ner Arbeitsstelle zur Einsichtnahme bereitzuhalten.

(7) Ein Arbeitgeber darf einen Ausländer, auf den zum Zeitpunkt der Be-
schäftigungsaufnahme die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes nicht anzuwen-
den waren, auch nach dem Wegfall der dafür maßgeblichen persönlichen Um-
stände des Ausländers bis zum Ende des Beschäftigungsverhältnisses weiter be-
schäftigen.

(8) Die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat Ausländern, die 
gemäß § 1 Abs. 2 oder aufgrund einer Verordnung gemäß § 1 Abs. 4 vom Gel-
tungsbereich dieses Bundesgesetzes ausgenommen sind, auf deren Antrag eine 
Bestätigung darüber auszustellen.

(9) Die Beschäftigung eines Volontärs gemäß Abs. 5 kann auf bis zu zwölf Mo-
nate verlängert werden, wenn
a) der Volontär über eine Ausbildung verfügt, die einer österreichischen Reife-

prüfung entspricht, und
b) die Ausbildung in Österreich zu einer beruflichen Qualifikation führen 

soll, die diesem Niveau entspricht, und
c) die Beschäftigung durch ein international tätiges Unternehmen erfolgt und
d) die Beschäftigung zur Sicherung des österreichischen Betriebsstandortes im 

Hinblick auf die Erschließung neuer Absatzgebiete oder Wirtschaftsstand-
orte im Herkunftsstaat des Volontärs notwendig ist und

e) vor Aufnahme der Beschäftigung ein betriebliches Schulungsprogramm 
vorgelegt wird, welches die zur Erreichung der in lit. b genannten Ziele er-
forderlichen Maßnahmen, die Dauer und den konkreten Einsatzort der ein-
zelnen Programmschritte anführt, und

f) ein Nachweis des ausbildungsadäquaten Einsatzes im Herkunftsstaat nach 
Abschluß des Schulungsprogrammes erbracht wird und

g) eine Gefährdung der Beschäftigung und der Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen der übrigen im Unternehmen Beschäftigten ausgeschlossen ist und

h) eine Erklärung über die Verständigung des Betriebsrates oder der Personal-
vertretung von der Beschäftigung des Volontärs vorliegt.

(10) Die Anzeigebestätigung gemäß Abs. 5 ist zu widerrufen, wenn der An-
tragsteller anläßlich der Anzeige des Volontariates oder des Ferial- oder Berufs-
praktikums über wesentliche Tatsachen wissentlich falsche Angaben gemacht 
oder solche Tatsachen verschwiegen hat oder wenn der Ausländer Tätigkeiten 
verrichtet, die nicht einem Volontariat gemäß Abs. 5 oder Abs. 9 oder dem von 
der Bildungseinrichtung vorgeschriebenen Ferial- oder Berufspraktikum ent-
sprechen.
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Abschnitt II
Beschäftigungsbewilligung

Voraussetzungen

§ 4. (1) Einem Arbeitgeber ist auf Antrag eine Beschäftigungsbewilligung für 
den im Antrag angegebenen Ausländer zu erteilen, wenn die Lage und Entwick-
lung des Arbeitsmarktes die Beschäftigung zulässt (Arbeitsmarktprüfung), 
wichtige öffentliche und gesamtwirtschaftliche Interessen nicht entgegenstehen 
und
1. der Ausländer

a) über ein Aufenthaltsrecht nach dem NAG oder dem Fremdenpolizei-
gesetz 2005 (FPG), BGBl. I Nr. 100/2005, verfügt, das die Ausübung 
einer Beschäftigung nicht ausschließt, oder

b) Antragsteller im Sinne des Art. 3 Z 13 der Verordnung (EU) 
2024/1348 zur Einführung eines gemeinsamen Verfahrens für interna-
tionalen Schutz in der Union und zur Aufhebung der Richtlinie 
2013/32/EU, ABl. Nr. L 2024/1348 vom 22.05.2024 (Verfahrensver-
ordnung), ist, sein Antrag auf internationalen Schutz seit drei Mona-
ten gemäß Art. 27 dieser Verordnung registriert ist und ihm gemäß 
Art. 10 dieser Verordnung ein Recht auf Verbleib zukommt, es sei 
denn der Antrag wird in einem beschleunigten Verfahren gemäß Art. 
42 Abs. 1 lit. a bis f dieser Verordnung geprüft, oder

c) über ein Aufenthaltsrecht gemäß § 54 Abs. 1 Z 2 oder 3 AsylG 2005 
verfügt,

2. die Gewähr gegeben erscheint, dass der Arbeitgeber die Lohn- und Arbeits-
bedingungen einschließlich der sozialversicherungsrechtlichen Vor-
schriften einhält,

3. keine wichtigen Gründe in der Person des Ausländers vorliegen, wie wieder-
holte Verstöße infolge Ausübung einer Beschäftigung ohne Beschäftigungs-
bewilligung während der letzten zwölf Monate,

4. die Beschäftigung, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt 
ist, nicht bereits begonnen hat,

5. der Arbeitgeber während der letzten zwölf Monate vor der Antragseinbrin-
gung nicht wiederholt Ausländer entgegen den Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes beschäftigt hat,

6. die Vereinbarung über die beabsichtigte Beschäftigung (§ 2 Abs. 2) nicht 
aufgrund einer gemäß dem Arbeitsmarktförderungsgesetz, BGBl. 
Nr. 31/1969, unerlaubten Arbeitsvermittlung zustande gekommen ist und 
der Arbeitgeber dies wusste oder hätte wissen müssen,

7. der Arbeitgeber den Ausländer auf einem Arbeitsplatz seines Betriebes be-
schäftigen wird, wobei eine Zurverfügungstellung des Ausländers an Dritte 
unbeschadet des § 6 Abs. 2 nicht als Beschäftigung im eigenen Betrieb gilt,

8. die Erklärung über die Verständigung des Betriebsrates oder der Personal-
vertretung von der beabsichtigten Einstellung des Ausländers vorliegt,

9. der Arbeitgeber nicht hinsichtlich des antragsgegenständlichen oder eines 
vergleichbaren Arbeitsplatzes innerhalb von sechs Monaten vor oder im 
Zuge der Antragstellung
a) einen Arbeitnehmer, der das 50. Lebensjahr vollendet hat, gekündigt 

hat oder
b) die Einstellung eines für den konkreten Arbeitsplatz geeigneten Ar-

beitnehmers, der das 50. Lebensjahr vollendet hat, abgelehnt hat,
es sei denn, er macht glaubhaft, dass die Kündigung oder die Ablehnung der 
Einstellung nicht aufgrund des Alters des Arbeitnehmers erfolgt ist,

10. der Arbeitgeber im Fall der Beschäftigung eines Ausländers gemäß § 5 wäh-
rend der letzten zwölf Monate vor der Antragseinbringung nicht wieder-
holt Ausländern eine nicht ortsübliche Unterkunft zur Verfügung gestellt 
hat und

11. der Arbeitgeber im Fall der Beschäftigung eines Ausländers gemäß § 5 bestä-
tigt, dass dem Ausländer für die beabsichtigte Dauer der Beschäftigung eine 
ortsübliche Unterkunft zur Verfügung stehen wird und, sofern die Unter-
kunft vom oder über den Arbeitgeber zur Verfügung gestellt wird, die Mie-
te nicht automatisch vom Lohn abgezogen wird.

(2) Einem Arbeitgeber ist auf Antrag eine Beschäftigungsbewilligung für den 
im Antrag angegebenen ausländischen Lehrling zu erteilen, wenn die Lage auf 
dem Lehrstellenmarkt dies zulässt (Arbeitsmarktprüfung), keine wichtigen 
Gründe hinsichtlich der Lage und Entwicklung des übrigen Arbeitsmarktes ent-
gegenstehen und die Voraussetzungen des Abs. 1 Z 1 bis 9 vorliegen.

(3) Die Beschäftigungsbewilligung darf dem Arbeitgeber bei Erfüllung der all-
gemeinen Voraussetzungen gemäß Abs. 1 und 2 nur erteilt werden, wenn
1. der Regionalbeirat die Erteilung einhellig befürwortet oder
2. die Beschäftigung des Ausländers aus besonders wichtigen Gründen, insbe-

sondere zur Erhaltung von Arbeitsplätzen inländischer Arbeitnehmer oder 
als nachweislich qualifizierte Arbeitskraft in einem Mangelberuf, notwen-
dig ist oder

3. öffentliche oder überbetriebliche gesamtwirtschaftliche Interessen die Be-
schäftigung des Ausländers erfordern oder

4. der Ausländer gemäß § 5 befristet beschäftigt werden soll oder
5. der Ausländer über eine Aufenthaltsbewilligung als Schüler (§ 63 NAG) 

oder Student (§ 64 Abs. 1 und 4 NAG) verfügt oder Inhaber eines gültigen 
Aufenthaltstitels „Student“ eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen 
Union ist und im Rahmen eines Unions- oder multilateralen Programms 
mit Mobilitätsmaßnahmen oder einer Vereinbarung zwischen zwei oder 
mehreren Hochschuleinrichtungen einen Teil des Studiums in einer inlän-
dischen Hochschuleinrichtung absolviert oder

6. der Ausländer Betriebsentsandter ist (§ 18) oder
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7. der Ausländer gemäß § 57 AsylG 2005 besonderen Schutz genießt oder
8. für den Ausländer eine Bewilligung zur grenzüberschreitenden Überlas-

sung gemäß § 16 Abs. 4 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes oder § 71 
Abs. 2 des Landarbeitsgesetzes 2021 vorliegt oder

9. der Ausländer auf Grund allgemein anerkannter Regeln des Völkerrechts 
oder zwischenstaatlicher Vereinbarungen zu einer Beschäftigung zuzulas-
sen ist oder

10. der Ausländer Anspruch auf Leistungen nach dem Arbeitslosenversiche-
rungsgesetz 1977 (AlVG), BGBl. Nr. 609, hat oder

11. der Ausländer nicht länger als sechs Monate als Künstler (§14) beschäftigt 
werden soll oder

12. der Ausländer einer Personengruppe gemäß einer Verordnung nach Abs. 4 
angehört.

(4) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann 
durch Verordnung festlegen, dass für weitere Personengruppen, an deren Be-
schäftigung öffentliche oder gesamtwirtschaftliche Interessen bestehen, Be-
schäftigungsbewilligungen erteilt werden dürfen. Die Verordnung kann eine be-
stimmte Geltungsdauer der Beschäftigungsbewilligungen, einen Höchstrahmen 
für einzelne Gruppen und – sofern es die Lage und Entwicklung des Arbeits-
marktes zulässt – den Entfall der Arbeitsmarktprüfung im Einzelfall vorsehen.

(5) Bei Vorliegen einer Bewilligung zur grenzüberschreitenden Überlassung ge-
mäß § 16 Abs. 4 des Arbeitskräfteüberlassungsgesetzes oder gemäß § 71 Abs. 2 
des Landarbeitsgesetzes 2021 entfallen die Arbeitsmarktprüfung nach Abs. 1 
und die Anhörung des Regionalbeirates.

(6) Bei der Beschäftigung eines Gesellschafters gemäß § 2 Abs. 4 gilt Abs. 1 Z 2 
nur dann als erfüllt, wenn die Beschäftigung die Lohn- und Arbeitsbedingungen 
inländischer Arbeitnehmer nicht gefährdet. Eine Gefährdung ist anzunehmen, 
wenn die Einkünfte des Gesellschafters, beginnend mit der Aufnahme seiner Tä-
tigkeit, unter dem ortsüblichen Entgelt inländischer Arbeitnehmer liegen, die 
eine vergleichbare Tätigkeit ausüben.

(7) Die Arbeitsmarktprüfung gemäß Abs. 1 und 2 entfällt bei
(Anm.: Z 1 aufgehoben durch Art. 1 Z 9, BGBl. I Nr. 66/2017)
2. Schülern und Studenten (Abs. 3 Z 5) für eine Beschäftigung, die 20 Wo-

chenstunden nicht überschreitet,
3. Studienabsolventen (§ 12b Z 2),
4. Fachkräften hinsichtlich einer Beschäftigung in einem in der Fachkräftever-

ordnung (§ 13) festgelegten Mangelberuf,
5. Ausländern, die besonderen Schutz genießen (Abs. 3 Z 7) und
6. registrierten befristet beschäftigten Ausländern im Sinne des § 5 Abs. 6a 

und Abs. 7.
(8) Von Abs. 1 Z 3 und 5 kann nach Anhörung des Regionalbeirates abgesehen 

werden, wenn berücksichtigungswürdige Gründe, wie zB ein geringer Grad des 
Verschuldens oder eine kurze Dauer des Verstoßes vorliegen und der Arbeitgeber 

glaubhaft macht, dass er konkrete technische, organisatorische oder personelle 
Maßnahmen getroffen hat, um weitere Verstöße zu verhindern.

Projektmitarbeiter

§ 4a. Einem Arbeitgeber ist für einen Ausländer, der nicht länger als sechs Mo-
nate als Spezialist (§ 2 Abs. 13 Z 2) im Rahmen eines Projekts vorübergehend be-
schäftigt werden soll, auf Antrag eine Beschäftigungsbewilligung für die Dauer 
des Projekts zu erteilen, wenn die allgemeinen Voraussetzungen gemäß § 4 Abs. 1 
erfüllt sind.

Prüfung der Arbeitsmarktlage

§ 4b. (1) Die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes (§ 4 Abs. 1) lässt die Er-
teilung einer Beschäftigungsbewilligung zu, wenn für die vom beantragten Aus-
länder zu besetzende offene Stelle weder ein Inländer noch ein am Arbeitsmarkt 
verfügbarer Ausländer zur Verfügung steht, der bereit und fähig ist, die beantrag-
te Beschäftigung zu den gesetzlich zulässigen Bedingungen auszuüben. Unter 
den verfügbaren Ausländern sind jene mit Anspruch auf Leistungen aus der Ar-
beitslosenversicherung, EWR-Bürger, Schweizer, türkische Assoziationsarbeit-
nehmer (§ 4c) und Ausländer mit unbeschränktem Arbeitsmarktzugang (§ 17) 
zu bevorzugen. Der Prüfung ist das im Antrag auf Beschäftigungsbewilligung 
angegebene Anforderungsprofil, das in den betrieblichen Notwendigkeiten eine 
Deckung finden muss, zu Grunde zu legen. Den Nachweis über die zur Aus-
übung der Beschäftigung erforderliche Ausbildung oder sonstige besondere 
Qualifikationen hat der Arbeitgeber zu erbringen.

(2) Die Prüfung gemäß Abs. 1 entfällt, wenn dem Arbeitgeber eine Sicherungs-
bescheinigung für den beantragten Ausländer ausgestellt wurde.

(3) Bei der Zulassung von Ehegatten und minderjährigen Kindern von Auslän-
dern gemäß § 18a zu einer Beschäftigung ist die Prüfung gemäß Abs. 1 auf die 
Verfügbarkeit von Inländern und EWR-Bürgern zu beschränken.

Türkische Staatsangehörige

§ 4c. (1) Für türkische Staatsangehörige ist eine Beschäftigungsbewilligung von 
Amts wegen zu erteilen oder zu verlängern, wenn sie die Voraussetzungen nach 
Art. 6 Abs. 1 erster und zweiter Unterabsatz oder nach Art. 7 erster Unterabsatz 
oder nach Art. 7 letzter Satz oder nach Artikel 9 des Beschlusses des Assoziations-
rates EWG-Türkei ‑ ARB ‑ Nr. 1/1980 erfüllen.

(2) Türkischen Staatsangehörigen ist von Amts wegen ein Befreiungsschein 
auszustellen oder zu verlängern, wenn sie die Voraussetzungen nach Art. 6 Abs. 1 
dritter Unterabsatz oder nach Art. 7 zweiter Unterabsatz des ARB Nr. 1/1980 
erfüllen. Der Befreiungsschein berechtigt zur Aufnahme einer Beschäftigung im 
gesamten Bundesgebiet und ist jeweils für fünf Jahre auszustellen. Der Befrei-
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ungsschein ist zu widerrufen, wenn der Ausländer im Antrag über wesentliche 
Tatsachen wissentlich falsche Angaben gemacht oder solche Tatsachen ver-
schwiegen hat.

(3) Die Rechte türkischer Staatsangehöriger auf Grund der sonstigen Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes bleiben unberührt. Für die Verfahrenszuständig-
keit und die Durchführung der Verfahren gemäß Abs. 1 und 2 gelten, soweit 
dem nicht Bestimmungen des ARB Nr. 1/1980 entgegenstehen, die Bestim-
mungen dieses Bundesgesetzes.

Saisonarbeitskräfte und ErntehelferInnen

§ 5. (1) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann 
im Falle eines vorübergehenden zusätzlichen Arbeitskräftebedarfs, der weder aus 
dem im Inland verfügbaren Arbeitskräftepotenzial noch mit EWR-BürgerIn-
nen, SchweizerInnen und gemäß Abs. 6a und 7 registrierten AusländerInnen ab-
gedeckt werden kann, durch Verordnung zahlenmäßige Kontingente
1. für eine zeitlich befristete Zulassung ausländischer Saisonarbeitskräfte in ei-

nem bestimmten Wirtschaftszweig, in einer bestimmten Berufsgruppe oder 
Region oder

2. für die kurzfristige Zulassung ausländischer ErntehelferInnen
festlegen. Er hat dabei die allgemeine Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes, 
insbesondere im betreffenden Teilarbeitsmarkt, zu berücksichtigen.

(2) Die Länder und die Interessenvertretungen der ArbeitgeberInnen und der 
ArbeitnehmerInnen auf Landesebene sind vor der Festlegung von Kontingenten 
gemäß Abs. 1 anzuhören.

(3) Im Rahmen von Kontingenten gemäß Abs. 1 Z 1 werden Saisonarbeits-
kräfte mittels Beschäftigungsbewilligungen (§ 4) für eine befristete Saisonbe-
schäftigung zugelassen. Die zulässige Höchstdauer der Beschäftigungsbewilli-
gungen wird in der jeweiligen Verordnung geregelt, darf jedoch die Dauer von 
sechs Monaten nicht überschreiten. Innerhalb eines Zeitraumes von 12 Mona-
ten dürfen für ein und dieselbe Saisonarbeitskraft Beschäftigungsbewilligungen 
für eine Gesamtdauer von längstens neun Monaten erteilt oder verlängert wer-
den.

(4) Für Saisonarbeitskräfte, die bereits in den vergangenen drei Jahren im Rah-
men von Kontingenten für den Wirtschaftszweig Land- und Forstwirtschaft be-
schäftigt waren, dürfen neuerliche Beschäftigungsbewilligungen in diesem Wirt-
schaftszweig für eine Gesamtdauer von bis zu neun Monaten erteilt oder verlän-
gert werden.

(5) Im Rahmen von Kontingenten gemäß Abs. 1 Z 2 werden ErntehelferInnen 
mittels Beschäftigungsbewilligungen (§ 4) für eine kurzfristige, einen Zeitraum 
von sechs Wochen nicht überschreitende, Beschäftigung zugelassen.

(6) Im Rahmen von Kontingenten gemäß Abs. 3 bis 5 erteilte oder verlängerte 
Beschäftigungsbewilligungen binden für ihre jeweilige Geltungsdauer einen 
Kontingentplatz. Nach Ablauf der Geltungsdauer der Beschäftigungsbewilli-

gung kann der Kontingentplatz mit einer neuen Beschäftigungsbewilligung be-
legt werden. Für Saisonarbeitskräfte, die bereits im Rahmen eines Kontingents 
bewilligt beschäftigt sind, dürfen weitere Beschäftigungsbewilligungen bis zur 
zulässigen Höchstdauer nach Maßgabe der Abs. 3 bis 5 ungeachtet eines freien 
Kontingentplatzes erteilt werden. Saisonarbeitskräfte, die bereits zum Aufent-
halt im Bundesgebiet berechtigt sind oder mindestens einmal in den vorangegan-
genen fünf Jahren als Saisonarbeitskraft oder ErntehelferIn im Rahmen eines 
Kontingents gemäß Abs. 1 Z 1 oder 2 beschäftigt waren, sind bevorzugt zu be-
willigen.

(6a) Beschäftigungsbewilligungen für Saisonarbeitskräfte, die in den vorange-
gangenen fünf Kalenderjahren in zumindest drei Kalenderjahren im selben Wirt-
schaftszweig jeweils mindestens drei Monate im Rahmen von Kontingenten ge-
mäß Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2021 befristet 
beschäftigt waren und sich bei den regionalen Geschäftsstellen des Arbeits-
marktservice für eine weitere Beschäftigung in diesem Wirtschaftszweig registrie-
ren lassen, können in diesem Wirtschaftszweig außerhalb von Kontingenten ge-
mäß Abs. 1 Z 1 erteilt werden und sind nicht auf Kontingente anzurechnen. Für 
die zulässige Höchstdauer der Beschäftigungsbewilligungen gelten Abs. 3 und 4. 
Die Arbeitsmarktprüfung im Einzelfall entfällt (§ 4 Abs. 7 Z 6).

(7) Beschäftigungsbewilligungen für Saisonarbeitskräfte, die in den Kalender-
jahren 2006 bis 2010 im selben Wirtschaftszweig jeweils mindestens vier Monate 
im Rahmen von Kontingenten gemäß § 5 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 135/2009 befristet beschäftigt waren und sich bis 30. April 
2012 bei den regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice für eine weite-
re Beschäftigung in diesem Wirtschaftszweig registrieren haben lassen, können 
außerhalb von Kontingenten gemäß Abs. 1 Z 1 nach Maßgabe der Abs. 3 und 4 
erteilt werden und sind nicht auf Kontingente anzurechnen. Die Arbeitsmarkt-
prüfung im Einzelfall entfällt (§ 4 Abs. 7 Z 6).

(8) Die Prüfung des Aufenthaltsrechts gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 und das Verfahren 
gemäß § 11 entfallen, wenn die Beschäftigungsbewilligung im Rahmen von 
Kontingenten gemäß Abs. 1 Z 1 oder Z 2 beantragt wurde und die Saisonarbeits-
kraft oder der/die ErntehelferIn der Visumpflicht gemäß § 24 Abs. 1 Z 3 FPG 
unterliegt. Die Aufnahme der Beschäftigung ist jedoch erst nach Erteilung eines 
Visums nach Maßgabe des § 24 Abs. 1 Z 3 FPG erlaubt.

(9) Die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat Anträ-
ge auf Beschäftigungsbewilligungen für AusländerInnen, die über ein Visum C 
mit mehrjähriger Gültigkeitsdauer verfügen, der örtlich zuständigen Landespoli-
zeidirektion vor der Entscheidung zur Kenntnis zu bringen (§ 24 Abs. 5 FPG).

(10) Die Landesgeschäftsstellen haben ihre Landesdirektorien und die Interes-
senvertretungen der Land- und Forstwirtschaft auf Anfrage über die Auslastung 
der im Bereich der Geschäftsstelle festgelegten Kontingente und über die gemäß 
Abs. 6a und 7 zugelassenen Arbeitskräfte (Stammsaisoniers) zu informieren.

§ 5 AuslBG AuslBG § 5
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Geltungsbereich

§ 6. (1) Die Beschäftigungsbewilligung ist für einen Arbeitsplatz zu erteilen und 
gilt für das gesamte Bundesgebiet. Der Arbeitsplatz ist durch die berufliche Tä-
tigkeit und den in der Beschäftigungsbewilligung bezeichneten Arbeitgeber be-
stimmt.

(2) Eine Änderung der Beschäftigungsbewilligung ist nicht erforderlich, wenn 
der Ausländer für eine verhältnismäßig kurze, eine Woche nicht übersteigende 
Zeit auf einem anderen Arbeitsplatz beschäftigt wird. Für einen längeren Zeit-
raum ist eine neue Beschäftigungsbewilligung erforderlich.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 72/2013)

Geltungsdauer

§ 7. (1) Die Beschäftigungsbewilligung ist zu befristen; sie darf jeweils längstens 
für die Dauer eines Jahres erteilt werden.

(2) Für die Beschäftigung auf Arbeitsplätzen in Betrieben, die ihrer Art nach 
nur zu bestimmten Jahreszeiten arbeiten oder die regelmäßig zu gewissen Zeiten 
des Jahres erheblich verstärkt arbeiten (Saisonbetrieb), ist die Beschäftigungsbe-
willigung jeweils nur für die nach der Art der Beschäftigung erforderliche Dauer 
zu erteilen.

(3) Beschäftigungsbewilligungen, die im Rahmen von Kontingenten gemäß 
§ 5 erteilt werden, dürfen die in der jeweiligen Verordnung festgelegte Geltungs-
dauer nicht überschreiten.

(4) Lehrlingen ist die Beschäftigungsbewilligung für die Dauer der Lehrzeit 
und der gesetzlichen oder kollektivvertraglichen Verpflichtung zur Weiterver-
wendung zu erteilen.

(5) § 11 des Mutterschutzgesetzes 1979, BGBl. Nr. 221, und § 7 Abs. 2 des Vä-
ter-Karenzgesetzes, BGBl. Nr. 651/1989 bleiben unberührt.

(6) Die Beschäftigungsbewilligung erlischt
1. mit Beendigung der Beschäftigung des Ausländers;
2. wenn binnen sechs Wochen nach Laufzeitbeginn der Beschäftigungsbewil-

ligung eine Beschäftigung nicht aufgenommen wird.
(7) Wird ein Antrag auf Verlängerung einer Beschäftigungsbewilligung oder 

auf Ausstellung eines Befreiungsscheines vor Ablauf der Beschäftigungsbewilli-
gung eingebracht, so gilt diese bis zur rechtskräftigen Entscheidung über den 
Antrag als verlängert.

(8) Liegen die Voraussetzungen für die Verlängerung einer Beschäftigungsbe-
willigung nicht vor, so treten die Wirkungen der Nichtverlängerung erst mit je-
nem Zeitpunkt ein, der sich aus den die Rechte des Ausländers sichernden ge-
setzlichen Bestimmungen und Normen der kollektiven Rechtsgestaltung ergibt.

Auflagen

§ 8. (1) Die Beschäftigungsbewilligung ist mit der Auflage zu verbinden, daß der 
Ausländer nicht zu schlechteren Lohn- und Arbeitsbedingungen beschäftigt 
wird, als sie für die Mehrzahl der bezüglich der Leistung und Qualifikation ver-
gleichbaren inländischen Arbeitnehmer des Betriebes gelten.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 25/2011)
(3) Die Beschäftigungsbewilligung kann, sofern es im Hinblick auf die Lage 

und Entwicklung des Arbeitsmarktes oder wichtige öffentliche oder gesamtwirt-
schaftliche Interessen zweckdienlich ist, mit weiteren Auflagen, insbesondere zur 
Durchführung und Unterstützung von Maßnahmen arbeitsmarktpolitischer 
oder berufsfördernder Art, verbunden werden.

Widerruf

§ 9. (1) Die Beschäftigungsbewilligung ist zu widerrufen, wenn
1. der Antragsteller im Antrag auf Erteilung der Beschäftigungsbewilligung 

über wesentliche Tatsachen wissentlich falsche Angaben gemacht oder sol-
che Tatsachen verschwiegen hat,

2. im Fall der Beschäftigung einer Saisonarbeitskraft oder eines Erntehelfers (§ 
5) die vom oder über den Arbeitgeber zur Verfügung gestellte Unterkunft 
entgegen § 4 Abs. 1 Z 11 nicht ortsüblich ist und der Arbeitgeber nicht bin-
nen einer Frist von zwei Wochen eine ortsübliche Unterkunft zur Verfü-
gung gestellt hat oder

3. im Fall der Beschäftigung eines Ausländers, der einen Antrag auf internati-
onalen Schutz gestellt hat, dieser Antrag in einem beschleunigten Verfahren 
gemäß Art. 42 Abs. 1 lit. a bis f der Verfahrensverordnung geprüft wird.

(2) Die Beschäftigungsbewilligung kann widerrufen werden, wenn
a) sich die Voraussetzungen, unter denen sie erteilt wurde (§ 4 Abs. 1 bis 3), 

wesentlich geändert haben oder die im Sinne des § 4 Abs. 1 erklärten Um-
stände nicht mehr zutreffen, es sei denn der Ausländer hat nach Art. 68 der 
Verfahrensverordnung ein Recht auf Verbleib oder ihm ist der weitere Ver-
bleib gestattet,

b) sonstige wichtige Gründe in der Person des Ausländers vorliegen oder
c) die bei ihrer Erteilung festgesetzten Auflagen (§ 8) nicht erfüllt werden.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 25/2011)
(4) Bei Widerruf der Beschäftigungsbewilligung gilt § 7 Abs. 8 sinngemäß.
(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten für den Widerruf der Entsendebewilligung (§ 18) 

sinngemäß.

§§ 6, 7 AuslBG AuslBG §§ 8, 9
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Streik und Aussperrung

§ 10. Für die Beschäftigung auf Arbeitsplätzen in einem von Streik oder Auss-
perrung betroffenen Betrieb dürfen Beschäftigungsbewilligungen nicht erteilt 
werden.

Sicherungsbescheinigung

§ 11. (1) Beabsichtigt ein Arbeitgeber einen Ausländer zu beschäftigen, der über 
kein Aufenthaltsrecht gemäß § 4 Abs. 1 Z 1 verfügt, so ist ihm auf Antrag eine 
Sicherungsbescheinigung auszustellen, wenn alle sonstigen Voraussetzungen für 
die Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung (§ 4) erfüllt sind und, sofern der 
Ausländer quotenpflichtig (§ 12 NAG) zugelassen werden soll, ein Quoten- bzw. 
Kontingentplatz vorhanden ist. Für die Zulassung von Schlüsselkräften und 
Fachkräften (§§ 12 bis 12c) und von länger als sechs Monate beschäftigten 
Künstlern (§ 14) gilt das Zulassungsverfahren gemäß § 20d.

(2) Die Sicherungsbescheinigung dient zur Vorlage bei der Vertretungsbehörde 
im Ausland bzw. bei der nach dem NAG zuständigen Behörde und hat den Na-
men und die Anschrift des Arbeitgebers, den Namen, das Geburtsdatum, die 
Staatsangehörigkeit, die Wohnadresse und die vorgesehene berufliche Tätigkeit 
des Ausländers sowie die beabsichtigte Dauer der Beschäftigungsbewilligung zu 
enthalten. Die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat die zustän-
digen Vertretungsbehörden regelmäßig über die Ausstellung von Sicherungsbe-
scheinigungen unter Angabe der genannten Daten in Kenntnis zu setzen.

(3) Die Geltungsdauer der Sicherungsbescheinigung ist mit längstens 26 Wo-
chen zu befristen. Dabei ist auf die voraussichtliche Dauer der Einreise und 
Aufenthaltsnahme des Ausländers Bedacht zu nehmen. Wurde die Sicherungs-
bescheinigung für eine kürzere Geltungsdauer ausgestellt, ist eine Verlängerung 
bis zur Gesamtdauer von 26 Wochen zulässig. In begründeten Fällen ist eine Ver-
längerung bis zu einer Gesamtdauer von 36 Wochen zulässig.

(4) Wird dem Antrag nicht oder nicht zur Gänze stattgegeben, ist darüber mit 
Bescheid abzusprechen.

(5) Die Sicherungsbescheinigung kann widerrufen werden, wenn sich die Um-
stände, unter denen sie erteilt wurde, wesentlich geändert haben.

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 72/2013)

Abschnitt III
Zulassung zur dauerhaften Beschäftigung

Besonders Hochqualifizierte

§ 12. Besonders hochqualifizierte Ausländer, welche die erforderliche Mindest-
punkteanzahl für die in Anlage A angeführten Kriterien erreichen, werden zu ei-

ner Beschäftigung als Schlüsselkraft zugelassen, wenn die beabsichtigte Be-
schäftigung ihrer Qualifikation und den sonstigen für die Erreichung der Min-
destpunkteanzahl maßgeblichen Kriterien entspricht und sinngemäß die Vor-
aussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Z 1 erfüllt sind. Die Arbeits-
marktprüfung im Einzelfall entfällt.

Fachkräfte in Mangelberufen

§ 12a. (1) Ausländer werden in einem in der Fachkräfteverordnung (§ 13) festge-
legten Mangelberuf zu einer Beschäftigung als Fachkraft zugelassen, wenn sie
1. eine einschlägige abgeschlossene Berufsausbildung nachweisen können,
2. die erforderliche Mindestpunkteanzahl für die in Anlage B angeführten 

Kriterien erreichen,
3. für die beabsichtigte Beschäftigung das ihnen nach Gesetz, Verordnung 

oder Kollektivvertrag zustehende Mindestentgelt zuzüglich einer betriebs-
üblichen Überzahlung erhalten und

sinngemäß die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Z 1 erfüllt 
sind. Die Arbeitsmarktprüfung im Einzelfall entfällt.

(2) Für Berufe im Bereich des öffentlichen Verkehrs gilt Abs. 1 Z 1 mit einer 
vorliegenden Berechtigung nach den einschlägigen eisenbahn- oder verkehrs-
rechtlichen Bestimmungen oder einer abgeschlossenen Berufsausbildung (min-
destens einem Lehrabschluss oder Abschluss einer höheren Schule entspre-
chend), die für die Erlangung dieser Berechtigung notwendig ist, als erfüllt.

Sonstige Schlüsselkräfte und Studienabsolventen

§ 12b. Ausländer werden zu einer Beschäftigung als Schlüsselkraft zugelassen, 
wenn sie
1. die erforderliche Mindestpunkteanzahl für die in Anlage C angeführten 

Kriterien erreichen und für die beabsichtigte Beschäftigung ein monatli-
ches Bruttoentgelt erhalten, das mindestens 50 vH der monatlichen 
Höchstbeitragsgrundlage gemäß § 108 Abs. 3 des Allgemeinen Sozialversi-
cherungsgesetzes (ASVG), BGBl. Nr. 189/1955, zuzüglich Sonderzahlun-
gen beträgt, oder

2. ein Diplomstudium zumindest ab dem zweiten Studienabschnitt bzw. ein 
Bachelorstudium, ein Masterstudium oder ein (PhD-)Doktoratsstudium 
an einer inländischen Universität, Fachhochschule oder akkreditierten Pri-
vatuniversität absolviert und erfolgreich abgeschlossen haben und für die 
beabsichtigte Beschäftigung, die ihrem Ausbildungsniveau zu entsprechen 
hat, ein monatliches Bruttoentgelt erhalten, das mindestens dem ortsübli-
chen Entgelt inländischer Studienabsolventen mit einer vergleichbaren Tä-
tigkeit und Berufserfahrung entspricht,

§§ 10-12 AuslBG AuslBG §§ 12a, 12b
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und sinngemäß die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Z 1 er-
füllt sind. Bei Studienabsolventen gemäß Z 2 entfällt die Arbeitsmarktprüfung 
im Einzelfall.

Blaue Karte EU

§ 12c. (1) Ausländer werden zu einer Beschäftigung als Schlüsselkraft zugelas-
sen, wenn sie über einen Abschluss eines Studiums an einer tertiären Bildungs-
einrichtung mit dreijähriger Mindestdauer verfügen, für eine dieser Ausbildung 
entsprechende Beschäftigung ein Bruttojahresgehalt erhalten, das dem Einfa-
chen des von der Bundesanstalt „Statistik Österreich“ zuletzt veröffentlichten 
durchschnittlichen österreichischen Bruttojahresgehalts von Vollzeitbeschäftig-
ten entspricht, sinngemäß die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der 
Z 1 erfüllt sind und im Falle einer Beschäftigung in einem reglementierten Beruf 
die einschlägige Berufszugangsberechtigung nachgewiesen wird. Der Bundesmi-
nister für Arbeit und Wirtschaft kann im Falle einer überdurchschnittlich stei-
genden Lohnentwicklung oder im Falle einer ungünstigen Entwicklung des Ar-
beitsmarktes das erforderliche Bruttojahresgehalt durch Verordnung bis zum Ei-
neinhalbfachen erhöhen.

(2) Abweichend von Abs. 1 werden Ausländer auch ohne Abschluss eines Stu-
diums zu einer Beschäftigung als Schlüsselkraft zugelassen, wenn sie als Füh-
rungskräfte, akademische oder vergleichbare Fachkräfte in der Informations- 
und Kommunikationstechnologie unter die Berufsgruppen 133 oder 25 der 
ISCO‑08‑Klassifikationsliste laut Anhang der Empfehlung 2009/824/EG über 
die Verwendung der Internationalen Standardklassifikation der Berufe 
(ISCO‑08), ABl. Nr. L 292 vom 10.11.2009 S. 31 einzuordnen sind und eine 
mindestens dreijährige einschlägige Berufserfahrung nachweisen, deren Niveau 
mit einem Hochschulabschluss mit dreijähriger Mindeststudiendauer vergleich-
bar ist und die innerhalb der dem Antrag auf eine „Blaue Karte EU“ vorausge-
gangenen sieben Jahre erworben wurde.

(3) Für Ausländer, die eine gültige „Blaue Karte EU“ eines anderen Mitglieds-
taates der Europäischen Union innehaben, ist zur Ausübung einer geschäftli-
chen Tätigkeit im Bundesgebiet für eine Dauer von 90 Tagen innerhalb eines 
Zeitraumes von 180 Tagen keine Entsendebewilligung oder Beschäftigungsbe-
willigung erforderlich, wenn die Tätigkeit in direktem Zusammenhang mit den 
geschäftlichen Interessen ihres in dem anderen Mitgliedstaat ansässigen Arbeit-
gebers und ihren beruflichen Pflichten im Rahmen ihres Beschäftigungsverhält-
nisses zu dem Arbeitgeber steht.

(4) Als geschäftliche Tätigkeiten im Sinne des Abs. 3 gelten die Teilnahme an 
internen oder externen Geschäftssitzungen, an Konferenzen oder Seminaren, an 
Verhandlungen über Geschäftsabschlüsse, Verkaufs- oder Vermarktungstätigkei-
ten, die Sondierung von Geschäftsmöglichkeiten oder die Teilnahme an Schu-
lungen.

(5) Handelt es sich beim Antragsteller um einen Inhaber einer „Rot-Weiß-Rot 
– Karte“ als besonders Hochqualifizierter (§ 12), als sonstige Schlüsselkraft oder 

als Studienabsolvent (§ 12b) entfällt die Arbeitsmarktprüfung gemäß § 4b, wenn 
die Beschäftigung beim selben Arbeitgeber fortgesetzt wird.

Stammmitarbeiter

§ 12d. Ausländer werden zu einer Beschäftigung als Stammmitarbeiter zugelas-
sen, wenn
1. sie in den vorangegangenen zwei Kalenderjahren jeweils mindestens sieben 

Monate als registrierte Stammsaisoniers gemäß § 5 Abs. 6a oder 7 im selben 
Wirtschaftszweig beschäftigt waren,

2. sie Deutschkenntnisse zur elementaren Sprachverwendung auf dem 
Sprachniveau A1 gemäß dem Gemeinsamen Europäischen Referenzrah-
men für Sprachen nachweisen,

3. der Arbeitgeber ein unbefristetes Arbeitsverhältnis in Aussicht stellt und
4. sinngemäß die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Z 1 erfüllt 

sind, wobei die Arbeitsmarktprüfung im Einzelfall entfällt.

Grenzgänger

§ 12e. Ausländer werden zu einer Beschäftigung als Grenzgänger (§ 2 Abs. 7) zu-
gelassen, wenn
1. sie über einen Daueraufenthaltstitel eines Nachbarstaates von Österreich 

mit unbeschränktem Arbeitsmarktzugang verfügen,
2. eine Beschäftigung bei einem Arbeitgeber mit Sitz im Bundesgebiet aufge-

nommen werden soll und
3. sinngemäß die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Z 1 erfüllt 

sind.

Fachkräfteverordnung

§ 13. (1) Die Bundesministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsu-
mentenschutz legt im Falle eines längerfristigen Arbeitskräftebedarfs, der aus 
dem im Inland verfügbaren Arbeitskräftepotenzial nicht abgedeckt werden 
kann, zur Sicherung des Wirtschafts- und Beschäftigungsstandortes im Einver-
nehmen mit der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort 
durch Verordnung für das nächstfolgende Kalenderjahr Mangelberufe fest, in 
denen Ausländer als Fachkräfte gemäß § 12a für eine Beschäftigung im gesamten 
Bundesgebiet oder in bestimmten Bundesländern zugelassen werden können. 
Als Mangelberufe kommen Berufe in Betracht, für die bundesweit oder in be-
stimmten Bundesländern pro gemeldeter offener Stelle höchstens 1,5 Arbeits-
uchende vorgemerkt (Stellenandrangsziffer) sind. Berufe mit einer Stellenan-
drangsziffer bis zu 1,8 können berücksichtigt werden, wenn weitere objektivier-
bare Mangelindikatoren, insbesondere eine erhöhte Ausbildungsaktivität der Be-
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triebe festgestellt werden oder der betreffende Beschäftigungszweig eine über-
durchschnittlich steigende Lohnentwicklung aufweist. Die von Arbeitskräfte-
überlassern gemäß § 3 Abs. 2 AÜG gemeldeten offenen Stellen sind bei der Er-
mittlung der Stellenandrangsziffer gesondert auszuweisen.

(Anm.: Abs. 1a wurde nicht vergeben)
(1b) Im Bereich des Personenverkehrs und Güterverkehrs auf der Schiene kön-

nen außerdem Berufe berücksichtigt werden, die – ungeachtet der Stellenan-
drangsziffer – für die Erbringung und den Ausbau von Dienstleistungen im 
öffentlichen Verkehr zur Unterstützung der Mobilitätswende erforderlich sind.

(2) Ein vom Verwaltungsrat des Arbeitsmarktservice Österreich gemäß den Be-
stimmungen des Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl. I Nr. 313/1994, einzurich-
tender Ausschuss kann nach Maßgabe des Abs. 1 einvernehmlich Vorschläge für 
die Festlegung von Mangelberufen erstatten. Wird kein Einvernehmen erzielt, 
können die Vertreter der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber gesonderte Vor-
schläge erstatten.

(3) In der Verordnung gemäß Abs. 1 können unter Bedachtnahme auf die Lage 
und Entwicklung des Arbeitsmarktes Höchstzahlen festgelegt werden. Diese gel-
ten für die Zulassung von Fachkräften in Mangelberufen, die ausschließlich für 
bestimmte Bundesländer festgelegt wurden.

(4) Unbeschadet der Regelungen des § 12 kann die Bundesministerin für Ar-
beit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz im Einvernehmen mit der 
Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort darüber hinaus 
im Falle eines anhaltend dringenden Bedarfs an Arbeitskräften in besonders 
hochqualifizierten Beschäftigungsbereichen durch Verordnung für das nächst-
folgende Kalenderjahr festlegen, dass Ausländer mit bestimmten tertiären Aus-
bildungen in diesen Beschäftigungsbereichen als besonders Hochqualifizierte 
nach Maßgabe des § 12 und der Anlage A zugelassen werden können, wobei die 
erforderliche Mindestpunkteanzahl um 5 Punkte herabgesetzt wird.

Ausländische Künstler

§ 14. (1) Ausländer, deren unselbständige Tätigkeit überwiegend durch Aufga-
ben der künstlerischen Gestaltung bestimmt ist, werden zu einer Beschäftigung 
als Künstler zugelassen, wenn die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme 
des Abs. 1 Z 1 vorliegen. Bei Fehlen einer dieser Voraussetzungen darf die Zulas-
sung nur versagt werden, wenn die Beeinträchtigung der durch dieses Bundesge-
setz geschützten öffentlichen Interessen unverhältnismäßig schwerer wiegt als 
die Beeinträchtigung der Freiheit der Kunst des Ausländers.

(2) Bei der Abwägung gemäß Abs. 1 ist insbesondere darauf Bedacht zu neh-
men, dass durch die Versagung der Zulassung dem Ausländer eine zumutbare 
Ausübung der Kunst im Ergebnis nicht unmöglich gemacht wird. Dabei darf 
weder ein Urteil über den Wert der künstlerischen Tätigkeit noch über die künst-
lerische Qualität des Künstlers maßgebend sein.

(3) Bei begründeten Zweifeln hat der Ausländer oder sein Arbeitgeber die 
beabsichtigte Ausübung einer künstlerischen Tätigkeit glaubhaft zu machen.

Abschnitt IIIa
Unbeschränkter Zugang zum Arbeitsmarkt

Niedergelassene Ausländer

§ 15. (1) Ausländern, die im Besitz einer „Niederlassungsbewilligung“ oder einer 
„Niederlassungsbewilligung – Angehöriger“ sind, wird im Rahmen eines 
Zweckänderungsverfahrens zur Erteilung einer „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ 
unbeschränkter Arbeitsmarktzugang eingeräumt (§ 17), wenn sie
1. seit zwei Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen und fortge-

schritten integriert sind oder
2. im Besitz einer gültigen Arbeitserlaubnis oder eines gültigen Befreiungs-

scheines sind oder
3. Ehegatte, eingetragener Partner oder minderjähriges lediges Kind (ein-

schließlich Stief- und Adoptivkind) eines Ausländers gemäß Z 1 oder 2 und 
bereits zwölf Monate rechtmäßig im Bundesgebiet niedergelassen sind.

(2) Als fortgeschritten integriert im Sinne des Abs. 1 Z 1 gelten Personen, die 
bereits erlaubt im Bundesgebiet beschäftigt waren oder deren Zulassung zu einer 
Beschäftigung im Hinblick auf ihre besondere soziale und familiäre Verankerung 
in Österreich geboten ist. Dazu gehören insbesondere nachgezogene Familienan-
gehörige, die das Modul I der Integrationsvereinbarung erfüllt haben. Bei Op-
fern familiärer Gewalt kann vom Erfordernis einer zweijährigen rechtmäßigen 
Niederlassung abgesehen werden, wenn die Aufnahme einer Beschäftigung zur 
Sicherung einer selbständigen Lebensführung geboten ist.

Unbeschränkter Zugang zum Arbeitsmarkt

§ 17. Ausländer, die über
1. eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ (§ 41a NAG) oder
2. einen Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ (§ 47 NAG) oder „Dauer-

aufenthalt – EU“ (§ 45 NAG) oder
3. eine „Aufenthaltsberechtigung – plus“ (§ 54 Abs. 1 Z 1 AsylG 2005)
verfügen, sind zur Ausübung einer Beschäftigung im gesamten Bundesgebiet be-
rechtigt.

§ 14 AuslBG AuslBG §§ 15, 17
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Abschnitt IV
Entsendung, Überlassung und Unternehmenstransfer

Betriebsentsendung und grenzüberschreitende 
Arbeitskräfteüberlassung

§ 18. (1) Ausländer, die von einem ausländischen Arbeitgeber ohne einen im 
Bundesgebiet vorhandenen Betriebssitz im Inland beschäftigt werden, bedürfen, 
soweit im folgenden nicht anderes bestimmt ist, einer Beschäftigungsbewilli-
gung. Dauern diese Arbeiten nicht länger als sechs Monate, bedürfen Ausländer 
einer Entsendebewilligung, welche längstens für die Dauer von vier Monaten er-
teilt werden darf.

(2) Für Ausländer nach Abs. 1, die ausschließlich im Zusammenhang mit kurz-
fristigen Arbeitsleistungen, für die ihrer Art nach inländische Arbeitskräfte nicht 
herangezogen werden, wie geschäftliche Besprechungen, Besuche von Messever-
anstaltungen und Kongressen und dergleichen, beschäftigt werden, ist eine Be-
schäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung nicht erforderlich.

(3) Für Ausländer, die
1.  von ihrem ausländischen Arbeitgeber im Rahmen eines Joint Venture und 

auf der Grundlage eines betrieblichen Schulungsprogramms nicht länger 
als sechs Monate zur betrieblichen Einschulung in einen Betrieb mit Be-
triebssitz im Bundesgebiet oder

2.  im Rahmen eines international tätigen Konzerns auf Basis eines qualifizier-
ten konzerninternen Aus- und Weiterbildungsprogramms von einem aus-
ländischen Konzernunternehmen nicht länger als 50 Wochen in das Head-
quarter im Bundesgebiet oder

3.  von ihrem international tätigen Dienstgeber als der Unternehmensleitung 
zugeteilte qualifizierte Mitarbeiter, die zur innerbetrieblichen Aus- oder 
Weiterbildung (Führungskräftenachwuchs) und zu Rotationen im Hin-
blick auf den Dienstort verpflichtet sind, nicht länger als 24 Monate in eine 
zum gleichen Unternehmen oder zur gleichen Unternehmensgruppe gehö-
rende Niederlassung im Bundesgebiet

entsandt werden, ist keine Entsendebewilligung oder Beschäftigungsbewilligung 
erforderlich. Die Schulungs- bzw. Aus- und Weiterbildungsmaßnahme ist spätes-
tens zwei Wochen vor Beginn vom Inhaber des inländischen Schulungsbetriebes 
(Z 1), vom Headquarter (Z 2) bzw. von der inländischen Niederlassung (Z 3) der 
zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice unter Nachweis 
des Joint Venture-Vertrages und des Schulungsprogramms bzw. des Aus- und 
Weiterbildungsprogramms, in dem Zielsetzungen, Maßnahmen und Dauer der 
Schulung bzw. Ausbildung angegeben sind, anzuzeigen. Die regionale Ge-
schäftsstelle hat binnen zwei Wochen eine Anzeigebestätigung auszustellen. Die 
Einschulung bzw. Aus- und Weiterbildung darf erst nach Vorliegen der Anzeige-
bestätigung begonnen werden.

(3a) Für Ausländer, die als Vertreter repräsentativer ausländischer Interessen-
vertretungen im Rahmen ihres Arbeitsverhältnisses in das Bundesgebiet abge-
stellt werden und deren Arbeitsvertrag Rotationen im Hinblick auf den Dien-
stort vorsieht, gilt Abs. 3 mit der Maßgabe, dass die aufnehmende Niederlassung 
der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice die Be-
schäftigung unter Nachweis des Arbeitsvertrags und des Abordnungsschreibens 
anzuzeigen hat.

(4) Dauert die im Abs. 1 genannte Beschäftigung länger als vier Monate, so ist 
eine Beschäftigungsbewilligung erforderlich. Der Antrag auf Erteilung der Be-
schäftigungsbewilligung ist jedenfalls noch vor Ablauf des vierten Monates nach 
Aufnahme der Arbeitsleistung vom Inhaber des Betriebes, in dem der Ausländer 
beschäftigt wird, bei der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice einzubringen. Im Falle der Ablehnung der Beschäftigungsbewilli-
gung ist die Beschäftigung spätestens zwei Wochen nach Zustellung der Ent-
scheidung zu beenden.

(5) Für Ausländer nach Abs. 1, die im Rahmen zwischenstaatlicher Kulturab-
kommen beschäftigt werden, ist eine Entsendebewilligung nicht erforderlich. 
Die Beschäftigung ist von der Einrichtung, in der die Arbeitsleistungen erbracht 
werden, bzw. vom Veranstalter spätestens am Tage der Arbeitsaufnahme der zu-
ständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice anzuzeigen.

(6) Für Ausländer nach Abs. 1, die bei Ensemblegastspielen im Theater be-
schäftigt werden, ist eine Entsendebewilligung nicht erforderlich, wenn die Be-
schäftigung nicht länger als eine Woche dauert. Die Beschäftigung ist vom Ver-
anstalter spätestens am Tage der Arbeitsaufnahme der zuständigen regionalen 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice anzuzeigen.

(7) Dauert die Beschäftigung nach Abs. 6 länger als eine Woche, so ist der An-
trag auf Erteilung der Entsendebewilligung ab Kenntnis dieses Umstandes, je-
denfalls jedoch vor Ablauf einer Woche nach Aufnahme der Beschäftigung, vom 
Veranstalter bei der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice einzubringen.

(8) Bei Erteilung einer Entsendebewilligung oder einer Beschäftigungsbewilli-
gung für einen betriebsentsandten Ausländer kann für den Fall, daß es sich um 
Arbeitsleistungen handelt, die von Inländern nicht erbracht werden können, 
von der Prüfung, ob die Lage und Entwicklung des Arbeitsmarktes die Be-
schäftigung zuläßt, abgesehen werden.

(9) Die Dauer der Arbeitsleistungen bzw. der Beschäftigung ist unabhängig 
von der Dauer des Einsatzes des einzelnen Ausländers bei diesen Arbeitsleistun-
gen bzw. Beschäftigungen festzustellen.

(10) Die Lohn- und Arbeitsbedingungen gemäß § 4 Abs. 1 Z 2 und § 8 Abs. 1 
sind als erfüllt anzusehen, wenn die Beschäftigung keine Gefährdung der Lohn- 
und Arbeitsbedingungen der inländischen Arbeitnehmer mit sich bringt.

(11) Für Arbeiten, die im Bundesgebiet üblicherweise von Betrieben der Wirt-
schaftsklassen Hoch- und Tiefbau, Bauinstallation, sonstiges Baugewerbe und 
Vermietung von Baumaschinen und Baugeräten mit Bedienungspersonal gemäß 
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der Systematik der ÖNACE erbracht werden, kann eine Entsendebewilligung 
nicht erteilt werden.

(12) Für Ausländer, die von einem Unternehmen mit Betriebssitz in einem an-
deren Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes zur Erbringung einer 
vorübergehenden Arbeitsleistung nach Österreich entsandt oder überlassen wer-
den, ist keine Beschäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung erforderlich, 
wenn
1. sie ordnungsgemäß zu einer Beschäftigung im Staat des Betriebssitzes über 

die Dauer der Entsendung oder Überlassung nach Österreich hinaus zuge-
lassen und beim entsendenden Unternehmen rechtmäßig beschäftigt sind,

2. die österreichischen Lohn- und Arbeitsbedingungen gemäß § 3 Abs. 3 bis 6, 
§ 4 Abs. 2 bis 5 und § 5 des Lohn- und Sozialdumping-Bekämpfungsgeset-
zes (LSD-BG), BGBl. Nr. 44/2016, im Fall der Überlassung gemäß § 10 
AÜG, § 3 Abs. 4, § 4 Abs. 2 und 5 und § 6 LSD-BG sowie die sozialversiche-
rungsrechtlichen Bestimmungen eingehalten werden und

3. im Fall der Überlassung kein Untersagungsgrund gemäß § 18 Abs. 1 AÜG 
vorliegt.

Die Zentrale Koordinationsstelle für die Kontrolle der illegalen Beschäftigung 
nach dem Ausländerbeschäftigungsgesetz und dem Lohn- und Sozialdumping-
Bekämpfungsgesetz des Amtes für Betrugsbekämpfung (Zentrale Koordinati-
onsstelle) hat die Meldung über die Beschäftigung betriebsentsandter oder über-
lassener Ausländer gemäß § 19 Abs. 2 bis 4 LSD-BG unverzüglich der zuständi-
gen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice zu übermitteln. Die regi-
onale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat binnen zwei Wochen ab Ein-
langen der Meldung dem Unternehmen und dem Auftraggeber oder Beschäfti-
ger, der die Arbeitsleistungen in Anspruch nimmt, das Vorliegen der Vorausset-
zungen zu bestätigen (EU-Entsendebestätigung bzw. EU-Überlassungsbestäti-
gung) oder bei Nichtvorliegen die Entsendung oder Überlassung zu untersagen. 
Unbeschadet der Meldepflicht gemäß § 19 Abs. 2 bis 4 LSD-BG sowie sonstiger 
Pflichten nach dem AÜG, darf die Beschäftigung bei Vorliegen der Vorausset-
zungen auch ohne EU-Entsendebestätigung bzw. EU-Überlassungsbestätigung 
begonnen werden.

(13) Abs. 12 gilt sinngemäß für unternehmensintern transferierte Ausländer 
(§ 2 Abs. 13), die bereits einen gültigen Aufenthaltstitel für unternehmensintern 
transferierte Arbeitnehmer mit dem Vermerk „ICT“ eines anderen Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Union innehaben und bis zu 90 Tage innerhalb eines Zeit-
raums von 180 Tagen in eine oder mehrere Niederlassungen des gleichen Unter-
nehmens oder der gleichen Unternehmensgruppe mit Sitz im Bundesgebiet vor-
übergehend abgestellt und dort entsprechend tätig werden. Bei Vorliegen der 
Voraussetzungen ist eine EU-Entsendebestätigung auszustellen. Bei Nichtvorlie-
gen der Voraussetzungen ist die Entsendung zu untersagen und die zuständige 
Behörde des Mitgliedstaats, der einen Aufenthaltstitel für unternehmensintern 
transferierte Arbeitnehmer mit dem Vermerk „ICT“ ausgestellt hat, von der Un-
tersagung zu verständigen.

Unternehmensintern transferierte AusländerInnen

§ 18a. (1) AusländerInnen werden zu einer Beschäftigung als unternehmensin-
tern transferierte ArbeitnehmerInnen (§ 2 Abs. 13) zugelassen, wenn
1. sie unmittelbar vor dem Zeitpunkt des Transfers

a) als Führungskraft oder SpezialistIn mindestens neun Monate ohne 
Unterbrechung oder

b) als Trainee mindestens sechs Monate ohne Unterbrechung
in dem gleichen Unternehmen oder der gleichen Unternehmensgruppe be-
schäftigt waren, im Bundesgebiet in dieser Eigenschaft beschäftigt werden 
und nachweislich über die erforderliche berufliche Qualifikation und Erfah-
rung bzw. als Trainee über einen Hochschulabschluss verfügen,

2. ein Arbeitsvertrag mit dem/der ausländischen ArbeitgeberIn und erforder-
lichenfalls ein Abordnungsschreiben samt dem Nachweis, dass der/die Aus-
länderIn nach Beendigung seines/ihres unternehmensinternen Transfers in 
eine Niederlassung zurückkehren kann, die dem gleichen Unternehmen 
oder der gleichen Unternehmensgruppe angehört und in einem Drittstaat 
ansässig ist, vorliegt,

3. die österreichischen Lohn- und Arbeitsbedingungen gemäß § 3 Abs. 3 bis 6, 
§ 4 Abs. 2 bis 5 und § 5 LSD-BG, sowie die sozialversicherungsrechtlichen 
Vorschriften eingehalten werden,

4. sie auf einem Arbeitsplatz in der Niederlassung, die nicht von Streik oder 
Aussperrung betroffen ist, beschäftigt werden, wobei eine Zurverfügungs-
tellung des Ausländers/der Ausländerin an Dritte unbeschadet der Einsatz-
möglichkeit bei KundInnen der aufnehmenden Niederlassung zwecks 
Durchführung von Werkverträgen nicht als Beschäftigung in der Niederlas-
sung gilt,

5. im Fall der Ausübung eines reglementierten Berufs die dafür geltenden Vor-
aussetzungen erfüllt sind,

6. das Unternehmen der aufnehmenden Niederlassung während der letzten 
zwölf Monate vor der Antragstellung nicht wiederholt AusländerInnen 
entgegen den Bestimmungen dieses Bundesgesetzes oder § 29 LSD-BG be-
schäftigt hat,

7. die aufnehmende Niederlassung nicht hauptsächlich zum Zwecke gegrün-
det worden ist, die Einreise von unternehmensintern transferierten Arbeit-
nehmerInnen zu erleichtern und

8. das Unternehmen des Arbeitgebers/der Arbeitgeberin mit Betriebssitz im 
Ausland oder die aufnehmende Niederlassung eine echte Geschäftstätigkeit 
ausübt und sich der/die ArbeitgeberIn oder die aufnehmende Niederlas-
sung nicht nach den für seinen bzw. ihren Betriebssitz geltenden Insolvenz-
gesetzen in Abwicklung befindet oder abgewickelt worden ist.

(2) Abs. 1 gilt mit Ausnahme der Z 1 auch für unternehmensintern transferier-
te AusländerInnen, die InhaberInnen eines gültigen Aufenthaltstitels für unter-
nehmensintern transferierte ArbeitnehmerInnen („ICT“) eines anderen Mit-
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gliedstaates der Europäischen Union sind und in eine Niederlassung des gleichen 
Unternehmens oder der gleichen Unternehmensgruppe mit Betriebssitz im 
Bundesgebiet vorübergehend abgestellt und dort entsprechend tätig werden.

(3) Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz kann 
durch Verordnung zahlenmäßige Kontingente für die Beschäftigung unterneh-
mensintern transferierter ArbeitnehmerInnen festlegen. Er hat dabei auf die 
Aufnahmefähigkeit des inländischen Arbeitsmarktes und die Sicherung der 
Wettbewerbsfähigkeit inländischer Unternehmen Bedacht zu nehmen.

Abschnitt V
Verfahren

Anträge nach Abschnitt II und IV

§ 19. (1) Der Antrag auf Ausstellung einer Sicherungsbescheinigung oder Anzei-
gebestätigung bzw. Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung oder Entsendebe-
willigung ist unbeschadet der Abs. 2 und 3 und des § 18 vom Arbeitgeber bei der 
regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice einzubringen, in deren 
Sprengel der in Aussicht genommene Beschäftigungsort liegt, bei wechselndem 
Beschäftigungsort bei der nach dem Sitz des Betriebes, im Falle der Entsendung 
bei der für den ersten Arbeitseinsatz örtlich oder fachlich zuständigen regionalen 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice.

(2) Wird der Ausländer über den im § 6 Abs. 2 genannten Zeitraum hinaus im 
Betrieb eines anderen Arbeitgebers beschäftigt, ist die Beschäftigungsbewilli-
gung oder Entsendebewilligung von diesem Arbeitgeber zu beantragen.

(3) Ist kein Arbeitgeber im Bundesgebiet vorhanden, ist der Antrag nach 
Abs. 1 für den Fall, daß eine Person im Sinne des § 2 Abs. 3 vorhanden ist, von 
dieser, in allen anderen Fällen vom Ausländer zu beantragen. Der Antrag ist bei 
der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice einzubringen, in deren 
Sprengel die Arbeitsleistungen bzw. Beschäftigungen erbracht werden.

(4) Der Antrag auf Ausstellung eines Befreiungsscheines ist vom Ausländer bei 
der nach seinem Wohnsitz, in Ermangelung eines solchen bei der nach seinem 
gewöhnlichen Aufenthalt zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice einzubringen.

(5) Der Antrag auf Ausstellung einer Sicherungsbescheinigung ist vor der Ein-
reise des Ausländers, der Antrag auf Erteilung einer Beschäftigungsbewilligung 
oder Entsendebewilligung vor Aufnahme der Beschäftigung einzubringen. Der 
Antrag auf Verlängerung einer Beschäftigungsbewilligung oder eines Befrei-
ungsscheines ist vor Ablauf der jeweiligen Geltungsdauer einzubringen.

(6) Wurde eine Sicherungsbescheinigung ausgestellt, sind die für die Erteilung 
der Beschäftigungsbewilligung erforderlichen Voraussetzungen bereits vor Ein-
bringung des Antrages auf Erteilung der Beschäftigungsbewilligung zu prüfen.

(7) Bei einer Vermittlung durch die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarkt-
service ist bei Vorliegen der Voraussetzungen von Amts wegen die Beschäfti-
gungsbewilligung zu erteilen oder der Befreiungsschein auszustellen.

(8) Bei Anträgen, die auf geringfügige Änderungen des Inhaltes oder die Ver-
längerung einer Sicherungsbescheinigung, einer Beschäftigungsbewilligung oder 
eines Befreiungsscheines gerichtet sind, kann sich die Prüfung der Voraussetzun-
gen auf jene beschränken, die sich ändern.

(9) Anträge gemäß Abs. 1, 2, 3, 4, 5 und 8 sind unter Verwendung der bei den 
Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice aufliegenden Antragsformulare schrift-
lich einzubringen.

(10) Die fachliche Zuständigkeit der Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice 
richtet sich nach der Arbeitsmarktsprengelverordnung, BGBl. Nr. 928/1994, in 
der jeweils geltenden Fassung.

Entscheidung

§ 20. (1) Über Anträge gemäß § 19, über den Widerruf einer Sicherungsbeschei-
nigung, Beschäftigungsbewilligung oder Entsendebewilligung oder eines Befrei-
ungsscheines und über die Untersagung der Beschäftigung gemäß § 18 Abs. 12 
entscheidet die nach § 19 Abs. 1, 3 und 4 zuständige regionale Geschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist vor Entschei-
dungen und vor der Ausstellung von Bestätigungen gemäß § 18 Abs. 12 und 13 
der Regionalbeirat anzuhören. Eine allfällige Äußerung im Rahmen der Anhö-
rung ist binnen einer Woche abzugeben. Der Regionalbeirat kann festlegen, dass 
die Ausstellung von Sicherungsbescheinigungen und von Bestätigungen gemäß 
§ 18 Abs. 12 und 13 sowie die Erteilung von Beschäftigungsbewilligungen und 
Entsendebewilligungen insbesondere bei Vorliegen einer bestimmten Arbeits-
marktlage oder bestimmter persönlicher Umstände der Ausländer als befürwor-
tet gelten. Eine derartige Festlegung ist nur zulässig, wenn sie von einem Mitglied 
des Regionalbeirates oder des Landesdirektoriums angeregt wird und arbeits-
marktpolitischen Interessen nicht entgegensteht.

(3) Eine Bescheidausfertigung über die Beschäftigungsbewilligung bzw. über 
den Widerruf einer solchen ist auch dem Ausländer unabhängig von seiner Stel-
lung im Verfahren (§ 21) zuzustellen. Gleiches gilt für die Anzeigebestätigung ge-
mäß § 3 Abs. 5 und für die Entsendebewilligung nach § 18. Die Ausfertigung der 
Beschäftigungsbewilligung für den Ausländer hat Angaben über die in Aussicht 
gestellte Entlohnung zu enthalten.

(4) Die Ausfertigungen der nach diesem Bundesgesetz vorgesehenen Bescheini-
gungen, die im Wege elektronischer Datenverarbeitungsanlagen oder in einem 
ähnlichen Verfahren hergestellt werden, bedürfen weder einer Unterschrift noch 
einer Beglaubigung.
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Verfahrensdauer

§ 20a. Über Anträge auf Beschäftigungsbewilligungen und Sicherungsbeschei-
nigungen ist von der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice binnen 
sechs Wochen zu entscheiden.

Vorläufige Berechtigung zur Beschäftigungsaufnahme

§ 20b. (1) Wird dem Antragsteller die Entscheidung über den Antrag auf Be-
schäftigungsbewilligung nicht innerhalb der im § 20a genannten Frist zugestellt, 
kann der Arbeitgeber den Ausländer beschäftigen und hat Anspruch auf eine 
diesbezügliche Bescheinigung, es sei denn, daß diese Frist durch eine Mitteilung 
der regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice an den Arbeitgeber we-
gen einer durch diesen verursachten Verzögerung gehemmt wird. Diese Berech-
tigung zur Beschäftigungsaufnahme endet mit der Zustellung der Entscheidung, 
frühestens jedoch vier Wochen nach diesem Zeitpunkt.

(2) Die zuständige regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat dem 
Arbeitgeber zu bescheinigen, daß die Voraussetzungen für eine Arbeitsaufnah-
me nach Abs. 1 gegeben sind.

(3) Der Ausländer, dessen Arbeitsverhältnis wegen Ablehnung des Antrages 
auf Beschäftigungsbewilligung endet, hat Anspruch auf Schadenersatz wie auf 
Grund eines berechtigten vorzeitigen Austritts, sofern die Ablehnung aus Grün-
den erfolgte, die auf einem Verschulden des Arbeitgebers beruhen.

(4) Die Berechtigung gemäß Abs. 1 entsteht nur, wenn der Ausländer rechtmä-
ßig im Bundesgebiet niedergelassen ist.

Aufenthaltsvisum zur Arbeitsuche für besonders Hochqualifizierte

§ 20c. (1) Die Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice Wien (Zentrale An-
sprechstelle) hat vor Erteilung eines Aufenthaltsvisums zur Arbeitsuche die ge-
mäß § 24a FPG vorgelegten Dokumente zu prüfen und der Vertretungsbehörde 
mitzuteilen, ob der Antragsteller die Voraussetzungen des § 12 iVm Anlage A er-
füllt.

Zulassungsverfahren für „Rot-Weiß-Rot – Karte“, „Blaue Karte EU“, 
„Niederlassungsbewilligung – Künstler“ und Aufenthaltsbewilligung 

„Grenzgänger“

§ 20d. (1) Besonders Hochqualifizierte, Fachkräfte, sonstige Schlüsselkräfte, 
Studienabsolventen und Stammmitarbeiter haben den Antrag auf eine „Rot-
Weiß-Rot – Karte“, Schlüsselkräfte gemäß § 12c den Antrag auf eine „Blaue Kar-
te EU“, Grenzgänger den Antrag auf eine Aufenthaltsbewilligung „Grenzgän-
ger“ und ausländische Künstler den Antrag auf eine „Niederlassungsbewilligung 
– Künstler“ gemeinsam mit einer schriftlichen Erklärung des Arbeitgebers, die 

im Antrag angegebenen Beschäftigungsbedingungen einzuhalten, bei der nach 
dem NAG zuständigen Behörde einzubringen. Der Antrag kann für den Auslän-
der und bei gleichzeitiger Antragstellung auch für dessen Familienangehörige 
(§ 2 Abs. 1 Z 9 NAG) vom beabsichtigten Arbeitgeber im Inland eingebracht 
werden. Die nach dem NAG zuständige Behörde hat den Antrag, sofern er nicht 
gemäß § 41 Abs. 3 oder § 68 Abs. 2 NAG zurück- oder abzuweisen ist, unverzüg-
lich an die nach dem Betriebssitz des Arbeitgebers zuständige regionale Ge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Prüfung der jeweiligen Zulassungsvor-
aussetzungen zu übermitteln. Die regionale Geschäftsstelle hat in den Fällen der 
Z 3, 5 und 7 die Arbeitsmarktprüfung zügig und bedarfsgerecht durchzuführen, 
in allen Fällen den Regionalbeirat anzuhören und binnen vier Wochen der nach 
dem NAG zuständigen Behörde – je nach Antrag – schriftlich zu bestätigen, dass 
die Voraussetzungen für die Zulassung
1. als besonders Hochqualifizierter gemäß § 12,
2. als Fachkraft gemäß § 12a,
3. als Schlüsselkraft gemäß § 12b Z 1,
4. als Schlüsselkraft gemäß § 12b Z 2 (Studienabsolvent),
5. als Schlüsselkraft gemäß § 12c (Anwärter auf eine „Blaue Karte EU“),
6. als Stammmitarbeiter gemäß § 12d,
7. als Grenzgänger gemäß § 12e oder
8. als Künstler gemäß § 14
erfüllt sind. Die Frist von vier Wochen verkürzt sich in den Fällen des § 50a Abs. 1 
NAG auf 15 Tage. Die nach dem NAG zuständige Behörde hat die regionale Ge-
schäftsstelle über die Erteilung des jeweiligen Aufenthaltstitels unter Angabe der 
Geltungsdauer zu verständigen. Bei Nichtvorliegen der Voraussetzungen hat die 
regionale Geschäftsstelle die Zulassung zu versagen und den diesbezüglichen Be-
scheid unverzüglich der nach dem NAG zuständigen Behörde zur Zustellung an 
den Arbeitgeber und den Ausländer zu übermitteln.

(2) Die Zulassung gemäß Abs. 1 gilt für die Beschäftigung bei dem im Antrag 
angegebenen Arbeitgeber im gesamten Bundesgebiet. Die regionale Geschäfts-
stelle des Arbeitsmarktservice hat unverzüglich nach Beginn der Beschäftigung 
die Anmeldung zur Sozialversicherung zu überprüfen. Entspricht diese nicht 
den für die Zulassung maßgeblichen Voraussetzungen, ist die nach dem NAG 
zuständige Behörde zu verständigen (§ 28 Abs. 6 NAG). Bei einem Arbeitgeber-
wechsel vor Erteilung einer „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ (§ 41a NAG) ist Abs. 1 
sinngemäß anzuwenden.

(2a) Für Inhaber einer „Blauen Karte EU“ sind die Abs. 1 und 2 bei einem Ar-
beitgeberwechsel mit der Maßgabe anzuwenden, dass nach einer Beschäftigung 
von zwölf Monaten die Arbeitsmarktprüfung entfällt und die beantragte neue 
Beschäftigung sofort vorläufig aufgenommen werden kann. Liegt noch keine 
zwölfmonatige Beschäftigung vor, kann der Inhaber der „Blauen Karte EU“ 
nach Ablauf einer Frist von 30 Tagen ab Antragstellung die beantragte neue Be-
schäftigung vorläufig aufnehmen. Dies gilt auch für Anträge gemäß § 50a Abs. 1 
NAG. Die Frist kann durch eine Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des 
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Arbeitsmarktservice an den Antragsteller gehemmt werden, wenn die Prüfung 
durch den Antragsteller verzögert wurde.

(2b) Für Inhaber eines Aufenthaltstitels, der zur Ausübung einer unselbständi-
gen Erwerbstätigkeit bei einem bestimmten Arbeitgeber berechtigt, sind Abs. 1 
und 2 bei einem Arbeitgeberwechsel mit der Maßgabe anzuwenden, dass der In-
haber eines solchen Aufenthaltstitels nach Ablauf einer Frist von 45 Tagen ab 
Antragstellung die beantragte neue Beschäftigung vorläufig aufnehmen kann. 
Die Frist kann durch eine Mitteilung der regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice an den Antragsteller gehemmt werden, wenn die Prüfung durch 
den Antragsteller verzögert wurde.

(3) Die Zulassung für eine Beschäftigung auf Arbeitsplätzen in einem von 
Streik oder Aussperrung betroffenen Betrieb oder in hauptsächlich zum Zwecke 
der Erleichterung der Einreise von Drittstaatsangehörigen gegründeten oder ge-
führten Unternehmen ist zu versagen.

(4) Für die Zulassung von selbständigen Schlüsselkräften gilt § 24.
(5) Abweichend von Abs. 2 erster Satz ist die Beschäftigung von Fachkräften 

gemäß § 12a, die in einem Mangelberuf für bestimmte Bundesländer zugelassen 
werden, auf Betriebsstätten des Arbeitgebers in diesem Bundesland beschränkt. 
Die Erbringung von Arbeitsleistungen auf auswärtigen Arbeitsstellen iSd § 2 
Abs. 3 des Arbeitsinspektionsgesetzes 1993 (ArbIG), BGBl. 27/1993 (Anm.: 
richtig: BGBl. Nr. 27/1993) ist zulässig.

(6) Die zum Nachweis von Sprachkenntnissen vorgelegten Sprachdiplome und 
Kurszeugnisse dürfen nicht älter als fünf Jahre sein. Für die Prüfung des monat-
lichen Bruttoentgelts gemäß § 12b und des Zulassungskriteriums Alter in den 
Anlagen A bis D ist der Zeitpunkt der Antragstellung maßgeblich.

(7) Die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat Inhabern einer 
„Rot-Weiß-Rot – Karte“, einer „Blauen Karte EU“, einer „Niederlassungsbewil-
ligung – Künstler“, einer Aufenthaltsbewilligung „Grenzgänger“ und einer 
Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ gemäß § 69 NAG, die zur Aus-
übung einer unselbständigen Erwerbstätigkeit berechtigt, vor einer Mitteilung 
an die Aufenthaltsbehörde, dass die für die Zulassung maßgeblichen Vorausset-
zungen nicht mehr erfüllt sind, eine Frist von zumindest sechs Monaten einzu-
räumen, innerhalb der sie zur Arbeitssuche berechtigt sind. Die Frist läuft ab 
dem Beginn der Arbeitslosigkeit (§ 12 Abs. 1 Z 1 AlVG) und verlängert sich um 
drei Monate, wenn der Arbeitnehmer glaubhaft macht, dass der frühere Arbeit-
geber ihn unter den in § 28c Abs. 2 Z 1 genannten Arbeitsbedingungen be-
schäftigt hat.

(8) Ausländer, denen nach Maßgabe der Abs. 1 oder 2 eine „Blaue Karte EU“, 
eine „Rot-Weiß-Rot – Karte“ oder „Niederlassungsbewilligung – Künstler“ aus-
gestellt wurde, sind auch zur Ausübung einer selbständigen Erwerbstätigkeit be-
rechtigt, wenn diese der Beschäftigung des Ausländers untergeordnet ist und alle 
gesetzlichen Erfordernisse für deren Ausübung erfüllt sind.

(9) Für Anträge auf Erteilung einer Aufenthaltsbewilligung „Familiengemein-
schaft“ gemäß § 69 NAG ist das Verfahren nach Abs. 1 und 2 sinngemäß anzu-

wenden, sofern dieser Aufenthaltstitel Zugang zum Arbeitsmarkt gewähren soll. 
Die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat in diesem Fall zu prü-
fen, ob die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 mit Ausnahme der Z 1 erfüllt sind.

Rot-Weiß-Rot – Karte plus

§ 20e. (1) Vor Erteilung einer „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ (§ 41a Abs. 1, 2, 7 
und 7b, § 47 Abs. 4 NAG) hat im Falle der Z 1 und Z 4 die nach dem Wohnsitz 
des Ausländers oder der Ausländerin, im Falle der Z 2 und 3 die nach dem Be-
triebssitz des Arbeitgebers oder der Arbeitgeberin zuständige regionale Ge-
schäftsstelle des Arbeitsmarktservice binnen sechs Wochen der nach dem NAG 
zuständigen Behörde zu bestätigen, dass der Ausländer oder die Ausländerin
1. die Voraussetzungen gemäß § 15 erfüllt oder
2. als InhaberIn einer „Rot-Weiß-Rot – Karte“ innerhalb der letzten 24 Mona-

te 21 Monate unter den für die Zulassung maßgeblichen Voraussetzungen 
beschäftigt war oder

3. als InhaberIn einer „Blauen Karte – EU“ innerhalb der letzten 24 Monate 
21 Monate unter den für die Zulassung maßgeblichen Voraussetzungen be-
schäftigt war oder

4. als Vertriebener oder Vertriebene, der oder die aufgrund einer Verordnung 
gemäß § 62 Abs. 1 AsylG 2005 über ein vorübergehendes Aufenthaltsrecht 
verfügt, innerhalb der letzten 24 Monate mindestens zwölf Monate gemäß 
§ 4 Abs. 1 ASVG vollversichert beschäftigt oder gemäß § 2 des Gewerbli-
chen Sozialversicherungsgesetzes – GSVG, BGBl. Nr. 560/1978, versichert 
war.

Im Falle der Z 1 ist vor der Bestätigung der Regionalbeirat anzuhören.
(2) Als Beschäftigung im Sinne des Abs. 1 Z 2 und 3 gelten auch Zeiten

1. eines Erholungsurlaubes,
2. des Wochengeldbezugs,
3. einer Karenz nach dem Mutterschutzgesetz 1979 – MSchG, BGBl. Nr. 221, 

dem Väter-Karenzgesetz – VKG, BGBl. Nr. 651/1989, oder dem Landar-
beitsgesetz 1984,

4. einer Bildungskarenz gemäß § 11 AVRAG,
5. eines sonstigen, für eine verhältnismäßig kurze Dauer vereinbarten Karen-

zurlaubes und
6. einer Krankheit, für deren Dauer das Entgeltfortzahlungsgesetz – EFZG, 

BGBl. Nr. 399/1974, das Angestelltengesetz, BGBl. Nr. 1921, oder § 1154b 
des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches (ABGB), JGS Nr. 946/1811, 
gilt.

(3) Die zuständige regionale Geschäftsstelle hat bei Nichtvorliegen der Voraus-
setzungen gemäß Abs. 1 Z 1, 2, 3 oder 4 die Bestätigung mit Bescheid zu versagen 
und diesen unverzüglich der nach dem NAG zuständigen Behörde zur Zustel-
lung an den Ausländer oder die Ausländerin zu übermitteln.

§ 20d AuslBG AuslBG § 20e
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Zulassungsverfahren für unternehmensintern transferierte 
ArbeitnehmerInnen und deren Familienangehörige

§ 20f. (1) Unternehmensintern transferierte AusländerInnen haben den Antrag 
auf eine Aufenthaltsbewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeit-
nehmer (ICT) gemeinsam mit einer schriftlichen Erklärung des Inhabers/der In-
haberin der aufnehmenden Niederlassung, die im Antrag angegebenen Be-
schäftigungsbedingungen einzuhalten, bei der nach dem NAG zuständigen Be-
hörde einzubringen. Der Antrag kann auch vom Inhaber/von der Inhaberin der 
aufnehmenden Niederlassung für den/die AusländerIn im Inland eingebracht 
werden. Die nach dem NAG zuständige Behörde hat den Antrag, sofern er nicht 
gemäß § 58 Abs. 2 Z 1 oder 2 NAG zurück- oder abzuweisen ist, unverzüglich an 
die nach dem Betriebssitz der aufnehmenden Niederlassung zuständige regiona-
le Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice zur Prüfung der Zulassungsvorausset-
zungen zu übermitteln. Die regionale Geschäftsstelle hat binnen vier Wochen 
der nach dem NAG zuständigen Behörde schriftlich zu bestätigen, dass die Vor-
aussetzungen für die Zulassung als unternehmensintern transferierte/r Arbeit-
nehmerIn gemäß § 18a Abs. 1 erfüllt sind. Die nach dem NAG zuständige Be-
hörde hat die regionale Geschäftsstelle über die Erteilung des jeweiligen Aufent-
haltstitels unter Angabe der Geltungsdauer zu verständigen. Bei Nichtvorliegen 
der Voraussetzungen hat die regionale Geschäftsstelle die Zulassung mit Be-
scheid zu versagen und diesen unverzüglich der nach dem NAG zuständigen Be-
hörde zur Zustellung an die aufnehmende Niederlassung und den/die Auslände-
rIn zu übermitteln.

(2) Das Verfahren gemäß Abs. 1 ist für unternehmensintern transferierte Aus-
länderInnen, die bereits einen gültigen Aufenthaltstitel für unternehmensintern 
transferierte ArbeitnehmerInnen eines anderen Mitgliedstaates der Europäi-
schen Union innehaben und länger als 90 Tage in das Bundesgebiet vorüberge-
hend abgestellt werden und dort tätig zu werden beabsichtigen, mit der Maßga-
be anzuwenden, dass der Antrag auf eine Aufenthaltsbewilligung als mobiler un-
ternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („mobile ICT“) samt den erfor-
derlichen Unterlagen spätestens 20 Tage vor Beginn der beabsichtigten Be-
schäftigung im Bundesgebiet oder vor Ablauf der EU-Entsendebestätigung ge-
mäß § 18 Abs. 13 bei der nach dem NAG zuständigen Behörde einzubringen ist. 
Bei verspäteter oder unvollständiger Antragstellung beginnt diese Frist ab dem 
Tag des Einlangens des Antrags samt den erforderlichen Unterlagen bei der nach 
dem NAG zuständigen Behörde zu laufen. Wird innerhalb dieser Frist trotz Vor-
liegens aller Unterlagen eine Entscheidung der regionalen Geschäftsstelle oder 
der nach dem NAG zuständigen Behörde nicht zugestellt, darf die Beschäftigung 
bei Vorliegen der Voraussetzungen gemäß § 18a Abs. 2 auch ohne Aufenthaltsbe-
willigung als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer („mobile 
ICT“) vorläufig begonnen werden.

(3) Die Zulassung gemäß Abs. 1 und 2 gilt für die jeweils genehmigte Beschäfti-
gung als Führungskraft, SpezialistIn oder Trainee bei der oder den im Antrag an-
gegebenen aufnehmenden Niederlassung oder Niederlassungen. Die Tätigkeit 
der Arbeitskraft an Standorten von KundInnen der inländischen Niederlassung 

im Rahmen von Werkverträgen und innerhalb des Bundesgebiets ist von der Zu-
lassung umfasst. Die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice hat unver-
züglich nach Beginn der Beschäftigung die Anmeldung zur Sozialversicherung 
zu überprüfen. Entspricht diese nicht den für die Zulassung maßgeblichen Vor-
aussetzungen, ist die nach dem NAG zuständige Behörde zu verständigen (§ 28 
Abs. 6 NAG).

(4) Für Anträge von Familienangehörigen eines/einer unternehmensintern 
transferierten Ausländers/Ausländerin (§ 18a Abs. 1 oder 2) auf Erteilung einer 
Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ gemäß § 69 Abs. 3 NAG gilt 
das Verfahren nach § 20d sinngemäß, sofern dieser Aufenthaltstitel dem/der Fa-
milienangehörigen Zugang zum Arbeitsmarkt gewähren soll. Die in diesen An-
trägen genannten Familienangehörigen erhalten mit dem Aufenthaltstitel Zu-
gang zum Arbeitsmarkt, wenn sinngemäß die Voraussetzungen des § 4 Abs. 1 
mit Ausnahme der Z 1 und 9 erfüllt sind. Für die Arbeitsmarktprüfung gilt § 4b 
Abs. 3. Die Anhörung des Regionalbeirats entfällt.

Rechtsmittel

§ 20g. (1) Über Beschwerden gegen Bescheide der regionalen Geschäftsstellen 
des Arbeitsmarktservice entscheidet das Bundesverwaltungsgericht spätestens 
drei Monate nach deren Einlangen durch einen Senat, dem zwei fachkundige 
Laienrichter, je einer aus dem Kreis der Arbeitgeber und aus dem Kreis der Ar-
beitnehmer, angehören.

(2) Die fachkundigen Laienrichter und Ersatzrichter haben über besondere 
Kenntnisse des Arbeitsmarktes und des Ausländerbeschäftigungsrechts zu verfü-
gen und sind von der Bundesarbeitskammer und der Wirtschaftskammer Öster-
reich in erforderlicher Anzahl vorzuschlagen.

(3) Die zuständige regionale Geschäftsstelle kann den angefochtenen Bescheid 
binnen zehn Wochen nach Einlangen der Beschwerde aufheben, abändern oder 
die Beschwerde zurück- oder abweisen (Beschwerdevorentscheidung).

(4) Beschwerden gegen den Widerruf einer Sicherungsbescheinigung, einer Be-
schäftigungsbewilligung, einer Entsendebewilligung oder eines Befreiungsschei-
nes haben keine aufschiebende Wirkung. Beschwerden gegen den Widerruf einer 
Beschäftigungsbewilligung kann aufschiebende Wirkung zuerkannt werden.

(5) Im Übrigen gelten die Bestimmungen des Verwaltungsgerichtsverfahrens-
gesetzes – VwGVG, BGBl. I Nr. 33/2013.

(6) Wird gegen ein Erkenntnis oder einen Beschluss des Bundesverwaltungsge-
richtes Revision erhoben, hat die regionale Geschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice das Verfahren bis zur Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes auszuset-
zen.

§ 20f AuslBG AuslBG § 20g
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Servicestelle für die Rot-Weiß-Rot – Karte

§ 20h. (1) Die im Bundesministerium für Arbeit und Wirtschaft eingerichtete 
Austrian Business Agency österreichische Industrieansiedlungs- und Wirt-
schaftswerbungsgmbH (ABA) hat eine zentrale Anlaufstelle zur Beratung von 
Unternehmen bei der Einstellung von internationalen Fachkräften, insbesonde-
re im Zusammenhang mit Betriebsansiedelungen in Österreich, einzurichten 
und mit einem flächendeckenden Unterstützungsangebot folgende Aufgaben 
wahrzunehmen:
1. Basisinformationen über die grundlegenden Rechtsvorschriften zur Erlan-

gung der Rot-Weiß-Rot – Karte und der Blauen Karte EU;
2. Mehrsprachige und digital unterstützte Information und Beratung von 

Unternehmen über das Verfahren nach Z 1;
3. Anleitung der Antragsteller bei der Einbringung von Anträgen nach Z 1;
4. Begleitung der Antragsteller bei den einzelnen Verfahrensschritten in Ver-

fahren nach Z 1.
(2) Die ABA kann die beratenen Unternehmen auch in anderen Verfahren zur 

Erlangung von Berechtigungen nach diesem Bundesgesetz, insbesondere von Be-
schäftigungsbewilligungen für Projektmitarbeiter (§ 4a), unterstützen.

(3) Zur Erfüllung der Aufgaben gemäß Abs. 1 ist die ABA berechtigt, bei den 
jeweils zuständigen Behörden Informationen über den Stand der betreuten Ver-
fahren, über noch einzubringende Unterlagen und über die voraussichtliche 
Dauer der Verfahren zu erhalten und Einsicht in die Verfahrensakten zu nehmen.

(4) Die ABA erfüllt ihre Aufgaben gemäß Abs. 1 bis 3 gemeinnützig im Sinne 
der §§ 34 und 35 des Bundesgesetzes über allgemeine Bestimmungen und das 
Verfahren für die von den Abgabenbehörden des Bundes, der Länder und Ge-
meinden verwalteten Abgaben (Bundesabgabenordnung – BAO), BGBl. 
Nr. 194/1961.

Stellung des Ausländers im Verfahren

§ 21. Der Ausländer hat in allen Verfahren, in denen seine persönlichen Umstän-
de maßgeblich für die Entscheidung sind, sowie in jenen Fällen, in denen keine 
Person im Sinne des § 2 Abs. 3 vorhanden ist, Parteistellung. In allen anderen 
Verfahren hat der Ausländer die Stellung eines Beteiligten.

Ausländerausschuß

§ 22. (1) Der Ausländerausschuss ist neben den in diesem Bundesgesetz vorgese-
henen auch in allen sonstigen Angelegenheiten der Ausländerbeschäftigung von 
grundsätzlicher Bedeutung einschließlich der internationalen Angelegenheiten 
der Arbeitsmigration und des EU-Migrationsrechts anzuhören.

(2) Der Ausländerausschuß ist ein Ausschuß des Verwaltungsrates des Arbeits-
marktservice, dem je zwei Vertreter der Bundeskammer für Arbeiter und Ange-
stellte, des Österreichischen Gewerkschaftsbundes und der Bundeskammer der 
gewerblichen Wirtschaft sowie je ein Vertreter der Vereinigung Österreichischer 
Industrieller und der Präsidentenkonferenz der Landwirtschaftskammern Ös-
terreichs angehören.

Ausländerausschüsse der Landesdirektorien

§ 23. (1) Die Ausländerausschüsse der Landesdirektorien haben, abgesehen von 
den ihnen nach anderen gesetzlichen Vorschriften übertragenen Aufgaben, bei 
der Erfüllung der den Landesgeschäftsstellen des Arbeitsmarktservice obliegen-
den Aufgaben, soweit dies in diesem Bundesgesetz vorgesehen ist, mitzuwirken.

(2) Dem Ausländerausschuß des Landesdirektoriums des Arbeitsmarktservice 
müssen aus dem Stande der Arbeitgebervertreter zwei Mitglieder auf Grund ei-
nes Vorschlages der Kammer der gewerblichen Wirtschaft und aus dem Stande 
der Arbeitnehmervertreter zwei Mitglieder auf Grund eines Vorschlages der 
Kammer für Arbeiter und Angestellte angehören.

Abschnitt VI
Gemeinsame Bestimmungen

Gutachten für selbständige Schlüsselkräfte und Start-up-GründerInnen

§ 24. (1) AusländerInnen werden als selbständige Schlüsselkräfte zugelassen, 
wenn ihre beabsichtigte Erwerbstätigkeit insbesondere hinsichtlich des damit 
verbundenen Transfers von Investitionskapital in der Höhe von mindestens 
€ 100.000 oder der Schaffung von neuen oder Sicherung von bestehenden Ar-
beitsplätzen von gesamtwirtschaftlichem Nutzen ist oder zumindest eine Bedeu-
tung für eine Region hat.

(2) AusländerInnen werden als Start-up-GründerInnen zugelassen, wenn sie
1. die erforderliche Mindestpunkteanzahl für die in Anlage D angeführten 

Kriterien erreichen,
2. im Rahmen eines neu zu gründenden Unternehmens innovative Produkte, 

Dienstleistungen, Verfahren oder Technologien entwickeln und in den 
Markt einführen,

3. dazu einen schlüssigen Businessplan für die Gründung und den Betrieb des 
Unternehmens vorlegen,

4. wesentlichen Einfluss auf die Geschäftsführung des geplanten Unterneh-
mens tatsächlich persönlich ausüben und

5. Kapital für das zu gründende Unternehmen in der Höhe von mindestens 
€ 30.000, davon zumindest die Hälfte Eigenkapital, nachweisen.

§§ 20h-22 AuslBG AuslBG §§ 23, 24
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(3) Für AusländerInnen nach Abs. 1 oder Abs. 2 hat die nach dem beabsichtig-
ten Betriebssitz zuständige Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice binnen 
drei Wochen das im aufenthaltsrechtlichen Zulassungsverfahren gemäß § 41 
NAG erforderliche Gutachten über das Vorliegen der jeweiligen Voraussetzun-
gen nach Abs. 1 oder Abs. 2 unter Anhörung des Landesdirektoriums zu erstel-
len.

(4) AusländerInnen nach Abs. 2 wird im Rahmen eines Zweckänderungsver-
fahrens zur Erteilung einer „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“ nach Maßgabe der 
§§ 41 Abs. 5 und 41a Abs. 7a NAG ein unbeschränkter Arbeitsmarktzugang ein-
geräumt (§ 17), wenn sie im gegründeten Unternehmen
1. mindestens zwei Vollzeitarbeitskräfte beschäftigen,
2. wesentlichen Einfluss auf die Geschäftsführung des Unternehmens tatsäch-

lich persönlich ausüben,
3. entweder einen Jahresumsatz von zumindest € 200.000 erreicht haben oder 

sich eine weitere Finanzierung von zumindest € 100.000 sichern konnten 
und

4. ein innovatives Produkt oder eine innovative Dienstleistung auch tatsäch-
lich anbieten oder entwickeln

und die nach dem Betriebssitz des Ausländers oder der Ausländerin zuständige 
Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice, nach Anhörung des Landesdirek-
toriums, der nach dem NAG zuständigen Behörde in Form eines schriftlichen 
Gutachtens bestätigt, dass der Ausländer oder die Ausländerin diese Vorausset-
zungen erfüllt.

(5) Liegen die Voraussetzungen gem. Abs. 4 nicht vor, teilt die zuständige Lan-
desgeschäftsstelle des Arbeitsmarktservice, nach Anhörung des Landesdirektori-
ums, der nach dem NAG zuständigen Behörde in Form eines schriftlichen Gut-
achtens mit, dass der Ausländer oder die Ausländerin die Voraussetzungen ge-
mäß Abs. 4 nicht erfüllt.

Verhältnis zur Aufenthaltsberechtigung

§ 25. Die Sicherungsbescheinigung, die Beschäftigungsbewilligung oder Entsen-
debewilligung und eine nach diesem Bundesgesetz ausgestellte Anzeigebestäti-
gung enthebt den Ausländer nicht der Verpflichtung, den jeweils geltenden Vor-
schriften über die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern nachzukom-
men.

Überwachung, Auskunfts- und Meldepflicht

§ 26. (1) Die Arbeitgeber sind verpflichtet, den Landesgeschäftsstellen des Ar-
beitsmarktservice und den regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice 
sowie den Trägern der Krankenversicherung und dem Amt für Betrugsbekämp-
fung auf deren Verlangen Anzahl und Namen der im Betrieb beschäftigten Aus-

länder bekanntzugeben. Die Arbeitgeber und Ausländer sind verpflichtet, den 
vorerwähnten Behörden und Trägern der Krankenversicherung sowie dem Bun-
desverwaltungsgericht die zur Durchführung dieses Bundesgesetzes notwendi-
gen Auskünfte zu erteilen und in die erforderlichen Unterlagen Einsicht zu ge-
währen. Die Arbeitgeber haben dafür zu sorgen, daß bei ihrer Abwesenheit von 
der Betriebsstätte oder Arbeitsstelle eine dort anwesende Person den genannten 
Behörden und Rechtsträgern die erforderlichen Auskünfte erteilt und Einsicht 
in die erforderlichen Unterlagen gewährt.

(2) Die in Abs. 1 genannten Behörden und Organe des Amtes für Betrugsbe-
kämpfung sowie die Organe der Träger der Krankenversicherung sind zur 
Durchführung ihrer Aufgaben berechtigt, die Betriebsstätten, Betriebsräume 
und auswärtigen Arbeitsstätten sowie die Aufenthaltsräume der Arbeitnehmer 
zu betreten und Wege zu befahren, auch wenn dies sonst der Allgemeinheit un-
tersagt ist.

(3) Die Organe der in Abs. 1 genannten Behörden sowie der Träger der Kran-
kenversicherung haben bei Betreten des Betriebes den Arbeitgeber, in jenen Fäl-
len, in denen der Arbeitgeber Arbeitsleistungen bei einem Auftraggeber erbrin-
gen läßt, auch diesen, oder deren Bevollmächtigte und den Betriebsrat von ihrer 
Anwesenheit zu verständigen; hiedurch darf der Beginn der Betriebskontrolle 
nicht unnötig verzögert werden. Vor Beginn der Betriebskontrolle ist in Betrie-
ben, die der Aufsicht der Bergbehörden unterliegen, jedenfalls der Bergbaube-
rechtigte oder ein von ihm namhaft gemachter Vertreter zu verständigen. Auf 
Verlangen haben sich die einschreitenden Organe durch einen Dienstausweis 
auszuweisen. Dem Arbeitgeber, dessen Auftraggeber oder deren Bevollmächti-
gen sowie dem Betriebsrat steht es frei, die einschreitenden Organe bei der Amts-
handlung im Betrieb zu begleiten; auf Verlangen der einschreitenden Organe 
sind der Arbeitgeber, dessen Auftraggeber oder deren Bevollmächtigte hiezu ver-
pflichtet. Die Betriebskontrolle hat tunlichst ohne Störung des Betriebsablaufes 
zu erfolgen.

(4) Die Organe des Amtes für Betrugsbekämpfung sind im Rahmen ihrer Kon-
trolltätigkeit nach diesem Bundesgesetz befugt, die Identität von Personen fest-
zustellen sowie Fahrzeuge und sonstige Beförderungsmittel anzuhalten und zu 
überprüfen, wenn Grund zur Annahme besteht, dass es sich bei diesen Personen 
um ausländische Arbeitskräfte handelt, die beschäftigt werden oder zu Arbeits-
leistungen herangezogen werden. Die Organe des Amtes für Betrugsbekämp-
fung sind, wenn wegen Gefahr im Verzug das Einschreiten von Organen des 
öffentlichen Sicherheitsdienstes nicht abgewartet werden kann, auch ermäch-
tigt, Ausländer für die Fremdenpolizeibehörde festzunehmen, wenn Grund zur 
Annahme besteht, dass diese Ausländer im Bundesgebiet eine Erwerbstätigkeit 
ausüben oder ausüben wollen, ohne dazu berechtigt zu sein, und sich nicht 
rechtmäßig im Bundesgebiet aufhalten. Den Organen des Amtes für Betrugsbe-
kämpfung kommen dabei die im § 35 VStG geregelten Befugnisse der Organe 
des öffentlichen Sicherheitsdienstes zu. Die Ausländer sind in geeigneter Weise 
über ihre Ansprüche gemäß § 29 und die Möglichkeiten der Geltendmachung zu 
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informieren und unverzüglich der Fremdenpolizeibehörde oder der nächstgele-
genen Sicherheitsdienststelle zu übergeben.

(4a) Die Feststellung der Identität ist das Erfassen der Namen, des Geburtsda-
tums und der Wohnanschrift eines Menschen in dessen Anwesenheit. Sie hat mit 
der vom Anlass gebotenen Verlässlichkeit zu erfolgen. Menschen, deren Identität 
festgestellt werden soll, sind hievon in Kenntnis zu setzen. Jeder Betroffene ist 
verpflichtet, an der Feststellung seiner Identität mitzuwirken und die unmittel-
bare Durchsetzung der Identitätsfeststellung zu dulden.

(5) Der Arbeitgeber hat der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeits-
marktservice innerhalb von drei Tagen Beginn und Ende der Beschäftigung von 
Ausländern, die diesem Bundesgesetz unterliegen und über keinen Aufenthalts-
titel „Daueraufenthalt – EU“ verfügen, zu melden.

(6) Ein Unternehmen, welches die Erbringung einer Leistung an ein anderes 
Unternehmen ganz oder teilweise weitergibt, hat das beauftragte Unternehmen 
vor Beginn der Beschäftigung aufzufordern, binnen einer Woche die nach die-
sem Bundesgesetz erforderlichen Berechtigungen für die beschäftigten Auslän-
der nachzuweisen. Kommt das beauftragte Unternehmen dieser Aufforderung 
nicht fristgerecht nach, hat das Auftrag gebende Unternehmen umgehend die 
Zentrale Koordinationsstelle zu verständigen.

Rechtshilfe und Verständigungspflicht

§ 27. (1) Alle Behörden und Ämter, die Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungs-
kasse, die Träger der Sozialversicherung und der Dachverband der Sozialversiche-
rungsträger (Dachverband) haben im Rahmen ihres Wirkungsbereiches das Amt 
für Betrugsbekämpfung, die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und das 
Bundesverwaltungsgericht bei der Erfüllung ihrer Aufgaben nach diesem Bun-
desgesetz zu unterstützen. Die Träger der Sozialversicherung und der Dachver-
band sind verpflichtet, gespeicherte Daten über die Versicherungszeiten auf au-
tomationsunterstütztem Weg der zentralen Koordinationsstelle den Geschäfts-
stellen des Arbeitsmarktservice und dem Bundesverwaltungsgericht zu übermit-
teln, die für diese Stellen eine wesentliche Voraussetzung zur Durchführung ih-
rer Aufgaben nach diesem Bundesgesetz bilden.

(2) Die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und das Amt für Betrugsbe-
kämpfung haben die zuständigen Behörden zu verständigen, wenn sie im Rah-
men ihrer Tätigkeit zu dem begründeten Verdacht gelangen, dass eine Übertre-
tung arbeitsrechtlicher, sozialversicherungsrechtlicher, gesundheits- und um-
weltschutzrechtlicher, abgabenrechtlicher oder gewerberechtlicher Vorschriften 
vorliegt.

(3) Die Organe des öffentlichen Sicherheitsdienstes haben den nach diesem 
Bundesgesetz zuständigen Behörden und Organen über deren Ersuchen zur Si-
cherung der Ausübung der Überwachungsbefugnisse im Rahmen ihres gesetz-
mäßigen Wirkungsbereiches Hilfe zu leisten.

(4) Die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice haben den für die Erfüllung 
der Aufgaben nach dem NAG und dem FPG zuständigen Behörden die Ertei-
lung von Beschäftigungsbewilligungen und hinsichtlich der im Rahmen von 
Kontingenten gemäß § 5 beschäftigten Ausländer zusätzlich die vom Arbeitge-
ber gemeldete Beendigung der Beschäftigung (§ 26 Abs. 5) sowie den Landespo-
lizeidirektionen den rechtskräftigen Widerruf einer Beschäftigungsbewilligung 
(§ 9 Abs. 1) mitzuteilen.

(5) Gelangen Behörden, Träger der Sozialversicherung, der Dachverband oder 
Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice im Rahmen ihrer Tätigkeit zu dem be-
gründeten Verdacht, daß eine Übertretung nach diesem Bundesgesetz vorliegt, 
so sind sie verpflichtet, die zuständigen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice 
und das Amt für Betrugsbekämpfung zu verständigen.

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch Art. 2 Z 1, BGBl. I Nr. 73/2022)

Datenübermittlung

§ 27a. (1) Die Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice sind verpflichtet, der 
zentralen Koordinationsstelle und dem Bundesverwaltungsgericht alle zur 
Wahrnehmung der in den §§ 26, 27 und 28a AuslBG übertragenen Aufgaben 
notwendigen persönlichen, auf das Arbeits- und Beschäftigungsverhältnis bezo-
genen Daten von ausländischen Arbeitnehmern und deren Arbeitgebern auto-
mationsunterstützt in einer für die zentrale Koordinationsstelle und das Bundes-
verwaltungsgericht technisch geeigneten Form kostenlos zu übermitteln.

(2) Die zentrale Koordinationsstelle ist verpflichtet, den Geschäftsstellen des 
Arbeitsmarktservice und dem Bundesverwaltungsgericht alle zur Wahrnehmung 
der nach diesem Bundesgesetz übertragenen Aufgaben notwendigen Daten, die 
sie im Rahmen von Kontrollen oder bei der Führung der zentralen Verwaltungs-
strafevidenz erhoben hat, in einer für das Arbeitsmarktservice und das Bundes-
verwaltungsgericht technisch geeigneten Form zur Verfügung zu stellen.

(3) Die nach dem NAG zuständige Behörde hat der Landesgeschäftsstelle des 
Arbeitsmarktservice zur Erfüllung der ihr gemäß § 30 Abs. 2 des Arbeitsmarkts-
ervicegesetzes – AMSG, BGBl. Nr. 313/1994, obliegenden Aufgaben jeweils bis 
zum 15. eines Monats folgende Daten automationsunterstützt in einer für das 
Arbeitsmarktservice technisch geeigneten Form kostenlos zu übermitteln:
1. Namen, Geburtsdatum, Geschlecht und Staatsangehörigkeit aller Auslän-

der, die im Vormonat eine „Rot-Weiß-Rot – Karte“, eine „Blaue Karte EU“, 
eine „Rot-Weiß-Rot – Karte plus“, eine „Niederlassungsbewilligung – 
Künstler“ gemäß § 43a NAG, einen Aufenthaltstitel „Familienangehöriger“ 
oder „Daueraufenthalt – EU“ oder eine Aufenthaltskarte oder Dauer-
aufenthaltskarte für Angehörige eines EWR-Bürgers oder eine Aufenthalts-
bewilligung als unternehmensintern transferierter Arbeitnehmer (“ICT„) 
oder eine Aufenthaltsbewilligung als mobiler unternehmensintern transfe-
rierter Arbeitnehmer (“mobile ICT„) oder eine Aufenthaltsbewilligung 
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„Familiengemeinschaft“ mit Zugang zum Arbeitsmarkt oder eine Aufent-
haltsbewilligung „Grenzgänger“ erhalten haben und

2. die Geltungsdauer des Aufenthaltstitels.

Strafbestimmungen

§ 28. (1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Ge-
richte fallenden strafbaren Handlung bildet (§ 28c), begeht eine Verwaltungs-
übertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehörde zu bestrafen,
1. wer

a) entgegen § 3 einen Ausländer beschäftigt, für den weder eine Be-
schäftigungsbewilligung erteilt noch eine Anzeigebestätigung ausge-
stellt wurde oder der keine für diese Beschäftigung gültige „Rot-Weiß-
Rot – Karte“, „Blaue Karte EU“, Aufenthaltsbewilligung als unter-
nehmensintern transferierter Arbeitnehmer („ICT“), Aufenthaltsbe-
willigung als mobiler unternehmensintern transferierter Arbeitneh-
mer („mobile ICT“), Aufenthaltsbewilligung „Familiengemeinschaft“ 
mit Zugang zum Arbeitsmarkt, Aufenthaltsbewilligung „Grenzgän-
ger“ oder „Niederlassungsbewilligung – Künstler“ oder keine „Rot-
Weiß-Rot – Karte plus“, keine „Aufenthaltsberechtigung plus“, kei-
nen Befreiungsschein (§ 4c) oder keinen Aufenthaltstitel „Familienan-
gehöriger“ oder „Daueraufenthalt – EU“ besitzt, oder

b) entgegen § 18 die Arbeitsleistungen eines Ausländers, der von einem 
ausländischen Arbeitgeber ohne einen im Bundesgebiet vorhandenen 
Betriebssitz im Inland beschäftigt wird, in Anspruch nimmt, ohne 
dass für den Ausländer eine Beschäftigungsbewilligung oder eine Ent-
sendebewilligung erteilt oder eine Anzeigebestätigung ausgestellt wur-
de,

(Anm.: lit. c aufgehoben durch Art. 1 Z 2, BGBl. I Nr. 98/2020)
bei unberechtigter Beschäftigung von höchstens drei Ausländern für jeden 
unberechtigt beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis 
10 000 Euro, im Falle der erstmaligen und weiteren Wiederholung von 
2 000 Euro bis 20 000 Euro, bei unberechtigter Beschäftigung von mehr als 
drei Ausländern für jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit Gelds-
trafe von 2 000 Euro bis 20 000 Euro, im Falle der erstmaligen und weiteren 
Wiederholung von 4 000 Euro bis 50 000 Euro;

2. wer
a) entgegen § 3 Abs. 4 einen Ausländer beschäftigt, ohne die Beschäfti-

gung der zuständigen regionalen Geschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice anzuzeigen, oder

b) entgegen § 18 Abs. 5 oder 6 die Arbeitsleistungen eines Ausländers in 
Anspruch nimmt, ohne die Beschäftigung der zuständigen regionalen 
Geschäftsstelle des Arbeitsmarktservice rechtzeitig anzuzeigen, oder

c) seinen Verpflichtungen gemäß § 26 Abs. 1 nicht nachkommt oder
d) entgegen § 26 Abs. 2 den im § 26 Abs. 1 genannten Behörden und 

Rechtsträgern den Zutritt zu den Betriebsstätten, Betriebsräumen, 
auswärtigen Arbeitsstellen und Aufenthaltsräumen der Arbeitnehmer 
oder das Befahren von Privatstraßen nicht gewährt, oder

e) entgegen § 26 Abs. 3 die Durchführung der Amtshandlung beein-
trächtigt oder

f) entgegen dem § 26 Abs. 4 oder 4a die Durchführung der Amtshand-
lungen beeinträchtigt,

mit Geldstrafe von 150 Euro bis 5 000 Euro, im Fall der lit. c bis f mit Gelds-
trafe von 2 500 Euro bis 8 000 Euro;

3. wer
a) entgegen § 3 Abs. 6 einen Ausländer beschäftigt, ohne die ihm nach 

diesem Bundesgesetz erteilten Bewilligungen oder Bestätigungen im 
Betrieb zur Einsichtnahme bereitzuhalten, oder

b) die im § 26 Abs. 5 vorgesehenen Meldungen nicht erstattet,
mit Geldstrafe bis 2 000 Euro;

4. wer
a) entgegen § 18 Abs. 12 oder 13 als Unternehmen mit Betriebssitz in ei-

nem anderen Mitgliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes einen 
Ausländer im Inland beschäftigt oder

b) entgegen § 18 Abs. 12 oder 13 die Arbeitsleistungen eines Ausländers, 
der von einem Unternehmen mit Betriebssitz in einem anderen Mit-
gliedstaat des Europäischen Wirtschaftsraumes zur Arbeitsleistung 
nach Österreich entsandt, überlassen oder im Rahmen eines unterneh-
mensinternen Transfers vorübergehend abgestellt wird, in Anspruch 
nimmt,

obwohl § 18 Abs. 12 Z 1 oder 2, im Fall der Überlassung zusätzlich Z 3, nicht 
erfüllt ist und – im Fall der lit. b – auch keine EU-Entsendebestätigung oder 
EU-Überlassungsbestätigung ausgestellt wurde, bei unberechtigter Be-
schäftigung von höchstens drei Ausländern für jeden unberechtigt be-
schäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 1 000 Euro bis 10 000 Euro, im 
Falle der erstmaligen und weiteren Wiederholung von 2 000 Euro bis 
20 000 Euro, bei unberechtigter Beschäftigung von mehr als drei Auslän-
dern für jeden unberechtigt beschäftigten Ausländer mit Geldstrafe von 
2 000 Euro bis 20 000 Euro, im Falle der erstmaligen und weiteren Wieder-
holung von 4 000 Euro bis 50 000 Euro.

(Anm.: Z 5 aufgehoben durch Art. 1 Z 3, BGBl. I Nr. 98/2020)
(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 113/2015)
(3) Die Eingänge aus den gemäß Abs. 1 verhängten Geldstrafen fließen dem 

Arbeitsmarktservice zu.
(4) Abs. 1 ist nicht anzuwenden, wenn die Zuwiderhandlung vom Organ einer 

Gebietskörperschaft begangen worden ist. Besteht bei einer Bezirksverwaltungs-
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behörde der Verdacht einer Zuwiderhandlung durch ein solches Organ, so hat 
sie, wenn es sich um ein Organ des Bundes oder eines Landes handelt, eine An-
zeige an das oberste Organ, dem das der Zuwiderhandlung verdächtige Organ 
untersteht (Art. 20 Abs. 1 erster Satz B-VG), zu erstatten, in allen anderen Fällen 
aber an die Aufsichtsbehörde.

(5) Die Bezirksverwaltungsbehörde hat bei Übertretungen nach Abs. 1 Z 1 die 
unberechtigte Beschäftigung eines Ausländers zu schlechteren Lohn- und Ar-
beitsbedingungen als sie die jeweils anzuwendenden Normen der kollektiven 
Rechtsgestaltung vorsehen, bei der Strafbemessung als besonders erschwerend 
zu berücksichtigen.

(6) Ein Unternehmen, welches die Erbringung einer Leistung an ein anderes 
Unternehmen ganz oder teilweise weitergibt, ist neben dem beauftragten Unter-
nehmen gemäß Abs. 1 Z 1 zu bestrafen, wenn es
1. die Übertretung des von ihm unmittelbar beauftragten oder – im Fall der 

Auftragsweitergabe – jedes weiteren beauftragten Unternehmens bei der 
Auftragserfüllung wissentlich geduldet hat, oder

2. seiner Verpflichtung gemäß § 26 Abs. 6 nicht nachgekommen ist.
(7) Wird ein Ausländer in Betriebsräumen, an Arbeitsplätzen oder auf auswär-

tigen Arbeitsstellen eines Unternehmens angetroffen, die im allgemeinen Be-
triebsfremden nicht zugänglich sind, ist das Vorliegen einer nach diesem Bundes-
gesetz unberechtigten Beschäftigung von der Bezirksverwaltungsbehörde ohne 
weiteres anzunehmen, wenn der Beschäftiger nicht glaubhaft macht, daß eine 
unberechtigte Beschäftigung nicht vorliegt.

(8) In den Fällen der Betriebsentsendung, der grenzüberschreitenden Überlas-
sung oder des unternehmensinternen Transfers gilt die Verwaltungsübertretung 
als in dem Sprengel der Bezirksverwaltungsbehörde begangen, in dem der Ar-
beits(Einsatz)ort der nach Österreich entsandten, überlassenen oder unterneh-
mensintern transferierten Arbeitnehmer liegt, bei wechselnden Arbeits(Ein-
satz)orten am Ort der Kontrolle.

Beteiligung am Verwaltungsstrafverfahren und Bestellung von 
verantwortlichen Beauftragten

§ 28a. (1) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat in Verwaltungsstrafverfahren 
nach § 28 Abs. 1 Z 1, 4 und 5, nach § 28 Abs. 1 Z 2 lit. c bis f dann, wenn die 
Übertretung die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes durch das Amt für Betrugsbekämpfung betrifft, Parteistellung und 
ist berechtigt, Beschwerden gegen Bescheide sowie Einspruch gegen Strafverfü-
gungen zu erheben. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumenten-
schutz und der Bundesminister für Finanzen sind berechtigt, gegen Entschei-
dungen der Verwaltungsgerichte der Länder Revision an den Verwaltungsge-
richtshof zu erheben. Die Verwaltungsgerichte der Länder haben Ausfertigun-
gen solcher Entscheidungen unverzüglich dem Bundesministerium für Arbeit, 
Soziales und Konsumentenschutz zu übermitteln.

(2) Stellt das Amt für Betrugsbekämpfung eine Übertretung fest, die nach
1. § 28 Abs. 1 Z 1, 4 und 5
2. § 28 Abs. 1 Z 2 lit. c bis f
zu bestrafen ist, hat das Amt für Betrugsbekämpfung Strafanzeige an die zustän-
dige Verwaltungsstrafbehörde zu erstatten, im Fall der Z 2 nur dann, wenn die 
Übertretung die Überwachung der Einhaltung der Bestimmungen dieses Bun-
desgesetzes durch das Amt für Betrugsbekämpfung betrifft. Mit der Anzeige ist 
ein bestimmtes Strafausmaß zu beantragen.

(3) Die Bestellung von verantwortlichen Beauftragten gemäß § 9 Abs. 2 und 3 
des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 – VStG, BGBl. Nr. 52, in der jeweils gelten-
den Fassung, für die Einhaltung dieses Bundesgesetzes wird erst rechtswirksam, 
nachdem bei der Zentralen Koordinationsstelle eine schriftliche Mitteilung über 
die Bestellung samt einem Nachweis der Zustimmung des Bestellten eingelangt 
ist. Dies gilt nicht für die Bestellung von verantwortlichen Beauftragten auf Ver-
langen der Behörde gemäß § 9 Abs. 2 VStG.

(4) Der Arbeitgeber hat den Widerruf der Bestellung und das Ausscheiden von 
verantwortlichen Beauftragten nach Abs. 3 der Zentralen Koordinationsstelle 
im Amt für Betrugsbekämpfung unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

Zentrale Verwaltungsstrafevidenz

§ 28b. (1) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat öffentlichen Auftraggebern für 
die Zwecke der Auftragsvergabe auf Verlangen binnen zwei Wochen Auskunft 
darüber zu geben, ob dem im Auskunftsersuchen genannten Unternehmen (Be-
werber, Bieter, Subunternehmer) eine rechtskräftige Bestrafung gemäß § 28 
Abs. 1 Z 1 zuzurechnen ist. In dieser Auskunft ist entweder die Anzahl der nach 
Abs. 2 zu berücksichtigenden Bestrafungen einschließlich der maßgeblichen Da-
ten der Strafbescheide (Strafbehörde, Aktenzahl, Entscheidungs- und Rechts-
kraftdatum, Name und Geburtsdatum des Bestraften, Tatzeit, Zahl der be-
schäftigten Ausländer, verhängte Geldstrafen) anzugeben oder festzustellen, daß 
keine zu berücksichtigende Bestrafung vorliegt.

(2) Eine Bestrafung gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 ist dem im Auskunftsersuchen ge-
nannten Unternehmen zuzurechnen, wenn diese Bestrafung entweder gegen 
den Bewerber, Bieter oder Subunternehmer selbst oder gegen ein verantwortli-
ches Organ (§ 9 Abs. 1 VStG) oder einen verantwortlichen Beauftragten (§ 9 
Abs. 2 oder 3 VStG) rechtskräftig verhängt wurde. Die erste registrierte rechts-
kräftige Bestrafung ist dabei nicht zu berücksichtigen. Die zweite Bestrafung ist 
nach Ablauf eines Jahres nach Eintritt der Rechtskraft, jede weitere jeweils nach 
Ablauf von zwei Jahren nach Eintritt der Rechtskraft nicht mehr zu berücksich-
tigen. Rechtskräftige Bestrafungen wegen unberechtigter Beschäftigung mehre-
rer Ausländer zählen als eine Bestrafung, wenn diese Ausländer gleichzeitig oder 
in zeitlichem Zusammenhang am selben Ort beschäftigt wurden.

(3) Für Zwecke der Erteilung von Auskünften nach Abs. 1 und § 30 Abs. 3 so-
wie für Zwecke der Beurteilung der Bewilligungsvoraussetzungen nach § 4 
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Abs. 1 Z 4 und 5 hat das Amt für Betrugsbekämpfung eine zentrale Evidenz ver-
waltungsbehördlicher Strafverfahren gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zu führen. Diese 
kann automationsunterstützt geführt werden.

(4) Die Verwaltungsstrafbehörden und die Verwaltungsgerichte der Länder ha-
ben Ausfertigungen rechtskräftiger Entscheidungen, die sie in Strafverfahren ge-
mäß § 28 Abs. 1 Z 1 erlassen haben, unverzüglich dem Amt für Betrugsbekämp-
fung zu übermitteln. Desgleichen haben sie Ausfertigungen rechtskräftiger Ent-
scheidungen, mit denen eine Strafe gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 gegen verantwortliche 
Beauftragte im Sinne des § 9 Abs. 2 letzter Satz und 3 VStG verhängt wurde, je-
nem Unternehmen zuzustellen, dem diese Bestrafung gemäß Abs. 2 zuzurech-
nen ist. In die Entscheidung ist ein Hinweis darauf aufzunehmen, dass mit der 
rechtskräftigen Bestrafung die Eintragung des Beschuldigten und jenes Unter-
nehmens, dem die Bestrafung zuzurechnen ist, in die Verwaltungsstrafevidenz 
verbunden ist.

(5) Das Amt für Betrugsbekämpfung hat Unternehmen, die sich um öffentli-
che Aufträge im Ausland bewerben, auf Antrag mitzuteilen, ob ihnen rechts-
kräftige Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zuzurechnen sind. In der Auskunft 
gemäß § 30b Abs. 3 sind die Anzahl der rechtskräftigen Bestrafungen gemäß § 28 
Abs. 1 Z 1 und der jeweils betroffenen Ausländer anzugeben. Gemäß § 55 Abs. 1 
VStG getilgte Bestrafungen sind nicht mehr zu berücksichtigen.

(6) Abs. 4 gilt sinngemäß auch für Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 6.

Gerichtlich strafbare Handlungen

§ 28c. (1) Wer entgegen § 3 Abs. 1 gleichzeitig eine größere Zahl von Ausländern 
ohne Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet oder einen minderjährigen Ausländer 
ohne Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet beschäftigt, ist vom Gericht mit Frei-
heitsstrafe bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tagessätzen zu 
bestrafen.

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren ist zu bestrafen, wer entgegen § 3 
Abs. 1
1. einen Ausländer ohne Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet unter besonders 

ausbeuterischen Arbeitsbedingungen,
2. einen Ausländer ohne Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet, von dem er weiß, 

dass er ein Opfer von Menschenhandel (§ 104a StGB) ist, unter Nutzung 
seiner unter Zwang erbrachten Arbeiten oder Leistungen oder

3. eine größere Zahl von Ausländern ohne Aufenthaltsrecht im Bundesgebiet 
länger als einen Monat

beschäftigt.
(3) Der unerlaubt beschäftigte Ausländer ist nicht als Beitragstäter (§ 12 dritter 

Fall des Strafgesetzbuches – StGB, BGBl. Nr. 60/1974) zu bestrafen.
(4) Die Abs. 1 und 2 sind nicht anzuwenden, sofern die Tat nach anderen Be-

stimmungen mit gleicher oder strengerer Strafe bedroht ist.

(5) Die Staatsanwaltschaft kann bei der Verfolgung von Straftaten nach § 28c 
die Hilfe des Amtes für Betrugsbekämpfung und seiner Organe in Anspruch 
nehmen.

(6) Die im Abs. 5 genannten Organe sind im Rahmen ihrer Aufgaben ver-
pflichtet, Ermittlungen zu jedem ihnen zur Kenntnis gelangten Anfangsver-
dacht betreffend Straftaten nach § 28c zu führen. In diesem Umfang werden sie 
im Dienste der Strafrechtspflege (Art. 10 Abs. 1 Z 6 B‑VG) tätig und haben die 
in der Strafprozessordnung den Sicherheitsbehörden zukommenden Aufgaben 
und Befugnisse unter sinngemäßer Anwendung des § 196 Abs. 4 des Finanz-
strafgesetzes, BGBl. Nr. 129/1958, wahrzunehmen.

Ansprüche des Ausländers

§ 29. (1) Ausländer, die entgegen den Vorschriften dieses Bundesgesetzes ohne 
Beschäftigungsbewilligung beschäftigt werden, haben gegenüber dem sie be-
schäftigenden Betriebsinhaber für die Dauer der Beschäftigung die gleichen An-
sprüche wie auf Grund eines gültigen Arbeitsvertrages und Anspruch auf Ersatz 
der Kosten einer Auslandsüberweisung des Entgelts. Die unerlaubte Beschäfti-
gung gilt als zumindest drei Monate ausgeübt, sofern der Arbeitgeber oder der 
Ausländer nicht anderes nachweisen.

(2) Beruht das Fehlen der Beschäftigungsbewilligung jedoch auf einem Ver-
schulden des Betriebsinhabers, dann ist der Ausländer auch bezüglich der An-
sprüche aus der Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses so zu stellen, als ob 
er auf Grund eines gültigen Arbeitsvertrages beschäftigt gewesen wäre. Auf die 
Bestimmungen des besonderen Kündigungs- und Entlassungsschutzes ist jedoch 
nicht Bedacht zu nehmen.

(3) Der Ausländer, dessen Arbeitsverhältnis wegen Wegfalls der Beschäfti-
gungsbewilligung endet, hat Anspruch auf Schadenersatz wie auf Grund eines 
berechtigten vorzeitigen Austritts, wenn der Wegfall der Beschäftigungsbewilli-
gung auf einem Verschulden des Arbeitgebers beruht. Bei Bemessung des Scha-
denersatzanspruches ist auf die Bestimmungen des besonderen Kündigungs- 
und Entlassungsschutzes jedoch nicht Bedacht zu nehmen.

Haftung des Auftraggebers

§ 29a. Ein Unternehmen, welches die Erbringung einer Leistung an ein anderes 
Unternehmen ganz oder teilweise weitergibt und Übertretungen eines mit der 
Erbringung dieser Leistung beauftragten Unternehmens gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 
wissentlich duldet oder seiner Verpflichtung gemäß § 26 Abs. 6 nicht nach-
kommt, haftet gemäß § 1356 des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
(ABGB), JGS Nr. 946/1811, als Ausfallsbürge für Ansprüche auf das Entgelt der 
zur Erbringung der Leistung eingesetzten Ausländer, das diesen für ihre Tätig-
keit im Rahmen der vereinbarten Leistung gebührt, und auf Ersatz der Kosten 
für eine Auslandsüberweisung des Entgelts.
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Untersagung der Beschäftigung

§ 30. (1) Die Bezirksverwaltungsbehörde kann dem Arbeitgeber auf Antrag der 
nach dem Betriebssitz zuständigen Landesgeschäftsstelle des Arbeitsmarktser-
vice, dem Amt für Betrugsbekämpfung oder der sonst zur Wahrnehmung des 
Arbeitnehmerschutzes berufenen Behörde die Beschäftigung von Ausländern 
für die Dauer von längstens einem Jahr untersagen, wenn der Arbeitgeber inner-
halb der letzten zwei Jahre vom Zeitpunkt der Antragstellung zurückgerechnet 
mindestens dreimal gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 rechtskräftig bestraft wurde. Vor der 
Untersagung sind die in Betracht kommenden gesetzlichen Interessenvertretun-
gen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer anzuhören. Im Untersagungsverfah-
ren hat das Amt für Betrugsbekämpfung Parteistellung und ist berechtigt, Be-
schwerden gegen Bescheide zu erheben. Der Bundesminister für Arbeit, Soziales 
und Konsumentenschutz ist berechtigt, gegen Entscheidungen der Verwaltungs-
gerichte der Länder Revision an den Verwaltungsgerichtshof zu erheben. Die zu-
ständigen Behörden haben Ausfertigungen solcher Entscheidungen unverzüg-
lich dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz zu über-
mitteln.

(2) Die zum Zeitpunkt der Untersagung nach diesem Bundesgesetz erlaubte 
laufende Beschäftigung von Ausländern sowie die Beschäftigungsaufnahme von 
Ausländern mit einem gültigen Befreiungsschein werden von einer Untersagung 
nicht berührt.

(3) Den Bezirksverwaltungsbehörden sind die über den Arbeitgeber in der zen-
tralen Verwaltungsstrafevidenz (§ 28b) gespeicherten und für die Untersagung 
relevanten Daten über rechtskräftige Bestrafungen gemäß § 28 Abs. 1 Z 1 zur 
Verfügung zu stellen.

Einleitung des Verfahrens zur Entziehung der Gewerbeberechtigung

§ 30a. Das Amt für Betrugsbekämpfung kann die Entziehung der Gewerbebe-
rechtigung wegen wiederholter unerlaubter Beschäftigung von Ausländern 
beantragen. Das Amt für Betrugsbekämpfung hat im Verfahren Parteistellung 
und ist berechtigt, Beschwerden gegen Bescheide zu erheben. Der Bundesminis-
ter für Arbeit, Soziales und Konsumentenschutz ist berechtigt, gegen Entschei-
dungen der Verwaltungsgerichte der Länder Revision an den Verwaltungsge-
richtshof zu erheben. Die zuständigen Behörden haben Ausfertigungen solcher 
Entscheidungen unverzüglich dem Bundesminister für Arbeit, Soziales und 
Konsumentenschutz zu übermitteln.

Ausschluss und Rückzahlung von öffentlichen Förderungen

§ 30b. (1) Ein Unternehmen kann bis zu einer Dauer von drei Jahren von Förde-
rungen aus Mitteln des Bundes einschließlich der vom Bund verwalteten Mittel 
der Europäischen Union ausgeschlossen werden, wenn die Förderung jeweils ei-
nen Betrag von 5 000 Euro übersteigt und das Unternehmen zum Zeitpunkt der 

Antragstellung wiederholt wegen unerlaubter Beschäftigung von mehr als drei 
Ausländern rechtskräftig bestraft wurde. Zudem hat es derartige in den letzten 
sechs Monaten bezogene Förderungen ab Rechtskraft der wiederholten Bestra-
fung binnen drei Monaten jener Stelle zurückzuerstatten, welche die Förderung 
gewährt hat.

(2) Von einem Ausschluss und einer Rückzahlung gemäß Abs. 1 ist abzusehen, 
wenn das Unternehmen glaubhaft macht, dass es konkrete technische, organisa-
torische oder personelle Maßnahmen getroffen hat, die geeignet sind, das noch-
malige Setzen einer solchen strafbaren Handlungen zu verhindern. Als derartige 
Maßnahmen gelten insbesondere
1. die Einführung eines qualitativ hochwertigen Berichts- und Kontrollwe-

sens,
2. die Einschaltung eines Organs der inneren Revision zur regelmäßigen 

Überprüfung der Einhaltung der maßgeblichen Vorschriften,
3. die Einführung von internen Haftungs- und Schadenersatzregelungen zur 

Einhaltung der maßgeblichen Vorschriften.
(3) Die Stelle, die über ein Förderansuchen gemäß Abs. 1 entscheidet, hat vor 

der Bewilligung des Ansuchens eine Auskunft aus der Zentralen Verwaltungs-
strafevidenz (§ 28b Abs. 5) einzuholen.

Abschnitt VIII
Übergangsbestimmungen

§ 32. (1) Die Nichtanrechnung von Beschäftigungszeiten gemäß dem zweiten 
Satz des § 14a Abs. 1 gilt nicht für Beschäftigungsverhältnisse, die vor dem 1. Juni 
1996 aufgenommen wurden.

(2) Die vom Arbeitsmarktservice in unmittelbarer Anwendung des ARB 
Nr. 1/1980 ausgestellten Feststellungsbescheide verlieren mit 1. Jänner 1999 ihre 
Gültigkeit. Sie sind bis zu diesem Zeitpunkt auf die Höchstzahlen nach diesem 
Bundesgesetz anzurechnen. Auf Grund eines Feststellungsbescheides vor dem 
1. Jänner 1999 eingegangene Arbeitsverhältnisse bleiben unberührt.

(3) Die Nichtanrechnung von Beschäftigungszeiten als Künstler gemäß § 14a 
Abs. 1 Z 5 gilt nicht für Beschäftigungsverhältnisse, die vor dem 1. Jänner 1998 
eingegangen wurden.

(4) Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat dem Bundesminister für 
Finanzen die auf der Grundlage des § 28b in seinen vor dem In-Kraft-Treten des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2002 geltenden Fassungen evident gehaltenen 
Daten, Bescheide und sonstige Erledigungen zum Zweck der Erteilung von Aus-
künften nach § 28b Abs. 1 und § 30 Abs. 3 sowie zum Zweck der Beurteilung der 
Bewilligungsvoraussetzungen nach § 4 Abs. 3 Z 11 und 12 spätestens mit In-
Kraft-Treten dieses Bundesgesetzes in automationsunterstützter Form zur Verfü-
gung zu stellen.

(5) Zugleich mit der Übertragung der Aufgaben nach diesem Bundesgesetz an 
den Bundesminister für Finanzen gehen die für die Besorgung dieser Aufgaben 
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vorgesehenen Planstellen aus dem Planstellenbereich des Bundesministeriums 
für Wirtschaft und Arbeit in den Planstellenbereich des Bundesministers für Fi-
nanzen über. Bedienstete, die ausschließlich oder überwiegend Aufgaben besor-
gen, die ab 1. Juli 2002 in den Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Fi-
nanzen fallen, sind in den Planstellenbereich des Bundesministeriums für Finan-
zen zu übernehmen. Der Bundesminister für Wirtschaft und Arbeit hat nach 
Anhörung des zuständigen Zentralausschusses mit Bescheid festzustellen, wel-
che Beamten des Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit (Zentralleitung 
und Arbeitsinspektorate) ausschließlich oder überwiegend Aufgaben besorgen, 
die ab 1. Juli 2002 in den Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Finan-
zen fallen. Für vertraglich Bedienstete tritt an die Stelle des Bescheides eine 
Dienstgebererklärung.

(6) Befreiungsscheine, die vor dem 1. Jänner 2003 nach diesem Bundesgesetz 
ausgestellt wurden, bleiben bis zum Ablauf ihrer jeweiligen Geltungsdauer gül-
tig.

(7) Verordnungen, die vor dem 1. Jänner 2003 auf Grund des § 9 FrG erlassen 
wurden, gelten als Verordnungen gemäß § 5 weiter.

(8) Beschäftigungsbewilligungen, die vor dem 1. Jänner 2003 gemäß § 9 FrG 
erteilt wurden, sind Beschäftigungsbewilligungen gemäß § 5 gleichzuhalten.

(9) § 1 Abs. 2 lit. l und § 18 Abs. 12 bis 16 gelten ab dem 1. Juni 2004 sinnge-
mäß auch für Staatsangehörige der Schweizerischen Eidgenossenschaft und für 
Arbeitgeber mit Betriebssitz in der Schweizerischen Eidgenossenschaft.

(10) Verordnungen, die vor In-Kraft-Treten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 25/2011 aufgrund des § 12a Abs. 2 erlassen wurden, gelten als Verordnun-
gen gemäß § 14 Abs. 3 weiter.

(11) Vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 72/2013 ausgestellte Ar-
beitserlaubnisse und Befreiungsscheine bleiben bis zum Ablauf ihrer jeweiligen 
Geltungsdauer gültig.

(12) Verordnungen, die vor Inkrafttreten des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 72/2013 aufgrund des § 14 Abs. 3 erlassen wurden, gelten als Verordnungen 
gemäß § 4 Abs. 4 weiter.

(13) Für Ausländer, die bereits laufend mit einer Beschäftigungsbewilligungs-
bewilligung als Grenzgänger beschäftigt sind und bis zum 31. Dezember 2025 
erstmals eine Aufenthaltsbewilligung als Grenzgänger gemäß § 68 Abs. NAG 
beantragen, hat die regionalen Geschäftsstelle der nach dem NAG zuständigen 
Behörde das Vorliegen eines aufrechten Dienstverhältnisses zu bestätigen. Diese 
Bestätigung gilt als schriftliche Mitteilung im Sinne des § 68 Abs. 1 Z 2 NAG.

Schlußbestimmungen

Aufhebung von Rechtsvorschriften

§ 33. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes treten die Verordnung über 
ausländische Arbeitnehmer vom 23. Jänner 1933, deutsches RGBl. I S. 26, und 
die hiezu ergangenen Durchführungsvorschriften sowie die Bestimmung des 
§ 258 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 
16. Juli 1927, deutsches RGBl. I S. 187, außer Kraft.

Verweisungen

§ 33a. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze 
verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Beachte für folgende Bestimmung
Ist auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. Dezember 2002

ereignen (vgl. § 34 Abs. 23 idF BGBl. I Nr. 126/2002).

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 33b. Soweit personenbezogene Bezeichnungen nur in männlicher Form ange-
führt sind, beziehen sich diese auf alle Geschlechter in gleicher Weise.

Wirksamkeitsbeginn

§ 34. (1) § 32 Abs. 1 tritt mit 1. August 1990, die übrigen Bestimmungen (Anm.: 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 450/1990) treten mit 1. Oktober 
1990 in Kraft.

(2) Verordnungen und Bescheide auf Grund dieses Bundesgesetzes (Anm.: 
BGBl. Nr. 450/1990) können bereits von dem seiner Kundmachung folgenden 
Tag an erlassen werden; sie dürfen jedoch erst mit dem im Abs. 1 bezeichneten 
Zeitpunkt in Kraft treten.

(3) § 27 Abs. 4 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 501/1993 tritt mit 
1. Juli 1993 in Kraft.

(4) § 4 Abs. 3 Z 7, § 26 Abs. 5, § 28 Abs. 1 Z 4 lit. c (Anm.: in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 684/1991) treten mit Ablauf des 31. Dezember 1992 
außer Kraft.

(5) § 1 Abs. 2 lit. l, § 3 Abs. 7, § 14a Abs. 1 und 3, § 15 Abs. 1, 3 und 4, § 15a 
Abs. 3 und § 16 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 475/1992 
treten gleichzeitig mit dem Abkommen über den Europäischen Wirtschafts-
raum in Kraft.

(6) § 4 Abs. 3 Z 7, § 4b, § 20b Abs. 4, § 27 Abs. 4 und § 31a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 475/1992 treten mit 1. Juli 1993 in Kraft.
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(7) § 4 Abs. 3 Z 15, § 14d Abs. 1, § 26 Abs. 5 und § 28 Abs. 1 Z 4 lit. c in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 19/1993 treten mit 1. Jänner 1993 in 
Kraft.

(Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch Art. III Z 4, BGBl. Nr. 502/1993)
(9) § 28b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 463/1993 tritt mit 

1. Juli 1993 in Kraft.
(10) § 1 Abs. 2 lit. m in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 501/1993 

tritt gleichzeitig mit dem EWR-Abkommen in Kraft.
(11) § 2 Abs. 4 und § 4 Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 

Nr. 502/1993 treten mit 1. August 1993 in Kraft.
(12) § 4 Abs. 3 Z 16 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 502/1993 

tritt mit 1. August 1993 in Kraft und ist auf Sachverhalte anzuwenden, die sich 
nach dem 1. August 1993 ereignen.

(13) Die §§ 2 Abs. 4, 3 Abs. 3, 4 und 5, 4 Abs. 6 Z 1 und Abs. 9, 4b Abs. 2 Z 2, 
5 Abs. 3, 6 Abs. 1 und 3, 8 Abs. 2, 14 Abs. 2, 14d Abs. 1 und 2, 14f Abs. 3, 15 
Abs. 4, 16 Abs. 3, 18 Abs. 3, 4, 5, 6 und 7, 19 Abs. 1, 3, 4 und 7, 20, 20a, 20b, 22, 
23, 26 Abs. 1 und 5, 27, 28 Abs. 1 Z 2 und Abs. 3, 28a, 30 und 30a in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 314/1994 treten mit 1. Juli 1994 in Kraft. Bis zum 
Inkrafttreten einer entsprechenden Verordnung des Bundesministers für Arbeit 
und Soziales gemäß § 74 Abs. 1 des Arbeitsmarktservicegesetzes, BGBl. 
Nr. 313/1994, obliegen die Aufgaben und Befugnisse der Arbeitsinspektorate 
und des Bundesministers für Arbeit und Soziales gemäß §§ 28a, 30 und 30a den 
jeweiligen Landesgeschäftsstellen des Arbeitsmarktservice und die Aufgaben 
und Befugnisse der Arbeitsinspektorate gemäß §§ 26, 27 und 28 den jeweiligen 
regionalen Geschäftsstellen des Arbeitsmarktservice.

(14) § 18 Abs. 14 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 450/1994 tritt 
mit 1. Juli 1994 in Kraft.

(15) § 1 Abs. 2 lit. e und l, § 14a Abs. 2 und 3, § 27 Abs. 2 und 5, § 27a, § 28 
Abs. 1 Z 1 letzter Halbsatz, § 28 Abs. 1 Z 2 lit. d und f, § 28 Abs. 1 Z 2 letzter 
Halbsatz, § 28 Abs. 5 bis 7, § 28a und § 28b sowie § 30a in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 895/1995 treten mit 1. Jänner 1996 in Kraft.

(16) § 1 Abs. 2 lit. f, § 2 Abs. 2 lit. c, § 3 Abs. 1, 2, 5, 6 und 8, § 9 Abs. 5, § 13b 
Abs. 2, § 18 Abs. 1 und Abs. 3 bis 8 sowie 11 bis 14 (Anm.: in der Aufzählung 
fehlt die Überschrift zu § 18), § 19 Abs. 1, 2 und 5, § 20 Abs. 1 und 6, § 25, § 28 
Abs. 1 Z 1 lit. a und b sowie § 28 Abs. 1 Z 2 lit. a und b in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. Nr. 895/1995 treten mit 1. Juni 1996 in Kraft.

(17) § 1 Abs. 2 lit. l, § 3 Abs. 5, § 4 Abs. 6 Z 4 und Abs. 11, § 4b Abs. 2, § 14a 
Abs. 1, § 18 Abs. 2 und 11, § 20 Abs. 5, § 27 Abs. 5, § 28a Abs. 1, § 31a und § 32 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 201/1996 treten mit 2. Juni 1996 
in Kraft.

(18) § 28b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 776/1996 tritt mit 
1. Jänner 1997 in Kraft.

(19) § 1 Abs. 2 und 4, § 2 Abs. 3 lit. b, c und d, § 3 Abs. 1, 2, 3, 5, 6, 9 und 10, 
§ 4 Abs. 3, 4, 5, 6 und 11, § 4b Abs. 1, 3 und 4, § 4c, § 5, § 11 Abs. 3, § 12, § 12a 
Abs. 3, § 13b Abs. 1 und 2, § 14a Abs. 1 Z 3, 4 und 5, § 18 Abs. 3, 4 und 12 bis 
16, § 19 Abs. 9, § 20 Abs. 2, § 20a, § 20b Abs. 4, § 24, § 27 Abs. 4, § 27a Abs. 2, 
§ 28 Abs. 1 Z 1, 2, 4 und 5 sowie Abs. 6, § 32 und § 35 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 78/1997 treten mit 1. Jänner 1998 in Kraft.

(20) Die §§ 4b Abs. 1 Z 9, 11 Abs. 2, 18 Abs. 13 Z 2, 26 Abs. 1 und 4, 28 Abs. 1 
Z 2 lit. c und f und 28b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/1999 
treten mit 1. Jänner 2000 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die 
sich nach dem 31. Dezember 1999 ereignen.

(21) § 28 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 136/2001 tritt 
mit 1. Jänner 2002 in Kraft.

(22) Die §§ 3 Abs. 5, 14c, 26 Abs. 1 bis 4a, 27 Abs. 1, 2, 4 und 5 samt Über-
schrift, 27a, 28 Abs. 1, 28a Abs. 1 bis 4, 28b Abs. 1, 3 und 4, 30 Abs. 1, 30a, 32 
Abs. 4 und 5 sowie § 35 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 68/2002 
treten mit 1. Juli 2002 in Kraft.

(23) Die §§ 1 Abs. 2 lit. a, l und m und Abs. 5, 2 Abs. 5 bis 9, 3 Abs. 1, 2, 4 und 
8, 4 Abs. 3 und 5 bis 8, 4b, 5, 7 Abs. 3 und 5, 11 Abs. 1 und 6, 12, 12a Abs. 3, 13, 
13a, 13b, 14, 14a Abs. 1 Z 3 und 4, 15, 15a, 17, 18, 19 Abs. 10, 24, 26 Abs. 5, 27a 
Abs. 3, 28 Abs. 1, 32 Abs. 6 bis 8, 33b, und 35 Z 5 sowie die Abschnittsbezeich-
nungen IIa, IIb, IIc und IIIa in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 126/2002 treten mit 1. Jänner 2003 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzu-
wenden, die sich nach dem 31. Dezember 2002 ereignen.

(24) Die §§ 1 Abs. 2 lit. f, 2 Abs. 5a und 4 Abs. 6 Z 4a in der Fassung des Bun-
desgesetzes BGBl. I Nr. 133/2003 treten mit 1. Jänner 2004 in Kraft und sind auf 
Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. Dezember 2003 ereignen.

(25) Die §§ 4 Abs. 3 Z 7, 4b, 5 Abs. 3, 18 Abs. 12, 28 Abs. 1 und 32a in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2004 treten mit 1. Mai 2004 in Kraft 
und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 30. April 2004 ereig-
nen.

(26) § 32 Abs. 9 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 28/2004 tritt 
mit 1. Juni 2004 in Kraft.

(27) § 18 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 136/2004 tritt 
mit 1. Jänner 2005 in Kraft und ist auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach 
dem 31. Dezember 2004 ereignen.

(28) Die §§ 1 Abs. 2 lit. a, i, l und m und Abs. 5, 2 Abs. 2 lit. b, 4 und 10, 3 
Abs. 1, 2 und 8, 4 Abs. 3 Z 7, Abs. 6 Z 4a und Abs. 8, 5 Abs. 1, 1a und 5a (Anm.: 
§ 5 Abs. 5a von Novelle nicht betroffen), 8 Abs. 2, 11 Abs. 1 und 2, 12 Abs. 3, 4, 
5, 6, 8, 9 und 10, 12a Abs. 3, 14a Abs. 1 und 1a, 14e Abs. 1 Z 2, 15 Abs. 1, 4 und 
6, 15a, 17, 18 Abs. 12 bis 16, 20b Abs. 4, 24, 26 Abs. 4, 27 Abs. 4, 27a Abs. 3, 28 
Abs. 1 Z 1 lit. a und Z 5 lit. a und b und 32a Abs. 1, 6 und 7 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 101/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.

(29) § 27 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2005 tritt 
mit 1. September 2005 in Kraft.
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(30) § 26, § 28, § 28a, § 30, § 30a und § 35 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 103/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.

(31) § 1 Abs. 5 und § 5 Abs. 1, 1a und 5a in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 157/2005 treten mit 1. Jänner 2006 in Kraft.

(32) § 32a Abs. 10 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 85/2006 tritt 
gleichzeitig mit dem Wirksamwerden des Beitritts der Republik Bulgarien bzw. 
des Beitritts Rumäniens zur Europäischen Union auf Grund des EU-Beitritts-
vertrages vom 25. April 2005 (ABl. Nr. L 157 vom 21. Juni 2005) in Kraft.

(33) § 28a Abs. 1 und Abs. 2 Z 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 99/2006 tritt mit 1. Jänner 2007 in Kraft.

(34) Die §§ 1 Abs. 2 lit. a, e, f und i, 2 Abs. 3 lit. d und Abs. 11, 4 Abs. 3 Z 7 und 
Abs. 8, 5 Abs. 3, 3a, 4 und 5, 13 Abs. 2, 15 Abs. 3, 18 Abs. 12, 26 Abs. 5, 27 
Abs. 4, § 28 Abs. 1 Z 5 und § 31 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 78/2007 treten mit 1. Jänner 2008 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzu-
wenden, die sich nach dem 31. Dezember 2007 ereignen. Die §§ 4 Abs. 3 Z 15, 
14d und 28 Abs. 1 Z 3 treten mit Ablauf des 31. Dezember 2007 außer Kraft.

(35) Die §§ 28 Abs. 1 Z 1 lit. c und d, 32a Abs. 7a und 35 Z 5 und 6 in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 91/2009 treten mit 1. September 2009 in 
Kraft und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 31. August 
2009 ereignen.

(36) § 4 Abs. 3 Z 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 120/2009 
tritt mit 1. Jänner 2010 in Kraft.

(37) § 2 Abs. 12 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 135/2009 tritt 
mit 1. Jänner 2010 in Kraft.

(38) Die §§ 1 Abs. 2 lit. l und m, 2 Abs. 3 lit. a, 3 Abs. 1, 2, 6 und 8, 4, 4b Abs. 1, 
9 Abs. 2 lit. a, 11 Abs. 1, 2, 5 und 6, 15 Abs. 6, 17, 20 Abs. 2, 22 Abs. 1, 26 Abs. 4 
bis 6, 27a Abs. 3, 28 Abs. 1 Z 1 lit. a und d und Abs. 6, 28b Abs. 3, 5 und 6, 28c 
samt Überschrift, 29 Abs. 1, 29a samt Überschrift, 30b samt Überschrift und 35 
sowie der Abschnitt IIa samt Überschrift und den Anlagen A, B und C in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 25/2011 treten mit 1. Juli 2011 in Kraft. 
Die §§ 5 samt Überschrift, 32 Abs. 10 und 32a sowie der Abschnitt IIb in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 25/2011 treten mit 1. Mai 2011 in 
Kraft. Die §§ 1 Abs. 5, 2 Abs. 5, 8 Abs. 2 und 9 Abs. 3 in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 135/2009 treten mit 30. Juni 2011 außer Kraft.

(39) Verordnungen gemäß § 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 25/2011 dürfen nicht vor dem 1. Jänner 2012 erlassen werden und nicht vor 
dem 1. Mai 2012 in Kraft treten. Unbeschadet des § 13 Abs. 1 dürfen mit der 
erstmalig erlassenen Verordnung Mangelberufe auch für das Kalenderjahr 2012 
festgelegt werden.

(40) Die Registrierung von befristet beschäftigten Ausländern gemäß § 5 
Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 25/2011 ist bereits ab dem 
der Kundmachung dieses Bundesgesetzes folgenden Tag zulässig.

(41) Die §§ 2 Abs. 2 lit. e und Abs. 3 lit. c und 4 Abs. 3 Z 10 und Abs. 5 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2012 treten mit 1. Jänner 2013 in 
Kraft.

(42) Die §§ 3 Abs. 1 bis 3, 4 Abs. 1 Z 1, Abs. 3 Z 9 bis 14 und Abs. 4 und 5, 4b, 
4c Abs. 2, 6 Abs. 1, 7 Abs. 4 und 7, 11 Abs. 1, 12, 14 samt Überschrift, 15 samt 
Überschrift, 17, 18 Abs. 10, 19 Abs. 1, 4, 5, 7 und 8 samt Überschrift, 20 samt 
Überschrift, 20a, 20b Abs. 1 und 2, 20c samt Überschrift, 20d samt Überschrift, 
20e samt Überschrift, 20f samt Überschrift, 25, 26 Abs. 1 und 5, 27a Abs. 1 bis 
3, 28 Abs. 1, 28a Abs. 1 und 2, 28b Abs. 1 und 4, 28c, 30 Abs. 1, 30a, 32 Abs. 11 
und 12, 32a Abs. 2, 5 und 9 und 35 Z 1 und 2 sowie Abschnitt III samt Über-
schrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 72/2013 treten mit 1. Jän-
ner 2014 in Kraft. Die §§ 2 Abs. 8, 4 Abs. 3 Z 2, 3 und 4, 4a samt Überschrift, 6 
Abs. 3 und die Abschnitte IIb, IIc, III und VII samt Überschrift in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2012 sowie § 12d samt Überschrift in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 72/2013 treten mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2013 außer Kraft.

(43) Eine Verordnung gemäß § 4 Abs. 4 in der Fassung dieses Bundesgesetzes 
kann bereits ab dem der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 72/2013 
folgenden Tag erlassen werden; sie darf jedoch frühestens mit 1. Jänner 2014 in 
Kraft gesetzt werden.

(44) § 2 Abs. 3, 11 und 13, § 3 Abs. 1, 2 und 3, § 4 Abs. 1, Abs. 3 Z 6 und Abs. 7 
Z 2 und Z 6, § 4b Abs. 3, § 5 samt Überschrift, § 9 Abs. 1, § 11 Abs. 1, die Anlage 
B, § 12b Z 2, die Überschrift des § 18, § 18 Abs. 3, 3a, 12 und 13, § 18a samt Über-
schrift, § 20 Abs. 2, § 20b Abs. 4, § 20d Abs. 1, § 20e Abs. 1 und 3, § 20f samt 
Überschrift, § 20g, § 24 samt Überschrift sowie Anlage D, § 27 Abs. 4, § 27a 
Abs. 3 Z 1, § 28 Abs. 1 und 8, § 32a Abs. 11a und § 35 Z 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 66/2017 treten mit 1. Oktober 2017 in Kraft und 
sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach dem 30. September 2017 ereig-
nen. § 2 Abs. 10 und § 4 Abs. 3 Z 8, Abs. 7 Z 1 und die Überschrift des Ab-
schnitts IV treten mit Ablauf des 30. September 2017 außer Kraft. Verordnun-
gen gemäß § 5 Abs. 1 können bereits ab dem auf die Kundmachung dieses Bun-
desgesetzes folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch frühestens mit 
1. Oktober 2017 in Kraft gesetzt werden.

(45) § 1 Abs. 2 lit. h, § 2 Abs. 14 bis 17, § 3 Abs. 5 sowie § 4 Abs. 3 Z 6 und 
Abs. 7 Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 56/2018 treten mit 
1. September 2018 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich nach 
dem 31. August 2018 ereignen.

(46) § 12b Z 1, § 13 Abs. 1,3 und 4, § 20d Abs. 5, § 27a Abs. 3 Z 1 und die An-
lagen A, B, C und D in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 94/2018 tre-
ten mit 1. Jänner 2019 in Kraft und sind auf Sachverhalte anzuwenden, die sich 
nach dem 31. Dezember 2018 ereignen.

(47) § 27 Abs. 1 und Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 100/2018 tritt mit 1. Jänner 2020 in Kraft.

§ 34 AuslBG AuslBG § 34
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(48) § 32b samt Überschrift in der Fassung des Brexit-Begleitgesetzes 2019, 
BGBl. I Nr. 25/2019, tritt mit dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens des Austritts 
des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordirland aus der Europäi-
schen Union unter der Bedingung in Kraft, dass der Austritt ohne Austrittsab-
kommen gemäß Art. 50 Abs. 2 EUV erfolgt.

(49) § 3 Abs. 5, § 18 Abs. 12, § 26, § 27 Abs. 1 und 5, § 27a Abs. 1 und 2, § 28a, 
§ 28b, § 30 Abs. 1, § 30a, § 32a Abs. 8 und § 35 Z 3, jeweils in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2019, treten mit 1. Juli 2020 in Kraft.

(50) § 32c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 23/2020 tritt mit dem 
der Kundmachung folgenden Tag in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2020 au-
ßer Kraft. Dauert die COVID-19-Krisensituation über diesen Zeitpunkt hinaus 
an, so ist die Bundesministerin für Arbeit, Familie und Jugend ermächtigt, das 
Außerkrafttreten durch Verordnung um jeweils zwei Monate, nicht jedoch über 
den 31. Dezember 2020 hinaus, zu verschieben.

(51) Die §§ 5 Abs. 4, 28 Abs. 1 Z 1 lit. b und Z 4 sowie 35 Z 4 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 98/2020 treten mit 1. Juli 2020 in Kraft. Die §§ 28 
Abs. 1 Z 1 lit. c und Z 5 sowie 32a samt Überschrift treten mit Ablauf des 
30. Juni 2020 außer Kraft. Die für Staatsangehörige der Republik Kroatien und 
für Arbeitgeber mit Betriebssitz in diesem Mitgliedstaat nach diesem Bundesge-
setz erteilten Berechtigungen oder Bestätigungen zur Arbeitsaufnahme verlieren 
mit Ablauf des 30. Juni 2020 ihre Gültigkeit.

(52) § 1 Abs. 2 lit. c in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 54/2021 
tritt mit 1. Mai 2021 in Kraft.

(53) § 4 Abs. 7 Z 6 und § 5 Abs. 1, 6a und 10 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 217/2021 treten mit 1. Jänner 2022 in Kraft.

(54) § 27 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 73/2022 tritt 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 73/2022 außer Kraft.

(55) § 3 Abs. 4, § 4a samt Überschrift, § 5 Abs. 6a und 7, § 12b Z 1 und 2, § 12c 
Abs. 1 bis 6, § 12d samt Überschrift, § 20d Abs. 1, 2a, 3, 6, 7 und 8, § 20h samt 
Überschrift, § 24 Abs. 2 Z 5, § 28a Abs. 4 und § 28c Abs. 5 und 6 sowie die Über-
schriften zu Abschnitt III, Abschnitt IIIa, Abschnitt IV und § 20d und die An-
lagen A, B, C und D in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 106/2022 
treten mit 1. Oktober 2022 in Kraft. § 28c Abs. 5 und 6 ist auch auf strafbare 
Handlungen anwendbar, die vor dessen Inkrafttreten begangen wurden.

(56) § 4 Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 168/2022 tritt 
mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(57) § 1 Abs. 2 lit. k, § 12d und die Anlagen A, B, C und D in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 43/2023 treten mit Ablauf des Tages der Kundma-
chung in Kraft.

(58) § 4 Abs. 3 und 7 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 84/2022 
treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(59) Die §§ 12a und 13 Abs. 1b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 175/2023 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(60) § 20e Abs. 1 und 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 67/2024 
treten mit 1. Oktober 2024 in Kraft.

(61) Die §§ 2 Abs. 7, 4 Abs. 5, 12e samt Überschrift, 20d Abs. 1 samt Über-
schrift und Abs. 6 sowie § 32 Abs. 13 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 70/2025 treten mit dem der Kundmachung folgenden Monatsersten in 
Kraft.

(62) § 5 Abs. 8 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 87/2025 tritt 
sechs Monate nach dem im Beschluss der Europäischen Kommission gemäß 
Art. 88 Abs. 1 der ETIAS‑Verordnung festgelegten Tag in Kraft. Erlässt die Eu-
ropäische Kommission gemäß Art. 83 Abs. 1 der ETIAS‑Verordnung einen dele-
gierten Rechtsakt nach Art. 89 der ETIAS‑Verordnung, verlängert sich dieser 
Zeitraum von sechs Monaten um die im delegierten Rechtsakt jeweils angeführte 
Dauer.

(63) Die §§ 1 Abs. 2 lit. a, 4 Abs. 1 Z 1, 9 Abs. 1 und 2 lit. a und 33b in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2026 treten mit 12. Juni 2026 in 
Kraft.

(64) Die §§ 3 Abs. 1, 2 und 3, 4 Abs. 3 Z 12, 20d Abs. 2b, 7 und 9, 20e Abs. 1, 
27a Abs. 3 Z 1 und 28 Abs. 1 Z 1 lit. a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. 
I Nr. xxx/2026 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung, frühestens je-
doch mit 12. Juni 2026, in Kraft. § 4 Abs. 3 Z 13 tritt mit Ablauf des Tages der 
Kundmachung, frühestens jedoch mit 12. Juni 2026, außer Kraft.

Vollziehung

§ 35. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes sind betraut:
1. hinsichtlich des § 1 Abs. 2 lit. g und hinsichtlich des § 20g, soweit das Bun-

desverwaltungsgericht betroffen ist, der Bundeskanzler;
2. hinsichtlich der §§ 20d und 20e, soweit die NAG-Behörden betroffen sind, 

und hinsichtlich der §§ 27 Abs. 3 und 27a Abs. 3 der Bundesminister für 
Inneres;

3. hinsichtlich der §§ 3, 26, 27, 27a, 28a, 28b, 30, 30a und 30b, soweit der Bun-
desminister für Finanzen als Abgabenbehörde, das Amt für Betrugsbe-
kämpfung oder deren Organe betroffen sind, der Bundesminister für Fi-
nanzen;

4. hinsichtlich der §§ 28c und 29a die Bundesministerin für Justiz;
5. hinsichtlich aller übrigen Bestimmungen der Bundesminister für Arbeit, 

Soziales und Konsumentenschutz.

Anlage A-D

(hier nicht abgedruckt)

§ 34 AuslBG AuslBG § 35
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Artikel 16
Austrittszeitpunkt

(Anm.: aus BGBl. I Nr. 25/2019, zu § 34, BGBl. Nr. 218/1975)
Erfolgt der Austritt des Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nordir-

land aus der Europäischen Union ohne Austrittsabkommen gemäß Art. 50 
Abs. 2 EUV, so hat der Bundeskanzler den Zeitpunkt des Wirksamwerdens des 
Austritts im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

Artikel II
Übergangsbestimmungen

(Anm.: aus BGBl. Nr. 231/1988, zu BGBl. Nr. 218/1975)
(1) Einem jugendlichen Ausländer bis zur Vollendung des 19. Lebensjahres ist 

eine Beschäftigungsbewilligung ohne Prüfung der Voraussetzungen des § 4 
Abs. 1, 2 und 6 zu erteilen, wenn
1. nicht außergewöhnliche Verhältnisse auf lokalen Arbeitsmärkten entgegen-

stehen,
2. sich der jugendliche Ausländer zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Be-

stimmung seit mindestens drei Jahren rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält 
und

3. sich wenigstens ein Elternteil seit mindestens fünf Jahren rechtmäßig im 
Bundesgebiet aufhält.

§ 15 Abs. 4 gilt sinngemäß.
(2) Nach Vollendung des 19. Lebensjahres des Ausländers ist Abs. 1 weiterhin 

anzuwenden, wenn der Ausländer bereits vorher die Voraussetzungen des Abs. 1 
erfüllt hat und sich mit Ausnahme von jeweils höchstens drei Monaten im Ka-
lenderjahr ununterbrochen rechtmäßig im Bundesgebiet aufhält. § 15 Abs. 5 gilt 
sinngemäß.

(3) Anträge auf Ausstellung eines Befreiungsscheines, die in der Zeit zwischen 
der Verlautbarung im Bundesgesetzblatt und dem Inkrafttreten dieses Bundesge-
setzes gestellt werden, gelten als im Zeitpunkt des Inkrafttretens eingebracht, es 
sei denn, es besteht nach der bis dahin geltenden Rechtslage ein Anspruch auf 
Ausstellung eines Befreiungsscheines.

7. Hauptstück
Schluss- und Übergangsbestimmungen

Artikel 79
Inkrafttreten und Übergangsbestimmungen

(Anm.: aus BGBl. I Nr. 135/2009, zu § 2, BGBl. Nr. 218/1975)

(1) Art. 2 (Änderung des Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuchs), Art. 3 (Än-
derung des Ehegesetzes), Art. 4 (Änderung des Fortpflanzungsmedizingesetzes), 
Art. 6 (Änderung der Jurisdiktionsnorm), Art. 7 (Änderung des Strafgesetzbu-
ches), Art. 27 (Änderung des Einkommensteuergesetzes 1988), Art. 28 (Ände-
rung des Körperschaftsteuergesetzes 1988), Art. 29 (Änderung des Umsatzsteu-
ergesetzes 1994), Art. 30 (Änderung des Bewertungsgesetzes 1955), Art. 31 (Än-
derung des Gebührengesetzes 1957), Art. 33 (Änderung der Bundesabgabenord-
nung), Art. 34 (Änderung des Alkoholsteuergesetzes), Art. 61 (Änderung des 
Ärztegesetzes 1998), Art. 62 (Änderung des Gehaltskassengesetzes 2002), Art. 63 
(Änderung des Apothekengesetzes), Art. 72 (Änderung des Studienförderungs-
gesetzes), Art. 76 (Änderung des Entwicklungshelfergesetzes), Art. 77 (Ände-
rung des Bundesgesetzes über Aufgaben und Organisation des auswärtigen 
Dienstes – Statut) und Art. 78 (Bundesgesetz über die Einräumung von Privile-
gien und Immunitäten an internationale Organisationen) treten mit 1. Jän-
ner 2010 in Kraft.

(2) Die durch dieses Bundesgesetz geänderten Strafbestimmungen sind in 
Strafsachen nicht anzuwenden, in denen vor ihrem Inkrafttreten das Urteil in 
erster Instanz gefällt worden ist. Nach Aufhebung eines Urteils infolge Nichtig-
keitsbeschwerde, Berufung, Wiederaufnahme oder Erneuerung des Strafverfah-
rens oder infolge eines Einspruches ist jedoch im Sinne der §§ 1 und 61 StGB vor-
zugehen.

Artt. 16-79 AuslBG AuslBG Art. 79
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7. Bundesgesetz, mit dem das allgemeine bürgerliche 
Gesetzbuch und das Außerstreitgesetz geändert werden 

(Obsorge für unbegleitete Minderjährige-Gesetz – 
ObUM-G)

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel 1
Änderung des Allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuchs

Das Allgemeine bürgerliche Gesetzbuch, JGS Nr. 946/1811, zuletzt geändert 
durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 111/2025, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 207 wird folgender § 207a eingefügt:
„§ 207a. (1) Wird ein Kind, das das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet hat 

und das
1. nicht zum Aufenthalt im Inland berechtigt ist oder einen Antrag auf inter-

nationalen Schutz gestellt oder ein vorübergehendes Aufenthaltsrecht für 
Vertriebene hat und

2. nicht von einer volljährigen mit der Obsorge betrauten Person begleitet 
wird,

im Inland angetroffen (unbegleiteter Minderjähriger), so ist kraft Gesetzes der 
Kinder- und Jugendhilfeträger mit der Obsorge betraut.

(2) Durch die Obsorge des Kinder- und Jugendhilfeträgers nach Abs. 1 wird 
die Obsorge der Eltern bzw. anderer Personen in Bezug auf den unbegleiteten 
Minderjährigen nicht berührt. Der Kinder- und Jugendhilfeträger hat die Ob-
sorge in jenem Umfang auszuüben, in dem die Eltern bzw. andere mit der Obsor-
ge betraute Personen dazu nicht in der Lage sind.

(3) Hält der Kinder- und Jugendhilfeträger das Kind insbesondere aufgrund 
der vorliegenden Urkunden, seines körperlichen Erscheinungsbildes, eines Ge-
sprächs mit diesem und seiner psychischen Reife sowie von allenfalls bereits vor-
liegenden Ergebnissen der Altersdiagnosen durch andere Behörden oder Gerich-
te für volljährig, so hat er es darüber möglichst verständlich zu informieren. Be-
hauptet das Kind ungeachtet dessen, dass es minderjährig sei, so hat er – außer 
im Fall des Abs. 4 – die gerichtliche Entscheidung darüber zu beantragen, ob die 
Obsorge nach Abs. 1 besteht. Ebenso hat der Kinder- und Jugendhilfeträger vor-
zugehen, wenn aus seiner Sicht Zweifel an der Minderjährigkeit bestehen. Bis zur 
gerichtlichen Entscheidung hat der Kinder- und Jugendhilfeträger, wenn nicht 
ein Fall des Abs. 4 vorliegt, von der Minderjährigkeit des Kindes auszugehen. Das 
Kind ist berechtigt, selbst einen Antrag auf Feststellung der Obsorge bei Gericht 
zu stellen. Über seine gerichtlichen Antrags- bzw. Anregungsrechte hat der Kin-
der- und Jugendhilfeträger das Kind möglichst verständlich zu informieren.

(4) Der Kinder- und Jugendhilfeträger hat keine gerichtliche Entscheidung 
nach Abs. 3 zu beantragen, wenn das Kind die Minderjährigkeit in offenkundig 
rechtsmissbräuchlicher Absicht behauptet.
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(5) Ist für das Gericht weder die Volljährigkeit noch die Minderjährigkeit ein-
deutig feststellbar, so ist davon auszugehen, dass das Kind das 18. Lebensjahr 
noch nicht vollendet hat.

(6) Vertretungshandlungen, die der Kinder- und Jugendhilfeträger vor einer ge-
richtlichen Entscheidung nach Abs. 3 gesetzt hat, bleiben auch dann wirksam, 
wenn das Gericht feststellt, dass die Obsorge des Kinder- und Jugendhilfeträgers 
nicht besteht.“

2. § 212 ABGB lautet:
„§ 212. (1) Sofern nicht anderes angeordnet ist, fallen die Aufgaben dem Bun-

desland als Kinder- und Jugendhilfeträger zu, in dem das minderjährige Kind sei-
nen gewöhnlichen Aufenthalt, mangels eines solchen im Inland seinen Aufent-
halt hat. Fehlt ein Aufenthalt im Inland, so ist, sofern das minderjährige Kind 
österreichischer Staatsbürger ist, für im Inland zu besorgende Aufgaben das 
Bundesland als Kinder- und Jugendhilfeträger zuständig, in dem der Minderjäh-
rige seinen letzten Aufenthalt gehabt hat, dann dasjenige, in dem ein Elternteil 
seinen Aufenthalt hat oder zuletzt gehabt hat.

(2) Verlegt das minderjährige Kind seinen Aufenthalt in ein anderes Bundes-
land, so kann der Kinder- und Jugendhilfeträger seine Aufgaben dem anderen 
mit dessen Zustimmung übertragen. Verlegt ein unbegleiteter Minderjähriger 
nach § 207a seinen Aufenthalt nicht nur für kurze Zeit in ein anderes Bundes-
land, so geht die Zuständigkeit auf den Kinder- und Jugendhilfeträger des Bun-
deslands über, in dem sich das Kind aufhält.

(3) Von einem Zuständigkeitswechsel nach Abs. 2 ist das Gericht zu verständi-
gen, wenn es mit Angelegenheiten des Kindes bereits befasst war.“

3. Nach § 225 wird folgender § 225a eingefügt:
„§ 225a. (1) Die Obsorge des Kinder- und Jugendhilfeträgers nach § 207a en-

det, wenn
1. das Kind an eine andere mit der Obsorge betraute Person übergeben wird;
2. sich das Kind nicht nur vorübergehend im Ausland aufhält und der Aufent-

haltsort dem Kinder- und Jugendhilfeträger bekannt ist oder
3. der Kinder- und Jugendhilfeträger konkrete Anhaltspunkte dafür hat, dass 

sich das Kind im Ausland aufhält und die Sicherheitsbehörden um die Ermitt-
lung des Aufenthaltsortes des Kindes ersucht hat.

(2) Die Obsorge des Kinder- und Jugendhilfeträgers nach § 207a endet nicht, 
weil das minderjährige Kind einen Aufenthaltstitel erhält.

(3) Der Kinder- und Jugendhilfeträger hat die Übergabe nach Abs. 1 Z 1 zu 
verweigern, wenn er Zweifel hat, dass sie dem Kindeswohl entspricht. In diesem 
Fall hat er unverzüglich, jedenfalls innerhalb von acht Tagen, die Übertragung 
der alleinigen Obsorge an ihn oder eine geeignete dritte Person bei Gericht zu 
beantragen.“

4. Dem § 1503 wird folgender Abs. 31 angefügt:

„(31) Die §§ 207a, 212 und 225a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. xxx/202x treten mit 12. Juni 2026 in Kraft und sind auf minderjährige Kin-
der anzuwenden, die nach dem 11. Juni 2026 im Inland angetroffen werden.“

Artikel 2
Änderung des Außerstreitgesetzes

Das Außerstreitgesetz, BGBl. I Nr. 111/2003, zuletzt geändert durch das Bun-
desgesetz BGBl. I Nr. 74/2025, wird wie folgt geändert:

1. Nach § 107a wird folgender § 107b samt Überschrift angefügt:
„Besondere Entscheidungen 

in Verfahren für unbegleitete Minderjährige
§ 107b. (1) In Verfahren über einen Antrag nach § 207a Abs. 3 ABGB hat das 

Gericht auszusprechen, ob die Obsorge des Kinder- und Jugendhilfeträgers für 
den unbegleiteten Minderjährigen besteht.

(2) Von der rechtskräftigen Entscheidung in einem solchen Verfahren ist das 
Bundesamt für Fremdenwesen und Asyl zu verständigen.“

2. Nach § 207t wird folgender § 207u samt Überschrift angefügt: „Inkrafttre-
ten und Übergangsbestimmung zum Bundesgesetz BGBl. I Nr. x/202x § 207u. 
§ 107b samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/202x, 
tritt mit 12. Juni 2026 in Kraft und ist auf Verfahren anzuwenden, die nach dem 
11. Juni 2026 anhängig werden.“

Artikel 3
Umsetzungshinweis

Mit Artikel 1 dieses Bundesgesetzes wird Art. 27 Richtlinie (EU) 2024/1346 
zur Festlegung von Normen für die Aufnahme von Personen, die internationa-
len Schutz beantragen, ABl. Nr. L 2024/1346 vom 22.05.2024 („Aufnahme-
richtlinie“), umgesetzt.

Art. 1 ObUM-G ObUM-G Artt. 2, 3
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8. Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 – AVG
StF: BGBl. Nr. 51/1991 (WV)

Fassung vom 27.05.2026 

Text

I. Teil: Allgemeine Bestimmungen

1. Abschnitt: Behörden

Zuständigkeit

§ 1. Die sachliche und örtliche Zuständigkeit der Behörden richtet sich nach den 
Vorschriften über ihren Wirkungsbereich und nach den Verwaltungsvor-
schriften.

§ 2. Enthalten die in § 1 erwähnten Vorschriften über die sachliche Zuständigkeit 
keine Bestimmungen, so sind in den Angelegenheiten der Bundesverwaltung die 
Bezirksverwaltungsbehörden sachlich zuständig.

§ 3. Soweit die in § 1 erwähnten Vorschriften über die örtliche Zuständigkeit 
nichts bestimmen, richtet sich diese
1. in Sachen, die sich auf ein unbewegliches Gut beziehen: nach der Lage des 

Gutes;
2. in Sachen, die sich auf den Betrieb eines Unternehmens oder einer sonsti-

gen dauernden Tätigkeit beziehen: nach dem Ort, an dem das Unterneh-
men betrieben oder die Tätigkeit ausgeübt wird oder werden soll;

3. in sonstigen Sachen: zunächst nach dem Hauptwohnsitz (Sitz) des Beteilig-
ten, und zwar im Zweifelsfall des belangten oder verpflichteten Teiles, dann 
nach seinem Aufenthalt, dann nach seinem letzten Hauptwohnsitz (Sitz) 
im Inland, schließlich nach seinem letzten Aufenthalt im Inland, wenn aber 
keiner dieser Zuständigkeitsgründe in Betracht kommen kann oder Gefahr 
im Verzug ist, nach dem Anlaß zum Einschreiten; kann jedoch auch danach 
die Zuständigkeit nicht bestimmt werden, so ist die sachlich in Betracht 
kommende oberste Behörde zuständig.

§ 4. (1) Ist gemäß den in § 1 erwähnten Vorschriften die örtliche Zuständigkeit 
mehrerer Behörden gegeben und für diesen Fall nicht anderes bestimmt oder be-
gründen die in § 3 Z 1 und 2 angeführten Umstände die örtliche Zuständigkeit 
mehrerer Behörden, so haben diese Behörden einvernehmlich vorzugehen.
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(2) Gelangen sie in der Sache zu keinem Einvernehmen, so geht die Zuständig-
keit auf die sachlich in Betracht kommende Oberbehörde und, wenn danach ver-
schiedene Behörden berufen sind und auch diese sich nicht zu einigen vermögen, 
auf die sachlich in Betracht kommende gemeinsame Oberbehörde über.

(3) Bei Gefahr im Verzug hat jede der in Abs. 1 bezeichneten Behörden in 
ihrem Amtsbereich die notwendigen Amtshandlungen unter gleichzeitiger Ver-
ständigung der anderen Behörden vorzunehmen.

§ 5. (1) Über Zuständigkeitsstreite zwischen Behörden entscheidet die sachlich 
in Betracht kommende gemeinsame Oberbehörde.

(2) § 4 Abs. 3 gilt auch in diesem Fall.

§ 6. (1) Die Behörde hat ihre sachliche und örtliche Zuständigkeit von Amts we-
gen wahrzunehmen; langen bei ihr Anbringen ein, zu deren Behandlung sie 
nicht zuständig ist, so hat sie diese ohne unnötigen Aufschub auf Gefahr des Ein-
schreiters an die zuständige Stelle weiterzuleiten oder den Einschreiter an diese 
zu weisen.

(2) Durch Vereinbarung der Parteien kann die Zuständigkeit der Behörde we-
der begründet noch geändert werden.

Befangenheit von Verwaltungsorganen

§ 7. (1) Verwaltungsorgane haben sich der Ausübung ihres Amtes zu enthalten 
und ihre Vertretung zu veranlassen:
1. in Sachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehörigen (§ 36a) oder eine von 

ihnen vertretene schutzberechtigte Person beteiligt sind;
2. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder 

noch bestellt sind;
3. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle Un-

befangenheit in Zweifel zu ziehen;
4. im Berufungsverfahren, wenn sie an der Erlassung des angefochtenen Be-

scheides oder der Berufungsvorentscheidung (§ 64a) mitgewirkt haben.
(2) Bei Gefahr im Verzug hat, wenn die Vertretung durch ein anderes Verwal-

tungsorgan nicht sogleich bewirkt werden kann, auch das befangene Organ die 
unaufschiebbaren Amtshandlungen selbst vorzunehmen.

2. Abschnitt: Beteiligte und deren Vertreter

Beteiligte; Parteien

§ 8. Personen, die eine Tätigkeit der Behörde in Anspruch nehmen oder auf die 
sich die Tätigkeit der Behörde bezieht, sind Beteiligte und, insoweit sie an der Sa-

che vermöge eines Rechtsanspruches oder eines rechtlichen Interesses beteiligt 
sind, Parteien.

Rechts- und Handlungsfähigkeit

§ 9. Insoweit die persönliche Rechts- und Handlungsfähigkeit von Beteiligten in 
Frage kommt, ist sie von der Behörde, wenn in den Verwaltungsvorschriften 
nicht anderes bestimmt ist, nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechts zu 
beurteilen.

Vertreter

§ 10. (1) Die Beteiligten und ihre gesetzlichen Vertreter können sich, sofern 
nicht ihr persönliches Erscheinen ausdrücklich gefordert wird, durch natürliche 
Personen, die volljährig und handlungsfähig sind und für die in keinem Bereich 
ein gerichtlicher Erwachsenenvertreter bestellt oder eine gewählte oder gesetzli-
che Erwachsenenvertretung oder Vorsorgevollmacht wirksam ist, durch juristi-
sche Personen oder durch eingetragene Personengesellschaften vertreten lassen. 
Bevollmächtigte haben sich durch eine schriftliche, auf Namen oder Firma lau-
tende Vollmacht auszuweisen. Vor der Behörde kann eine Vollmacht auch 
mündlich erteilt werden; zu ihrer Beurkundung genügt ein Aktenvermerk. 
Schreitet eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person ein, so er-
setzt die Berufung auf die ihr erteilte Vollmacht deren urkundlichen Nachweis.

(2) Inhalt und Umfang der Vertretungsbefugnis richten sich nach den Bestim-
mungen der Vollmacht; hierüber auftauchende Zweifel sind nach den Vor-
schriften des bürgerlichen Rechts zu beurteilen. Die Behörde hat die Behebung 
etwaiger Mängel unter sinngemäßer Anwendung des § 13 Abs. 3 von Amts we-
gen zu veranlassen.

(3) Als Bevollmächtigte sind solche Personen nicht zuzulassen, die unbefugt 
die Vertretung anderer zu Erwerbszwecken betreiben.

(4) Die Behörde kann von einer ausdrücklichen Vollmacht absehen, wenn es 
sich um die Vertretung durch amtsbekannte Angehörige (§ 36a), Haushaltsange-
hörige, Angestellte oder durch amtsbekannte Funktionäre von beruflichen oder 
anderen Organisationen handelt und Zweifel über Bestand und Umfang der Ver-
tretungsbefugnis nicht obwalten.

(5) Die Beteiligten können sich eines Rechtsbeistandes bedienen und auch in 
seiner Begleitung vor der Behörde erscheinen.

(6) Die Bestellung eines Bevollmächtigten schließt nicht aus, daß der Voll-
machtgeber im eigenen Namen Erklärungen abgibt.

§ 11. Soll von Amts wegen oder auf Antrag gegen einen schutzberechtigten Be-
teiligten, der eines gesetzlichen Vertreters entbehrt, oder gegen eine Person, deren 
Aufenthalt unbekannt ist, eine Amtshandlung vorgenommen werden, so kann 
die Behörde, wenn die Wichtigkeit der Sache es erfordert, die Betrauung einer 
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Person mit der Obsorge oder die Bestellung eines gerichtlichen Erwachsenenver-
treters oder Kurators beim zuständigen Gericht (§ 109 JN) veranlassen.

§ 12. Die Vorschriften dieses Bundesgesetzes über die Beteiligten sind auch auf 
deren gesetzliche Vertreter und Bevollmächtigte zu beziehen.

Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32014L0036, 32021L1187, 32021L1883]

3. Abschnitt: Verkehr zwischen Behörden und Beteiligten

Anbringen

§ 13. (1) Soweit in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, kön-
nen Anträge, Gesuche, Anzeigen, Beschwerden und sonstige Mitteilungen bei 
der Behörde schriftlich, mündlich oder telefonisch eingebracht werden. Rechts-
mittel und Anbringen, die an eine Frist gebunden sind oder durch die der Lauf 
einer Frist bestimmt wird, sind schriftlich einzubringen. Erscheint die telefoni-
sche Einbringung eines Anbringens der Natur der Sache nach nicht tunlich, so 
kann die Behörde dem Einschreiter auftragen, es innerhalb einer angemessenen 
Frist schriftlich oder mündlich einzubringen.

(2) Schriftliche Anbringen können der Behörde in jeder technisch möglichen 
Form übermittelt werden, mit E-Mail jedoch nur insoweit, als für den elektroni-
schen Verkehr zwischen der Behörde und den Beteiligten nicht besondere Über-
mittlungsformen vorgesehen sind. Etwaige technische Voraussetzungen oder or-
ganisatorische Beschränkungen des elektronischen Verkehrs zwischen der Be-
hörde und den Beteiligten sind im Internet bekanntzumachen.

(3) Mängel schriftlicher Anbringen ermächtigen die Behörde nicht zur Zu-
rückweisung. Die Behörde hat vielmehr von Amts wegen unverzüglich deren Be-
hebung zu veranlassen und kann dem Einschreiter die Behebung des Mangels in-
nerhalb einer angemessenen Frist mit der Wirkung auftragen, dass das Anbrin-
gen nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist zurückgewiesen wird. Wird der Mangel 
rechtzeitig behoben, so gilt das Anbringen als ursprünglich richtig eingebracht.

(4) Bei Zweifeln über die Identität des Einschreiters oder die Authentizität ei-
nes Anbringens gilt Abs. 3 mit der Maßgabe sinngemäß, dass das Anbringen 
nach fruchtlosem Ablauf der Frist als zurückgezogen gilt.

(5) Die Behörde ist nur während der Amtsstunden verpflichtet, schriftliche 
Anbringen entgegenzunehmen oder Empfangsgeräte empfangsbereit zu halten, 
und, außer bei Gefahr im Verzug, nur während der für den Parteienverkehr be-
stimmten Zeit verpflichtet, mündliche oder telefonische Anbringen entgegenzu-
nehmen. Die Amtsstunden und die für den Parteienverkehr bestimmte Zeit sind 
im Internet und an der Amtstafel bekanntzumachen.

(6) Die Behörde ist nicht verpflichtet, Anbringen, die sich auf keine bestimmte 
Angelegenheit beziehen, in Behandlung zu nehmen.

(7) Anbringen können in jeder Lage des Verfahrens zurückgezogen werden.
(8) Der verfahrenseinleitende Antrag kann in jeder Lage des Verfahrens bis zu 

einer allfälligen Schließung des Ermittlungsverfahrens (§ 39 Abs. 3) geändert 
werden. Durch die Antragsänderung darf die Sache ihrem Wesen nach nicht ge-
ändert und die sachliche und örtliche Zuständigkeit nicht berührt werden.

(9) (Anm.: aufgehoben durch BGBl. I Nr. 10/2004)
Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32014L0036, 32021L1187]

Rechtsbelehrung

§ 13a. Die Behörde hat Personen, die nicht durch berufsmäßige Parteienvertre-
ter vertreten sind, die zur Vornahme ihrer Verfahrenshandlungen nötigen Anlei-
tungen in der Regel mündlich zu geben und sie über die mit diesen Handlungen 
oder Unterlassungen unmittelbar verbundenen Rechtsfolgen zu belehren.

Niederschriften

§ 14. (1) Mündliche Anbringen von Beteiligten sind erforderlichenfalls ihrem 
wesentlichen Inhalt nach in einer Niederschrift festzuhalten. Niederschriften 
über Verhandlungen (Verhandlungsschriften) sind derart abzufassen, daß bei 
Weglassung alles nicht zur Sache Gehörigen der Verlauf und Inhalt der Verhand-
lung richtig und verständlich wiedergegeben wird.

(2) Jede Niederschrift hat außerdem zu enthalten:
1. Ort, Zeit und Gegenstand der Amtshandlung und, wenn schon frühere 

darauf bezügliche Amtshandlungen vorliegen, erforderlichenfalls eine kur-
ze Darstellung des Standes der Sache;

2. die Bezeichnung der Behörde und die Namen des Leiters der Amtshand-
lung und der sonst mitwirkenden amtlichen Organe, der anwesenden Betei-
ligten und ihrer Vertreter sowie der etwa vernommenen Zeugen und Sach-
verständigen.

(Anm.: Z 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 5/2008)
(3) Die Niederschrift ist den vernommenen oder sonst beigezogenen Personen, 

wenn sie nicht darauf verzichten, zur Durchsicht vorzulegen oder vorzulesen; 
wenn ein Schallträger verwendet (Abs. 7) oder die Niederschrift elektronisch er-
stellt wird, kann ihr Inhalt auch auf andere Weise wiedergegeben werden. Der 
Leiter der Amtshandlung kann auch ohne Verzicht von einer Wiedergabe abse-
hen; die beigezogenen Personen können diesfalls bis zum Schluß der Amtshand-
lung die Zustellung einer Ausfertigung verlangen und binnen zwei Wochen ab 
Zustellung Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder Unrich-
tigkeit der Niederschrift erheben.

(4) In dem einmal Niedergeschriebenen darf nichts Erhebliches ausgelöscht, 
zugesetzt oder verändert werden. Durchgestrichene Stellen sollen noch lesbar 
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bleiben. Erhebliche Zusätze oder Einwendungen der beigezogenen Personen we-
gen behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Niederschrift sind in 
einen Nachtrag aufzunehmen und gesondert zu unterfertigen.

(5) Die Niederschrift ist vom Leiter der Amtshandlung und den beigezogenen 
Personen zu unterschreiben; bei Amtshandlungen, denen mehr als drei Beteiligte 
beigezogen wurden, genügt es jedoch, wenn die Niederschrift von der Partei, die 
den verfahrenseinleitenden Antrag gestellt hat, und zwei weiteren Beteiligten, in 
Abwesenheit dieser Partei von mindestens drei Beteiligten, sowie von den sonsti-
gen beigezogenen Personen unterschrieben wird. Kann dem nicht entsprochen 
werden, so sind die dafür maßgeblichen Gründe in der Niederschrift festzuhal-
ten. Wird die Niederschrift elektronisch erstellt, so kann an die Stelle der Unter-
schriften des Leiters der Amtshandlung und der beigezogenen Personen ein Ver-
fahren zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E-GovG) des Leiters der Amtshand-
lung und der Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Niederschrift treten.

(6) Den beigezogenen Personen ist auf Verlangen eine Ausfertigung der Nie-
derschrift auszufolgen oder zuzustellen.

(7) Die Niederschrift oder Teile davon können unter Verwendung eines Schall-
trägers oder in Kurzschrift aufgenommen werden. Die Angaben gemäß Abs. 2, 
die Feststellung, daß für die übrigen Teile der Niederschrift ein Schallträger ver-
wendet wird, und die Tatsache der Verkündung eines mündlichen Bescheides 
sind in Vollschrift festzuhalten. Die Aufzeichnung und die in Kurzschrift aufge-
nommenen Teile der Niederschrift sind unverzüglich in Vollschrift zu übertra-
gen. Die beigezogenen Personen können bis zum Schluß der Amtshandlung die 
Zustellung einer Ausfertigung der Übertragung verlangen und binnen zwei Wo-
chen ab Zustellung Einwendungen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder 
Unrichtigkeit der Übertragung erheben. Wird eine solche Zustellung beantragt, 
so darf die Aufzeichnung frühestens einen Monat nach Ablauf der Einwen-
dungsfrist, ansonsten frühestens einen Monat nach erfolgter Übertragung ge-
löscht werden.

(Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 10/2004)

§ 15. Soweit nicht Einwendungen erhoben wurden, liefert eine gemäß § 14 
aufgenommene Niederschrift über den Verlauf und den Gegenstand der be-
treffenden Amtshandlung vollen Beweis. Der Gegenbeweis der Unrichtigkeit 
des bezeugten Vorganges bleibt zulässig.

Aktenvermerke

§ 16. (1) Amtliche Wahrnehmungen, mündliche oder telefonische Anbringen 
oder sonstige Mitteilungen an die Behörde, mündliche oder telefonische Beleh-
rungen, Aufforderungen, Anordnungen und sonstige Äußerungen, schließlich 
Umstände, die nur für den inneren Dienst der Behörde in Betracht kommen, 
sind, wenn nicht anderes bestimmt ist und kein Anlass zur Aufnahme einer Nie-
derschrift besteht, erforderlichenfalls in einem Aktenvermerk kurz festzuhalten.

(2) Der Aktenvermerk ist vom Amtsorgan unter Beisetzung des Datums zu un-
terschreiben; wurde der Aktenvermerk elektronisch erstellt, kann an die Stelle 
dieser Unterschrift ein Verfahren zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 E-GovG) 
des Amtsorgans und der Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) des Aktenvermerks tre-
ten.

Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32021L1187]

Akteneinsicht

§ 17. (1) Soweit in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, kön-
nen die Parteien bei der Behörde in die ihre Sache betreffenden Akten Einsicht 
nehmen und sich von Akten oder Aktenteilen an Ort und Stelle Abschriften 
selbst anfertigen oder auf ihre Kosten Kopien oder Ausdrucke erstellen lassen. 
Soweit die Behörde die die Sache betreffenden Akten elektronisch führt, kann 
der Partei auf Verlangen die Akteneinsicht in jeder technisch möglichen Form 
gewährt werden.

(2) Allen an einem Verfahren beteiligten Parteien muß auf Verlangen die Ak-
teneinsicht in gleichem Umfang gewährt werden.

(3) Von der Akteneinsicht sind Aktenbestandteile ausgenommen, insoweit de-
ren Einsichtnahme eine Schädigung berechtigter Interessen einer Partei oder 
dritter Personen oder eine Gefährdung der Aufgaben der Behörde herbeiführen 
oder den Zweck des Verfahrens beeinträchtigen würde.

(4) Die Verweigerung der Akteneinsicht gegenüber der Partei eines anhängigen 
Verfahrens erfolgt durch Verfahrensanordnung.

Blinde und hochgradig sehbehinderte Beteiligte

§ 17a. Blinden oder hochgradig sehbehinderten Beteiligten, die eines Vertreters 
entbehren, hat die Behörde auf Verlangen den Inhalt von Akten oder Aktentei-
len durch Verlesung oder nach Maßgabe der vorhandenen technischen Möglich-
keiten in sonst geeigneter Weise zur Kenntnis zu bringen.

Erledigungen

§ 18. (1) Die Behörde hat die Sache möglichst zweckmäßig, rasch, einfach und 
kostensparend zu erledigen und den wesentlichen Inhalt der Amtshandlung er-
forderlichenfalls in einer Niederschrift oder einem Aktenvermerk festzuhalten.

(2) Erledigungen haben jedenfalls schriftlich zu ergehen, wenn dies in den Ver-
waltungsvorschriften ausdrücklich angeordnet ist oder von der Partei verlangt 
wird.

(3) Schriftliche Erledigungen sind vom Genehmigungsberechtigten mit seiner 
Unterschrift zu genehmigen; wurde die Erledigung elektronisch erstellt, kann an 
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die Stelle dieser Unterschrift ein Verfahren zum Nachweis der Identität (§ 2 Z 1 
E-GovG) des Genehmigenden und der Authentizität (§ 2 Z 5 E-GovG) der Erle-
digung treten.

(4) Jede schriftliche Ausfertigung hat die Bezeichnung der Behörde, das Datum 
der Genehmigung und den Namen des Genehmigenden zu enthalten. Ausferti-
gungen in Form von elektronischen Dokumenten müssen mit einer Amtssigna-
tur (§ 19 E-GovG) versehen sein; Ausfertigungen in Form von Ausdrucken von 
mit einer Amtssignatur versehenen elektronischen Dokumenten oder von Kopi-
en solcher Ausdrucke brauchen keine weiteren Voraussetzungen zu erfüllen. 
Sonstige Ausfertigungen haben die Unterschrift des Genehmigenden zu enthal-
ten; an die Stelle dieser Unterschrift kann die Beglaubigung der Kanzlei treten, 
dass die Ausfertigung mit der Erledigung übereinstimmt und die Erledigung ge-
mäß Abs. 3 genehmigt worden ist. Das Nähere über die Beglaubigung wird 
durch Verordnung geregelt.

(5) Für Bescheide gilt der III. Teil, für Ladungsbescheide überdies § 19.

Ladungen

§ 19. (1) Die Behörde ist berechtigt, Personen, die in ihrem Amtsbereich ihren 
Aufenthalt (Sitz) haben und deren Erscheinen nötig ist, vorzuladen.

(2) In der Ladung ist außer Ort und Zeit der Amtshandlung auch anzugeben, 
was den Gegenstand der Amtshandlung bildet, in welcher Eigenschaft der Gela-
dene vor der Behörde erscheinen soll (als Beteiligter, Zeuge usw.) und welche Be-
helfe und Beweismittel mitzubringen sind. In der Ladung ist ferner bekanntzu-
geben, ob der Geladene persönlich zu erscheinen hat oder ob die Entsendung ei-
nes Vertreters genügt und welche Folgen an ein Ausbleiben geknüpft sind.

(3) Wer nicht durch Krankheit, Behinderung oder sonstige begründete Hin-
dernisse vom Erscheinen abgehalten ist, hat die Verpflichtung, der Ladung Folge 
zu leisten und kann zur Erfüllung dieser Pflicht durch Zwangsstrafen verhalten 
oder vorgeführt werden. Die Anwendung dieser Zwangsmittel ist nur zulässig, 
wenn sie in der Ladung angedroht waren und die Ladung zu eigenen Handen 
zugestellt war; sie obliegt den Vollstreckungsbehörden.

(4) Eine einfache Ladung erfolgt durch Verfahrensanordnung.

§ 20. Steht die zu ladende Person in einem öffentlichen Amt oder Dienst oder im 
Dienst eines dem öffentlichen Verkehr dienenden Unternehmens und muß vor-
aussichtlich zur Wahrung der Sicherheit oder anderer öffentlicher Interessen eine 
Stellvertretung während der Verhinderung dieser Person eintreten, so ist gleich-
zeitig deren vorgesetzte Stelle von der Ladung zu benachrichtigen.

Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32021L1187]

4. Abschnitt: Zustellungen

§ 21. Zustellungen sind nach dem Zustellgesetz – ZustG, BGBl. Nr. 200/1982, 
vorzunehmen.

§ 22. Wenn wichtige Gründe hiefür vorliegen, ist eine schriftliche Ausfertigung 
mit Zustellnachweis zuzustellen. Bei Vorliegen besonders wichtiger Gründe oder 
wenn es gesetzlich vorgesehen ist, ist die Zustellung zu eigenen Handen des Emp-
fängers zu bewirken.

§ 23. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

§ 24. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

§ 25. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

§ 26. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

§ 27. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

§ 28. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

§ 29. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

§ 30. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

§ 31. (Entfällt; Art. III Abs. 2 der Kundmachung)

5. Abschnitt: Fristen

§ 32. (1) Bei der Berechnung von Fristen, die nach Tagen bestimmt sind, wird 
der Tag nicht mitgerechnet, in den der Zeitpunkt oder das Ereignis fällt, wonach 
sich der Anfang der Frist richten soll.

(2) Nach Wochen, Monaten oder Jahren bestimmte Fristen enden mit dem 
Ablauf desjenigen Tages der letzten Woche oder des letzten Monats, der durch 
seine Benennung oder Zahl dem Tag entspricht, an dem die Frist begonnen hat. 
Fehlt dieser Tag im letzten Monat, so endet die Frist mit Ablauf des letzten Tages 
dieses Monats.

§ 33. (1) Beginn und Lauf einer Frist werden durch Samstage, Sonntage oder ge-
setzliche Feiertage nicht behindert.

(2) Fällt das Ende einer Frist auf einen Samstag, Sonntag, gesetzlichen Feiertag, 
Karfreitag oder 24. Dezember, so ist der nächste Tag, der nicht einer der vorge-
nannten Tage ist, als letzter Tag der Frist anzusehen.

(3) In die Frist werden nicht eingerechnet:
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1. die Tage von der Übergabe an einen Zustelldienst im Sinne des § 2 Z 7 
ZustG zur Übermittlung an die Behörde bis zum Einlangen bei dieser (Post-
lauf);

2. die Zeit von der Versendung eines Anbringens im elektronischen Verkehr 
an die Behörde bis zum Einlangen bei dieser.

(4) Durch Gesetz oder Verordnung festgesetzte Fristen können, wenn nicht 
ausdrücklich anderes bestimmt ist, nicht geändert werden.

6. Abschnitt: Ordnungs- und Mutwillensstrafen

Ordnungsstrafen

§ 34. (1) Das Verwaltungsorgan, das eine Verhandlung, Vernehmung, einen Au-
genschein oder eine Beweisaufnahme leitet, hat für die Aufrechterhaltung der 
Ordnung und für die Wahrung des Anstandes zu sorgen.

(2) Personen, die die Amtshandlung stören oder durch ungeziemendes Beneh-
men den Anstand verletzen, sind zu ermahnen; bleibt die Ermahnung erfolglos, 
so kann ihnen nach vorausgegangener Androhung das Wort entzogen, ihre Ent-
fernung verfügt und ihnen die Bestellung eines Bevollmächtigten aufgetragen 
werden oder gegen sie eine Ordnungsstrafe bis 726 Euro verhängt werden.

(3) Die gleichen Ordnungsstrafen können von der Behörde gegen Personen 
verhängt werden, die sich in schriftlichen Eingaben einer beleidigenden Schreib-
weise bedienen.

(4) Gegen öffentliche Organe und gegen Bevollmächtigte, die zur berufsmäßi-
gen Parteienvertretung befugt sind, ist, wenn sie einem Disziplinarrecht unterste-
hen, keine Ordnungsstrafe zu verhängen, sondern lediglich die Anzeige an die 
Disziplinarbehörde zu erstatten.

(5) Die Verhängung einer Ordnungsstrafe schließt die strafgerichtliche Verfol-
gung wegen derselben Handlung nicht aus.

Mutwillensstrafen

§ 35. Gegen Personen, die offenbar mutwillig die Tätigkeit der Behörde in An-
spruch nehmen oder in der Absicht einer Verschleppung der Angelegenheit un-
richtige Angaben machen, kann die Behörde eine Mutwillensstrafe bis 726 Euro 
verhängen.

Widmung und Vollzug der Ordnungs- und Mutwillensstrafen

§ 36. Die Ordnungs- und Mutwillensstrafen fließen der Gebietskörperschaft zu, 
die den Aufwand der Behörde zu tragen hat. Die Bestimmungen des Verwal-
tungsstrafgesetzes über den Strafvollzug sind sinngemäß anzuwenden.

7. Abschnitt: Begriffsbestimmungen

Angehörige

§ 36a. (1) Angehörige im Sinne dieses Bundesgesetzes sind
1. der Ehegatte,
2. die Verwandten in gerader Linie und die Verwandten zweiten, dritten und 

vierten Grades in der Seitenlinie,
3. die Verschwägerten in gerader Linie und die Verschwägerten zweiten Gra-

des in der Seitenlinie,
4. die Wahleltern und Wahlkinder und die Pflegeeltern und Pflegekinder,
5. Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, sowie Kinder und 

Enkel einer dieser Personen im Verhältnis zur anderen Person sowie
6. der eingetragene Partner.

(2) Abs. 1 Z 3 gilt für eingetragene Partner sinngemäß.
(3) Die durch eine Ehe, Lebensgemeinschaft oder eingetragene Partnerschaft 

begründete Eigenschaft einer Person als Angehöriger bleibt aufrecht, auch wenn 
die Ehe, die Lebensgemeinschaft oder die eingetragene Partnerschaft nicht mehr 
besteht.

Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32021L1883]

II. Teil: Ermittlungsverfahren

1. Abschnitt: Zweck und Gang des Ermittlungsverfahrens

Allgemeine Grundsätze

§ 37. Zweck des Ermittlungsverfahrens ist, den für die Erledigung einer Verwal-
tungssache maßgebenden Sachverhalt festzustellen und den Parteien Gelegen-
heit zur Geltendmachung ihrer Rechte und rechtlichen Interessen zu geben. 
Nach einer Antragsänderung (§ 13 Abs. 8) hat die Behörde das Ermittlungsver-
fahren insoweit zu ergänzen, als dies im Hinblick auf seinen Zweck notwendig 
ist.

§ 38. Sofern die Gesetze nicht anderes bestimmen, ist die Behörde berechtigt, im 
Ermittlungsverfahren auftauchende Vorfragen, die als Hauptfragen von anderen 
Verwaltungsbehörden oder von den Gerichten zu entscheiden wären, nach der 
über die maßgebenden Verhältnisse gewonnenen eigenen Anschauung zu beur-
teilen und diese Beurteilung ihrem Bescheid zugrunde zu legen. Sie kann aber 
auch das Verfahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung der Vorfrage aussetzen, 
wenn die Vorfrage schon den Gegenstand eines anhängigen Verfahrens bei der 
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zuständigen Verwaltungsbehörde bzw. beim zuständigen Gericht bildet oder ein 
solches Verfahren gleichzeitig anhängig gemacht wird.

§ 38a. (1) Hat die Behörde dem Gerichtshof der Europäischen Union eine Frage 
zur Vorabentscheidung nach Art. 267 des Vertrags über die Arbeitsweise der Eu-
ropäischen Union vorgelegt, so dürfen bis zum Einlangen der Vorabentschei-
dung nur solche Handlungen vorgenommen oder Entscheidungen und Verfü-
gungen getroffen werden, die durch die Vorabentscheidung nicht beeinflusst 
werden können oder die die Frage nicht abschließend regeln und keinen 
Aufschub gestatten.

(2) Erachtet die Behörde die noch nicht ergangene Vorabentscheidung für ihre 
Entscheidung in der Sache als nicht mehr erforderlich, so hat sie ihren Antrag 
unverzüglich zurückzuziehen.

§ 39. (1) Für die Durchführung des Ermittlungsverfahrens sind die Verwaltungs-
vorschriften maßgebend.

(2) Soweit die Verwaltungsvorschriften hierüber keine Anordnungen enthal-
ten, hat die Behörde von Amts wegen vorzugehen und unter Beobachtung der in 
diesem Teil enthaltenen Vorschriften den Gang des Ermittlungsverfahrens zu be-
stimmen. Sie kann insbesondere von Amts wegen oder auf Antrag eine mündli-
che Verhandlung durchführen und mehrere Verwaltungssachen zur gemeinsa-
men Verhandlung und Entscheidung verbinden oder sie wieder trennen. Die Be-
hörde hat sich bei allen diesen Verfahrensanordnungen von Rücksichten auf 
möglichste Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und Kostenersparnis leiten 
zu lassen.

(2a) Jede Partei hat ihr Vorbringen so rechtzeitig und vollständig zu erstatten, 
dass das Verfahren möglichst rasch durchgeführt werden kann (Verfahrensförde-
rungspflicht).

(2b) Sind nach den Verwaltungsvorschriften für ein Vorhaben mehrere Bewil-
ligungen, Genehmigungen oder bescheidmäßige Feststellungen erforderlich und 
werden diese unter einem beantragt, so hat die Behörde die Verfahren zur ge-
meinsamen Verhandlung und Entscheidung zu verbinden und mit den von an-
deren Behörden geführten Verfahren zu koordinieren. Eine getrennte Verfah-
rensführung ist zulässig, wenn diese im Interesse der Zweckmäßigkeit, Rasch-
heit, Einfachheit und Kostenersparnis gelegen ist.

(3) Wenn die Sache zur Entscheidung reif ist, kann die Behörde das Ermitt-
lungsverfahren durch Verfahrensanordnung für geschlossen erklären. Die Erklä-
rung hat nach Möglichkeit in der mündlichen Verhandlung, in allen anderen Fäl-
len schriftlich zu ergehen.

(4) Das Ermittlungsverfahren ist auf Antrag fortzusetzen, wenn eine Partei 
glaubhaft macht, dass Tatsachen oder Beweismittel ohne ihr Verschulden nicht 
geltend gemacht werden konnten und allein oder in Verbindung mit dem sonsti-
gen Ergebnis des Ermittlungsverfahrens voraussichtlich einen im Hauptinhalt 
des Spruches anders lautenden Bescheid herbeiführen würden. Die Entschei-

dung über den Antrag erfolgt durch Verfahrensanordnung. Die Behörde kann 
das Ermittlungsverfahren jederzeit von Amts wegen fortsetzen.

(5) Soweit in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, gilt das 
Ermittlungsverfahren als nicht geschlossen, wenn der Bescheid nicht binnen 
acht Wochen ab jenem Zeitpunkt, zu dem erstmals einer Partei gegenüber das 
Ermittlungsverfahren für geschlossen erklärt worden ist, gegenüber einer Partei 
erlassen wird.

Dolmetscher und Übersetzer

§ 39a. (1) Ist eine Partei oder eine zu vernehmende Person der deutschen Sprache 
nicht hinreichend kundig, stumm, gehörlos oder hochgradig hörbehindert, so ist 
erforderlichenfalls der der Behörde beigegebene oder zur Verfügung stehende 
Dolmetscher (Amtsdolmetscher) beizuziehen. Die §§ 52 Abs. 2 und 3 und 53 
sind anzuwenden.

(2) Als Dolmetscher im Sinne dieses Bundesgesetzes gelten auch die Überset-
zer.

Mündliche Verhandlung

§ 40. (1) Mündliche Verhandlungen sind unter Zuziehung aller bekannten Be-
teiligten sowie der erforderlichen Zeugen und Sachverständigen vorzunehmen 
und, sofern sie mit einem Augenschein verbunden sind, womöglich an Ort und 
Stelle, sonst am Sitz der Behörde oder an dem Ort abzuhalten, der nach der Sach-
lage am zweckmäßigsten erscheint. Bei der Auswahl des Verhandlungsortes ist, 
sofern die mündliche Verhandlung nicht mit einem Augenschein verbunden ist, 
darauf zu achten, daß dieser für körperbehinderte Beteiligte gefahrlos und tun-
lichst ohne fremde Hilfe zugänglich ist. In verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2b) 
abzuhaltende mündliche Verhandlungen sind von der Behörde tunlichst ge-
meinsam durchzuführen.

(2) Die Behörde hat darüber zu wachen, daß die Vornahme eines Augenscheins 
nicht zur Verletzung eines Kunst-, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses miß-
braucht werde.

§ 41. (1) Die Anberaumung einer mündlichen Verhandlung hat durch persönli-
che Verständigung der bekannten Beteiligten zu erfolgen. Wenn noch andere 
Personen als Beteiligte in Betracht kommen, ist die Verhandlung überdies an der 
Amtstafel der Gemeinde, durch Verlautbarung in der für amtliche Kundma-
chungen der Behörde bestimmten Zeitung oder durch Verlautbarung im elek-
tronischen Amtsblatt der Behörde kundzumachen.

(2) Die Verhandlung ist so anzuberaumen, dass die Teilnehmer rechtzeitig und 
vorbereitet erscheinen können. Die Verständigung (Kundmachung) über die 
Anberaumung der Verhandlung hat die für Ladungen vorgeschriebenen Anga-
ben einschließlich des Hinweises auf die gemäß § 42 eintretenden Folgen zu ent-
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halten. Sie kann unter Hinweis auf die gemäß § 39 Abs. 3 eintretenden Folgen die 
Aufforderung an die Parteien enthalten, binnen einer angemessenen, vier Wo-
chen möglichst nicht übersteigenden Frist alle ihnen bekannten Tatsachen und 
Beweismittel geltend zu machen. Falls für Zwecke der Verhandlung Pläne oder 
sonstige Behelfe zur Einsicht der Beteiligten aufzulegen sind, ist dies bei der An-
beraumung der Verhandlung unter Angabe von Zeit und Ort der Einsichtnahme 
bekanntzugeben.

§ 42. (1) Wurde eine mündliche Verhandlung gemäß § 41 Abs. 1 zweiter Satz 
und in einer in den Verwaltungsvorschriften vorgesehenen besonderen Form 
kundgemacht, so hat dies zur Folge, dass eine Person ihre Stellung als Partei ver-
liert, soweit sie nicht spätestens am Tag vor Beginn der Verhandlung während der 
Amtsstunden bei der Behörde oder während der Verhandlung Einwendungen 
erhebt. Wenn die Verwaltungsvorschriften über die Form der Kundmachung 
nichts bestimmen, so tritt die im ersten Satz bezeichnete Rechtsfolge ein, wenn 
die mündliche Verhandlung gemäß § 41 Abs. 1 zweiter Satz und in geeigneter 
Form kundgemacht wurde.

(1a) Die Kundmachung im Internet unter der Adresse der Behörde gilt als ge-
eignet, wenn sich aus einer dauerhaften Kundmachung an der Amtstafel der Be-
hörde ergibt, dass solche Kundmachungen im Internet erfolgen können und un-
ter welcher Adresse sie erfolgen. Sonstige Formen der Kundmachung sind geeig-
net, wenn sie sicherstellen, dass ein Beteiligter von der Verhandlung voraussicht-
lich Kenntnis erlangt.

(2) Wurde eine mündliche Verhandlung nicht gemäß Abs. 1 kundgemacht, so 
erstreckt sich die darin bezeichnete Rechtsfolge nur auf jene Beteiligten, die 
rechtzeitig die Verständigung von der Anberaumung der Verhandlung erhalten 
haben.

(3) Eine Person, die glaubhaft macht, daß sie durch ein unvorhergesehenes oder 
unabwendbares Ereignis verhindert war, rechtzeitig Einwendungen zu erheben, 
und die kein Verschulden oder nur ein minderer Grad des Versehens trifft, kann 
binnen zwei Wochen nach dem Wegfall des Hindernisses, jedoch spätestens bis 
zum Zeitpunkt der rechtskräftigen Entscheidung der Sache bei der Behörde Ein-
wendungen erheben. Solche Einwendungen gelten als rechtzeitig erhoben und 
sind von jener Behörde zu berücksichtigen, bei der das Verfahren anhängig ist.

(4) Versäumt derjenige, über dessen Antrag das Verfahren eingeleitet wurde, 
die Verhandlung, so kann sie entweder in seiner Abwesenheit durchgeführt oder 
auf seine Kosten auf einen anderen Termin verlegt werden.

§ 43. (1) Das mit der Leitung der mündlichen Verhandlung betraute Organ 
(Verhandlungsleiter) hat sich von der Identität der Erschienenen zu überzeugen 
und ihre Stellung als Parteien oder sonst Beteiligte und die etwaige Vertretungs-
befugnis zu prüfen.

(2) Der Verhandlungsleiter eröffnet die Verhandlung und legt ihren Gegen-
stand dar. Er kann die Verhandlung in Abschnitte gliedern und einen Zeitplan 
erstellen. Er bestimmt die Reihenfolge, in der die Beteiligten zu hören, die Bewei-

se aufzunehmen und die Ergebnisse früher aufgenommener Beweise oder Erhe-
bungen vorzutragen und zu erörtern sind. Er entscheidet über die Beweisanträge 
und hat offenbar unerhebliche Anträge zurückzuweisen. Ihm steht auch die Be-
fugnis zu, die Verhandlung nach Bedarf zu unterbrechen oder zu vertagen und 
den Zeitpunkt für die Fortsetzung der Verhandlung mündlich zu bestimmen.

(3) Der Verhandlungsleiter hat die Verhandlung unter steter Bedachtnahme 
auf ihren Zweck zügig so zu führen, daß den Parteien das Recht auf Gehör ge-
wahrt, anderen Beteiligten aber Gelegenheit geboten wird, bei der Feststellung 
des Sachverhalts mitzuwirken. An der Sache nicht beteiligte Personen dürfen in 
der Verhandlung nicht das Wort ergreifen.

(4) Jeder Partei muß insbesondere Gelegenheit geboten werden, alle zur Sache 
gehörenden Gesichtspunkte vorzubringen und unter Beweis zu stellen, Fragen 
an die anwesenden Zeugen und Sachverständigen zu stellen, sich über die von 
anderen Beteiligten, den Zeugen und Sachverständigen vorgebrachten oder die 
als offenkundig behandelten Tatsachen sowie über die von anderen gestellten 
Anträge und über das Ergebnis amtlicher Erhebungen zu äußern.

(5) Stehen einander zwei oder mehrere Parteien mit einander widersprechen-
den Ansprüchen gegenüber, so hat der Verhandlungsleiter auf das Zustande-
kommen eines Ausgleichs dieser Ansprüche mit den öffentlichen und den von 
anderen Beteiligten geltend gemachten Interessen hinzuwirken.

§ 43a. (1) Über jede mündliche Verhandlung ist eine Verhandlungsschrift nach 
den §§ 14 und 15 aufzunehmen.

(2) Schriftliche Äußerungen und Mitteilungen von Beteiligten, Nieder-
schriften über Beweise, die bis zum Schluss der mündlichen Verhandlung, aber 
außerhalb dieser aufgenommen wurden, Berichte und schriftliche Sachverstän-
digengutachten sind der Verhandlungsschrift anzuschließen. Dies ist in der Ver-
handlungsschrift zu vermerken. Teilnehmer an der mündlichen Verhandlung 
dürfen ihre Erklärungen jedoch nicht schriftlich abgeben.

(3) Sobald die zulässigen Vorbringen aller Beteiligten aufgenommen sind und 
die Beweisaufnahme beendet ist, hat der Verhandlungsleiter die Verhandlung, 
gegebenenfalls nach Wiedergabe der Verhandlungsschrift (§ 14 Abs. 3) und nach 
mündlicher Verkündung des Bescheides (§ 62 Abs. 2), für geschlossen zu erklä-
ren.

§ 44. (1) Die Behörde kann die Verhandlung, allenfalls auch nur teilweise, unter 
Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung durch-
führen, es sei denn, das persönliche Erscheinen aller beizuziehenden Personen 
vor der Behörde ist unter Berücksichtigung der Verfahrensökonomie zweckmä-
ßiger oder aus besonderen Gründen erforderlich.

(2) Eine Vertretung gemäß § 10 bei einer Teilnahme unter Verwendung techni-
scher Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung ist nur zulässig, wenn nicht 
ausdrücklich die Teilnahme der Beteiligten oder ihrer gesetzlichen Vertreter 
selbst verlangt wird.
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(3) In der Verständigung ist anzugeben, ob der Beteiligte persönlich zu erschei-
nen hat oder ob er unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung teilzunehmen hat oder teilnehmen kann; es kann dem Beteilig-
ten darin auch freigestellt werden, in welcher Form er teilnimmt. Soll dem Betei-
ligten eine Teilnahme nur unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 
Wort- und Bildübertragung möglich sein, so hat ihm die Behörde gleichzeitig 
eine angemessene Frist zu setzen, innerhalb derer der Beteiligte dagegen Wider-
spruch erheben kann; wird ein solcher Widerspruch rechtzeitig erhoben, kann 
der Beteiligte auch persönlich erscheinen. In der Kundmachung ist als Form der 
Teilnahme jedenfalls das persönliche Erscheinen vorzusehen. Die Verständigung 
und die Kundmachung haben die erforderlichen Angaben zur Teilnahme an der 
Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bild-
übertragung und die Angabe, ob der Beteiligte oder sein gesetzlicher Vertreter 
selbst teilzunehmen hat oder ob die Entsendung eines Vertreters genügt und wel-
che Folgen an ein Ausbleiben geknüpft sind, zu enthalten. Diese Angaben sind 
auch in die Ladung zu einer Verhandlung unter Verwendung technischer Ein-
richtungen zur Wort- und Bildübertragung aufzunehmen und es ist anzugeben, 
in welcher Form die beizuziehende Person an der Verhandlung teilzunehmen 
hat. Zur Teilnahme unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- 
und Bildübertragung kann die Behörde auch Personen laden, die ihren Aufent-
halt (Sitz) außerhalb des Amtsbereiches der Behörde haben.

(4) Niederschriften über Verhandlungen unter Verwendung technischer Ein-
richtungen zur Wort- und Bildübertragung bedürfen nur der Unterschrift des 
Verhandlungsleiters und der persönlich erschienenen beigezogenen Personen.

Beachte für folgende Bestimmung
zum Anwendungszeitraum vgl. § 82 Abs. 27 Z 1

Großverfahren

§ 44a. (1) Sind an einer Verwaltungssache oder an verbundenen Verwaltungssa-
chen voraussichtlich insgesamt mehr als 50 Personen beteiligt, so kann die Be-
hörde den Antrag oder die Anträge durch Edikt kundmachen.

(2) Das Edikt hat zu enthalten:
1. den Gegenstand des Antrages und eine Beschreibung des Vorhabens;
2. eine Frist von mindestens sechs Wochen, innerhalb derer bei der Behörde 

schriftlich Einwendungen erhoben werden können;
3. den Hinweis auf die Rechtsfolgen des § 44b;
4. den Hinweis, daß die Kundmachungen und Zustellungen im Verfahren 

durch Edikt vorgenommen werden können.
(3) Das Edikt ist im redaktionellen Teil zweier im Bundesland weitverbreiteter 

Tageszeitungen und im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung“ zu verlautbaren. Ist in 
den Verwaltungsvorschriften für die Kundmachung der mündlichen Verhand-
lung eine besondere Form vorgesehen, so ist der Inhalt des Edikts darüber hinaus 

in dieser Form kundzumachen; im übrigen kann die Behörde jede geeignete 
Form der Kundmachung wählen.

§ 44b. (1) Wurde ein Antrag durch Edikt kundgemacht, so hat dies zur Folge, 
dass Personen ihre Stellung als Partei verlieren, soweit sie nicht rechtzeitig bei der 
Behörde schriftlich Einwendungen erheben. § 42 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwen-
den.

(2) Der Antrag, die Antragsunterlagen und die vorliegenden Gutachten der 
Sachverständigen sind, soweit sie nicht von der Akteneinsicht ausgenommen 
sind, während der Einwendungsfrist bei der Behörde und bei der Gemeinde zur 
öffentlichen Einsicht aufzulegen. Die Beteiligten können sich hievon Ab-
schriften selbst anfertigen oder auf ihre Kosten Kopien oder Ausdrucke erstellen 
lassen. Soweit die Behörde die die Sache betreffenden Akten elektronisch führt, 
kann den Beteiligten auf Verlangen die Akteneinsicht in jeder technisch mögli-
chen Form gewährt werden. Erforderlichenfalls hat die Behörde der Gemeinde 
eine ausreichende Anzahl von Kopien oder Ausdrucken zur Verfügung zu stel-
len.

(3) § 39 Abs. 3 ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass der Schluss des Ermitt-
lungsverfahrens auch für einzelne Teilbereiche der Sache erklärt werden kann. 
§ 39 Abs. 4 erster und zweiter Satz und Abs. 5 ist nicht anzuwenden.

§ 44c. (1) Die Behörde kann unter den in § 44a Abs. 1 genannten Voraussetzun-
gen eine öffentliche Erörterung des Vorhabens durchführen. Ort, Zeit und Ge-
genstand der Erörterung sind gemäß § 44a Abs. 3 zu verlautbaren.

(2) Zur öffentlichen Erörterung können Sachverständige beigezogen werden. 
Es ist jedermann gestattet, Fragen zu stellen und sich zum Vorhaben zu äußern.

(3) Über die öffentliche Erörterung ist eine Niederschrift nicht zu erstellen.

§ 44d. (1) Die Behörde kann eine mündliche Verhandlung gemäß § 44a Abs. 3 
durch Edikt anberaumen, wenn der Antrag gemäß § 44a Abs. 1 kundgemacht 
worden ist oder gleichzeitig kundgemacht wird.

(2) Das Edikt hat zu enthalten:
1. den Gegenstand der Verhandlung, eine Beschreibung des Vorhabens und 

einen etwaigen Zeitplan;
2. Ort und Zeit der Verhandlung.

(3) Die Behörde kann im Edikt eine angemessene, spätestens eine Woche vor 
dem Tag der mündlichen Verhandlung endende Frist bestimmen, innerhalb de-
rer Parteien zu ihren Einwendungen gemäß § 44b Abs. 1 schriftlich weiteres Vor-
bringen erstatten können. Nach Ablauf dieser Frist erstattetes Vorbringen ist 
von der Behörde nicht zu berücksichtigen. Auf diese Rechtsfolge ist im Edikt 
hinzuweisen.

§ 44e. (1) Die durch Edikt anberaumte mündliche Verhandlung ist öffentlich.
(2) § 25 Abs. 1 bis 4 des Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetzes – VwGVG, 

BGBl. I Nr. 33/2013, ist sinngemäß anzuwenden.
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(3) Die Verhandlungsschrift ist spätestens zwei Wochen nach dem Schluss der 
mündlichen Verhandlung bei der Behörde und bei der Gemeinde während der 
Amtsstunden mindestens vier Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. 
Wurde eine Aufzeichnung oder ein Stenogramm in Vollschrift übertragen, so 
können die Beteiligten während der Einsichtsfrist bei der Behörde Einwendun-
gen wegen behaupteter Unvollständigkeit oder Unrichtigkeit der Übertragung 
erheben. Die Beteiligten können sich von der Verhandlungsschrift Abschriften 
selbst anfertigen oder auf ihre Kosten Kopien oder Ausdrucke erstellen lassen. 
Erforderlichenfalls hat die Behörde der Gemeinde eine ausreichende Anzahl von 
Kopien oder Ausdrucken zur Verfügung zu stellen. Nach Maßgabe der vorhan-
denen technischen Möglichkeiten hat die Behörde die Verhandlungsschrift im 
Internet bereitzustellen.

§ 44f. (1) Ist der Antrag gemäß § 44a Abs. 1 kundgemacht worden, so kann die 
Behörde Schriftstücke durch Edikt zustellen. Hiezu hat sie gemäß § 44a Abs. 3 
zu verlautbaren, daß ein Schriftstück bestimmten Inhalts bei der Behörde zur 
öffentlichen Einsicht aufliegt; auf die Bestimmungen des Abs. 2 ist hinzuweisen. 
Mit Ablauf von zwei Wochen nach dieser Verlautbarung gilt das Schriftstück als 
zugestellt. Frühere Zustellungen desselben Schriftstückes werden damit unwirk-
sam.

(2) Die Behörde hat das Schriftstück während der Amtsstunden mindestens 
sechs Wochen zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Sie hat den Beteiligten auf 
Verlangen Ausfertigungen des Schriftstückes auszufolgen und den Parteien auf 
Verlangen unverzüglich zuzusenden. Nach Maßgabe der vorhandenen techni-
schen Möglichkeiten hat sie das Schriftstück im Internet bereitzustellen.

§ 44g. Die Kosten der Verlautbarung des Edikts im „Amtsblatt zur Wiener Zei-
tung“ sind von Amts wegen zu tragen. Die Behörde kann nach Prüfung der sach-
lichen und rechnerischen Richtigkeit den Antragsteller auffordern, jene Kosten, 
die ihr sonst als Barauslagen erwachsen würden, binnen zwei Wochen direkt zu 
zahlen. Läuft diese Frist ohne Nachweis der Zahlung ab, kann die Behörde dem 
Antragsteller die direkte Zahlung mit Bescheid auftragen.

Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32021L1883]

2. Abschnitt: Beweise

Allgemeine Grundsätze über den Beweis

§ 45. (1) Tatsachen, die bei der Behörde offenkundig sind, und solche, für deren 
Vorhandensein das Gesetz eine Vermutung aufstellt, bedürfen keines Beweises.

(2) Im übrigen hat die Behörde unter sorgfältiger Berücksichtigung der Ergeb-
nisse des Ermittlungsverfahrens nach freier Überzeugung zu beurteilen, ob eine 
Tatsache als erwiesen anzunehmen ist oder nicht.

(3) Den Parteien ist Gelegenheit zu geben, vom Ergebnis der Beweisaufnahme 
Kenntnis und dazu Stellung zu nehmen.

§ 46. Als Beweismittel kommt alles in Betracht, was zur Feststellung des maßge-
benden Sachverhaltes geeignet und nach Lage des einzelnen Falles zweckdienlich 
ist.

Urkunden

§ 47. Die Beweiskraft von öffentlichen Urkunden und Privaturkunden ist von 
der Behörde nach den §§ 292 bis 294, 296, 310 und 311 ZPO zu beurteilen. Da-
bei gilt § 292 Abs. 1 erster Satz ZPO jedoch mit der Maßgabe, daß inländische 
öffentliche Urkunden den Beweis auch über jene Tatsachen und Rechtsverhält-
nisse liefern, die die Voraussetzung für ihre Ausstellung bildeten und in der Ur-
kunde ausdrücklich genannt sind; wenn die Behörde im Hinblick auf die beson-
deren Umstände des Einzelfalles dagegen Bedenken hat, daß die Urkunde diesen 
Beweis liefert, so kann sie der Partei auftragen, den Beweis auf andere Weise zu 
führen.

Zeugen

§ 48. Als Zeugen dürfen nicht vernommen werden:
1. Personen, die zur Mitteilung ihrer Wahrnehmungen unfähig sind oder die 

zur Zeit, auf die sich ihre Aussage beziehen soll, zur Wahrnehmung der zu 
beweisenden Tatsache unfähig waren;

2. Geistliche darüber, was ihnen in der Beichte oder sonst unter dem Siegel 
geistlicher Amtsverschwiegenheit anvertraut wurde;

3. mit der Besorgung von Geschäften der Bundes- oder Landesverwaltung, der 
Gesetzgebung oder der Gerichtsbarkeit betraute Organe, soweit sie hin-
sichtlich dieser Geschäfte einer gesetzlichen Pflicht zur Geheimhaltung un-
terliegen und davon nicht entbunden worden sind.

§ 49. (1) Die Aussage darf von einem Zeugen verweigert werden:
1. über Fragen, deren Beantwortung dem Zeugen, einem seiner Angehörigen 

(§ 36a), einer mit seiner Obsorge betrauten Person, seinem Erwachsenenver-
treter, seinem Vorsorgebevollmächtigten nach Wirksamwerden der Vorsor-
gevollmacht oder der von ihm in einer dieser Eigenschaften vertretenen Per-
son einen unmittelbaren Vermögensnachteil oder die Gefahr einer 
strafrechtlichen Verfolgung zuziehen oder zur Unehre gereichen würde;

2. über Fragen, die er nicht beantworten könnte, ohne eine ihm obliegende ge-
setzlich anerkannte Pflicht zur Verschwiegenheit, von der er nicht gültig 
entbunden wurde, zu verletzen oder ein Kunst-, Betriebs- oder Geschäftsge-
heimnis zu offenbaren;
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3. über Fragen, wie er sein Wahl- oder Stimmrecht ausgeübt hat, wenn dessen 
Ausübung gesetzlich für geheim erklärt ist.

(2) Die zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugten Personen können die 
Zeugenaussage auch darüber verweigern, was ihnen in ihrer Eigenschaft als Ver-
treter einer Partei von dieser anvertraut wurde.

(3) Wegen der Gefahr eines Vermögensnachteils darf die Aussage über Gebur-
ten, Eheschließungen und Sterbefälle der in Abs. 1 Z 1 bezeichneten Personen 
nicht verweigert werden.

(4) Will ein Zeuge die Aussage verweigern, so hat er die Gründe seiner Weige-
rung glaubhaft zu machen.

(5) Einem Zeugen, der einer Ladung (§§ 19 und 20) ohne genügende Entschul-
digung nicht Folge leistet oder die Aussage ohne Angabe von Gründen verwei-
gert oder auf seiner Weigerung beharrt, obwohl die vorgebrachten Gründe als 
nicht gerechtfertigt (Abs. 1 bis 3) erkannt wurden, kann die Verpflichtung zum 
Ersatz aller durch seine Säumnis oder Weigerung verursachten Kosten auferlegt 
werden; im Fall der ungerechtfertigten Aussageverweigerung kann über ihn eine 
Ordnungsstrafe (§ 34) verhängt werden.

§ 50. Jeder Zeuge ist zu Beginn seiner Vernehmung über die für die Vernehmung 
maßgebenden persönlichen Verhältnisse zu befragen und zu ermahnen, die 
Wahrheit anzugeben und nichts zu verschweigen. Er ist auch auf die gesetzlichen 
Gründe für die Verweigerung der Aussage, auf die Folgen einer ungerechtfertig-
ten Verweigerung der Aussage und die strafrechtlichen Folgen einer falschen 
Aussage aufmerksam zu machen.

Vernehmung von Beteiligten

§ 51. Die §§ 48 und 49 sind auch auf die Vernehmung von Beteiligten zum 
Zweck der Beweisführung anzuwenden, doch gilt der Weigerungsgrund des § 49 
Abs. 1 Z 1 wegen Gefahr eines Vermögensnachteils nicht.

Audiovisuelle Vernehmungen

§ 51a. Nach Maßgabe der technischen Möglichkeiten kann eine Vernehmung 
unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung 
durchgeführt werden, es sei denn, das persönliche Erscheinen vor der Behörde ist 
unter Berücksichtigung der Verfahrensökonomie zweckmäßiger oder aus beson-
deren Gründen erforderlich.

Sachverständige

§ 52. (1) Wird die Aufnahme eines Beweises durch Sachverständige notwendig, 
so sind die der Behörde beigegebenen oder zur Verfügung stehenden amtlichen 
Sachverständigen (Amtssachverständige) beizuziehen.

(2) Die Behörde kann ausnahmsweise andere geeignete Personen als Sachver-
ständige (nichtamtliche Sachverständige) heranziehen, wenn
1. Amtssachverständige nicht zur Verfügung stehen,
2. es mit Rücksicht auf die Besonderheit des Falles geboten ist oder
3. davon eine wesentliche Beschleunigung des Verfahrens zu erwarten ist, die 

Heranziehung von der Partei, die den verfahrenseinleitenden Antrag ge-
stellt hat, angeregt wird und die daraus entstehenden Kosten einen von die-
ser Partei bestimmten Betrag voraussichtlich nicht überschreiten.

(3) Der Bestellung zum nichtamtlichen Sachverständigen hat Folge zu leisten, 
wer zur Erstattung von Gutachten der erforderten Art öffentlich bestellt ist oder 
wer die Wissenschaft, die Kunst oder das Gewerbe, deren Kenntnis die Voraus-
setzung der geforderten Begutachtung ist, öffentlich als Erwerb ausübt oder zu 
deren Ausübung öffentlich angestellt oder ermächtigt ist. Nichtamtliche Sach-
verständige sind zu beeiden, wenn sie nicht schon für die Erstattung von Gutach-
ten der erforderten Art im allgemeinen beeidet sind. Die §§ 49 und 50 gelten 
auch für nichtamtliche Sachverständige.

Befangenheit und Ausgeschlossenheit sowie Geheimhaltungspflicht der 
Sachverständigen

§ 53. (1) Auf Amtssachverständige ist § 7 anzuwenden. Andere Sachverständige 
sind ausgeschlossen, wenn einer der Gründe des § 7 Abs. 1 Z 1, 2 und 4 zutrifft; 
außerdem können sie von einer Partei abgelehnt werden, wenn diese Umstände 
glaubhaft macht, die die Unbefangenheit oder Fachkunde des Sachverständigen 
in Zweifel stellen. Die Ablehnung kann vor der Vernehmung des Sachverständi-
gen, später aber nur dann erfolgen, wenn die Partei glaubhaft macht, daß sie den 
Ablehnungsgrund vorher nicht erfahren oder wegen eines für sie unüberwindba-
ren Hindernisses nicht rechtzeitig geltend machen konnte.

(2) Die Entscheidung über den Ablehnungsantrag erfolgt durch Verfahrensan-
ordnung.

(3) Die Sachverständigen sind zur Geheimhaltung aller ihnen ausschließlich 
aus ihrer Tätigkeit bekannt gewordenen Tatsachen verpflichtet, soweit und so-
lange dies aus den in § 6 Abs. 1 des Informationsfreiheitsgesetzes – IFG, BGBl. I 
Nr. 5/2024, genannten Gründen erforderlich und verhältnismäßig ist.

Gebühren der nichtamtlichen Sachverständigen

§ 53a. (1) Nichtamtliche Sachverständige haben für ihre Tätigkeit im Verfahren 
Anspruch auf Gebühren, die durch Verordnung der Bundesregierung in Pau-
schalbeträgen (nach Tarifen) festzusetzen sind. Soweit keine solchen Pauschalbe-
träge (Tarife) festgesetzt sind, sind auf den Umfang der Gebühr die §§ 24 bis 37, 
43 bis 49 und 51 des Gebührenanspruchsgesetzes – GebAG, BGBl. 
Nr. 136/1975, sinngemäß anzuwenden. Die Gebühr ist gemäß § 38 des Gebüh-
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renanspruchsgesetzes 1975 bei der Behörde geltend zu machen, die den Sachver-
ständigen herangezogen hat.

(2) Die Gebühr ist von der Behörde, die den Sachverständigen herangezogen 
hat, mit Bescheid zu bestimmen. Vor der Gebührenbestimmung kann der Sach-
verständige aufgefordert werden, sich über Umstände, die für die Gebührenbe-
rechnung bedeutsam sind, zu äußern und, unter Setzung einer bestimmten Frist, 
noch fehlende Bestätigungen vorzulegen. Die Gebührenbeträge sind auf volle 10 
Cent aufzurunden.

(3) Die Gebühr ist dem nichtamtlichen Sachverständigen kostenfrei zu zahlen. 
Bestimmt die Behörde eine höhere Gebühr, als dem nichtamtlichen Sachverstän-
digen gezahlt wurde, so ist der Mehrbetrag dem nichtamtlichen Sachverständi-
gen kostenfrei nachzuzahlen. Bestimmt die Behörde eine niedrigere Gebühr oder 
übersteigt der dem nichtamtlichen Sachverständigen gezahlte Vorschuss die von 
ihr bestimmte Gebühr, so ist der nichtamtliche Sachverständige zur Rückzah-
lung des zu viel gezahlten Betrages zu verpflichten.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 33/2013)
Gebühren der nichtamtlichen Dolmetscher

§ 53b. Nichtamtliche Dolmetscher haben für ihre Tätigkeit im Verfahren An-
spruch auf Gebühren, die durch Verordnung der Bundesregierung in Pauschal-
beträgen (nach Tarifen) festzusetzen sind. Soweit keine solchen Pauschalbeträge 
(Tarife) festgesetzt sind, sind auf den Umfang der Gebühr die §§ 24 bis 34, 36 
und 37 Abs. 2 des Gebührenanspruchsgesetzes – GebAG, BGBl. Nr. 136/1975, 
mit den in § 53 Abs. 1 GebAG genannten Besonderheiten und § 54 GebAG sinn-
gemäß anzuwenden. Unter nichtamtlichen Dolmetschern im Sinne dieses Bun-
desgesetzes sind auch die nichtamtlichen Übersetzer zu verstehen. § 53a Abs. 1 
letzter Satz und Abs. 2 und 3 ist sinngemäß anzuwenden.

Augenschein

§ 54. Zur Aufklärung der Sache kann die Behörde auf Antrag oder von Amts 
wegen auch einen Augenschein, nötigenfalls mit Zuziehung von Sachverständi-
gen, vornehmen.

Mittelbare Beweisaufnahmen und Erhebungen

§ 55. (1) Die Behörde kann Beweisaufnahmen auch durch ersuchte oder 
beauftragte Verwaltungsbehörden oder einzelne dazu bestimmte amtliche Orga-
ne vornehmen lassen oder durch sonstige Erhebungen ersetzen oder ergänzen. 
Insbesondere können Amtssachverständige außer dem Fall einer mündlichen 
Verhandlung mit der selbständigen Vornahme eines Augenscheines betraut wer-
den.

(2) Die Gerichte dürfen um die Aufnahme von Beweisen nur in den gesetzlich 
besonders bestimmten Fällen ersucht werden.

Amtshilfe

§ 55a. Soweit dies für die Durchführung des Ermittlungsverfahrens erforderlich 
und nicht unverhältnismäßig ist, kann die Behörde die Kriminalpolizei, die 
Staatsanwaltschaften und die Gerichte um die Übermittlung von nach der 
Strafprozessordnung 1975 – StPO, BGBl. Nr. 631/1975, ermittelten personen-
bezogenen Daten ersuchen und die ihr übermittelten personenbezogenen Daten 
verarbeiten. Ein solches Ersuchen hat alle erforderlichen Angaben, einschließlich 
des Zwecks der Datenverarbeitung, zu enthalten und ist zu begründen. Dem Er-
suchen ist ehestmöglich zu entsprechen oder es sind entgegenstehende Hinder-
nisse unverzüglich bekannt zu geben.

III. Teil: Bescheide

Erlassung von Bescheiden

§ 56. Der Erlassung eines Bescheides hat, wenn es sich nicht um eine Ladung 
(§ 19) oder einen Bescheid nach § 57 handelt, die Feststellung des maßgebenden 
Sachverhaltes, soweit er nicht von vornherein klar gegeben ist, nach den §§ 37 
und 39 voranzugehen.

§ 57. (1) Wenn es sich um die Vorschreibung von Geldleistungen nach einem 
gesetzlich, statutarisch oder tarifmäßig feststehenden Maßstab oder bei Gefahr 
im Verzug um unaufschiebbare Maßnahmen handelt, ist die Behörde berechtigt, 
einen Bescheid auch ohne vorausgegangenes Ermittlungsverfahren zu erlassen.

(2) Gegen einen nach Abs. 1 erlassenen Bescheid kann bei der Behörde, die den 
Bescheid erlassen hat, binnen zwei Wochen Vorstellung erhoben werden. Die 
Vorstellung hat nur dann aufschiebende Wirkung, wenn sie gegen die Vorschrei-
bung einer Geldleistung gerichtet ist.

(3) Die Behörde hat binnen zwei Wochen nach Einlangen der Vorstellung das 
Ermittlungsverfahren einzuleiten, widrigenfalls der angefochtene Bescheid von 
Gesetzes wegen außer Kraft tritt. Auf Verlangen der Partei ist das Außerkrafttre-
ten des Bescheides schriftlich zu bestätigen.

Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32014L0036, 32021L1883]

Inhalt und Form der Bescheide

§ 58. (1) Jeder Bescheid ist ausdrücklich als solcher zu bezeichnen und hat den 
Spruch und die Rechtsmittelbelehrung zu enthalten.

(2) Bescheide sind zu begründen, wenn dem Standpunkt der Partei nicht 
vollinhaltlich Rechnung getragen oder über Einwendungen oder Anträge von 
Beteiligten abgesprochen wird.
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(3) Im übrigen gilt auch für Bescheide § 18 Abs. 4.

§ 58a. In verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2b) hat die Behörde über die nach 
den Verwaltungsvorschriften erforderlichen Bewilligungen oder Genehmigun-
gen in einem Bescheid zu entscheiden. Der Spruch des Bescheides ist nach den 
jeweils angewendeten Verwaltungsvorschriften in Spruchpunkte zu gliedern. 
Die Behörde kann über einzelne oder mehrere Bewilligungen oder Genehmigun-
gen gesondert absprechen, wenn dies zweckmäßig erscheint.

§ 59. (1) Der Spruch hat die in Verhandlung stehende Angelegenheit und alle die 
Hauptfrage betreffenden Parteianträge, ferner die allfällige Kostenfrage in mög-
lichst gedrängter, deutlicher Fassung und unter Anführung der angewendeten 
Gesetzesbestimmungen, und zwar in der Regel zur Gänze, zu erledigen. Mit Er-
ledigung des verfahrenseinleitenden Antrages gelten Einwendungen als miterle-
digt. Läßt der Gegenstand der Verhandlung eine Trennung nach mehreren 
Punkten zu, so kann, wenn dies zweckmäßig erscheint, über jeden dieser Punkte, 
sobald er spruchreif ist, gesondert abgesprochen werden.

(2) Wird die Verbindlichkeit zu einer Leistung oder zur Herstellung eines be-
stimmten Zustandes ausgesprochen, so ist im Spruch zugleich auch eine ange-
messene Frist zur Ausführung der Leistung oder Herstellung zu bestimmen.

§ 60. In der Begründung sind die Ergebnisse des Ermittlungsverfahrens, die bei 
der Beweiswürdigung maßgebenden Erwägungen und die darauf gestützte Beur-
teilung der Rechtsfrage klar und übersichtlich zusammenzufassen.

Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32014L0036, 32021L1883]

§ 61. (1) Die Rechtsmittelbelehrung hat anzugeben, ob gegen den Bescheid ein 
Rechtsmittel erhoben werden kann, bejahendenfalls welchen Inhalt und welche 
Form dieses Rechtsmittel haben muss und bei welcher Behörde und innerhalb 
welcher Frist es einzubringen ist.

(2) Enthält ein Bescheid keine Rechtsmittelbelehrung oder fälschlich die Erklä-
rung, daß kein Rechtsmittel zulässig sei oder ist keine oder eine kürzere als die 
gesetzliche Rechtsmittelfrist angegeben, so gilt das Rechtsmittel als rechtzeitig 
eingebracht, wenn es innerhalb der gesetzlichen Frist eingebracht wurde.

(3) Ist in dem Bescheid eine längere als die gesetzliche Frist angegeben, so gilt 
das innerhalb der angegebenen Frist eingebrachte Rechtsmittel als rechtzeitig.

(4) Enthält der Bescheid keine oder eine unrichtige Angabe über die Behörde, 
bei der das Rechtsmittel einzubringen ist, so ist das Rechtsmittel auch dann rich-
tig eingebracht, wenn es bei der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, oder bei 
der angegebenen Behörde eingebracht wurde.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 158/1998)
Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32021L1187]

§ 62. (1) Wenn in den Verwaltungsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, kön-
nen Bescheide sowohl schriftlich als auch mündlich erlassen werden.

(2) Der Inhalt und die Verkündung eines mündlichen Bescheides ist, wenn die 
Verkündung bei einer mündlichen Verhandlung erfolgt, am Schluß der Verhand-
lungsschrift, in anderen Fällen in einer besonderen Niederschrift zu beurkun-
den.

(3) Eine schriftliche Ausfertigung des mündlich verkündeten Bescheides ist 
den bei der Verkündung nicht anwesenden und jenen Parteien zuzustellen, die 
spätestens drei Tage nach der Verkündung eine Ausfertigung verlangen; über die-
ses Recht ist die Partei bei Verkündung des mündlichen Bescheides zu belehren.

(4) Schreib- und Rechenfehler oder diesen gleichzuhaltende, offenbar auf ei-
nem Versehen oder offenbar ausschließlich auf technisch mangelhaftem Betrieb 
einer automationsunterstützten Datenverarbeitungsanlage beruhende Unrich-
tigkeiten in Bescheiden kann die Behörde jederzeit von Amts wegen berichtigen.

IV. Teil: Rechtsschutz

1. Abschnitt: Berufung

§ 63. (1) Der Instanzenzug in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsberei-
ches der Gemeinde und das Recht zur Erhebung der Berufung richten sich nach 
den Verwaltungsvorschriften. Gegen die Bewilligung oder die Verfügung der 
Wiederaufnahme und gegen die Bewilligung der Wiedereinsetzung ist eine Beru-
fung nicht zulässig.

(2) Gegen Verfahrensanordnungen ist eine abgesonderte Berufung nicht zuläs-
sig. Sie können erst in der Berufung gegen den die Sache erledigenden Bescheid 
angefochten werden.

(3) Die Berufung hat den Bescheid zu bezeichnen, gegen den sie sich richtet, 
und einen begründeten Berufungsantrag zu enthalten.

(4) Eine Berufung ist nicht mehr zulässig, wenn die Partei nach der Zustellung 
oder Verkündung des Bescheides ausdrücklich auf die Berufung verzichtet hat.

(5) Die Berufung ist von der Partei binnen zwei Wochen bei der Behörde einzu-
bringen, die den Bescheid in erster Instanz erlassen hat. Die Frist beginnt für jede 
Partei mit der an sie erfolgten Zustellung der schriftlichen Ausfertigung des Be-
scheides, im Fall bloß mündlicher Verkündung mit dieser. Wird eine Berufung 
innerhalb dieser Frist bei der Berufungsbehörde eingebracht, so gilt dies als 
rechtzeitige Einbringung; die Berufungsbehörde hat die bei ihr eingebrachte Be-
rufung unverzüglich an die Behörde erster Instanz weiterzuleiten.

§ 64. (1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Berufung hat aufschiebende 
Wirkung.

(2) Die Behörde kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschließen, 
wenn nach Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen an-
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derer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Aus-
übung der durch den angefochtenen Bescheid eingeräumten Berechtigung we-
gen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist tunlichst 
schon in den über die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen.

§ 64a. (1) Die Behörde kann die Berufung binnen zwei Monaten nach Einlangen 
bei der Behörde erster Instanz durch Berufungsvorentscheidung erledigen. Sie 
kann die Berufung nach Vornahme notwendiger Ergänzungen des Ermittlungs-
verfahrens als unzulässig oder verspätet zurückweisen, den Bescheid aufheben 
oder nach jeder Richtung abändern.

(2) Jede Partei kann binnen zwei Wochen nach Zustellung der Berufungsvor-
entscheidung bei der Behörde den Antrag stellen, daß die Berufung der Beru-
fungsbehörde zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag).

(3) Mit Einlangen des Vorlageantrages tritt die Berufungsvorentscheidung au-
ßer Kraft. Die Behörde hat die Parteien vom Außerkrafttreten der Berufungsvor-
entscheidung zu verständigen. Verspätete oder unzulässige Vorlageanträge sind 
von ihr zurückzuweisen.

§ 65. Werden in einer Berufung neue Tatsachen oder Beweise, die der Behörde 
erheblich scheinen, vorgebracht, so hat sie hievon unverzüglich den etwaigen Be-
rufungsgegnern Mitteilung zu machen und ihnen Gelegenheit zu geben, binnen 
angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist vom Inhalt der Berufung 
Kenntnis zu nehmen und sich dazu zu äußern.

§ 66. (1) Notwendige Ergänzungen des Ermittlungsverfahrens hat die Beru-
fungsbehörde durch eine im Instanzenzug untergeordnete Behörde durchfüh-
ren zu lassen oder selbst vorzunehmen.

(2) Ist der der Berufungsbehörde vorliegende Sachverhalt so mangelhaft, daß 
die Durchführung oder Wiederholung einer mündlichen Verhandlung unver-
meidlich erscheint, so kann die Berufungsbehörde den angefochtenen Bescheid 
beheben und die Angelegenheit zur neuerlichen Verhandlung und Erlassung ei-
nes neuen Bescheides an eine im Instanzenzug untergeordnete Behörde zurück-
verweisen.

(3) Die Berufungsbehörde kann jedoch die mündliche Verhandlung und un-
mittelbare Beweisaufnahme auch selbst durchführen, wenn hiemit eine Erspar-
nis an Zeit und Kosten verbunden ist.

(4) Außer dem in Abs. 2 erwähnten Fall hat die Berufungsbehörde, sofern die 
Berufung nicht als unzulässig oder verspätet zurückzuweisen ist, immer in der 
Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch hin-
sichtlich der Begründung (§ 60) ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbe-
hörde zu setzen und demgemäß den angefochtenen Bescheid nach jeder Rich-
tung abzuändern.

§ 67. Der III. Teil gilt auch für die Bescheide der Berufungsbehörde, doch ist der 
Spruch auch dann zu begründen, wenn dem Berufungsantrag stattgegeben wird.

2. Abschnitt: Sonstige Abänderung von Bescheiden

Abänderung und Behebung von Amts wegen

§ 68. (1) Anbringen von Beteiligten, die außer den Fällen der §§ 69 und 71 die 
Abänderung eines der Berufung nicht oder nicht mehr unterliegenden Beschei-
des begehren, sind, wenn die Behörde nicht den Anlaß zu einer Verfügung ge-
mäß den Abs. 2 bis 4 findet, wegen entschiedener Sache zurückzuweisen.

(2) Von Amts wegen können Bescheide, aus denen niemandem ein Recht er-
wachsen ist, sowohl von der Behörde, die den Bescheid erlassen hat, als auch in 
Ausübung des Aufsichtsrechtes von der sachlich in Betracht kommenden Ober-
behörde aufgehoben oder abgeändert werden.

(3) Andere Bescheide kann die Behörde, die den Bescheid in letzter Instanz er-
lassen hat, oder die sachlich in Betracht kommende Oberbehörde im öffentli-
chen Interesse insoweit abändern, als dies zur Beseitigung von das Leben oder die 
Gesundheit von Menschen gefährdenden Mißständen oder zur Abwehr schwe-
rer volkswirtschaftlicher Schädigungen notwendig und unvermeidlich ist. In al-
len Fällen hat die Behörde mit möglichster Schonung erworbener Rechte vorzu-
gehen.

(4) Außerdem können Bescheide von Amts wegen in Ausübung des Aufsichts-
rechtes von der sachlich in Betracht kommenden Oberbehörde als nichtig erklärt 
werden, wenn der Bescheid
1. von einer unzuständigen Behörde oder von einer nicht richtig zusammen-

gesetzten Kollegialbehörde erlassen wurde,
2. einen strafgesetzwidrigen Erfolg herbeiführen würde,
3. tatsächlich undurchführbar ist oder
4. an einem durch gesetzliche Vorschrift ausdrücklich mit Nichtigkeit bedroh-

ten Fehler leidet.
(5) Nach Ablauf von drei Jahren nach dem in § 63 Abs. 5 bezeichneten Zeit-

punkt ist eine Nichtigerklärung aus den Gründen des Abs. 4 Z 1 nicht mehr zu-
lässig.

(6) Die der Behörde in den Verwaltungsvorschriften eingeräumten Befugnisse 
zur Zurücknahme oder Einschränkung einer Berechtigung außerhalb eines Be-
rufungsverfahrens bleiben unberührt.

(7) Auf die Ausübung des der Behörde gemäß den Abs. 2 bis 4 zustehenden 
Abänderungs- und Behebungsrechts steht niemandem ein Anspruch zu. Mut-
willige Aufsichtsbeschwerden und Abänderungsanträge sind nach § 35 zu ahn-
den.
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Wiederaufnahme des Verfahrens

§ 69. (1) Dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines durch Bescheid ab-
geschlossenen Verfahrens ist stattzugeben, wenn ein Rechtsmittel gegen den Be-
scheid nicht oder nicht mehr zulässig ist und:
1. der Bescheid durch Fälschung einer Urkunde, falsches Zeugnis oder eine 

andere gerichtlich strafbare Handlung herbeigeführt oder sonstwie erschli-
chen worden ist oder

2. neue Tatsachen oder Beweismittel hervorkommen, die im Verfahren ohne 
Verschulden der Partei nicht geltend gemacht werden konnten und allein 
oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis des Verfahrens voraussicht-
lich einen im Hauptinhalt des Spruches anders lautenden Bescheid herbei-
geführt hätten, oder

3. der Bescheid gemäß § 38 von Vorfragen abhängig war und nachträglich 
über eine solche Vorfrage von der zuständigen Verwaltungsbehörde bzw. 
vom zuständigen Gericht in wesentlichen Punkten anders entschieden wur-
de;

4. nachträglich ein Bescheid oder eine gerichtliche Entscheidung bekannt 
wird, der bzw. die einer Aufhebung oder Abänderung auf Antrag einer Par-
tei nicht unterliegt und die im Verfahren die Einwendung der entschiede-
nen Sache begründet hätte.

(2) Der Antrag auf Wiederaufnahme ist binnen zwei Wochen bei der Behörde 
einzubringen, die den Bescheid in erster Instanz erlassen hat. Die Frist beginnt 
mit dem Zeitpunkt, in dem der Antragsteller von dem Wiederaufnahmegrund 
Kenntnis erlangt hat, wenn dies jedoch nach der Verkündung des mündlichen 
Bescheides und vor Zustellung der schriftlichen Ausfertigung geschehen ist, erst 
mit diesem Zeitpunkt. Nach Ablauf von drei Jahren nach Erlassung des Beschei-
des kann der Antrag auf Wiederaufnahme nicht mehr gestellt werden. Die Um-
stände, aus welchen sich die Einhaltung der gesetzlichen Frist ergibt, sind vom 
Antragsteller glaubhaft zu machen.

(3) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 kann die Wiederaufnahme des Ver-
fahrens auch von Amts wegen verfügt werden. Nach Ablauf von drei Jahren 
nach Erlassung des Bescheides kann die Wiederaufnahme auch von Amts wegen 
nur mehr aus den Gründen des Abs. 1 Z 1 stattfinden.

(4) Die Entscheidung über die Wiederaufnahme steht der Behörde zu, die den 
Bescheid in letzter Instanz erlassen hat.

§ 70. (1) In dem die Wiederaufnahme bewilligenden oder verfügenden Bescheid 
ist, sofern nicht schon auf Grund der vorliegenden Akten ein neuer Bescheid er-
lassen werden kann, auszusprechen, inwieweit und in welcher Instanz das Ver-
fahren wieder aufzunehmen ist.

(2) Frühere Erhebungen und Beweisaufnahmen, die durch die Wieder-
aufnahmsgründe nicht betroffen werden, sind keinesfalls zu wiederholen.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 33/2013)

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

§ 71. (1) Gegen die Versäumung einer Frist oder einer mündlichen Verhandlung 
ist auf Antrag der Partei, die durch die Versäumung einen Rechtsnachteil erlei-
det, die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu bewilligen, wenn:
1. die Partei glaubhaft macht, daß sie durch ein unvorhergesehenes oder unab-

wendbares Ereignis verhindert war, die Frist einzuhalten oder an der ganzen 
Verhandlung teilzunehmen und sie kein Verschulden oder nur ein minderer 
Grad des Versehens trifft, oder

2. die Partei die Rechtsmittelfrist versäumt hat, weil der Bescheid keine 
Rechtsmittelbelehrung, keine Rechtsmittelfrist oder fälschlich die Angabe 
enthält, daß kein Rechtsmittel zulässig sei.

(2) Der Antrag auf Wiedereinsetzung muß binnen zwei Wochen nach dem 
Wegfall des Hindernisses oder nach dem Zeitpunkt, in dem die Partei von der 
Zulässigkeit des Rechtsmittels Kenntnis erlangt hat, gestellt werden.

(3) Im Fall der Versäumung einer Frist hat die Partei die versäumte Handlung 
gleichzeitig mit dem Wiedereinsetzungsantrag nachzuholen.

(4) Zur Entscheidung über den Antrag auf Wiedereinsetzung ist die Behörde 
berufen, bei der die versäumte Handlung vorzunehmen war oder die die ver-
säumte Verhandlung angeordnet oder die unrichtige Rechtsmittelbelehrung er-
teilt hat.

(5) Gegen die Versäumung der Frist zur Stellung des Wiedereinsetzungsantra-
ges findet keine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand statt.

(6) Die Behörde kann dem Antrag auf Wiedereinsetzung aufschiebende Wir-
kung zuerkennen.

(7) Der Wiedereinsetzungsantrag kann nicht auf Umstände gestützt werden, 
die die Behörde schon früher für unzureichend befunden hat, um die Verlänge-
rung der versäumten Frist oder die Verlegung der versäumten Verhandlung zu 
bewilligen.

§ 72. (1) Durch die Bewilligung der Wiedereinsetzung tritt das Verfahren in die 
Lage zurück, in der es sich vor dem Eintritt der Versäumung befunden hat.

(2) Durch den Antrag auf Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der münd-
lichen Verhandlung wird die Frist zur Anfechtung des infolge der Versäumung 
erlassenen Bescheides nicht verlängert.

(3) Hat eine Partei Wiedereinsetzung gegen die Versäumung der mündlichen 
Verhandlung beantragt und gegen den Bescheid Berufung eingelegt, so ist auf die 
Erledigung der Berufung erst einzugehen, wenn der Antrag auf Wiedereinset-
zung abgewiesen worden ist.

(Anm.: Abs. 4 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 33/2013)
Beachte für folgende Bestimmung
[CELEX-Nr.: 32021L1187]
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3. Abschnitt: Entscheidungspflicht

§ 73. (1) Die Behörden sind verpflichtet, wenn in den Verwaltungsvorschriften 
nicht anderes bestimmt ist, über Anträge von Parteien (§ 8) und Berufungen 
ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Monate nach deren Einlangen 
den Bescheid zu erlassen. Sofern sich in verbundenen Verfahren (§ 39 Abs. 2b) 
aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften unterschiedliche Entscheidungs-
fristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende maßgeblich.

(2) Wird ein Bescheid, gegen den Berufung erhoben werden kann, nicht inner-
halb der Entscheidungsfrist erlassen, so geht auf schriftlichen Antrag der Partei 
die Zuständigkeit zur Entscheidung auf die Berufungsbehörde über (Devoluti-
onsantrag). Der Devolutionsantrag ist bei der Berufungsbehörde einzubringen. 
Er ist abzuweisen, wenn die Verzögerung nicht auf ein überwiegendes Verschul-
den der Behörde zurückzuführen ist.

(3) Für die Berufungsbehörde beginnt die Entscheidungsfrist mit dem Tag des 
Einlangens des Devolutionsantrages zu laufen.

V. Teil: Kosten

Kosten der Beteiligten

§ 74. (1) Jeder Beteiligte hat die ihm im Verwaltungsverfahren erwachsenden 
Kosten selbst zu bestreiten.

(2) Inwiefern einem Beteiligten ein Kostenersatzanspruch gegen einen anderen 
Beteiligten zusteht, bestimmen die Verwaltungsvorschriften. Der Kostenersatz-
anspruch ist so zeitgerecht zu stellen, daß der Ausspruch über die Kosten in den 
Bescheid aufgenommen werden kann. Die Höhe der zu ersetzenden Kosten wird 
von der Behörde bestimmt und kann von dieser auch in einem Pauschalbetrag 
festgesetzt werden.

Kosten der Behörden

§ 75. (1) Sofern sich aus den §§ 76 bis 78 nicht anderes ergibt, sind die Kosten für 
die Tätigkeit der Behörden im Verwaltungsverfahren von Amts wegen zu tragen.

(2) Die Heranziehung der Beteiligten zu anderen als den in den §§ 76 bis 78 
vorgesehenen Leistungen, unter welchem Titel immer, ist unzulässig.

(3) Die gesetzlichen Bestimmungen über die Stempel- und Rechtsgebühren 
des Bundes bleiben unberührt.

§ 76. (1) Erwachsen der Behörde bei einer Amtshandlung Barauslagen, so hat 
dafür, sofern nach den Verwaltungsvorschriften nicht auch diese Auslagen von 
Amts wegen zu tragen sind, die Partei aufzukommen, die den verfahrenseinlei-
tenden Antrag gestellt hat. Als Barauslagen gelten auch die Gebühren, die den 
Sachverständigen und Dolmetschern zustehen. Kosten, die der Behörde aus ihrer 

Verpflichtung nach § 17a erwachsen, sowie die einem Gehörlosendolmetscher 
zustehenden Gebühren gelten nicht als Barauslagen. Im Fall des § 52 Abs. 2 Z 3 
hat die Partei für die Gebühren, die den nichtamtlichen Sachverständigen zuste-
hen, nur so weit aufzukommen, als sie den von ihr bestimmten Betrag nicht 
überschreiten.

(2) Wurde jedoch die Amtshandlung durch das Verschulden eines anderen Be-
teiligten verursacht, so sind die Auslagen von diesem zu tragen. Wurde die Amts-
handlung von Amts wegen angeordnet, so belasten die Auslagen den Beteiligten 
dann, wenn sie durch sein Verschulden herbeigeführt worden sind.

(3) Treffen die Voraussetzungen der vorangehenden Absätze auf mehrere Be-
teiligte zu, so sind die Auslagen auf die einzelnen Beteiligten angemessen zu ver-
teilen.

(4) Ist eine Amtshandlung nicht ohne größere Barauslagen durchführbar, so 
kann die Partei, die den verfahrenseinleitenden Antrag gestellt hat, zum Erlag ei-
nes entsprechenden Vorschusses verhalten werden.

(5) Die Kosten, die der Behörde aus ihrer Verpflichtung nach § 17a erwachsen, 
sowie die den Sachverständigen und Dolmetschern zustehenden Gebühren sind 
– falls hiefür nicht die Beteiligten des Verfahrens aufzukommen haben – von je-
nem Rechtsträger zu tragen, in dessen Namen die Behörde in der Angelegenheit 
gehandelt hat.

§ 77. (1) Für Amtshandlungen der Behörden außerhalb des Amtes können 
Kommissionsgebühren eingehoben werden. Hinsichtlich der Verpflichtung zur 
Entrichtung dieser Gebühren ist § 76 sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Kommissionsgebühren sind in Pauschalbeträgen (nach Tarifen) oder, 
soweit keine Pauschalbeträge (Tarife) festgesetzt sind, als Barauslagen nach § 76 
aufzurechnen. Die Pauschalbeträge (Tarife) sind nach der für die Amtshandlung 
aufgewendeten Zeit, nach der Entfernung des Ortes der Amtshandlung vom 
Amt oder nach der Zahl der notwendigen Amtsorgane festzusetzen.

(3) Die Festsetzung der Pauschalbeträge (Tarife) erfolgt durch Verordnung der 
Bundesregierung, für die Behörden der Länder und Gemeinden durch Verord-
nung der Landesregierung.

(4) Die Kommissionsgebühren sind von der Behörde, die die Amtshandlung 
vorgenommen hat, einzuheben und fließen der Gebietskörperschaft zu, die den 
Aufwand dieser Behörde zu tragen hat.

(5) Entsenden andere am Verfahren beteiligte Verwaltungsbehörden Amtsor-
gane, so sind von der die Amtshandlung führenden Behörde Kommissionsge-
bühren nach den für die entsendeten Organe geltenden Tarifen als Barauslagen 
einzuheben und dem Rechtsträger, dem die entsendeten Verwaltungsorgane zu-
gehören, zu übermitteln.

(6) § 76 Abs. 4 gilt auch für die Kommissionsgebühren.

§ 78. (1) Den Parteien können in den Angelegenheiten der Bundesverwaltung 
(unmittelbare oder mittelbare Bundesverwaltung, übertragener Wirkungsbe-
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reich der Gemeinden in Bundesangelegenheiten) für die Verleihung von Berech-
tigungen oder sonstige wesentlich in ihrem Privatinteresse liegende Amtshand-
lungen der Behörden Bundesverwaltungsabgaben auferlegt werden, sofern die 
Freiheit von derlei Abgaben nicht ausdrücklich durch Gesetz festgesetzt ist. 
Wenn ein im Verwaltungsverfahren als Partei auftretender Rechtsträger zur Voll-
ziehung der Gesetze berufen ist, so unterliegt er insoweit der Verpflichtung zur 
Entrichtung von Bundesverwaltungsabgaben nicht, als die Amtshandlung eine 
unmittelbare Voraussetzung der dem Rechtsträger obliegenden Vollziehung der 
Gesetze bildet. Die Gebietskörperschaften unterliegen ferner der Verpflichtung 
zur Entrichtung einer Bundesverwaltungsabgabe nicht, wenn diese der als Partei 
einschreitenden Gebietskörperschaft zufließen würde.

(2) Für das Ausmaß der Bundesverwaltungsabgaben sind, abgesehen von den 
durch Gesetz besonders geregelten Fällen, durch Verordnung der Bundesregie-
rung zu erlassende Tarife maßgebend, in denen die Abgaben mit festen Ansät-
zen, die nach objektiven Merkmalen abgestuft sein können, bis zum Höchstbe-
trag von 1 090 Euro im einzelnen Fall festzusetzen sind.

(3) Das Ausmaß der Verwaltungsabgaben in den Angelegenheiten der Landes- 
und Gemeindeverwaltung richtet sich nach den auf Grund des Finanz-Verfas-
sungsgesetzes und des Finanzausgleichsgesetzes bestehenden landesgesetzlichen 
Vorschriften.

(4) Die Bundesverwaltungsabgaben sind von der Behörde einzuheben und flie-
ßen der Gebietskörperschaft zu, die deren Aufwand zu tragen hat.

(5) Die Art der Einhebung ist für die Bundesbehörden durch Verordnung der 
Bundesregierung, für die Behörden der Länder und Gemeinden durch Verord-
nung der Landesregierung zu regeln.

§ 78a. Von den Bundesverwaltungsabgaben befreit sind
1. die Erteilung von Rechtsbelehrungen und die Erstellung von Kopien oder 

Ausdrucken von Akten oder Aktenteilen,
2. die Bestimmung der Gebühren der nichtamtlichen Sachverständigen und 

nichtamtlichen Dolmetscher und
3. Amtshandlungen, die durch Katastrophenschäden (insbesondere Hoch-

wasser-, Erdrutsch-, Vermurungs- und Lawinenschäden) veranlasst worden 
sind.

§ 79. Die in den §§ 76 bis 78 vorgesehenen Leistungen sind nur insoweit einzu-
heben, als dadurch der notwendige Unterhalt des Beteiligten und der Personen, 
für die er nach dem Gesetz zu sorgen hat, nicht gefährdet wird.

VI. Teil: Schlußbestimmungen

Verweisungen

§ 80. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze 
verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 80a. Soweit sich die in diesem Bundesgesetz verwendeten Bezeichnungen auf 
natürliche Personen beziehen, gilt die gewählte Form für beide Geschlechter. Bei 
der Anwendung dieser Bezeichnungen auf bestimmte natürliche Personen ist die 
jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

Vollziehung

§ 81. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Inkrafttreten

§ 82. (1) § 78 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 866/1992 tritt 
mit 1. Jänner 1993 in Kraft.

(2) § 18 Abs. 3 fünfter bis neunter Satz, § 18 Abs. 4 zweiter Satz, § 38a, § 39a 
Abs. 1 zweiter Satz, § 47, § 51a, § 52 Abs. 2 bis 4, § 53a Abs. 1, § 63 Abs. 5, § 64a 
Abs. 1, § 67c Abs. 3 sowie die Neubezeichnung der Abs. 4 und 5, § 67d Abs. 2, 
§ 67g, § 67h samt Überschrift, § 68 Abs. 2, § 70 Abs. 3, § 71 Abs. 6, § 73 Abs. 1 
und 3, § 76 Abs. 1 zweiter und dritter Satz, § 76 Abs. 5, § 76a, die Überschrift vor 
§ 79b, die Neubezeichnung des § 79b Abs. 1 sowie die Überschrift vor § 80 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995 treten mit 1. Juli 1995 in Kraft.

(3) § 79a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995 tritt mit 1. 
Jänner 1996 in Kraft. Verordnungen auf Grund des § 79a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995 können bereits ab dem auf seine Kundma-
chung folgenden Tag erlassen werden; sie dürfen jedoch frühestens mit dem 1. 
Jänner 1996 in Kraft gesetzt werden.

(4) § 63 Abs. 5 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995 gilt für 
Bescheide, die nach dem 30. Juni 1995 erlassen werden. § 67c Abs. 3 in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 471/1995 gilt für Verwaltungsakte, die nach 
dem 30. Juni 1995 gesetzt werden.

(Anm.: Abs. 5 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 137/2001)
(6) Die §§ 3 Z 3, 10 Abs. 1, 13 samt Überschrift, 14 samt Überschrift, 18 Abs. 3 

und 4, 20, 34 Abs. 2, 35, 36 Abs. 2, 37 zweiter Satz, 39 Abs. 2 und 3, 41 Abs. 1, 
42, 43, 44, 44a bis 44g samt Überschrift, 51a bis 51d samt Überschrift, 53a samt 
Überschrift, 53b samt Überschrift, 56, 59 Abs. 1 erster und zweiter Satz, 61 

§§ 78a, 79 AVG AVG §§ 80-82

418  419



Abs. 1 zweiter Satz, 61a, 63 Abs. 2, 64a, 66 Abs. 1 und 2, 67a samt Überschrift, 
67b samt Überschrift, der neu bezeichnete § 67c Abs. 3, § 67d samt Überschrift, 
die Überschrift zu § 67e, die Überschrift zu § 67f, die §§ 67g samt Überschrift, 69 
Abs. 2, 71 Abs. 1 Z 2, 71 Abs. 6 zweiter Satz, 73, 76 Abs. 1 erster Satz und 76a in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 treten mit 1. Jänner 1999 
in Kraft. Die §§ 61 Abs. 5, 67c Abs. 3 und 5, 67f Abs. 3, 67h samt Überschrift 
sowie die Telekopie-Verordnung, BGBl. Nr. 110/1991, treten mit Ablauf des 31. 
Dezember 1998 außer Kraft.

(7) Alle in Vorschriften des Bundes und der Länder enthaltenen Bestimmun-
gen, die von den §§ 13 Abs. 3 bis 8, 14, 18 Abs. 3 und 4, 37 zweiter Satz, 39 Abs. 2 
und 3, 42, 43, 44, 44a bis 44g, 59 Abs. 1 erster und zweiter Satz, 61 Abs. 1 zweiter 
Satz, 63 Abs. 2, 64a, 66 Abs. 1 und 2, 69 Abs. 2, 71 Abs. 1 Z 2, 73 Abs. 2 und 3 
und 76 Abs. 1 erster Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 158/1998 abweichen, treten mit Ablauf des 31. Dezember 1998 außer Kraft. 
Dies gilt nicht, wenn diese Bestimmungen nach dem 30. Juni 1998 kundge-
macht worden sind.

(8) In am 1. Jänner 1999 anhängigen Verfahren gilt § 44f mit der Maßgabe, daß 
die Behörde ein Schriftstück an mehr als 100 Personen auch dann durch Edikt 
zustellen kann, wenn diese persönlich verständigt worden sind, daß die Kundma-
chungen und Zustellungen im Verfahren künftig durch Edikt vorgenommen 
werden können.

(9) § 78 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 29/2000 tritt mit 
1. Juni 2000 in Kraft.

(10) § 13 Abs. 5, § 16 Abs. 2 letzter Satz, § 18 Abs. 3 letzter Satz, § 34 Abs. 2, 
§ 35, § 51b Z 1 letzter Satz und Z 2 zweiter Satz, § 53a Abs. 2 erster und letzter 
Satz, § 67d, § 76 Abs. 4 und § 79a Abs. 4 Z 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 137/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft.

(11) Für den Übergang zu der durch das Verwaltungsreformgesetz 2001, BGBl. 
I Nr. 65/2002, geschaffenen Rechtslage gilt:

1. § 13 Abs. 4a und 9, § 14 Abs. 8, § 17 Abs. 1 letzter Satz, § 39 Abs. 2a, 
§ 40 Abs. 1 letzter Satz, § 58a, § 67a Abs. 1, § 73 Abs. 1 letzter Satz in der Fassung 
des Verwaltungsreformgesetzes 2001 treten mit 1. Jänner 2002, jedoch nicht vor 
dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Tag, in Kraft. 
Die §§ 39 Abs. 2a, 40 Abs. 1 letzter Satz, 58a und 73 Abs. 1 letzter Satz in der 
Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001 sind auf Verfahren, die zum In-
Kraft-Tretens-Zeitpunkt anhängig sind, nicht anzuwenden.

2. § 67h in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001 tritt mit 1. 
Juli 2002, jedoch nicht vor dem vierten der Kundmachung des genannten Geset-
zes folgenden Monatsersten, in Kraft. Er ist auf Verfahren, die zum In-Kraft-Tre-
tens-Zeitpunkt anhängig sind, nicht anzuwenden.

3. § 36 Abs. 2 in der Fassung des Verwaltungsreformgesetzes 2001 tritt 
mit dem der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes folgenden Monats-
ersten, spätestens jedoch mit 1. November 2002 in Kraft.

(12) § 78 Abs. 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 117/2002 tritt 
mit 1. Jänner 2003 in Kraft. § 67a Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 117/2002 tritt mit 1. Jänner 2003 in Kraft, ist jedoch auf in diesem 
Zeitpunkt beim unabhängigen Verwaltungssenat im Land anhängige Verfahren 
nicht anzuwenden.

(13) § 13 Abs. 1, 4 und 5, § 14 Abs. 2 Z 3 und Abs. 5 erster Satz, § 16 Abs. 1 und 
2, § 17 Abs. 1 letzter Satz, § 18 samt Überschrift, § 33 Abs. 3 sowie § 42 Abs. 1 
erster Satz, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 10/2004, treten mit 1. 
März 2004 in Kraft. Zugleich treten § 13 Abs. 9 sowie § 14 Abs. 8, in der zu die-
sem Zeitpunkt geltenden Fassung, außer Kraft; § 13 Abs. 4a tritt mit Ablauf des 
30. Juni 2004 außer Kraft.

(13a) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 4/2008 treten in Kraft:
1. § 36 mit Ablauf des Tages der Kundmachung dieses Bundesgesetzes;
2. § 67a, § 67c Abs. 1 und § 67h Abs. 1 mit 1. Juli 2008.
(14) § 2, § 7 Abs. 1, § 10 Abs. 1, § 11, § 13 Abs. 1 bis 6, § 14 Abs. 2 Z 2, Abs. 3 

erster Satz, Abs. 5 und Abs. 7 erster und zweiter Satz, § 16 samt Überschrift, § 17 
Abs. 1, § 18 samt Überschrift, § 19 Abs. 3, § 33 Abs. 3, der 7. Abschnitt des I. 
Teiles, § 39a Abs. 1 erster Satz, § 42 Abs. 1 erster Satz, § 44b Abs. 2, § 44e Abs. 3 
dritter Satz, § 48 Z 3, § 49 Abs. 1, § 67h Abs. 2, § 74 Abs. 2, § 77 Abs. 2 und 3, 
§ 78 Abs. 3 und 5, § 78a, § 80a samt Überschrift und § 82a in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 5/2008 treten mit 1. Jänner 2008 in Kraft.

(15) Mit Ablauf des 31. Dezember 2007 treten außer Kraft:
1. § 14 Abs. 2 Z 3;
2. das AVG-Übergangsrecht 1991, Anlage 2 zur Kundmachung BGBl. 

Nr. 51/1991;
3. § 2 Abs. 3 der Bundesverwaltungsabgabenverordnung 1983, BGBl. 

Nr. 24.
(16) § 13 Abs. 5 letzter Satz tritt mit Ablauf des 31. Dezember 2010 außer 

Kraft.
(17) § 10 Abs. 4 sowie § 36a Abs. 1 Z 4 bis 6 und Abs. 3 in der Fassung des Bun-

desgesetzes BGBl. I Nr. 135/2009 treten mit 1. Jänner 2010 in Kraft.
(18) § 44a Abs. 3 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I 

Nr. 111/2010, tritt mit 1. Jänner 2011 in Kraft.
(19) § 3 Z 2, § 10 Abs. 4, § 13 Abs. 5, § 38a Abs. 1, § 41 Abs. 1, § 61a Z 3 und 4, 

§ 81 samt Überschrift und § 82 Abs. 6 erster Satz in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 100/2011 treten mit 1. Jänner 2012 in Kraft.

(20) In der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 33/2013 treten in Kraft:
1. § 33 Abs. 1 und 2, § 38 zweiter Satz, § 41 Abs. 1 zweiter Satz, § 42 

Abs. 1a und § 69 Abs. 1 Z 3 in der Fassung der Z 28 mit Ablauf des Monats der 
Kundmachung dieses Bundesgesetzes; gleichzeitig treten § 42 Abs. 1 letzter Satz, 
§ 44a Abs. 3 dritter Satz und § 82a außer Kraft;

2. § 2, § 17 Abs. 4, § 19 Abs. 4, § 44e Abs. 2, § 53 Abs. 2, § 53a Abs. 2 
erster Satz und Abs. 3, § 53b letzter Satz, § 61 Abs. 1 und 4, § 63 Abs. 1 und 2, 

§ 82 AVG AVG § 82

420  421



§ 64, die Abschnittsbezeichnung „2. Abschnitt:“, § 68 Abs. 2 und 3, § 69 Abs. 1 
Z 3 und 4 in der Fassung der Z 29, § 69 Abs. 4, die Abschnittsbezeichnung „3. 
Abschnitt:“, § 73 Abs. 2 und 3 und § 78 Abs. 4 mit 1. Jänner 2014; gleichzeitig 
treten § 19 Abs. 1 zweiter Satz, die §§ 51a bis 51d samt Überschrift, § 53a Abs. 4, 
§ 61a, der 2. Abschnitt des IV. Teiles samt Überschrift, § 70 Abs. 3, § 71 Abs. 6 
zweiter Satz, § 72 Abs. 4, § 76a und § 79a samt Überschrift außer Kraft.

(21) § 53a Abs. 1 und § 53b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 161/2013 treten mit Ablauf des Monats der Kundmachung dieses Bundes-
gesetzes in Kraft.

(22) § 13 Abs. 8, § 36a Abs. 2 und 3, § 39 Abs. 2a bis 5, § 40 Abs. 1, § 41 Abs. 2, 
§ 51a samt Überschrift, § 58a und § 73 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 57/2018 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft.

(23) § 7 Abs. 1 Z 1, § 10 Abs. 1, § 11 und § 49 Abs. 1 Z 1 in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 58/2018 treten mit 1. August 2018 in Kraft.

(24) § 21, § 33 Abs. 3, § 41 Abs. 2, § 43a, § 44, § 71 Abs. 1 Z 1 und Abs. 2 und 
§ 78a Z 2 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2023 treten mit Ab-
lauf des Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft.

(25) § 55a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 157/2024 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bun-
desgesetzes in Kraft.

(26) § 48 Z 3, die Überschrift zu § 53 und § 53 Abs. 3 in der Fassung des Infor-
mationsfreiheits-Anpassungsgesetzes, BGBl. I Nr. 50/2025, treten mit 1. Sep-
tember 2025 in Kraft.

(27) Für das Inkrafttreten der durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 82/2025 ge-
schaffenen Rechtslage und den Übergang zu dieser gilt Folgendes:

1. § 39a Abs. 1, § 44a Abs. 1, § 44b Abs. 1 und 3, § 44d Abs. 3, § 44e 
Abs. 3, § 44f Abs. 1 letzter Satz und Abs. 2 erster Satz, § 44g zweiter und dritter 
Satz, § 52 Abs. 2, die Absatzbezeichnung des § 52 Abs. 3 und § 76 Abs. 1 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2025 treten mit 1. Jänner 2026 in 
Kraft. Gleichzeitig tritt § 44a Abs. 3 letzter Satz außer Kraft. Diese Rechtslage ist 
auf zum genannten Zeitpunkt anhängige Verfahren nicht anzuwenden, wenn 
bereits eine Kundmachung des Antrages oder der Anträge gemäß § 44a Abs. 1 
erfolgt ist.

2. Die Verfügbarkeit der Verlautbarung im Rechtsinformationssystem 
des Bundes gemäß § 41 Abs. 1 Z 1, § 44a Abs. 3 erster Satz, § 44c Abs. 1, § 44d 
Abs. 1 und § 44f Abs. 1 zweiter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 82/2025 ist vom Bundeskanzler im Bundesgesetzblatt I kundzumachen. Mit 
dem Ablauf des Tages dieser Kundmachung treten § 41 Abs. 1, § 44a Abs. 2 Z 4 
und Abs. 3 erster Satz, § 44c Abs. 1, § 44d Abs. 1 und § 44f Abs. 1 zweiter Satz in 
der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 82/2025 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
§ 44g erster Satz außer Kraft. Diese Rechtslage ist auf zum genannten Zeitpunkt 
anhängige Verfahren nicht anzuwenden, wenn bereits eine Kundmachung des 
Antrages oder der Anträge gemäß § 44a Abs. 1 in einer vor diesem Zeitpunkt 
maßgeblichen Fassung erfolgt ist.

Artikel 5
Notifikationshinweis gemäß Artikel 12 der Richtlinie 83/189/EWG

(Anm.: aus BGBl. I Nr. 5/2008, zu den §§ 2, 7, 10, 11, 13, 14, 16, 17, 18, 19, 33, 
36a, 39a, 42, 44b, 44e, 48, 49, 67h, 74, 77, 78, 78a, 80a und 82a, BGBl. 
Nr. 51/1991)

Dieses Bundesgesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtli-
nie 83/189/EWG des Rates über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der 
Normen und technischen Vorschriften in der Fassung der Richtlinien 88/182/
EWG und 94/10/EWG der Europäischen Kommission notifiziert (Notifikati-
onsnummer 2007/549/A).

§ 82 AVG AVG Art. 5
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Text

1. Hauptstück
Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Aus-
nahme des Bundesfinanzgerichtes.

Ausübung der Verwaltungsgerichtsbarkeit

§ 2. Soweit die Bundes- oder Landesgesetze nicht die Entscheidung durch den 
Senat vorsehen, entscheidet das Verwaltungsgericht durch Einzelrichter (Rechts-
pfleger).

Örtliche Zuständigkeit

§ 3. (1) Sofern die Rechtssache nicht zur Zuständigkeit des Bundesverwaltungs-
gerichtes gehört, ist in Rechtssachen in den Angelegenheiten, in denen die Voll-
ziehung Landessache ist, das Verwaltungsgericht im Land zuständig.

(2) Im Übrigen richtet sich die örtliche Zuständigkeit in Rechtssachen, die 
nicht zur Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichtes gehören,
1. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 und 3 des Bundes-Verfassungsgesetzes 

– B-VG, BGBl. Nr. 1/1930, nach § 3 Z 1, 2 und 3 mit Ausnahme des letzten 
Halbsatzes des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 – AVG, 
BGBl. Nr. 51/1991, in Verwaltungsstrafsachen jedoch nach dem Sitz der 
Behörde, die den Bescheid erlassen bzw. nicht erlassen hat;

2. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG nach dem Ort, an dem die Aus-
übung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt 
begonnen wurde, wenn diese jedoch im Ausland ausgeübt wurde, danach, 
wo das ausübende Organ die Bundesgrenze überschritten hat;

3. in den Fällen des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG nach dem Ort, an dem das Ver-
halten gesetzt wurde.

(3) Lässt sich die Zuständigkeit nicht gemäß Abs. 1 oder 2 bestimmen, ist das 
Verwaltungsgericht im Land Wien zuständig.

Rechtshilfe auf Ersuchen inländischer Gerichte

§ 4. (1) Die Verwaltungsgerichte haben einander Rechtshilfe zu leisten.
(2) Das Ersuchen um Rechtshilfe ist an das Verwaltungsgericht zu stellen, in 

dessen Sprengel die Amtshandlung vorgenommen werden soll. Es ist abzuleh-

nen, wenn das ersuchte Verwaltungsgericht zu der betreffenden Handlung ört-
lich unzuständig ist.

(3) Wird ein Rechtshilfeersuchen an ein unzuständiges Verwaltungsgericht ge-
richtet und ist diesem die Bestimmung des zuständigen Verwaltungsgerichtes 
möglich, so hat es das Ersuchen an dieses weiterzuleiten.

(4) Auf Rechtshilfeersuchen anderer inländischer Gerichte sind die Abs. 1 bis 
3 sinngemäß anzuwenden.

Rechtshilfe auf Ersuchen ausländischer Gerichte und Behörden

§ 5. (1) Ausländischen Gerichten und Behörden ist Rechtshilfe nach den beste-
henden Staatsverträgen, mangels solcher unter der Voraussetzung der Gegensei-
tigkeit zu leisten.

(2) Die Rechtshilfe ist abzulehnen:
1. wenn die von dem ersuchenden Gericht oder der ersuchenden Behörde be-

gehrte Handlung nicht in die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte fällt; 
sollte die begehrte Handlung in die Zuständigkeit anderer inländischer Be-
hörden oder Gerichte fallen, kann das ersuchte Verwaltungsgericht das Er-
suchen an die zuständige Behörde bzw. das zuständige Gericht weiterleiten;

2. wenn sie unzulässig ist.
Über die Ablehnung ist das ersuchende Gericht oder die ersuchende Behörde 

unter Angabe der Gründe zu unterrichten.

Befangenheit

§ 6. Mitglieder des Verwaltungsgerichtes, fachkundige Laienrichter und Rechts-
pfleger haben sich unter Anzeige an den Präsidenten der Ausübung ihres Amtes 
wegen Befangenheit zu enthalten.

2. Hauptstück
Verfahren

1. Abschnitt
Beschwerde

Beschwerderecht und Beschwerdefrist

§ 7. (1) Gegen Verfahrensanordnungen im Verwaltungsverfahren ist eine abge-
sonderte Beschwerde nicht zulässig. Sie können erst in der Beschwerde gegen den 
die Sache erledigenden Bescheid angefochten werden.

§§ 1-4  VwGVG  VwGVG §§ 5-7
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(2) Eine Beschwerde ist nicht mehr zulässig, wenn die Partei nach der Zustel-
lung oder Verkündung des Bescheides ausdrücklich auf die Beschwerde verzich-
tet hat.

(3) Ist der Bescheid bereits einer anderen Partei zugestellt oder verkündet wor-
den, kann die Beschwerde bereits ab dem Zeitpunkt erhoben werden, in dem der 
Beschwerdeführer von dem Bescheid Kenntnis erlangt hat.

(4) Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen den Bescheid einer Behörde 
gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG oder wegen Rechtswidrigkeit des Verhaltens 
einer Behörde in Vollziehung der Gesetze gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG be-
trägt vier Wochen. Die Frist zur Erhebung einer Beschwerde gegen die Aus-
übung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt ge-
mäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG beträgt sechs Wochen. Sie beginnt
1. in den Fällen des Art. 132 Abs. 1 Z 1 B-VG dann, wenn der Bescheid dem 

Beschwerdeführer zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, wenn der 
Bescheid dem Beschwerdeführer nur mündlich verkündet wurde, mit dem 
Tag der Verkündung,

2. in den Fällen des Art. 132 Abs. 1 Z 2 B-VG dann, wenn der Bescheid dem 
zuständigen Bundesminister zugestellt wurde, mit dem Tag der Zustellung, 
sonst mit dem Zeitpunkt, in dem der zuständige Bundesminister von dem 
Bescheid Kenntnis erlangt hat,

3. in den Fällen des Art. 132 Abs. 2 B-VG mit dem Zeitpunkt, in dem der Be-
troffene Kenntnis von der Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördli-
cher Befehls- und Zwangsgewalt erlangt hat, wenn er aber durch diese be-
hindert war, von seinem Beschwerderecht Gebrauch zu machen, mit dem 
Wegfall dieser Behinderung, und

4. in den Fällen des Art. 132 Abs. 4 B-VG dann, wenn der Bescheid dem zur 
Erhebung der Beschwerde befugten Organ zugestellt wurde, mit dem Tag 
der Zustellung, sonst mit dem Zeitpunkt, in dem dieses Organ von dem Be-
scheid Kenntnis erlangt hat.

Frist zur Erhebung der Säumnisbeschwerde

§ 8. (1) Beschwerde wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemäß Art. 130 
Abs. 1 Z 3 B-VG (Säumnisbeschwerde) kann erst erhoben werden, wenn die Be-
hörde die Sache nicht innerhalb von sechs Monaten, wenn gesetzlich eine kürze-
re oder längere Entscheidungsfrist vorgesehen ist, innerhalb dieser entschieden 
hat. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Antrag auf Sachentschei-
dung bei der Stelle eingelangt ist, bei der er einzubringen war. Die Beschwerde ist 
abzuweisen, wenn die Verzögerung nicht auf ein überwiegendes Verschulden der 
Behörde zurückzuführen ist.

(2) In die Frist werden nicht eingerechnet:
1. die Zeit, während deren das Verfahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung 

einer Vorfrage ausgesetzt ist;

2. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfas-
sungsgerichtshof oder vor dem Gerichtshof der Europäischen Union.

Verfahrenshilfe

§ 8a. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist 
einer Partei Verfahrenshilfe zu bewilligen, soweit die Partei außerstande ist, die 
Kosten der Führung des Verfahrens ohne Beeinträchtigung des notwendigen 
Unterhalts zu bestreiten, und die beabsichtigte Rechtsverfolgung oder Rechts-
verteidigung nicht als offenbar mutwillig oder aussichtslos erscheint. Juristi-
schen Personen ist Verfahrenshilfe sinngemäß mit der Maßgabe zu bewilligen, 
dass an die Stelle des Bestreitens der Kosten der Führung des Verfahrens ohne 
Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts das Aufbringen der zur Führung 
des Verfahrens erforderlichen Mittel durch die Partei oder die an der Führung 
des Verfahrens wirtschaftlich Beteiligten tritt.

(2) Soweit in diesem Paragraphen nicht anderes bestimmt ist, sind die Voraus-
setzungen und die Wirkungen der Bewilligung der Verfahrenshilfe nach den Vor-
schriften der Zivilprozessordnung – ZPO, RGBl. Nr. 113/1895, zu beurteilen. 
Die Bewilligung der Verfahrenshilfe schließt das Recht ein, dass der Partei ohne 
weiteres Begehren zur Abfassung und Einbringung der Beschwerde, des Vorla-
geantrags, des Antrags auf Wiederaufnahme des Verfahrens oder des Antrags auf 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand oder zur Vertretung bei der Verhandlung 
ein Rechtsanwalt beigegeben wird.

(3) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist schriftlich zu stellen. 
Der Antrag ist bis zur Vorlage der Beschwerde bei der Behörde und ab Vorlage 
der Beschwerde beim Verwaltungsgericht einzubringen; ein ab Vorlage der Be-
schwerde vor Zustellung der Mitteilung über deren Vorlage an das Verwaltungs-
gericht bei der Behörde gestellter Antrag gilt als beim Verwaltungsgericht gestellt 
und ist diesem unverzüglich vorzulegen. Für Verfahren über Beschwerden gemäß 
Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG ist der Antrag unmittelbar beim Verwaltungsgericht 
einzubringen.

(4) Der Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe kann ab Erlassung des Be-
scheides bzw. ab dem Zeitpunkt, in dem der Betroffene Kenntnis von der Aus-
übung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt er-
langt hat, gestellt werden. Wird die Bewilligung der Verfahrenshilfe zur Abfas-
sung und Einbringung einer Säumnisbeschwerde beantragt, kann dieser Antrag 
erst nach Ablauf der Entscheidungsfrist gestellt werden. Sobald eine Partei 
Säumnisbeschwerde erhoben hat, kann der Antrag auf Bewilligung der Verfah-
renshilfe auch von den anderen Parteien gestellt werden.

(5) In dem Antrag auf Bewilligung der Verfahrenshilfe ist die Rechtssache be-
stimmt zu bezeichnen, für die die Bewilligung der Verfahrenshilfe begehrt wird.

(6) Die Behörde hat dem Verwaltungsgericht den Antrag auf Bewilligung der 
Verfahrenshilfe und die Akten des Verfahrens unverzüglich vorzulegen. Hat das 
Verwaltungsgericht die Bewilligung der Verfahrenshilfe beschlossen, so hat es 

§ 8  VwGVG  VwGVG § 8a
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den Ausschuss der zuständigen Rechtsanwaltskammer zu benachrichtigen, da-
mit der Ausschuss einen Rechtsanwalt zum Vertreter bestelle. Dabei hat der Aus-
schuss Wünschen der Partei zur Auswahl der Person des Vertreters im Einverneh-
men mit dem namhaft gemachten Rechtsanwalt nach Möglichkeit zu entspre-
chen.

(7) Hat die Partei innerhalb der Beschwerdefrist die Bewilligung der Verfah-
renshilfe beantragt, so beginnt für sie die Beschwerdefrist mit dem Zeitpunkt zu 
laufen, in dem der Beschluss über die Bestellung des Rechtsanwalts zum Vertre-
ter und der anzufechtende Bescheid diesem zugestellt sind. Wird der rechtzeitig 
gestellte Antrag abgewiesen, so beginnt die Beschwerdefrist mit der Zustellung 
des abweisenden Beschlusses an die Partei zu laufen. Entsprechendes gilt für die 
Fristen, die sich auf die sonstigen in Abs. 2 genannten Anträge beziehen.

(8) Die Bestellung des Rechtsanwalts zum Vertreter erlischt mit dem Einschrei-
ten eines Bevollmächtigten.

(9) In Verfahrenshilfesachen ist die Wiederaufnahme des Verfahrens nicht zu-
lässig.

(10) Der Aufwand ist von jenem Rechtsträger zu tragen, in dessen Namen das 
Verwaltungsgericht in der Angelegenheit handelt.

Inhalt der Beschwerde

§ 9. (1) Die Beschwerde hat zu enthalten:
1. die Bezeichnung des angefochtenen Bescheides oder der angefochtenen 

Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsge-
walt,

2. die Bezeichnung der belangten Behörde,
3. die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt,
4. das Begehren und
5. die Angaben, die erforderlich sind, um zu beurteilen, ob die Beschwerde 

rechtzeitig eingebracht ist.
(2) Belangte Behörde ist

1. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG jene Behörde, die den angefoch-
tenen Bescheid erlassen hat,

2. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG jene Behörde, der die Ausübung 
unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt zuzu-
rechnen ist,

3. in den Fällen des Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG jene Behörde, die den Bescheid 
nicht erlassen hat, und

4. in den Fällen des Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG jene Behörde, die das Verhalten 
gesetzt hat.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch Art. 3 Z 3, BGBl. I Nr. 88/2023)

(4) Bei Beschwerden gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördli-
cher Befehls- und Zwangsgewalt gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG tritt an die 
Stelle der Bezeichnung der belangten Behörde, soweit dies zumutbar ist, eine An-
gabe darüber, welches Organ die Maßnahme gesetzt hat.

(5) Bei Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht gemäß 
Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG entfallen die Angaben nach Abs. 1 Z 1 bis 3 und 5. Als 
belangte Behörde ist die Behörde zu bezeichnen, deren Entscheidung in der 
Rechtssache begehrt wurde. Ferner ist glaubhaft zu machen, dass die Frist zur Er-
hebung der Säumnisbeschwerde gemäß § 8 Abs. 1 abgelaufen ist.

Mitteilung der Beschwerde

§ 10. Werden in einer Beschwerde neue Tatsachen oder Beweise, die der Behörde 
oder dem Verwaltungsgericht erheblich scheinen, vorgebracht, so hat sie bzw. hat 
es hievon unverzüglich den sonstigen Parteien Mitteilung zu machen und ihnen 
Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender 
Frist vom Inhalt der Beschwerde Kenntnis zu nehmen und sich dazu zu äußern.

2. Abschnitt
Vorverfahren

Anzuwendendes Recht

§ 11. Soweit in diesem und im vorangehenden Abschnitt nicht anderes be-
stimmt ist, sind auf das Verfahren nach diesem Abschnitt jene Verfahrensvor-
schriften anzuwenden, die die Behörde in einem Verfahren anzuwenden hat, das 
der Beschwerde beim Verwaltungsgericht vorangeht.

Schriftsätze

§ 12. Bis zur Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht sind die Schrift-
sätze bei der belangten Behörde einzubringen. Dies gilt nicht in Rechtssachen 
gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG.

Aufschiebende Wirkung

§ 13. (1) Eine rechtzeitig eingebrachte und zulässige Beschwerde gemäß Art. 130 
Abs. 1 Z 1 B-VG hat aufschiebende Wirkung.

(2) Die Behörde kann die aufschiebende Wirkung mit Bescheid ausschließen, 
wenn nach Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen an-
derer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Aus-
übung der durch den angefochtenen Bescheid eingeräumten Berechtigung we-
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gen Gefahr im Verzug dringend geboten ist. Ein solcher Ausspruch ist tunlichst 
schon in den über die Hauptsache ergehenden Bescheid aufzunehmen.

(3) Die Behörde kann Bescheide gemäß Abs. 2 von Amts wegen oder auf An-
trag einer Partei aufheben oder abändern, wenn sich der maßgebliche Sachver-
halt so geändert hat, dass seine neuerliche Beurteilung einen im Hauptinhalt des 
Spruchs anderslautenden Bescheid zur Folge hätte.

(4) Die Beschwerde gegen einen Bescheid gemäß Abs. 2 hat keine aufschieben-
de Wirkung. Sofern die Beschwerde nicht als verspätet oder unzulässig zurückzu-
weisen ist, hat die Behörde dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter An-
schluss der Akten des Verfahrens unverzüglich vorzulegen. Gleichzeitig hat die 
Behörde den Parteien eine Mitteilung über die Vorlage der Beschwerde an das 
Verwaltungsgericht zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, 
dass Schriftsätze ab Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht unmittel-
bar bei diesem einzubringen sind. Das Verwaltungsgericht hat über die Be-
schwerde ohne weiteres Verfahren unverzüglich zu entscheiden und der Behör-
de, wenn diese nicht von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung ab-
sieht, die Akten des Verfahrens zurückzustellen.

Beschwerdevorentscheidung

§ 14. (1) Im Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG steht 
es der Behörde frei, den angefochtenen Bescheid innerhalb von zwei Monaten 
aufzuheben, abzuändern oder die Beschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen 
(Beschwerdevorentscheidung). § 27 ist sinngemäß anzuwenden.

(2) Will die Behörde von der Erlassung einer Beschwerdevorentscheidung abse-
hen, hat sie dem Verwaltungsgericht die Beschwerde unter Anschluss der Akten 
des Verwaltungsverfahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat die Behörde den Parteien 
eine Mitteilung über die Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht zu-
zustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass Schriftsätze ab 
Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem einzu-
bringen sind.

(Anm.: Abs. 3 aufgehoben durch Art. 5 Z 11, BGBl. I Nr. 138/2017)

Vorlageantrag

§ 15. (1) Jede Partei kann binnen zwei Wochen nach Zustellung der Beschwer-
devorentscheidung bei der Behörde den Antrag stellen, dass die Beschwerde dem 
Verwaltungsgericht zur Entscheidung vorgelegt wird (Vorlageantrag). Wird der 
Vorlageantrag von einer anderen Partei als dem Beschwerdeführer gestellt, hat er 
die Gründe, auf die sich die Behauptung der Rechtswidrigkeit stützt (§ 9 Abs. 1 
Z 3), und ein Begehren (§ 9 Abs. 1 Z 4) zu enthalten.

(2) Ein rechtzeitig eingebrachter und zulässiger Vorlageantrag hat aufschieben-
de Wirkung, wenn die Beschwerde

1. von Gesetzes wegen aufschiebende Wirkung hatte und die Behörde diese 
nicht ausgeschlossen hat;

2. von Gesetzes wegen keine aufschiebende Wirkung hatte, die Behörde diese 
jedoch zuerkannt hat.

Die Behörde hat dem Verwaltungsgericht den Vorlageantrag und die Beschwerde 
unter Anschluss der Akten des Verfahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat die Be-
hörde den Parteien eine Mitteilung über die Vorlage der Beschwerde an das Ver-
waltungsgericht zuzustellen; diese Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass 
Schriftsätze ab Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht unmittelbar 
bei diesem einzubringen sind.

(3) Verspätete und unzulässige Vorlageanträge sind von der Behörde mit Be-
scheid zurückzuweisen. Wird gegen einen solchen Bescheid Beschwerde erho-
ben, hat die Behörde dem Verwaltungsgericht unverzüglich die Akten des Ver-
fahrens vorzulegen. Gleichzeitig hat die Behörde den Parteien eine Mitteilung 
über die Vorlage der Beschwerde an das Verwaltungsgericht zuzustellen; diese 
Mitteilung hat den Hinweis zu enthalten, dass Schriftsätze ab Vorlage der Be-
schwerde an das Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem einzubringen sind.

Nachholung des Bescheides

§ 16. (1) Im Verfahren über Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungs-
pflicht gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG kann die Behörde innerhalb einer Frist 
von bis zu drei Monaten den Bescheid erlassen. Wird der Bescheid erlassen oder 
wurde er vor Einleitung des Verfahrens erlassen, ist das Verfahren einzustellen.

(2) Holt die Behörde den Bescheid nicht nach, hat sie dem Verwaltungsgericht 
die Beschwerde unter Anschluss der Akten des Verwaltungsverfahrens vorzule-
gen. Gleichzeitig hat die Behörde den Parteien eine Mitteilung über die Vorlage 
der Beschwerde an das Verwaltungsgericht zuzustellen; diese Mitteilung hat den 
Hinweis zu enthalten, dass Schriftsätze ab Vorlage der Beschwerde an das Verwal-
tungsgericht unmittelbar bei diesem einzubringen sind.

3. Abschnitt
Verfahren vor dem Verwaltungsgericht

Anzuwendendes Recht

§ 17. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Ver-
fahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG die Bestimmungen des 
AVG mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles, die Bestimmungen der 
Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. Nr. 194/1961, des Agrarverfahrensge-
setzes – AgrVG, BGBl. Nr. 173/1950, und des Dienstrechtsverfahrensgesetzes 
1984 – DVG, BGBl. Nr. 29/1984, und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen 
Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die 
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Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vorangegangenen 
Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte.

Parteien

§ 18. Partei ist auch die belangte Behörde.

Eintritt oberster Organe

§ 19. Durch Bundes- oder Landesgesetz kann bestimmt werden, dass in einer 
Angelegenheit der Bundesverwaltung der zuständige Bundesminister, in einer 
Angelegenheit der Landesverwaltung die zuständige Landesregierung an Stelle 
eines anderen beschwerdeführenden staatlichen Organs oder einer anderen be-
langten Behörde jederzeit in das Verfahren eintreten. Dies ist jedoch unzulässig, 
wenn
1. in einer Angelegenheit des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde oder 

eines sonstigen Selbstverwaltungskörpers ein Organ des Selbstverwaltungs-
körpers oder

2. ein weisungsfrei gestelltes Organ
belangte Behörde ist.

Schriftsätze

§ 20. Die Beschwerden gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehörd-
licher Befehls- und Zwangsgewalt gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG und die sons-
tigen Schriftsätze im Verfahren über diese sind unmittelbar beim Verwaltungsge-
richt einzubringen. In allen sonstigen Verfahren sind die Schriftsätze ab Vorlage 
der Beschwerde beim Verwaltungsgericht unmittelbar bei diesem einzubringen.

Akteneinsicht

§ 21. (1) Entwürfe von Erkenntnissen und Beschlüssen des Verwaltungsgerich-
tes und Niederschriften über etwaige Beratungen und Abstimmungen sind von 
der Akteneinsicht ausgenommen.

(2) Die Behörden können bei der Vorlage von Akten an das Verwaltungsgericht 
verlangen, dass bestimmte Akten oder Aktenbestandteile im öffentlichen Inter-
esse von der Akteneinsicht ausgenommen werden. In Aktenbestandteile, die im 
Verwaltungsverfahren von der Akteneinsicht ausgenommen waren, darf Akten-
einsicht nicht gewährt werden. Die Behörde hat die in Betracht kommenden Ak-
tenbestandteile bei Vorlage der Akten zu bezeichnen.

Aufschiebende Wirkung

§ 22. (1) Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG haben keine aufschie-
bende Wirkung. Das Verwaltungsgericht hat jedoch auf Antrag des Beschwerde-
führers die aufschiebende Wirkung mit Beschluss zuzuerkennen, wenn dem 
nicht zwingende öffentliche Interessen entgegenstehen und nach Abwägung der 
berührten öffentlichen Interessen mit dem Andauern der Ausübung unmittel-
barer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt für den Beschwerde-
führer ein unverhältnismäßiger Nachteil verbunden wäre.

(2) Im Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG kann das 
Verwaltungsgericht die aufschiebende Wirkung durch Beschluss ausschließen, 
wenn nach Abwägung der berührten öffentlichen Interessen und Interessen an-
derer Parteien der vorzeitige Vollzug des angefochtenen Bescheides oder die Aus-
übung der durch den angefochtenen Bescheid eingeräumten Berechtigung we-
gen Gefahr im Verzug dringend geboten ist.

(3) Das Verwaltungsgericht kann Bescheide gemäß § 13 und Beschlüsse gemäß 
Abs. 1 und 2 auf Antrag einer Partei aufheben oder abändern, wenn es die Vor-
aussetzungen der Zuerkennung bzw. des Ausschlusses der aufschiebenden Wir-
kung anders beurteilt oder wenn sich die Voraussetzungen, die für die Entschei-
dung über den Ausschluss bzw. die Zuerkennung der aufschiebenden Wirkung 
der Beschwerde maßgebend waren, wesentlich geändert haben.

Ladung

§ 23. Das Verwaltungsgericht ist berechtigt, auch Personen, die ihren Aufenthalt 
(Sitz) außerhalb des Sprengels des Verwaltungsgerichtes haben und deren Er-
scheinen nötig ist, vorzuladen.

Verhandlung

§ 24. (1) Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies für erforder-
lich hält, von Amts wegen eine öffentliche mündliche Verhandlung durchzufüh-
ren.

(2) Die Verhandlung kann entfallen, wenn
1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei 

oder die Beschwerde zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Akten-
lage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben 
oder die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher 
Befehls- und Zwangsgewalt für rechtswidrig zu erklären ist oder

2. die Säumnisbeschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen ist;
3. wenn die Rechtssache durch einen Rechtspfleger erledigt wird.

(3) Der Beschwerdeführer hat die Durchführung einer Verhandlung in der Be-
schwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gele-
genheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist 
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einen Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf 
Durchführung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Par-
teien zurückgezogen werden.

(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann 
das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrags von einer Verhandlung 
absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine 
weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Ver-
handlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäi-
schen Union entgegenstehen.

(5) Das Verwaltungsgericht kann von der Durchführung (Fortsetzung) einer 
Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein sol-
cher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklärt wer-
den.

Öffentlichkeit der Verhandlung und Beweisaufnahme

§ 25. (1) Die Öffentlichkeit darf von der Verhandlung nur so weit ausgeschlos-
sen werden, als dies aus Gründen der Sittlichkeit, der öffentlichen Ordnung oder 
der nationalen Sicherheit, der Wahrung von Geschäfts- und Betriebsgeheimnis-
sen sowie im Interesse des Schutzes Jugendlicher oder des Privatlebens einer Par-
tei, eines Opfers, eines Zeugen oder eines Dritten geboten ist.

(2) Der Ausschluss der Öffentlichkeit erfolgt durch verfahrensleitenden Be-
schluss entweder von Amts wegen oder auf Antrag einer Partei oder eines Zeu-
gen.

(3) Unmittelbar nach der Verkündung des Beschlusses gemäß Abs. 2 haben 
sich alle Zuhörer zu entfernen, doch können die Parteien verlangen, dass je drei 
Personen ihres Vertrauens die Teilnahme an der Verhandlung gestattet wird.

(4) Wenn die Öffentlichkeit von einer Verhandlung ausgeschlossen wurde, ist 
es so weit untersagt, daraus Umstände weiterzuverbreiten, als dies aus den in 
Abs. 1 angeführten Gründen geboten ist.

(5) Der Verhandlungsleiter eröffnet und leitet die Verhandlung und handhabt 
die Sitzungspolizei. Der Verhandlungsleiter hat von Amts wegen für die vollstän-
dige Erörterung der Rechtssache zu sorgen. Ist durch Bundes- oder Landesgesetz 
bestimmt, dass das Verwaltungsgericht durch den Senat entscheidet, sind auch 
die sonstigen Mitglieder des Senates befugt, Fragen zu stellen. Über Einwendun-
gen gegen Anordnungen, die das Verfahren betreffen, sowie über Anträge, die im 
Laufe des Verfahrens gestellt werden, entscheidet das Verwaltungsgericht durch 
verfahrensleitenden Beschluss.

(6) In der Verhandlung sind die zur Entscheidung der Rechtssache erforderli-
chen Beweise aufzunehmen.

(6a) Eine Verlesung von Aktenstücken kann unterbleiben, wenn diese Akten-
stücke von der Partei, die die Verlesung verlangt, selbst stammen oder wenn es 

sich um Aktenstücke handelt, die der die Verlesung begehrenden Partei nach-
weislich zugestellt wurden.

(Anm.: Abs. 6b aufgehoben durch Art. 3 Z 4, BGBl. I Nr. 88/2023)
(6c) Niederschriften bedürfen nicht der Unterschrift der Zeugen.
(7) Das Erkenntnis kann nur von denjenigen Mitgliedern des Verwaltungsge-

richtes gefällt werden, die an der Verhandlung teilgenommen haben. Ändert sich 
die Zusammensetzung des Senates oder wurde die Rechtssache einem anderen 
Richter zugewiesen, ist die Verhandlung zu wiederholen. Bei Fällung des Er-
kenntnisses ist nur auf das Rücksicht zu nehmen, was in dieser Verhandlung vor-
gekommen ist.

(8) Die Beratung und Abstimmung der Senate ist nicht öffentlich.

Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- 
und Bildübertragung

§ 25a. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist 
und weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten noch Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen 
Union dem entgegenstehen, kann das Verwaltungsgericht die Verhandlung, al-
lenfalls auch nur teilweise, unter Verwendung technischer Einrichtungen zur 
Wort- und Bildübertragung durchführen, es sei denn, das persönliche Erschei-
nen aller beizuziehenden Personen vor dem Verwaltungsgericht ist unter Berück-
sichtigung der Verfahrensökonomie zweckmäßiger oder aus besonderen Grün-
den erforderlich.

(2) Eine Vertretung gemäß § 10 AVG bei einer Teilnahme unter Verwendung 
technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung ist nur zulässig, wenn 
nicht ausdrücklich die Teilnahme der Beteiligten oder ihrer gesetzlichen Vertre-
ter selbst verlangt wird.

(3) In der Ladung ist anzugeben, ob die beizuziehende Person persönlich zu er-
scheinen hat oder ob sie unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- 
und Bildübertragung teilzunehmen hat oder teilnehmen kann; es kann der bei-
zuziehenden Person darin auch freigestellt werden, in welcher Form sie teil-
nimmt. Soll einem Beteiligten eine Teilnahme nur unter Verwendung techni-
scher Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung möglich sein, so hat ihm 
das Verwaltungsgericht gleichzeitig eine angemessene Frist zu setzen, innerhalb 
derer der Beteiligte dagegen Widerspruch erheben kann; wird ein solcher Wider-
spruch rechtzeitig erhoben, kann der Beteiligte auch persönlich erscheinen. Die 
Ladung hat die erforderlichen Angaben zur Teilnahme an der Verhandlung un-
ter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung und 
die Angabe, ob die geladene Person selbst teilzunehmen hat oder ob die Entsen-
dung eines Vertreters genügt und welche Folgen an ein Ausbleiben geknüpft 
sind, zu enthalten.
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(4) Niederschriften über Verhandlungen unter Verwendung technischer Ein-
richtungen zur Wort- und Bildübertragung bedürfen nur der Unterschrift des 
Verhandlungsleiters und der persönlich erschienenen Parteien.

Gebühren der Zeugen und Beteiligten

§ 26. (1) Zeugen, die im Verfahren vor dem Verwaltungsgericht zu Beweiszwe-
cken vernommen werden oder deren Vernehmung ohne ihr Verschulden unter-
bleibt, haben Anspruch auf Gebühren nach § 2 Abs. 3 und den §§ 3 bis 18 des 
Gebührenanspruchsgesetzes – GebAG, BGBl. Nr. 136/1975. Die Gebühr ist ge-
mäß § 19 GebAG beim Verwaltungsgericht geltend zu machen.

(2) Für die Bestimmung der Gebühr gilt § 20 GebAG mit folgenden Maßga-
ben:
1. Die Gebühr ist vorläufig zu berechnen. Vor der Gebührenberechnung 

kann der Zeuge aufgefordert werden, sich über Umstände, die für die Ge-
bührenberechnung bedeutsam sind, zu äußern und, unter Setzung einer be-
stimmten Frist, noch fehlende Bestätigungen vorzulegen. Die Gebührenbe-
träge sind auf volle 10 Cent aufzurunden.

2. Die vorläufig berechnete Gebühr ist dem Zeugen schriftlich oder mündlich 
bekanntzugeben. Dieser kann binnen zwei Wochen nach Bekanntgabe der 
Gebühr schriftlich oder mündlich die Gebührenbestimmung durch das 
Verwaltungsgericht beantragen. Wenn der Zeuge keinen Antrag auf Ge-
bührenbestimmung stellt oder diesen zurückzieht, gilt die bekanntgegebe-
ne Gebühr als bestimmt. Das Verwaltungsgericht kann die Gebühr jedoch 
von Amts wegen anders bestimmen. Nach Ablauf von drei Jahren nach Be-
kanntgabe der Gebühr ist eine amtswegige Gebührenbestimmung nicht 
mehr zulässig.

3. Der Zeuge kann die Gebührenbestimmung durch das Verwaltungsgericht 
auch beantragen, wenn ihm innerhalb von acht Wochen nach Geltendma-
chung keine Gebühr bekanntgegeben wird. Zieht er den Antrag auf Ge-
bührenbestimmung zurück, so erlischt der Gebührenanspruch.

(3) Die Gebühr ist dem Zeugen kostenfrei zu zahlen. Bestimmt das Verwal-
tungsgericht eine höhere Gebühr, als dem Zeugen gezahlt wurde, so ist der 
Mehrbetrag dem Zeugen kostenfrei nachzuzahlen. Bestimmt das Verwaltungsge-
richt eine niedrigere Gebühr oder übersteigt der dem Zeugen gezahlte Vorschuss 
die von ihm bestimmte Gebühr, so ist der Zeuge zur Rückzahlung des zu viel ge-
zahlten Betrages zu verpflichten.

(4) Die den Zeugen zustehenden Gebühren sind von jenem Rechtsträger zu 
tragen, in dessen Namen das Verwaltungsgericht in der Angelegenheit gehandelt 
hat.

(5) Die Abs. 1 bis 4 gelten auch für Beteiligte.

Prüfungsumfang

§ 27. Soweit das Verwaltungsgericht nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzustän-
digkeit der Behörde gegeben findet, hat es den angefochtenen Bescheid und die 
angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) zu überprüfen.

4. Abschnitt
Erkenntnisse und Beschlüsse

Erkenntnisse

§ 28. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzu-
stellen ist, hat das Verwaltungsgericht die Rechtssache durch Erkenntnis zu erle-
digen.

(2) Über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG hat das Verwaltungsge-
richt dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn
1. der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder
2. die Feststellung des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsge-

richt selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen 
Kostenersparnis verbunden ist.

(3) Liegen die Voraussetzungen des Abs. 2 nicht vor, hat das Verwaltungsge-
richt im Verfahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG in der 
Sache selbst zu entscheiden, wenn die Behörde dem nicht bei der Vorlage der Be-
schwerde unter Bedachtnahme auf die wesentliche Vereinfachung oder Be-
schleunigung des Verfahrens widerspricht. Hat die Behörde notwendige Ermitt-
lungen des Sachverhalts unterlassen, so kann das Verwaltungsgericht den ange-
fochtenen Bescheid mit Beschluss aufheben und die Angelegenheit zur Erlas-
sung eines neuen Bescheides an die Behörde zurückverweisen. Die Behörde ist 
hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsge-
richt bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

(4) Hat die Behörde bei ihrer Entscheidung Ermessen zu üben, hat das Verwal-
tungsgericht, wenn es nicht gemäß Abs. 2 in der Sache selbst zu entscheiden hat 
und wenn die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder abzuweisen ist, den ange-
fochtenen Bescheid mit Beschluss aufzuheben und die Angelegenheit zur Erlas-
sung eines neuen Bescheides an die Behörde zurückzuverweisen. Die Behörde ist 
hiebei an die rechtliche Beurteilung gebunden, von welcher das Verwaltungsge-
richt bei seinem Beschluss ausgegangen ist.

(5) Hebt das Verwaltungsgericht den angefochtenen Bescheid auf, sind die Be-
hörden verpflichtet, in der betreffenden Rechtssache mit den ihnen zu Gebote 
stehenden rechtlichen Mitteln unverzüglich den der Rechtsanschauung des Ver-
waltungsgerichtes entsprechenden Rechtszustand herzustellen.

(6) Ist im Verfahren wegen Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher 
Befehls- und Zwangsgewalt gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG eine Beschwerde 
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nicht zurückzuweisen oder abzuweisen, so hat das Verwaltungsgericht die Aus-
übung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt für 
rechtswidrig zu erklären und gegebenenfalls aufzuheben. Dauert die für rechts-
widrig erklärte Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und 
Zwangsgewalt noch an, so hat die belangte Behörde unverzüglich den der 
Rechtsanschauung des Verwaltungsgerichtes entsprechenden Zustand herzu-
stellen.

(7) Im Verfahren über Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungs-
pflicht gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 3 B-VG kann das Verwaltungsgericht sein Er-
kenntnis vorerst auf die Entscheidung einzelner maßgeblicher Rechtsfragen be-
schränken und der Behörde auftragen, den versäumten Bescheid unter Zugrun-
delegung der hiermit festgelegten Rechtsanschauung binnen bestimmter, acht 
Wochen nicht übersteigender Frist zu erlassen. Kommt die Behörde dem 
Auftrag nicht nach, so entscheidet das Verwaltungsgericht über die Beschwerde 
durch Erkenntnis in der Sache selbst, wobei es auch das sonst der Behörde zuste-
hende Ermessen handhabt.

(Anm.: Abs. 8 aufgehoben durch Art. 5 Z 14, BGBl. I Nr. 138/2017)

Verkündung und Ausfertigung der Erkenntnisse

§ 29. (1) Die Erkenntnisse sind im Namen der Republik zu verkünden und aus-
zufertigen. Sie sind zu begründen.

(2) Hat eine Verhandlung in Anwesenheit von Parteien stattgefunden, so hat in 
der Regel das Verwaltungsgericht das Erkenntnis mit den wesentlichen Entschei-
dungsgründen sogleich zu verkünden.

(2a) Das Verwaltungsgericht hat im Fall einer mündlichen Verkündung die 
Niederschrift den zur Erhebung einer Revision beim Verwaltungsgerichtshof 
oder einer Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof legitimierten Parteien und 
Organen auszufolgen oder zuzustellen. Der Niederschrift ist eine Belehrung an-
zuschließen:
1. über das Recht, binnen zwei Wochen nach Ausfolgung bzw. Zustellung der 

Niederschrift eine Ausfertigung gemäß Abs. 4 zu verlangen;
2. darüber, dass ein Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß Abs. 4 

eine Voraussetzung für die Zulässigkeit der Revision beim Verwaltungsge-
richtshof und der Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof darstellt.

(2b) Ist das Erkenntnis bereits einer Partei verkündet worden, kann ein Antrag 
auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß Abs. 4 bereits ab dem Zeitpunkt ge-
stellt werden, in dem der Antragsteller von dem Erkenntnis Kenntnis erlangt hat. 
Ein Antrag auf Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß Abs. 4 ist den übrigen 
Antragsberechtigten zuzustellen.

(3) Die Verkündung des Erkenntnisses entfällt, wenn
1. eine Verhandlung nicht durchgeführt (fortgesetzt) worden ist oder

2. das Erkenntnis nicht sogleich nach Schluss der mündlichen Verhandlung 
gefasst werden kann

und jedermann die Einsichtnahme in das Erkenntnis gewährleistet ist.
(4) Den Parteien ist eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses zuzustel-

len. Eine schriftliche Ausfertigung des Erkenntnisses ist in den in Art. 132 Abs. 1 
Z 2 B-VG genannten Rechtssachen auch dem zuständigen Bundesminister zuzu-
stellen.

(5) Wird auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die Beschwerde 
beim Verfassungsgerichtshof von den Parteien verzichtet oder nicht binnen zwei 
Wochen nach Ausfolgung bzw. Zustellung der Niederschrift gemäß Abs. 2a eine 
Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß Abs. 4 von mindestens einem der hiezu 
Berechtigten beantragt, so kann das Erkenntnis in gekürzter Form ausgefertigt 
werden. Die gekürzte Ausfertigung hat den Spruch sowie einen Hinweis auf den 
Verzicht oder darauf, dass eine Ausfertigung des Erkenntnisses gemäß Abs. 4 
nicht beantragt wurde, zu enthalten.

Belehrung über die Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und die 
Revision beim Verwaltungsgerichtshof

§ 30. Jedes Erkenntnis hat eine Belehrung über die Möglichkeit der Erhebung 
einer Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof und einer ordentlichen oder au-
ßerordentlichen Revision beim Verwaltungsgerichtshof zu enthalten. Das Ver-
waltungsgericht hat ferner hinzuweisen:
1. auf die bei der Einbringung einer solchen Beschwerde bzw. Revision einzu-

haltenden Fristen;
2. auf die gesetzlichen Erfordernisse der Einbringung einer solchen Beschwer-

de bzw. Revision durch einen bevollmächtigten Rechtsanwalt;
3. auf die für eine solche Beschwerde bzw. Revision zu entrichtenden Einga-

bengebühren;
4. auf die Möglichkeit, auf die Revision beim Verwaltungsgerichtshof und die 

Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof zu verzichten, und die Folgen des 
Verzichts.

Beschlüsse

§ 31. (1) Soweit nicht ein Erkenntnis zu fällen ist, erfolgen die Entscheidungen 
und Anordnungen durch Beschluss.

(2) An seine Beschlüsse ist das Verwaltungsgericht insoweit gebunden, als sie 
nicht nur verfahrensleitend sind.

(3) Auf die Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes sind § 29 Abs. 1 zweiter 
Satz, 2a, 2b, 4 und 5, § 30, § 38a Abs. 3 und § 50 Abs. 3 sinngemäß anzuwenden. 
Dies gilt nicht für verfahrensleitende Beschlüsse.
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Wiederaufnahme des Verfahrens

§ 32. (1) Dem Antrag einer Partei auf Wiederaufnahme eines durch Erkenntnis 
des Verwaltungsgerichtes abgeschlossenen Verfahrens ist stattzugeben, wenn
1. das Erkenntnis durch Fälschung einer Urkunde, falsches Zeugnis oder eine 

andere gerichtlich strafbare Handlung herbeigeführt oder sonstwie erschli-
chen worden ist oder

2. neue Tatsachen oder Beweismittel hervorkommen, die im Verfahren ohne 
Verschulden der Partei nicht geltend gemacht werden konnten und allein 
oder in Verbindung mit dem sonstigen Ergebnis des Verfahrens voraussicht-
lich ein im Hauptinhalt des Spruchs anders lautendes Erkenntnis herbeige-
führt hätten, oder

3. das Erkenntnis von Vorfragen (§ 38 AVG) abhängig war und nachträglich 
über eine solche Vorfrage von der zuständigen Verwaltungsbehörde bzw. 
vom zuständigen Gericht in wesentlichen Punkten anders entschieden wur-
de oder

4. nachträglich ein Bescheid oder eine gerichtliche Entscheidung bekannt 
wird, der bzw. die einer Aufhebung oder Abänderung auf Antrag einer Par-
tei nicht unterliegt und die im Verfahren des Verwaltungsgerichtes die Ein-
wendung der entschiedenen Sache begründet hätte.

(2) Der Antrag auf Wiederaufnahme ist binnen zwei Wochen beim Verwal-
tungsgericht einzubringen. Die Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der An-
tragsteller von dem Wiederaufnahmegrund Kenntnis erlangt hat, wenn dies je-
doch nach der Verkündung des mündlichen Erkenntnisses und vor Zustellung 
der schriftlichen Ausfertigung geschehen ist, erst mit diesem Zeitpunkt. Nach 
Ablauf von drei Jahren nach Erlassung des Erkenntnisses kann der Antrag auf 
Wiederaufnahme nicht mehr gestellt werden. Die Umstände, aus welchen sich 
die Einhaltung der gesetzlichen Frist ergibt, sind vom Antragsteller glaubhaft zu 
machen.

(3) Unter den Voraussetzungen des Abs. 1 kann die Wiederaufnahme des Ver-
fahrens auch von Amts wegen verfügt werden. Nach Ablauf von drei Jahren 
nach Erlassung des Erkenntnisses kann die Wiederaufnahme auch von Amts we-
gen nur mehr aus den Gründen des Abs. 1 Z 1 stattfinden.

(4) Das Verwaltungsgericht hat die Parteien des abgeschlossenen Verfahrens 
von der Wiederaufnahme des Verfahrens unverzüglich in Kenntnis zu setzen.

(5) Auf die Beschlüsse des Verwaltungsgerichtes sind die für seine Erkenntnisse 
geltenden Bestimmungen dieses Paragraphen sinngemäß anzuwenden. Dies gilt 
nicht für verfahrensleitende Beschlüsse.

Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

§ 33. (1) Wenn eine Partei glaubhaft macht, dass sie durch ein unvorhergesehe-
nes oder unabwendbares Ereignis – so dadurch, dass sie von einer Zustellung 
ohne ihr Verschulden keine Kenntnis erlangt hat – eine Frist oder eine mündli-

che Verhandlung versäumt und dadurch einen Rechtsnachteil erleidet, so ist die-
ser Partei auf Antrag die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand zu bewilligen. 
Dass der Partei ein Verschulden an der Versäumung zur Last liegt, hindert die Be-
willigung der Wiedereinsetzung nicht, wenn es sich nur um einen minderen 
Grad des Versehens handelt.

(2) Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Frist 
zur Stellung eines Vorlageantrags ist auch dann zu bewilligen, wenn die Frist ver-
säumt wurde, weil die anzufechtende Beschwerdevorentscheidung fälschlich ein 
Rechtsmittel eingeräumt und die Partei das Rechtsmittel ergriffen hat oder die 
Beschwerdevorentscheidung keine Belehrung zur Stellung eines Vorlageantrags, 
keine Frist zur Stellung eines Vorlageantrags oder die Angabe enthält, dass kein 
Rechtsmittel zulässig sei.

(3) In den Fällen des Abs. 1 ist der Antrag auf Wiedereinsetzung binnen zwei 
Wochen nach dem Wegfall des Hindernisses zu stellen und zwar bis zur Vorlage 
der Beschwerde bei der Behörde und ab Vorlage der Beschwerde beim Verwal-
tungsgericht; ein ab Vorlage der Beschwerde vor Zustellung der Mitteilung über 
deren Vorlage an das Verwaltungsgericht bei der Behörde gestellter Antrag gilt als 
beim Verwaltungsgericht gestellt und ist diesem unverzüglich vorzulegen. In den 
Fällen des Abs. 2 ist der Antrag binnen zwei Wochen
1. nach Zustellung eines Bescheides oder einer gerichtlichen Entscheidung, 

der bzw. die das Rechtsmittel als unzulässig zurückgewiesen hat, bzw.
2. nach dem Zeitpunkt, in dem die Partei von der Zulässigkeit der Stellung ei-

nes Antrags auf Vorlage Kenntnis erlangt hat,
bei der Behörde zu stellen. Die versäumte Handlung ist gleichzeitig nachzuholen.

(4) Bis zur Vorlage der Beschwerde hat über den Antrag die Behörde mit Be-
scheid zu entscheiden. § 15 Abs. 3 ist sinngemäß anzuwenden. Ab Vorlage der 
Beschwerde hat über den Antrag das Verwaltungsgericht mit Beschluss zu ent-
scheiden. Die Behörde oder das Verwaltungsgericht kann dem Antrag auf Wie-
dereinsetzung die aufschiebende Wirkung zuerkennen.

(4a) Die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand wegen Versäumung der Frist 
zur Stellung eines Antrags auf Ausfertigung einer Entscheidung gemäß § 29 
Abs. 4 ist auch dann zu bewilligen, wenn die Frist versäumt wurde, weil auf das 
Erfordernis eines solchen Antrags als Voraussetzung für die Erhebung einer Re-
vision beim Verwaltungsgerichtshof und einer Beschwerde beim Verfassungsge-
richtshof nicht hingewiesen wurde oder dabei die zur Verfügung stehende Frist 
nicht angeführt war. Der Antrag ist binnen zwei Wochen
1. nach Zustellung einer Entscheidung, die einen Antrag auf Ausfertigung der 

Entscheidung gemäß § 29 Abs. 4, eine Revision beim Verwaltungsgerichts-
hof oder eine Beschwerde beim Verfassungsgerichtshof als unzulässig zu-
rückgewiesen hat, bzw.

2. nach dem Zeitpunkt, in dem die Partei von der Zulässigkeit eines Antrags 
auf Ausfertigung der Entscheidung gemäß § 29 Abs. 4 Kenntnis erlangt hat,

beim Verwaltungsgericht zu stellen. Die versäumte Handlung ist gleichzeitig 
nachzuholen. Über den Antrag entscheidet das Verwaltungsgericht.
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(5) Durch die Bewilligung der Wiedereinsetzung tritt das Verfahren in die Lage 
zurück, in der es sich vor dem Eintritt der Versäumung befunden hat.

(6) Gegen die Versäumung der Frist zur Stellung des Wiedereinsetzungsantrags 
findet keine Wiedereinsetzung statt.

Entscheidungspflicht

§ 34. (1) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, ist 
das Verwaltungsgericht verpflichtet, über verfahrenseinleitende Anträge von 
Parteien und Beschwerden ohne unnötigen Aufschub, spätestens aber sechs Mo-
nate nach deren Einlangen zu entscheiden. Im Verfahren über Beschwerden ge-
mäß Art. 130 Abs. 1 B-VG beginnt die Entscheidungsfrist mit dem Einlangen 
der vorgelegten Beschwerde und in den Fällen des § 28 Abs. 7 mit Ablauf der 
vom Verwaltungsgericht gesetzten Frist. Soweit sich in verbundenen Verfahren 
(§ 39 Abs. 2b AVG) aus den anzuwendenden Rechtsvorschriften unterschiedli-
che Entscheidungsfristen ergeben, ist die zuletzt ablaufende maßgeblich.

(2) In die Frist werden nicht eingerechnet:
1. die Zeit, während deren das Verfahren bis zur rechtskräftigen Entscheidung 

einer Vorfrage ausgesetzt ist;
2. die Zeit eines Verfahrens vor dem Verwaltungsgerichtshof, vor dem Verfas-

sungsgerichtshof oder vor dem Gerichtshof der Europäischen Union.
(3) Das Verwaltungsgericht kann ein Verfahren über eine Beschwerde gemäß 

Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG mit Beschluss aussetzen, wenn
1. vom Verwaltungsgericht in einer erheblichen Anzahl von anhängigen oder 

in naher Zukunft zu erwartenden Verfahren eine Rechtsfrage zu lösen ist 
und gleichzeitig beim Verwaltungsgerichtshof ein Verfahren über eine Revi-
sion gegen ein Erkenntnis oder einen Beschluss eines Verwaltungsgerichtes 
anhängig ist, in welchem dieselbe Rechtsfrage zu lösen ist, und

2. eine Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zur Lösung dieser 
Rechtsfrage fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der bisherigen Recht-
sprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet 
wird.

Gleichzeitig hat das Verwaltungsgericht dem Verwaltungsgerichtshof das Aus-
setzen des Verfahrens unter Bezeichnung des beim Verwaltungsgerichtshof an-
hängigen Verfahrens mitzuteilen. Eine solche Mitteilung hat zu entfallen, wenn 
das Verwaltungsgericht in der Mitteilung ein Verfahren vor dem Verwaltungsge-
richtshof zu bezeichnen hätte, das es in einer früheren Mitteilung schon einmal 
bezeichnet hat. Mit der Zustellung des Erkenntnisses oder Beschlusses des Ver-
waltungsgerichtshofes an das Verwaltungsgericht gemäß § 44 Abs. 2 des Verwal-
tungsgerichtshofgesetzes 1985 – VwGG, BGBl. Nr. 10/1985, ist das Verfahren 
fortzusetzen. Das Verwaltungsgericht hat den Parteien die Fortsetzung des Ver-
fahrens mitzuteilen.

5. Abschnitt
Kosten

Kosten im Verfahren über Beschwerden wegen Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt

§ 35. (1) Die im Verfahren über Beschwerden wegen Ausübung unmittelbarer 
verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt (Art. 130 Abs. 1 Z 2 B-VG) 
obsiegende Partei hat Anspruch auf Ersatz ihrer Aufwendungen durch die un-
terlegene Partei.

(2) Wenn die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher 
Befehls- und Zwangsgewalt für rechtswidrig erklärt wird, dann ist der Beschwer-
deführer die obsiegende und die Behörde die unterlegene Partei.

(3) Wenn die Beschwerde zurückgewiesen oder abgewiesen wird oder vom Be-
schwerdeführer vor der Entscheidung durch das Verwaltungsgericht zurückge-
zogen wird, dann ist die Behörde die obsiegende und der Beschwerdeführer die 
unterlegene Partei.

(3a) § 47 Abs. 5 VwGG ist sinngemäß anzuwenden.
(4) Als Aufwendungen gemäß Abs. 1 gelten:

1. die Kommissionsgebühren sowie die Barauslagen, für die der Beschwerde-
führer aufzukommen hat,

2. die Fahrtkosten, die mit der Wahrnehmung seiner Parteirechte in Verhand-
lungen vor dem Verwaltungsgericht verbunden waren, sowie

3. die durch Verordnung des Bundeskanzlers festzusetzenden Pauschalbeträge 
für den Schriftsatz-, den Verhandlungs- und den Vorlageaufwand.

(5) Die Höhe des Schriftsatz- und des Verhandlungsaufwands hat den durch-
schnittlichen Kosten der Vertretung bzw. der Einbringung des Schriftsatzes 
durch einen Rechtsanwalt zu entsprechen. Für den Ersatz der den Behörden er-
wachsenden Kosten ist ein Pauschalbetrag festzusetzen, der dem durchschnittli-
chen Vorlage-, Schriftsatz- und Verhandlungsaufwand der Behörden entspricht.

(6) Die §§ 52 bis 54 VwGG sind auf den Anspruch auf Aufwandersatz gemäß 
Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.

(7) Aufwandersatz ist auf Antrag der Partei zu leisten. Der Antrag kann bis 
zum Schluss der mündlichen Verhandlung gestellt werden.
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3. Hauptstück
Besondere Bestimmungen

1. Abschnitt
Verfahren in Rechtssachen in den Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches der Gemeinde

§ 36. (1) In Rechtssachen in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsberei-
ches der Gemeinde sind die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes über die Be-
hörde auf die Berufungsbehörde sinngemäß anzuwenden.

(2) Behörde im Sinne des § 8 Abs. 1 letzter Satz ist sowohl die Behörde, die den 
Bescheid als oberste Behörde, die im Verwaltungsverfahren, sei es im administra-
tiven Instanzenzug, sei es im Weg eines Antrags auf Übergang der Entschei-
dungspflicht, angerufen werden konnte, nicht erlassen hat, als auch jene Behör-
de, bei der der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag zu 
stellen war.

2. Abschnitt
Verfahren in Verwaltungsstrafsachen

Frist zur Erhebung der Säumnisbeschwerde

§ 37. In die Frist zur Erhebung einer Säumnisbeschwerde werden auch nicht ein-
gerechnet:
1. die Zeit, während deren nach einer gesetzlichen Vorschrift die Verfolgung 

einer Verwaltungsübertretung nicht eingeleitet oder fortgesetzt werden 
kann;

2. die Zeit, während deren wegen der Tat gegen den Täter ein Strafverfahren 
bei der Staatsanwaltschaft oder bei einem Gericht geführt wird.

Anzuwendendes Recht

§ 38. Soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind auf das Ver-
fahren über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 B-VG in Verwaltungsstrafsa-
chen die Bestimmungen des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 – VStG, BGBl. 
Nr. 52/1991, mit Ausnahme des 5. Abschnittes des II. Teiles, und des Finanz-
strafgesetzes – FinStrG, BGBl. Nr. 129/1958, und im Übrigen jene verfahrens-
rechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen sinngemäß anzu-
wenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht vor-
angegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte.

Dolmetscher und Übersetzer

§ 38a. (1) Ist ein Beschuldigter der deutschen Sprache nicht hinreichend kundig, 
gehörlos oder hochgradig hör- oder sprachbehindert, hat er das Recht auf Beizie-
hung eines Dolmetschers. Dies gilt insbesondere für Beweisaufnahmen, an de-
nen der Beschuldigte teilnimmt, für Verhandlungen und auf Verlangen auch für 
den Kontakt des Beschuldigten mit seinem Verteidiger, sofern dies in unmittel-
barem Zusammenhang mit einer Verhandlung oder sonstigen Amtshandlung, 
an der der Beschuldigte teilnimmt, steht und im Interesse einer zweckentspre-
chenden Verteidigung erforderlich ist.

(2) Können Dolmetschleistungen für die Sprache, die für den Beschuldigten 
verständlich ist, nicht binnen angemessener Zeit zur Verfügung gestellt werden 
und ist das persönliche Erscheinen des Dolmetschers für die Gewährleistung ei-
nes fairen Verfahrens nicht erforderlich, kann die Dolmetschleistung nach Maß-
gabe der technischen Möglichkeiten des Verwaltungsgerichtes unter Verwen-
dung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung erbracht wer-
den.

(3) Soweit dies zur Wahrung der Verteidigungsrechte und eines fairen Verfah-
rens erforderlich ist, hat ein der deutschen Sprache nicht hinreichend kundiger 
Beschuldigter das Recht auf schriftliche Übersetzung der wesentlichen Akten-
stücke innerhalb einer angemessenen Frist. Als wesentlich gelten insbesondere 
die zur Beschwerde erstatteten Äußerungen, die schriftliche Ausfertigung des Er-
kenntnisses und eine gegen das Erkenntnis von einer anderen Partei als dem Be-
schuldigten erhobene Revision. Auf Antrag des Beschuldigten sind ihm weitere 
konkret zu bezeichnende Aktenstücke schriftlich zu übersetzen, soweit die Er-
forderlichkeit einer Übersetzung hinreichend begründet wird oder offenkundig 
ist. Die schriftliche Übersetzung kann durch auszugsweise Darstellung des we-
sentlichen Inhalts, durch mündliche Übersetzung oder, wenn der Beschuldigte 
durch einen Verteidiger vertreten ist, durch mündliche Zusammenfassung er-
setzt werden, sofern dies einem fairen Verfahren nicht entgegensteht.

(4) Über sein Recht auf Beiziehung eines Dolmetschers und Übersetzers ist der 
Beschuldigte in einer für ihn verständlichen Sprache zu belehren. Der Umstand 
der Belehrung ist schriftlich festzuhalten.

(5) Ein Verzicht des Beschuldigten auf schriftliche Übersetzung ist nur zulässig, 
wenn er zuvor über sein Recht und die Folgen des Verzichts in einer für ihn ver-
ständlichen Sprache belehrt wurde. Belehrung und Verzicht sind schriftlich fest-
zuhalten.

(6) Die Entscheidung über die Beiziehung eines Dolmetschers und Übersetzers 
erfolgt durch verfahrensleitenden Beschluss.

Beschwerdeverzicht

§ 39. Der Beschuldigte kann während einer Anhaltung einen Beschwerdever-
zicht (§ 7 Abs. 2) nicht wirksam abgeben.
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Verfahrenshilfeverteidiger

§ 40. (1) Ist ein Beschuldigter außerstande, die Kosten der Verteidigung ohne Be-
einträchtigung des notwendigen Unterhalts zu bestreiten, so hat das Verwal-
tungsgericht auf Antrag des Beschuldigten zu beschließen, dass diesem ein Ver-
teidiger beigegeben wird, dessen Kosten der Beschuldigte nicht zu tragen hat, so-
weit dies im Interesse der Rechtspflege, vor allem im Interesse einer zweckent-
sprechenden Verteidigung, erforderlich und auf Grund des Art. 6 Abs. 1 und 
Abs. 3 lit. c der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfrei-
heiten oder des Art. 47 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union ge-
boten ist.

(2) § 8a Abs. 3 bis 10 ist sinngemäß anzuwenden, § 8a Abs. 3 mit der Maßgabe, 
dass der Antrag auch mündlich gestellt werden kann.

Aufschiebende Wirkung

§ 41. Die aufschiebende Wirkung der Beschwerde kann nicht ausgeschlossen 
werden.

Verbot der Verhängung einer höheren Strafe

§ 42. Auf Grund einer vom Beschuldigten oder auf Grund einer zu seinen Guns-
ten erhobenen Beschwerde darf in einem Erkenntnis oder in einer Beschwer-
devorentscheidung keine höhere Strafe verhängt werden als im angefochtenen 
Bescheid.

Verjährung

§ 43. (1) Sind seit dem Einlangen einer rechtzeitig eingebrachten und zulässigen 
Beschwerde des Beschuldigten gegen ein Straferkenntnis bei der Behörde 15 Mo-
nate vergangen, tritt es von Gesetzes wegen außer Kraft; das Verfahren ist einzu-
stellen.

(2) In die Frist gemäß Abs. 1 werden die Zeiten gemäß § 34 Abs. 2 und § 51 
nicht eingerechnet.

Verhandlung

§ 44. (1) Das Verwaltungsgericht hat eine öffentliche mündliche Verhandlung 
durchzuführen.

(2) Die Verhandlung entfällt, wenn der Antrag der Partei oder die Beschwerde 
zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit 
Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben ist.

(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn

1. in der Beschwerde nur eine unrichtige rechtliche Beurteilung behauptet 
wird oder

2. sich die Beschwerde nur gegen die Höhe der Strafe richtet oder
3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht übersteigende Geldstrafe 

verhängt wurde oder
4. sich die Beschwerde gegen einen verfahrensrechtlichen Bescheid richtet
und keine Partei die Durchführung einer Verhandlung beantragt hat. Der Be-
schwerdeführer hat die Durchführung einer Verhandlung in der Beschwerde 
oder im Vorlageantrag zu beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu 
geben, einen Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein An-
trag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit Zustimmung der ande-
ren Parteien zurückgezogen werden.

(4) Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann 
das Verwaltungsgericht ungeachtet eines Parteiantrages von einer Verhandlung 
absehen, wenn es einen Beschluss zu fassen hat, die Akten erkennen lassen, dass 
die mündliche Erörterung eine weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten 
lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der Konvention 
zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten noch Art. 47 der Charta 
der Grundrechte der Europäischen Union entgegenstehen.

(5) Das Verwaltungsgericht kann von der Durchführung (Fortsetzung) einer 
Verhandlung absehen, wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein sol-
cher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklärt wer-
den.

(6) Die Parteien sind so rechtzeitig zur Verhandlung zu laden, dass ihnen von 
der Zustellung der Ladung an mindestens zwei Wochen zur Vorbereitung zur 
Verfügung stehen.

Durchführung der Verhandlung

§ 45. (1) Die Verhandlung beginnt mit dem Aufruf der Rechtssache. Zeugen ha-
ben daraufhin das Verhandlungszimmer zu verlassen.

(2) Wenn eine Partei trotz ordnungsgemäßer Ladung nicht erschienen ist, dann 
hindert dies weder die Durchführung der Verhandlung noch die Fällung des Er-
kenntnisses.

(3) Zu Beginn der Verhandlung ist der Gegenstand der Verhandlung zu be-
zeichnen und der bisherige Gang des Verfahrens zusammenzufassen. Sodann ist 
den Parteien Gelegenheit zu geben, sich zu äußern.

Beweisaufnahme

§ 46. (1) Das Verwaltungsgericht hat die zur Entscheidung der Rechtssache er-
forderlichen Beweise aufzunehmen.
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(2) Außer dem Verhandlungsleiter sind die Parteien und ihre Vertreter, insbe-
sondere der Beschuldigte, im Verfahren vor dem Senat auch die sonstigen Mit-
glieder berechtigt, an jede Person, die vernommen wird, Fragen zu stellen. Der 
Verhandlungsleiter erteilt ihnen hiezu das Wort. Er kann Fragen, die nicht der 
Aufklärung des Sachverhaltes dienen, zurückweisen.

(3) Niederschriften über die Vernehmung des Beschuldigten oder von Zeugen 
sowie die Gutachten der Sachverständigen dürfen nur verlesen werden, wenn
1. die Vernommenen in der Zwischenzeit gestorben sind, ihr Aufenthalt un-

bekannt ist oder ihr persönliches Erscheinen wegen ihres Alters, wegen 
Krankheit oder Behinderung oder wegen entfernten Aufenthaltes oder aus 
anderen erheblichen Gründen nicht verlangt werden kann und ihnen, so-
fern es sich um im Inland aufhältige Personen handelt, eine Teilnahme an 
der Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- 
und Bildübertragung nicht zumutbar ist oder

2. die in der mündlichen Verhandlung Vernommenen in wesentlichen Punk-
ten von ihren früheren Aussagen abweichen oder

3. Zeugen, ohne dazu berechtigt zu sein, oder Beschuldigte die Aussage ver-
weigern oder

4. alle anwesenden Parteien zustimmen.
(4) Sonstige Beweismittel, wie Augenscheinsaufnahmen, Fotos oder Urkun-

den, müssen dem Beschuldigten vorgehalten werden. Es ist ihm Gelegenheit zu 
geben, sich dazu zu äußern.

Schluss der Verhandlung

§ 47. (1) Das Verfahren ist möglichst in einer Verhandlung abzuschließen. Wenn 
sich die Vernehmung des der Verhandlung ferngebliebenen Beschuldigten oder 
die Aufnahme weiterer Beweise als notwendig erweist, dann ist die Verhandlung 
zu vertagen.

(2) Wenn die Rechtssache reif zur Entscheidung ist, dann ist die Beweisaufnah-
me zu schließen.

(3) Nach Schluss der Beweisaufnahme ist den Parteien Gelegenheit zu ihren 
Schlussausführungen zu geben. Dem Beschuldigten steht das Recht zu, sich als 
letzter zu äußern.

(4) Hierauf ist die Verhandlung zu schließen. Im Verfahren vor dem Senat zieht 
sich dieser zur Beratung und Abstimmung zurück. Der Spruch des Erkenntnis-
ses und seine wesentliche Begründung sind nach Möglichkeit sofort zu beschlie-
ßen und zu verkünden.

Unmittelbarkeit des Verfahrens

§ 48. (1) Wenn eine Verhandlung durchgeführt wurde, dann ist bei der Fällung 
des Erkenntnisses nur auf das Rücksicht zu nehmen, was in dieser Verhandlung 

vorgekommen ist. Auf Aktenstücke ist nur insoweit Rücksicht zu nehmen, als 
sie bei der Verhandlung verlesen wurden, es sei denn, der Beschuldigte hätte dar-
auf verzichtet, oder als es sich um Beweiserhebungen handelt, deren Erörterung 
infolge des Verzichts auf eine fortgesetzte Verhandlung gemäß § 44 Abs. 5 entfal-
len ist.

(2) Eine Verlesung von Aktenstücken kann unterbleiben, wenn diese Akten-
stücke von der Partei, die die Verlesung verlangt, selbst stammen oder wenn es 
sich um Aktenstücke handelt, die der die Verlesung begehrenden Partei nach-
weislich zugestellt wurden.

Verhandlung unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- 
und Bildübertragung

§ 48a. (1) § 25a ist mit folgenden Maßgaben anzuwenden:
1. In der Ladung darf nur dann angeordnet werden, dass der Beschuldigte un-

ter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und Bildübertragung 
teilzunehmen hat, wenn er auf das persönliche Erscheinen verzichtet hat.

2. Zeugen und Beteiligte, die vernommen werden sollen, sind möglichst per-
sönlich vorzuladen, es sei denn, der Beschuldigte hätte darauf verzichtet.

(2) Zeugen, die unter Verwendung technischer Einrichtungen zur Wort- und 
Bildübertragung an der Verhandlung teilnehmen, sind nach dem Aufruf der 
Rechtssache bis zu ihrer Vernehmung von der Teilnahme auszuschließen.

Gebühren der Beteiligten

§ 49. § 26 gilt nicht für Beteiligte.

Erkenntnisse

§ 50. (1) Sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzu-
stellen ist, hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 
Z 1 B-VG in der Sache selbst zu entscheiden.

(2) Die gekürzte Ausfertigung des Erkenntnisses hat überdies zu enthalten:
1. im Fall der Verhängung einer Strafe die vom Verwaltungsgericht als erwie-

sen angenommenen Tatsachen in gedrängter Darstellung sowie die für die 
Strafbemessung maßgebenden Umstände in Schlagworten;

2. im Fall des § 45 Abs. 1 VStG eine gedrängte Darstellung der dafür maßge-
benden Gründe.

(3) Jedes Erkenntnis hat einen Hinweis auf die Voraussetzungen für die Bewil-
ligung der Verfahrenshilfe im Verfahren vor dem Verfassungsgerichtshof und im 
Verfahren vor dem Verwaltungsgerichtshof zu enthalten.
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Entscheidungspflicht

§ 51. In die Frist gemäß § 34 Abs. 1 werden auch nicht eingerechnet:
1. die Zeit, während deren nach einer gesetzlichen Vorschrift die Verfolgung 

nicht eingeleitet oder fortgesetzt werden kann;
2. die Zeit, während deren wegen der Tat gegen den Täter ein Strafverfahren 

bei der Staatsanwaltschaft, bei einem Gericht oder bei einer Verwaltungsbe-
hörde geführt wird.

Kosten

§ 52. (1) In jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein Strafer-
kenntnis bestätigt wird, ist auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu 
den Kosten des Strafverfahrens zu leisten hat.

(2) Dieser Beitrag ist für das Beschwerdeverfahren mit 20% der verhängten Stra-
fe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen; bei Freiheitsstrafen ist zur Be-
rechnung der Kosten ein Tag Freiheitsstrafe gleich 100 Euro anzurechnen. Der 
Kostenbeitrag fließt der Gebietskörperschaft zu, die den Aufwand des Verwal-
tungsgerichtes zu tragen hat.

(3) Sind im verwaltungsgerichtlichen Verfahren Barauslagen erwachsen (§ 76 
AVG), so ist dem Bestraften der Ersatz dieser Auslagen aufzuerlegen, soweit sie 
nicht durch Verschulden einer anderen Person verursacht sind; der hiernach zu 
ersetzende Betrag ist, wenn tunlich, im Erkenntnis, sonst durch besonderen Be-
schluss ziffernmäßig festzusetzen. Dies gilt nicht für Gebühren, die dem Dolmet-
scher und Übersetzer zustehen, der dem Beschuldigten beigestellt wurde.

(4) Einem nach § 40 beigegebenen Verfahrenshilfeverteidiger sind die Kosten 
eines Dolmetschers, soweit dessen Beiziehung zu den Besprechungen zwischen 
dem Verteidiger und dem Beschuldigten notwendig war, von jenem Rechtsträ-
ger, in dessen Vollziehungsbereich das Verwaltungsgericht in der Angelegenheit 
gehandelt hat, in der Höhe der für Dolmetscher geltenden Bestimmungen des 
GebAG, zu vergüten. Die Gebühr ist beim Verwaltungsgericht, das über den An-
trag auf Beigebung eines Verteidigers entschieden hat, geltend zu machen.

(5) Von der Eintreibung der Kostenbeiträge (Abs. 1 und § 54d VStG) und der 
Barauslagen ist abzusehen, wenn mit Grund angenommen werden darf, dass sie 
erfolglos wäre.

(6) Die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sind sinngemäß anzuwenden.
(7) Wird einem Antrag des Bestraften auf Wiederaufnahme des verwaltungsge-

richtlichen Strafverfahrens nicht stattgegeben, so gelten hinsichtlich der Ver-
pflichtung zur Tragung der Verfahrenskosten sinngemäß die vorangehenden Be-
stimmungen.

(8) Die Kosten des Beschwerdeverfahrens sind dem Beschwerdeführer nicht 
aufzuerlegen, wenn der Beschwerde auch nur teilweise Folge gegeben worden ist.

(9) Wird eine verhängte Strafe infolge Beschwerde aufgehoben, so sind die Kos-
ten des Verfahrens von der Behörde zu tragen, falls sie aber schon gezahlt sind, 
zurückzuerstatten.

(10) Dem Privatankläger sind in solchen Fällen nur die durch sein Einschreiten 
tatsächlich verursachten Kosten aufzuerlegen.

3. Abschnitt
Verfahren über Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens 

einer Behörde in Vollziehung der Gesetze

§ 53. Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, sind 
auf Verfahren über Beschwerden wegen Rechtswidrigkeit eines Verhaltens einer 
Behörde in Vollziehung der Gesetze gemäß Art. 130 Abs. 2 Z 1 B-VG die Bestim-
mungen über Beschwerden gegen die Ausübung unmittelbarer verwaltungsbe-
hördlicher Befehls- und Zwangsgewalt sinngemäß anzuwenden.

4. Abschnitt
Vorstellung gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Rechtspflegers

§ 54. (1) Gegen Erkenntnisse und Beschlüsse des Rechtspflegers (§ 2) kann Vor-
stellung beim zuständigen Mitglied des Verwaltungsgerichtes erhoben werden.

(2) Gegen verfahrensleitende Beschlüsse des Rechtspflegers ist eine abgeson-
derte Vorstellung nicht zulässig. Sie können erst in der Vorstellung gegen das die 
Rechtssache erledigende Erkenntnis angefochten werden.

(3) Die Frist zur Erhebung der Vorstellung beträgt zwei Wochen. § 7 Abs. 4 Z 1, 
2 und 4 ist sinngemäß anzuwenden.

(4) Jedes Erkenntnis und jeder Beschluss im Sinne des Abs. 1 hat eine Beleh-
rung über die Möglichkeit der Erhebung einer Vorstellung beim zuständigen 
Mitglied des Verwaltungsgerichtes zu enthalten. Das Verwaltungsgericht hat auf 
die bei der Einbringung einer solchen Vorstellung einzuhaltenden Fristen hinzu-
weisen.

4. Hauptstück
Schlussbestimmungen

Verweisungen

§ 55. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze 
verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.
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Sprachliche Gleichbehandlung

§ 56. Soweit sich die in diesem Bundesgesetz verwendeten Bezeichnungen auf 
natürliche Personen beziehen, gilt die gewählte Form für beide Geschlechter. Bei 
der Anwendung dieser Bezeichnungen auf bestimmte natürliche Personen ist die 
jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

Umsetzung von Richtlinien der Europäischen Union

§ 57. (1) § 38a Abs. 1, 2, 3, 5 und 6 und § 52 Abs. 3 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 57/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie 2010/64 EU 
über das Recht auf Dolmetschleistungen und Übersetzungen in Strafverfahren, 
ABl. Nr. L 280 vom 26.10.2010 S. 1.

(2) § 31 Abs. 3, § 38a Abs. 3 und § 50 Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 57/2018 dienen der Umsetzung der Richtlinie 2012/13 EU über das 
Recht auf Belehrung und Unterrichtung in Strafverfahren, ABl. Nr. L 142 vom 
01.06.2012 S. 1.

Vollziehung

§ 58. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist, soweit darin nicht anderes 
bestimmt ist, die Bundesregierung betraut.

Inkrafttreten

§ 59. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 2014 in Kraft.
(2) Entgegenstehende Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen, die 

zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht 
sind, bleiben unberührt.

(3) § 3 samt Überschrift, § 13 Abs. 4 und § 15 Abs. 2 erster Satz in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 122/2013 treten mit 1. Jänner 2014 in Kraft. 
Entgegenstehende Bestimmungen in Bundes- oder Landesgesetzen, die zum 
Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht sind, 
bleiben unberührt.

(4) Das Inhaltsverzeichnis, § 8a samt Überschrift, § 13 Abs. 3, § 24 Abs. 2 Z 2 
und 3 und Abs. 4, § 25 Abs. 6a, § 29 Abs. 2a, 2b und 5, § 30 Z 3 und 4, § 31 
Abs. 3, § 33 Abs. 4a, § 34 Abs. 1, § 40 samt Überschrift, § 44 Abs. 4, § 45 Abs. 1, 
§ 46 Abs. 1, § 47 Abs. 2 und § 50 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 24/2017 treten mit 1. Jänner 2017 in Kraft.

(5) § 3 Abs. 2, § 7 Abs. 4, § 9 Abs. 1 bis 3, § 13, § 24 Abs. 2 Z 1, § 27 und § 54 
Abs. 3 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 138/2017 treten mit 1. Jän-
ner 2019 in Kraft; gleichzeitig treten § 14 Abs. 3 und § 28 Abs. 8 außer Kraft. Die 
mit Ablauf des 31. Dezember 2018 anhängigen Verfahren über Beschwerden ge-
mäß Art. 130 Abs. 1 Z 4 B VG (Weisungsbeschwerden) in der bis zum Ablauf des 

31. Dezember 2018 geltenden Fassung gelten als eingestellt. § 7 Abs. 4 Z 4 in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2021 tritt mit 1. Jänner 2019 in 
Kraft.

(6) Das Inhaltsverzeichnis, § 25 Abs. 6a bis 6c, § 31 Abs. 3, § 38a samt Über-
schrift, § 47 Abs. 1 und 3, § 48, § 50 Abs. 3, § 52 Abs. 3, § 57 (neu) samt Über-
schrift und die Paragraphenbezeichnungen der §§ 58 und 59 (neu) in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 57/2018 treten mit Ablauf des Monats der 
Kundmachung in Kraft.

(7) § 8a Abs. 3, § 13 Abs. 4, § 14 Abs. 2, § 15 Abs. 2 und 3, § 16 Abs. 2, § 33 
Abs. 3, § 34 Abs. 1, § 35 Abs. 3a und § 59 Abs. 6 in der Fassung des Bundesgeset-
zes BGBl. I Nr. 109/2021 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 109/2021 in Kraft.

(8) Die Einträge im Inhaltsverzeichnis zu § 25a und § 48a, § 25a samt Über-
schrift, § 27, § 34 Abs. 1, § 40 Abs. 2, § 46 Abs. 3 Z 1 und § 48a samt Überschrift 
in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 88/2023 treten mit Ablauf des 
Tages der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes in Kraft. Gleichzeitig 
treten § 9 Abs. 3 und § 25 Abs. 6b außer Kraft.
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10. Bundesgesetz über die Zustellung behördlicher 
Dokumente 

(Zustellgesetz – ZustG)
StF: BGBl. Nr. 200/1982 (NR: GP XV RV 162 AB 1050 S. 110. BR: S. 421.)

Fassung vom 27.05.2026 

Inhaltsverzeichnis

[Anm.: Inhaltsverzeichnis wurde nicht im BGBl. kundgemacht
Stand: 1.7.2020 gemäß BGBl. I Nr. 42/2020

1. Abschnitt. 
Allgemeine Bestimmungen

§ 1. Anwendungsbereich
§ 2. Begriffsbestimmungen
§ 3. Durchführung der Zustellung
§ 4. Stellung des Zustellers
§ 5. Zustellverfügung
§ 6. Mehrmalige Zustellung
§ 7. Heilung von Zustellmängeln
§ 8. Änderung der Abgabestelle
§ 9. Zustellungsbevollmächtigter
§ 10. Zustellung durch Übersendung
§ 11. Besondere Fälle der Zustellung
§ 12. Zustellung ausländischer Dokumente im Inland

2. Abschnitt. 
Physische Zustellung

§§ 13 – 15. Zustellung an den Empfänger
§ 16. Ersatzzustellung
§ 17. Hinterlegung
§ 18. Nachsendung
§ 19. Rücksendung, Weitersendung und Vernichtung
§ 20. Verweigerung der Annahme
§ 21. Zustellung zu eigenen Handen
§ 22. Zustellnachweis
§ 23. Hinterlegung ohne Zustellversuch
§ 24. Unmittelbare Ausfolgung
§ 24a. Zustellung am Ort des Antreffens
§ 25. Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung
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§ 26. Zustellung ohne Zustellnachweis
(§ 26a mit Ablauf des 30.6.2020 außer Kraft getreten)
§ 27. Ausstattung der Dokumente; Zustellformulare; Zustellnachweise

3. Abschnitt. 
Elektronische Zustellung

§ 28. Anwendungsbereich
§ 28a. Teilnehmerverzeichnis
§ 28b. Anmeldung zum und Abmeldung vom Teilnehmerverzeichnis
§ 29. Leistungen der Zustelldienste
§ 30. Zulassung als Zustelldienst
§ 31. Aufsicht
(§§ 32 und 33 mit 30.11.2019 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 104/2018)
§ 34. Abfrage des Teilnehmerverzeichnisses und Übermittlung des zuzustellenden 

Dokuments
§ 35. Zustellung mit Zustellnachweis durch einen Zustelldienst
§ 36. Zustellung ohne Zustellnachweis durch ein Zustellsystem
§ 37. Zustellung an einer elektronischen Zustelladresse oder über das elektronische 

Kommunikationssystem der Behörde
§ 37a. Unmittelbare elektronische Ausfolgung
§ 37b. Anzeigemodul

4. Abschnitt. 
Schlußbestimmungen

§ 38. Verweisungen
§ 39. Vollziehung
§ 40. Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen
§ 41. Sprachliche Gleichbehandlung]

Text

1. Abschnitt. Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich

§ 1. Dieses Bundesgesetz regelt die Zustellung der von Gerichten und Verwal-
tungsbehörden in Vollziehung der Gesetze zu übermittelnden Dokumente sowie 
die durch sie vorzunehmende Zustellung von Dokumenten ausländischer Be-
hörden.

Begriffsbestimmungen

§ 2. Im Sinne dieses Bundesgesetzes bedeuten die Begriffe:
1. „Empfänger“: die von der Behörde in der Zustellverfügung (§ 5) namentlich 

als solcher bezeichnete Person;
2. „Dokument“: eine Aufzeichnung, unabhängig von ihrer technischen Form, 

insbesondere eine behördliche schriftliche Erledigung;
3. „Zustelladresse“: eine Abgabestelle (Z 4) oder elektronische Zustelladresse 

(Z 5);
4. „Abgabestelle“: die Wohnung oder sonstige Unterkunft, die Betriebsstätte, 

der Sitz, der Geschäftsraum, die Kanzlei oder auch der Arbeitsplatz des 
Empfängers, im Falle einer Zustellung anlässlich einer Amtshandlung auch 
deren Ort, oder ein vom Empfänger der Behörde für die Zustellung in ei-
nem laufenden Verfahren angegebener Ort;

5. „elektronische Zustelladresse“: eine vom Empfänger der Behörde für die 
Zustellung in einem anhängigen oder gleichzeitig anhängig gemachten Ver-
fahren angegebene elektronische Adresse;

6. „Post“: die Österreichische Post AG (§ 3 Z 1 des Postmarktgesetzes – PMG, 
BGBl. I Nr. 123/2009);

7. „Zustelldienst“: ein Universaldienstbetreiber (§ 3 Z 4 PMG) sowie ein Zu-
stelldienst im Anwendungsbereich des 3. Abschnitts;

(Anm.: Z 8 aufgehoben durch Art. 24 Z 1, BGBl. I Nr. 205/2022)
9. „Kunde“: Person, gegenüber der sich ein Zustelldienst, der die Leistungen 

gemäß § 29 Abs. 1 zu erbringen hat, zur Zustellung behördlicher Doku-
mente verpflichtet hat.

Durchführung der Zustellung

§ 3. Soweit die für das Verfahren geltenden Vorschriften nicht eine andere Form 
der Zustellung vorsehen, hat die Zustellung durch einen Zustelldienst, durch Be-
dienstete der Behörde oder, wenn dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Ein-
fachheit und Raschheit gelegen ist, durch Organe der Gemeinden zu erfolgen.

Stellung des Zustellers

§ 4. Wer mit der Zustellung betraut ist (Zusteller), handelt hinsichtlich der Wah-
rung der Gesetzmäßigkeit der Zustellung als Organ der Behörde, deren Doku-
ment zugestellt werden soll.

Zustellverfügung

§ 5. Die Zustellung ist von der Behörde zu verfügen, deren Dokument zugestellt 
werden soll. Die Zustellverfügung hat den Empfänger möglichst eindeutig zu be-
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zeichnen und die für die Zustellung erforderlichen sonstigen Angaben zu enthal-
ten.

Mehrmalige Zustellung

§ 6. Ist ein Dokument zugestellt, so löst die neuerliche Zustellung des gleichen 
Dokuments keine Rechtswirkungen aus.

Heilung von Zustellmängeln

§ 7. Unterlaufen im Verfahren der Zustellung Mängel, so gilt die Zustellung als 
in dem Zeitpunkt dennoch bewirkt, in dem das Dokument dem Empfänger tat-
sächlich zugekommen ist.

Änderung der Abgabestelle

§ 8. (1) Eine Partei, die während eines Verfahrens, von dem sie Kenntnis hat, ihre 
bisherige Abgabestelle ändert, hat dies der Behörde unverzüglich mitzuteilen.

(2) Wird diese Mitteilung unterlassen, so ist, soweit die Verfahrensvorschriften 
nicht anderes vorsehen, die Zustellung durch Hinterlegung ohne vorausgehen-
den Zustellversuch vorzunehmen, falls eine Abgabestelle nicht ohne Schwierig-
keiten festgestellt werden kann.

Zustellungsbevollmächtigter

§ 9. (1) Soweit in den Verfahrensvorschriften nicht anderes bestimmt ist, können 
die Parteien und Beteiligten andere natürliche oder juristische Personen oder ein-
getragene Personengesellschaften gegenüber der Behörde zur Empfangnahme 
von Dokumenten bevollmächtigen (Zustellungsvollmacht).

(2) Einer natürlichen Person, die keinen Hauptwohnsitz im Inland hat, kann 
eine Zustellungsvollmacht nicht wirksam erteilt werden. Gleiches gilt für eine ju-
ristische Person oder eingetragene Personengesellschaft, wenn diese keinen zur 
Empfangnahme von Dokumenten befugten Vertreter mit Hauptwohnsitz im 
Inland hat. Das Erfordernis des Hauptwohnsitzes im Inland gilt nicht für Staats-
angehörige von EWR-Vertragsstaaten, falls Zustellungen durch Staatsverträge 
mit dem Vertragsstaat des Wohnsitzes des Zustellungsbevollmächtigten oder auf 
andere Weise sichergestellt sind.

(3) Ist ein Zustellungsbevollmächtigter bestellt, so hat die Behörde, soweit ge-
setzlich nicht anderes bestimmt ist, diesen als Empfänger zu bezeichnen. Ge-
schieht dies nicht, so gilt die Zustellung als in dem Zeitpunkt bewirkt, in dem das 
Dokument dem Zustellungsbevollmächtigten tatsächlich zugekommen ist.

(4) Haben mehrere Parteien oder Beteiligte einen gemeinsamen Zustellungsbe-
vollmächtigten, so gilt mit der Zustellung einer einzigen Ausfertigung des Doku-

mentes an ihn die Zustellung an alle Parteien oder Beteiligte als bewirkt. Hat eine 
Partei oder hat ein Beteiligter mehrere Zustellungsbevollmächtigte, so gilt die 
Zustellung als bewirkt, sobald sie an einen von ihnen vorgenommen worden ist.

(5) Wird ein Anbringen von mehreren Parteien oder Beteiligten gemeinsam 
eingebracht und kein Zustellungsbevollmächtigter namhaft gemacht, so gilt die 
an erster Stelle genannte Person als gemeinsamer Zustellungsbevollmächtigter.

(6) § 8 ist auf den Zustellungsbevollmächtigten sinngemäß anzuwenden.

Zustellung durch Übersendung

§ 10. (1) Parteien und Beteiligten, die über keine inländische Abgabestelle verfü-
gen, kann von der Behörde aufgetragen werden, innerhalb einer Frist von min-
destens zwei Wochen für bestimmte oder für alle bei dieser Behörde anhängigen 
oder anhängig zu machenden Verfahren einen Zustellungsbevollmächtigten 
namhaft zu machen. Kommt die Partei bzw. der Beteiligte diesem Auftrag nicht 
fristgerecht nach, kann die Zustellung ohne Zustellnachweis durch Übersen-
dung der Dokumente an eine der Behörde bekannte Zustelladresse erfolgen. Ein 
übersandtes Dokument gilt zwei Wochen nach Übergabe an den Zustelldienst 
als zugestellt. Auf diese Rechtsfolge ist im Auftrag hinzuweisen.

(2) Eine Zustellung gemäß Abs. 1 ist nicht mehr zulässig, sobald die Partei bzw. 
der Beteiligte
1. einen Zustellungsbevollmächtigten namhaft gemacht hat oder
2. über eine inländische Abgabestelle verfügt und diese der Behörde bekannt 

gegeben hat.

Besondere Fälle der Zustellung

§ 11. (1) Zustellungen im Ausland sind nach den bestehenden internationalen 
Vereinbarungen oder allenfalls auf dem Weg, den die Gesetze oder sonstigen 
Rechtsvorschriften des Staates, in dem zugestellt werden soll, oder die internati-
onale Übung zulassen, erforderlichenfalls unter Mitwirkung der österreichi-
schen Vertretungsbehörden, vorzunehmen.

(2) Zur Vornahme von Zustellungen an Ausländer oder internationale Organi-
sationen, denen völkerrechtliche Privilegien und Immunitäten zustehen, ist un-
abhängig von ihrem Aufenthaltsort oder Sitz die Vermittlung des Bundesminis-
teriums für Europa, Integration und Äußeres in Anspruch zu nehmen.

(3) Zustellungen an Personen, die nach den Vorschriften des Bundesverfas-
sungsgesetzes über Kooperation und Solidarität bei der Entsendung von Einhei-
ten und Einzelpersonen in das Ausland (KSE-BVG), BGBl. I Nr. 38/1997, in das 
Ausland entsendet wurden, sind im Wege des zuständigen Bundesministers, so-
fern aber diese Personen anlässlich ihrer Entsendung zu einer Einheit oder zu 
mehreren Einheiten zusammengefasst wurden, im Wege des Vorgesetzten der 
Einheit vorzunehmen.

§§ 6-9  ZustG  ZustG §§ 10, 11
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Zustellung ausländischer Dokumente im Inland

§ 12. (1) Zustellungen von Dokumenten ausländischer Behörden im Inland sind 
nach den bestehenden internationalen Vereinbarungen, mangels solcher nach 
diesem Bundesgesetz vorzunehmen. Einem Ersuchen um Einhaltung einer be-
stimmten davon abweichenden Vorgangsweise kann jedoch entsprochen wer-
den, wenn eine solche Zustellung mit den Grundwertungen der österreichischen 
Rechtsordnung vereinbar ist.

(2) Die Zustellung eines ausländischen, fremdsprachigen Dokuments, dem 
keine, im gerichtlichen Verfahren keine beglaubigte, deutschsprachige Überset-
zung angeschlossen ist, ist nur zulässig, wenn der Empfänger zu dessen Annahme 
bereit ist; dies ist anzunehmen, wenn er nicht binnen drei Tagen gegenüber der 
Behörde, die das Dokument zugestellt hat, erklärt, daß er zur Annahme nicht be-
reit ist; diese Frist beginnt mit der Zustellung zu laufen und kann nicht verlän-
gert werden.

(3) Ist die Erklärung gemäß Abs. 2 verspätet oder unzulässig, so ist sie zurück-
zuweisen; sonst hat die Behörde zu beurkunden, daß die Zustellung des fremd-
sprachigen Dokuments mangels Annahmebereitschaft des Empfängers als nicht 
bewirkt anzusehen ist.

(4) Für die Zustellung von Dokumenten ausländischer Behörden in Verwal-
tungssachen gelten, falls in Staatsverträgen nicht anderes bestimmt ist, außerdem 
die folgenden Bestimmungen:
1. Dokumente werden nur zugestellt, wenn gewährleistet ist, dass auch der er-

suchende Staat einem gleichartigen österreichischen Ersuchen entsprechen 
würde. Das Vorliegen von Gegenseitigkeit kann durch Staatsverträge, die 
nicht unter Art. 50 B-VG fallen, festgestellt werden.

2. Im Übrigen sind das Europäische Übereinkommen über die Zustellung von 
Schriftstücken in Verwaltungssachen im Ausland, BGBl. Nr. 67/1983, und 
die von der Republik Österreich gemäß diesem Abkommen abgegebenen 
Erklärungen sinngemäß anzuwenden.

2. Abschnitt. Physische Zustellung

Zustellung an den Empfänger

§ 13. (1) Das Dokument ist dem Empfänger an der Abgabestelle zuzustellen. Ist 
aber auf Grund einer Anordnung einer Verwaltungsbehörde oder eines Gerich-
tes an eine andere Person als den Empfänger zuzustellen, so tritt diese an die Stel-
le des Empfängers.

(2) Bei Zustellungen durch Organe eines Zustelldienstes oder der Gemeinde 
darf auch an eine gegenüber dem Zustelldienst oder der Gemeinde zur Empfang-
nahme solcher Dokumente bevollmächtigte Person zugestellt werden, soweit 
dies nicht durch einen Vermerk auf dem Dokument ausgeschlossen ist.

(3) Ist der Empfänger keine natürliche Person, so ist das Dokument einem zur 
Empfangnahme befugten Vertreter zuzustellen.

(4) Ist der Empfänger eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Per-
son, so ist das Dokument in deren Kanzlei zuzustellen und darf an jeden dort an-
wesenden Angestellten des Parteienvertreters zugestellt werden; durch Organe ei-
nes Zustelldienstes darf an bestimmte Angestellte nicht oder nur an bestimmte 
Angestellte zugestellt werden, wenn der Parteienvertreter dies schriftlich beim 
Zustelldienst verlangt hat. Die Behörde hat Angestellte des Parteienvertreters we-
gen ihres Interesses an der Sache oder auf Grund einer zuvor der Behörde schrift-
lich abgegebenen Erklärung des Parteienvertreters durch einen Vermerk auf dem 
Dokument und dem Zustellnachweis von der Zustellung auszuschließen; an sie 
darf nicht zugestellt werden.

(Anm.: Abs. 5 und 6 aufgehoben durch BGBl. I Nr. 10/2004)

§ 14. Untersteht der Empfänger einer Anstaltsordnung und dürfen ihm auf 
Grund gesetzlicher Bestimmungen Dokumente nur durch den Leiter der An-
stalt oder durch eine von diesem bestimmte Person oder durch den Untersu-
chungsrichter ausgehändigt werden, so ist das Dokument dem Leiter der Anstalt 
oder der von ihm bestimmten Person vom Zusteller zur Vornahme der Zustel-
lung zu übergeben.

§ 15. (1) Zustellungen an Soldaten, die Präsenz- oder Ausbildungsdienst leisten, 
sind durch das unmittelbar vorgesetzte Kommando vorzunehmen.

(2) Bei sonstigen Zustellungen in Kasernen oder auf anderen militärisch ge-
nutzten Liegenschaften ist das für deren Verwaltung zuständige Kommando 
vorher davon in Kenntnis zu setzen. Auf Verlangen des Kommandos ist ein von 
ihm zu bestimmender Soldat oder Bediensteter der Heeresverwaltung dem Zu-
steller beizugeben.

Ersatzzustellung

§ 16. (1) Kann das Dokument nicht dem Empfänger zugestellt werden und ist 
an der Abgabestelle ein Ersatzempfänger anwesend, so darf an diesen zugestellt 
werden (Ersatzzustellung), sofern der Zusteller Grund zur Annahme hat, daß 
sich der Empfänger oder ein Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3 regelmäßig an der 
Abgabestelle aufhält.

(2) Ersatzempfänger kann jede erwachsene Person sein, die an derselben Abga-
bestelle wie der Empfänger wohnt oder Arbeitnehmer oder Arbeitgeber des 
Empfängers ist und die – außer wenn sie mit dem Empfänger im gemeinsamen 
Haushalt lebt – zur Annahme bereit ist.

(3) Durch Organe eines Zustelldienstes darf an bestimmte Ersatzempfänger 
nicht oder nur an bestimmte Ersatzempfänger zugestellt werden, wenn der Emp-
fänger dies schriftlich beim Zustelldienst verlangt hat.
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(4) Die Behörde hat Personen wegen ihres Interesses an der Sache oder auf 
Grund einer schriftlichen Erklärung des Empfängers durch einen Vermerk auf 
dem Dokument und dem Zustellnachweis von der Ersatzzustellung auszuschlie-
ßen; an sie darf nicht zugestellt werden.

(5) Eine Ersatzzustellung gilt als nicht bewirkt, wenn sich ergibt, daß der Emp-
fänger oder dessen Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3 wegen Abwesenheit von der 
Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, 
doch wird die Zustellung mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden 
Tag wirksam.

Hinterlegung

§ 17. (1) Kann das Dokument an der Abgabestelle nicht zugestellt werden und 
hat der Zusteller Grund zur Annahme, daß sich der Empfänger oder ein Vertre-
ter im Sinne des § 13 Abs. 3 regelmäßig an der Abgabestelle aufhält, so ist das 
Dokument im Falle der Zustellung durch den Zustelldienst bei seiner zuständi-
gen Geschäftsstelle, in allen anderen Fällen aber beim zuständigen Gemeindeamt 
oder bei der Behörde, wenn sie sich in derselben Gemeinde befindet, zu hinterle-
gen.

(2) Von der Hinterlegung ist der Empfänger schriftlich zu verständigen. Die 
Verständigung ist in die für die Abgabestelle bestimmte Abgabeeinrichtung 
(Briefkasten, Hausbrieffach oder Briefeinwurf) einzulegen, an der Abgabestelle 
zurückzulassen oder, wenn dies nicht möglich ist, an der Eingangstüre (Woh-
nungs-, Haus-, Gartentüre) anzubringen. Sie hat den Ort der Hinterlegung zu 
bezeichnen, den Beginn und die Dauer der Abholfrist anzugeben sowie auf die 
Wirkung der Hinterlegung hinzuweisen.

(3) Das hinterlegte Dokument ist mindestens zwei Wochen zur Abholung be-
reitzuhalten. Der Lauf dieser Frist beginnt mit dem Tag, an dem das Dokument 
erstmals zur Abholung bereitgehalten wird. Hinterlegte Dokumente gelten mit 
dem ersten Tag dieser Frist als zugestellt. Sie gelten nicht als zugestellt, wenn sich 
ergibt, daß der Empfänger oder dessen Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3 wegen 
Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kennt-
nis erlangen konnte, doch wird die Zustellung an dem der Rückkehr an die Ab-
gabestelle folgenden Tag innerhalb der Abholfrist wirksam, an dem das hinter-
legte Dokument behoben werden könnte.

(4) Die im Wege der Hinterlegung vorgenommene Zustellung ist auch dann 
gültig, wenn die im Abs. 2 genannte Verständigung beschädigt oder entfernt 
wurde.

Nachsendung

§ 18. (1) Hält sich der Empfänger nicht regelmäßig (§ 17 Abs. 1) an der Abgabe-
stelle auf, so ist das Dokument an eine andere inländische Abgabestelle nachzu-
senden, wenn es

1. durch Organe eines Zustelldienstes zugestellt werden soll und nach den für 
die Beförderung von Postsendungen geltenden Vorschriften die Nachsen-
dung vorgesehen ist; in diesem Fall ist die neue Anschrift des Empfängers 
auf dem Zustellnachweis (Zustellschein, Rückschein) zu vermerken;

2. durch Organe der Behörde oder einer Gemeinde zugestellt werden soll, die 
neue Abgabestelle ohne Schwierigkeit festgestellt werden kann und im ört-
lichen Wirkungsbereich der Behörde oder der Gemeinde liegt.

(2) Dokumente, deren Nachsendung durch einen auf ihnen angebrachten Ver-
merk ausgeschlossen ist, sind nicht nachzusenden.

Rücksendung, Weitersendung und Vernichtung

§ 19. (1) Dokumente, die weder zugestellt werden können, noch nachzusenden 
sind oder die zwar durch Hinterlegung zugestellt, aber nicht abgeholt worden 
sind, sind entweder an den Absender zurückzusenden, an eine vom Absender zu 
diesem Zweck bekanntgegebene Stelle zu senden oder auf Anordnung des Ab-
senders nachweislich zu vernichten.

(2) Auf dem Zustellnachweis (Zustellschein, Rückschein) ist der Grund der 
Rücksendung, Weitersendung oder Vernichtung zu vermerken.

Verweigerung der Annahme

§ 20. (1) Verweigert der Empfänger oder ein im gemeinsamen Haushalt mit dem 
Empfänger lebender Ersatzempfänger die Annahme ohne Vorliegen eines gesetz-
lichen Grundes, so ist das Dokument an der Abgabestelle zurückzulassen oder, 
wenn dies nicht möglich ist, nach § 17 ohne die dort vorgesehene schriftliche Ver-
ständigung zu hinterlegen.

(2) Zurückgelassene Dokumente gelten damit als zugestellt.
(3) Wird dem Zusteller der Zugang zur Abgabestelle verwehrt, verleugnet der 

Empfänger seine Anwesenheit, oder läßt er sich verleugnen, so gilt dies als Ver-
weigerung der Annahme.

Zustellung zu eigenen Handen

§ 21. Dem Empfänger zu eigenen Handen zuzustellende Dokumente dürfen 
nicht an einen Ersatzempfänger zugestellt werden.

Zustellnachweis

§ 22. (1) Die Zustellung ist vom Zusteller auf dem Zustellnachweis (Zustell-
schein, Rückschein) zu beurkunden.

(2) Der Übernehmer des Dokuments hat die Übernahme auf dem Zustellnach-
weis durch seine Unterschrift unter Beifügung des Datums und, wenn er nicht 
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der Empfänger ist, seines Naheverhältnisses zu diesem zu bestätigen. Verweigert 
er die Bestätigung, so hat der Zusteller die Tatsache der Verweigerung, das Da-
tum und gegebenenfalls das Naheverhältnis des Übernehmers zum Empfänger 
auf dem Zustellnachweis zu vermerken. Der Zustellnachweis ist dem Absender 
unverzüglich zu übersenden.

(3) An die Stelle der Übersendung des Zustellnachweises kann die elektroni-
sche Übermittlung einer Kopie des Zustellnachweises oder der sich daraus erge-
benden Daten treten, wenn die Behörde dies nicht durch einen entsprechenden 
Vermerk auf dem Zustellnachweis ausgeschlossen hat. Das Original des Zustell-
nachweises ist mindestens fünf Jahre nach Übermittlung aufzubewahren und 
der Behörde auf deren Verlangen unverzüglich zu übersenden.

(4) Liegen die technischen Voraussetzungen dafür vor, so kann die Beurkun-
dung der Zustellung auch elektronisch erfolgen. In diesem Fall hat der Überneh-
mer auf einer technischen Vorrichtung zu unterschreiben; an die Stelle der Un-
terschriftsleistung kann auch die Identifikation und Authentifizierung mit der 
Bürgerkarte (§ 2 Z 10 des E Government-Gesetzes – E-GovG, BGBl. I 
Nr. 10/2004) treten. Die die Beurkundung der Zustellung betreffenden Daten 
sind dem Absender unverzüglich zu übermitteln.

Hinterlegung ohne Zustellversuch

§ 23. (1) Hat die Behörde auf Grund einer gesetzlichen Vorschrift angeordnet, 
daß ein Dokument ohne vorhergehenden Zustellversuch zu hinterlegen ist, so ist 
dieses sofort bei der zuständigen Geschäftsstelle des Zustelldienstes, beim Ge-
meindeamt oder bei der Behörde selbst zur Abholung bereitzuhalten.

(2) Die Hinterlegung ist von der zuständigen Geschäftsstelle des Zustelldiens-
tes oder vom Gemeindeamt auf dem Zustellnachweis, von der Behörde auch auf 
andere Weise zu beurkunden.

(3) Soweit dies zweckmäßig ist, ist der Empfänger durch eine an die angegebene 
inländische Abgabestelle zuzustellende schriftliche Verständigung oder durch 
mündliche Mitteilung an Personen, von denen der Zusteller annehmen kann, 
daß sie mit dem Empfänger in Verbindung treten können, von der Hinterlegung 
zu unterrichten.

(4) Das so hinterlegte Dokument gilt mit dem ersten Tag der Hinterlegung als 
zugestellt.

Unmittelbare Ausfolgung

§ 24. Dem Empfänger können
1. versandbereite Dokumente unmittelbar bei der Behörde,
2. Dokumente, die die Behörde an eine andere Dienststelle übermittelt hat, 

unmittelbar bei dieser

ausgefolgt werden. Die Ausfolgung ist von der Behörde bzw. von der Dienststelle 
zu beurkunden; § 22 Abs. 2 bis 4 ist sinngemäß anzuwenden.

Zustellung am Ort des Antreffens

§ 24a. Dem Empfänger kann an jedem Ort zugestellt werden, an dem er ange-
troffen wird, wenn er
1. zur Annahme bereit ist oder
2. über keine inländische Abgabestelle verfügt.

Zustellung durch öffentliche Bekanntmachung

§ 25. (1) Zustellungen an Personen, deren Abgabestelle unbekannt ist, oder an 
eine Mehrheit von Personen, die der Behörde nicht bekannt sind, können, wenn 
es sich nicht um ein Strafverfahren handelt, kein Zustellungsbevollmächtigter 
bestellt ist und nicht gemäß § 8 vorzugehen ist, durch Kundmachung an der 
Amtstafel, daß ein zuzustellendes Dokument bei der Behörde liegt, vorgenom-
men werden. Findet sich der Empfänger zur Empfangnahme des Dokuments 
(§ 24) nicht ein, so gilt, wenn gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Zustel-
lung als bewirkt, wenn seit der Kundmachung an der Amtstafel der Behörde 
zwei Wochen verstrichen sind.

(2) Die Behörde kann die öffentliche Bekanntmachung in anderer geeigneter 
Weise ergänzen.

Zustellung ohne Zustellnachweis

§ 26. (1) Wurde die Zustellung ohne Zustellnachweis angeordnet, wird das Do-
kument zugestellt, indem es in die für die Abgabestelle bestimmte Abgabeein-
richtung (§ 17 Abs. 2) eingelegt oder an der Abgabestelle zurückgelassen wird.

(2) Die Zustellung gilt als am dritten Werktag nach der Übergabe an das Zu-
stellorgan bewirkt. Im Zweifel hat die Behörde die Tatsache und den Zeitpunkt 
der Zustellung von Amts wegen festzustellen. Die Zustellung wird nicht be-
wirkt, wenn sich ergibt, dass der Empfänger wegen Abwesenheit von der Abga-
bestelle nicht rechtzeitig vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch 
wird die Zustellung mit dem der Rückkehr an die Abgabestelle folgenden Tag 
wirksam.

Ausstattung der Dokumente; Zustellformulare; Zustellnachweise

§ 27. Soweit dies erforderlich ist, hat die Bundesregierung durch Verordnung nä-
here Bestimmungen über
1. die Ausstattung der zuzustellenden Dokumente,
2. die bei der Zustellung verwendbaren Formulare und
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3. die für die elektronische Übermittlung gemäß § 22 Abs. 3 sowie für die 
Speicherung und Übermittlung der die Beurkundung der Zustellung be-
treffenden Daten erforderlichen technischen Voraussetzungen

zu erlassen.

3. Abschnitt. Elektronische Zustellung

Anwendungsbereich

§ 28. (1) Soweit die für das Verfahren geltenden Vorschriften nicht anderes be-
stimmen, ist eine elektronische Zustellung nach den Bestimmungen dieses Ab-
schnitts vorzunehmen.

(2) Die elektronische Zustellung der ordentlichen Gerichte richtet sich nach 
den §§ 89a ff des Gerichtsorganisationsgesetzes – GOG, RGBl. Nr. 217/1896. 
Im Anwendungsbereich der Bundesabgabenordnung – BAO, BGBl. 
Nr. 194/1961, und des Zollrechts (§ 1 Abs. 2 und im erweiterten Sinn gemäß § 2 
Abs. 1 des Zollrechts Durchführungsgesetzes – ZollR DG, BGBl. Nr. 659/1994) 
richtet sich die elektronische Zustellung nach der BAO und den einschlägigen 
zollrechtlichen Vorschriften. Die elektronische Zustellung der Dienstbehörden 
und Personalstellen des Bundes erfolgt mit den Maßgaben des 2a. Abschnittes 
des Schlussteils des Beamten-Dienstrechtsgesetzes 1979 – BDG 1979, BGBl. 
Nr. 333/1979.

(3) Die elektronische Zustellung hat über eine elektronische Zustelladresse ge-
mäß § 37 Abs. 1 iVm. § 2 Z 5, durch unmittelbare elektronische Ausfolgung ge-
mäß § 37a oder durch eines der folgenden Zustellsysteme zu erfolgen:
1. zugelassener Zustelldienst gemäß § 30,
2. Kommunikationssystem der Behörde gemäß § 37,
3. elektronischer Rechtsverkehr gemäß den §§ 89a ff GOG.
(Anm.: Z 4 aufgehoben durch Art. 24 Z 3, BGBl. I Nr. 205/2022)
Die Auswahl des Zustellsystems obliegt dem Absender.

(4) Elektronische Zustellungen mit Zustellnachweis sind ausschließlich durch 
Zustellsysteme gemäß Abs. 3 Z 1 und 3 sowie im Fall des § 37a zweiter Satz zuläs-
sig.

Teilnehmerverzeichnis

§ 28a. (1) Der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort stellt 
ein elektronisches Teilnehmerverzeichnis mit hoher Zuverlässigkeit zur Verfü-
gung. In diesem elektronischen Teilnehmerverzeichnis ist die Speicherung von 
Daten über Teilnehmer (Empfänger) vorzunehmen. Der Bundesminister für Di-
gitalisierung und Wirtschaftsstandort hat im elektronischen Teilnehmerver-

zeichnis folgende Leistungen nach dem jeweiligen Stand der Technik zu erbrin-
gen:
1. die Schaffung der technischen Voraussetzungen für die Verarbeitung der 

Daten der Teilnehmer gemäß § 28b unter Einhaltung der technischen 
Schnittstellen und Spezifikationen;

2. die Ermittlung, ob Daten eines Teilnehmers im Teilnehmerverzeichnis ent-
halten sind und der Teilnehmer somit adressierbar ist;

3. die Rückmeldung der Daten gemäß § 34 Abs. 1;
4. die elektronische Versendung von einer Information gemäß § 34 Abs. 4 und
5. die Protokollierung von Anfragen und der übermittelten Ergebnisse.

(2) Die Leistungen des Teilnehmerverzeichnisses sind durch ein kostendecken-
des Entgelt dem Zustellsystem, das die Zustellleistung erbringt, in Rechnung zu 
stellen.

(3) Die Verfügbarkeit des Teilnehmerverzeichnisses ist vom Bundesminister für 
Digitalisierung und Wirtschaftsstandort im Bundesgesetzblatt kundzumachen 
Anm. 1.

(________________________
Anm. 1: Die Verfügbarkeit des Teilnehmerverzeichnisses wurde am 28.5.2019 

kundgemacht (vgl. BGBl. II Nr. 140/2019).

Anmeldung zum und Abmeldung vom Teilnehmerverzeichnis

§ 28b. (1) Die Anmeldung zum und die Abmeldung vom Teilnehmerverzeich-
nis sowie die Änderung der Teilnehmerdaten haben über das Anzeigemodul ge-
mäß § 37b oder mit Zustimmung automatisiert über andere elektronische Ver-
fahren zu erfolgen. Die Anmeldung gilt als Einwilligung zum Empfang von Zu-
stellstücken in elektronischer Form. Für die Entgegennahme von Zustellungen 
mit Zustellnachweis oder nachweislichen Zusendungen hat die Anmeldung un-
ter Verwendung der Bürgerkarte (§ 2 Z 10 E-GovG) zu erfolgen. Im Teilnehmer-
verzeichnis dürfen folgende Daten verarbeitet werden:
1. Name bzw. Bezeichnung des Teilnehmers,
2. bei natürlichen Personen das Geburtsdatum,
3. die zur eindeutigen Identifikation des Teilnehmers im Bereich „Zustellwe-

sen“ erforderlichen Daten:
a) bei natürlichen Personen das bereichsspezifische Personenkennzei-

chen (§ 9 E-GovG),
b) sonst die Stammzahl (§ 6 E-GovG) und soweit vorhanden die Global 

Location Number (GLN),
c) soweit vorhanden ein oder mehrere Anschriftcodes des Zustellsystems 

gemäß § 28 Abs. 3 Z 3,
4. mindestens eine elektronische Adresse, an die die Verständigungen gemäß 

§ 35 Abs. 1 und 2 erster Satz übermittelt werden können,
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5. Angaben, ob ein Dokument an den Empfänger auch nachweislich zuge-
stellt werden kann,

6. Angaben, ob elektronische Zustellungen nur über ein bestimmtes Zustell-
system oder nach bestimmten Verfahrensvorschriften zugestellt werden 
können,

7. Angaben des Teilnehmers darüber, welche Formate über die weit verbreite-
ten hinaus die zuzustellenden Dokumente aufweisen müssen, damit er zu 
ihrer Annahme bereit ist,

8. Angaben darüber, ob der Teilnehmer Zustellungen außerhalb der Aus-
übung seiner beruflichen Tätigkeit über das Zustellsystem gemäß § 28 Abs. 
3 Z 3 nicht erhalten möchte,

9. Adressmerkmale, soweit diese automatisiert aus Registern von Verantwort-
lichen des öffentlichen Bereichs zu übernehmen sind, und

10. weitere Daten, die zur Vollziehung des Gesetzes oder aufgrund der Anmel-
dung gemäß Abs. 4 übermittelt werden.

(2) Der Teilnehmer hat über das Anzeigemodul Änderungen der in Abs. 1 ge-
nannten Daten dem Teilnehmerverzeichnis unverzüglich bekanntzugeben, so-
fern dies nicht jene Daten betrifft, die durch Abfragen von Registern von Verant-
wortlichen des öffentlichen Bereichs automationsunterstützt aktualisiert wer-
den. Darüber hinaus kann er dem Teilnehmerverzeichnis mitteilen, dass die Zu-
stellung oder Zusendung innerhalb bestimmter Zeiträume ausgeschlossen sein 
soll.

(3) Die gemäß § 29 Abs. 2 Z 1 in der Fassung des Deregulierungsgesetzes 2017, 
BGBl. I Nr. 40/2017, gespeicherten Daten des Ermittlungs- und Zustelldienstes 
über Kunden der elektronischen Zustelldienste sind automationsunterstützt 
vom Ermittlungs- und Zustelldienst an das Teilnehmerverzeichnis zu übermit-
teln. Diese Personen gelten als angemeldete Teilnehmer im Sinne des Abs. 1.

(4) Die Anmeldedaten und Änderungen von FinanzOnline-Teilnehmern, die 
nicht auf die elektronische Zustellung nach der BAO verzichtet haben und Un-
ternehmer im Sinne des § 3 Z 20 des Bundesgesetzes über die Bundesstatistik – 
Bundesstatistikgesetz 2000, BGBl. I Nr. 163/1999, sind, sind vom Bundesminis-
ter für Finanzen automationsunterstützt an das Teilnehmerverzeichnis zu über-
mitteln; die Daten anderer FinanzOnline-Teilnehmer nur mit deren Einwilli-
gung. Die Unternehmer gelten unbeschadet der Bestimmung des § 1b Abs. 2 bis 
4 E GovG als angemeldete Teilnehmer im Sinne des Abs. 1.

(5) Die Anmeldedaten und Änderungen von im Zustellsystem gemäß § 28 
Abs. 3 Z 3 erfassten Teilnehmern sind von diesem Zustellsystem automationsun-
terstützt bis auf Widerspruch des Teilnehmers an das Teilnehmerverzeichnis zu 
übermitteln. Diese Personen gelten unbeschadet der Bestimmung des § 1b Abs. 
2 bis 4 E GovG als angemeldete Teilnehmer im Sinne des Abs. 1.

(6) Soweit die Gesetze nicht anderes bestimmen, kann eine vollständige oder 
teilweise Abmeldung vom Teilnehmerverzeichnis unter Verwendung der Au-
thentifizierungsmethoden gemäß Abs. 1 oder durch eine vom Teilnehmer unter-
schriebene schriftliche Erklärung erfolgen. Sie wird zwei Wochen nach dem Ein-

langen beim Teilnehmerverzeichnis wirksam. Der Teilnehmer ist über seine elek-
tronische Adresse gemäß Abs. 1 Z 4 über die Abmeldung unverzüglich zu infor-
mieren und hat die Möglichkeit, diese binnen zwei Wochen ab Einlangen der In-
formation rückgängig zu machen. Wird der Tod einer natürlichen Person oder 
das Ende einer juristischen Person, die Teilnehmer ist, über eine Registerabfrage 
automationsunterstützt bekannt, ist der Teilnehmer aus dem Teilnehmerver-
zeichnis unverzüglich zu löschen.

Leistungen der Zustelldienste

§ 29. (1) Jeder Zustelldienst hat die Zustellung behördlicher Dokumente an Teil-
nehmer vorzunehmen (Zustellleistung). Die Zustellleistung umfasst folgende, 
nach dem jeweiligen Stand der Technik zu erbringende Leistungen:
1. die Schaffung der technischen Voraussetzungen für die Entgegennahme der 

zuzustellenden Dokumente (§ 34 Abs. 1);
2. das Betreiben einer technischen Einrichtung mit hoher Zuverlässigkeit für 

die sichere elektronische Bereithaltung der zuzustellenden Dokumente;
3. die Bereitstellung eines Verfahrens zur identifizierten und authentifizierten 

Abholung der bereitgehaltenen Dokumente über das Anzeigemodul gemäß 
§ 37b Abs. 2;

4. die Protokollierung von Daten im Sinn des § 35 Abs. 3 fünfter Satz und die 
Übermittlung dieser Daten an den Absender;

5. die unverzügliche Verständigung des Absenders, wenn ein Dokument nicht 
abgeholt wird;

6. die Weiterleitung des Dokuments, der das Dokument beschreibenden Da-
ten, der Verständigungsadressdaten gemäß § 28b Abs. 1 Z 4 sowie die elek-
tronische Information für die technische Möglichkeit der elektronischen 
identifizierten und authentifizierten Abholung des Dokuments an das An-
zeigemodul (§ 37b).

Die Behörde hat für die Erbringung der Leistungen gemäß Z 1 bis 6 ein Entgelt 
zu entrichten.

(Anm.: Abs. 2 aufgehoben durch Art. 6 Z 5, BGBl. I Nr. 104/2018)
(3) Zustelldienste haben als weitere Leistung die Zusendung von Dokumenten 

im Auftrag von Verantwortlichen des öffentlichen Bereichs nicht in Vollziehung 
der Gesetze (§ 1) gemäß den Anforderungen des Abs. 1 zu erfüllen. Für diese Zu-
sendungen darf vom Zustelldienst zum Zweck der Anzeige über das Anzeigemo-
dul das Teilnehmerverzeichnis und das Anzeigemodul zu denselben Bedingun-
gen wie bei der Zustellung behördlicher Dokumente verwendet werden.

(4) Zustelldienste sind hinsichtlich der von ihnen für die Besorgung ihrer 
Aufgaben verwendeten Daten Verantwortliche (Art. 4 Z 7 Verordnung (EU) 
2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezo-
gener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 
95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) – DSGVO, ABl. Nr. L 119 vom 4. 
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5. 2016 S. 1). Sie dürfen die ihnen zur Kenntnis gelangten Daten der Empfänger 
– soweit keine besonderen vertraglichen Vereinbarungen mit diesen bestehen – 
ausschließlich für den Zweck der Zustellung bzw. Zusendung verwenden. Der 
Abschluss eines Vertrags über die Zustellleistung sowie der Inhalt eines solchen 
Vertrags dürfen nicht von der Einwilligung zur Weitergabe von Daten an Dritte 
abhängig gemacht werden; eine Weitergabe von Daten über Herkunft und In-
halt zuzustellender Dokumente an Dritte darf nicht vereinbart werden.

(5) Auf natürliche Personen, die an der Erbringung der Leistungen gemäß 
Abs. 1 mitwirken, ist in Hinblick auf Daten über Herkunft und Inhalt zuzustel-
lender behördlicher Dokumente § 46 Abs. 1 bis 4 des Beamten-Dienstrechtsge-
setzes 1979, BGBl. Nr. 333/1979, sinngemäß anzuwenden. Hinsichtlich der ab-
gabenrechtlichen Geheimhaltungspflicht des § 48a der Bundesabgabenordnung, 
BGBl. Nr. 194/1961, gelten diese Personen als Beamte im Sinne des § 74 Abs. 1 
Z 4 des Strafgesetzbuches, BGBl. Nr. 60/1974.

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch Art. 6 Z 11, BGBl. I Nr. 104/2018)
(7) Die Zustellleistung (Abs. 1) ist so zu erbringen, dass für behinderte Men-

schen ein barrierefreier Zugang zu dieser Leistung nach dem jeweiligen Stand der 
Technik gewährleistet ist.

Zulassung als Zustelldienst

§ 30. (1) Die Erbringung der Zustellleistung (§ 29 Abs. 1) bedarf einer Zulas-
sung, deren Erteilung beim Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschafts-
standort zu beantragen ist. Voraussetzungen für die Erteilung der Zulassung sind 
die für die ordnungsgemäße Erbringung der Zustellleistung erforderliche techni-
sche und organisatorische Leistungsfähigkeit sowie die rechtliche, insbesondere 
datenschutzrechtliche Verlässlichkeit des Zustelldienstes. Die Erfüllung der Zu-
lassungsvoraussetzungen ist durch ein Gutachten einer Konformitätsbewer-
tungsstelle gemäß Artikel 2 Nummer 13 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008, 
über die Vorschriften für die Akkreditierung und Marktüberwachung im Zu-
sammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates, ABl. Nr. L 218 vom 13.08.2008 S. 30, 
die zur Durchführung der Konformitätsbewertung qualifizierter Vertrauens-
diensteanbieter und der von ihnen erbrachten qualifizierten Diensten für die 
Zustellung elektronischer Einschreiben gemäß Art. 44 der Verordnung (EU) 
Nr. 910/2014 über elektronische Identifizierung und Vertrauensdienste für 
elektronische Transaktionen im Binnenmarkt und zur Aufhebung der Richtli-
nie 1999/93/EG, ABl. Nr. L 257 vom 28.08.2014 S. 73, in der Fassung der Be-
richtigung ABl. Nr. L 23 vom 29.01.2015 S. 19 (eIDAS VO) akkreditiert ist, 
nachzuweisen. Das Gutachten darf nicht älter als zwei Monate sein und ist dem 
Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort vorzulegen. Mit 
dem Antrag auf Zulassung sind weiters allgemeine Geschäftsbedingungen vor-
zulegen, die den gesetzlichen Anforderungen zu entsprechen haben und der ord-
nungsgemäßen Erbringung der Zustellleistung nicht entgegenstehen dürfen.

(2) Der Zulassungsbescheid ist schriftlich zu erlassen; wenn es für die Gewähr-
leistung der Leistungsfähigkeit und Verlässlichkeit erforderlich ist, sind darin 
Auflagen zu erteilen und Bedingungen vorzuschreiben.

(3) Der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort hat eine 
Liste der zugelassenen Zustelldienste einschließlich der in den Zulassungsbe-
scheiden erteilten Auflagen und vorgeschriebenen Bedingungen (Abs. 2) und 
der gemäß § 31 Abs. 2 zweiter Satz erteilten Auflagen im Internet zu veröffentli-
chen.

(4) Wenn eine Zulassungsvoraussetzung wegfällt oder ihr ursprünglicher Man-
gel nachträglich hervorkommt, hat der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort die Behebung des Mangels innerhalb einer angemessenen 
Frist anzuordnen. Ist die Behebung des Mangels nicht möglich oder erfolgt sie 
nicht innerhalb der gesetzten Frist, ist die Zulassung durch Bescheid zu widerru-
fen.

(5) Zugelassene Zustelldienste haben ab der Rechtskraft des Zulassungsbe-
scheids alle zwei Jahre ein Gutachten gemäß Abs. 1 dem Bundesminister für Di-
gitalisierung und Wirtschaftsstandort vorzulegen.

Aufsicht

§ 31. (1) Die Zustelldienste unterliegen der Aufsicht durch den Bundesminister 
für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort. Sie sind verpflichtet, dem Bundes-
minister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort jede Änderung der die Vor-
aussetzung der Zulassung gemäß § 30 bildenden Umstände unverzüglich be-
kanntzugeben.

(2) Der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort hat die 
Aufsicht über die Zustelldienste dahin auszuüben, dass diese die Gesetze und 
Verordnungen nicht verletzen, insbesondere ihren Aufgabenbereich nicht über-
schreiten und die ihnen gesetzlich obliegenden Aufgaben erfüllen. Zu diesem 
Zweck ist der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort be-
rechtigt, Auskünfte einzuholen und gegebenenfalls Auflagen vorzuschreiben, 
wenn die ordnungsgemäße Erbringung der Leistungen sonst nicht gewährleistet 
ist. Die Zustelldienste haben dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort die geforderten Auskünfte unverzüglich, spätestens jedoch bin-
nen zwei Wochen zu erteilen.

Abfrage des Teilnehmerverzeichnisses und Übermittlung des 
zuzustellenden Dokuments

§ 34. (1) Die zustellende Behörde oder in ihrem Auftrag ein Zustellsystem ge-
mäß § 28 Abs. 3 Z 1 bis 3 hat durch elektronische Abfrage des Teilnehmerver-
zeichnisses zu ermitteln, ob der Empfänger
1. beim Teilnehmerverzeichnis angemeldet ist und
2. die Zustellung nicht gemäß § 28b Abs. 2 zweiter Satz ausgeschlossen hat.

§ 30  ZustG  ZustG §§ 31, 34

474  475



Liegen diese Voraussetzungen der Z 1 und 2 vor, so sind die Informationen ge-
mäß § 28b Abs. 1 Z 3 und 6 bis 8 der Behörde oder dem in ihrem Auftrag tätigen 
Zustellsystem zu übermitteln; andernfalls ist dieser oder diesem mitzuteilen, dass 
diese Voraussetzungen nicht vorliegen. Steht der Behörde ein vom Empfänger 
akzeptiertes Format zur Verfügung, so hat sie das zuzustellende Dokument in 
diesem Format dem in ihrem Auftrag tätigen Zustellsystem zu übermitteln.

(2) Eine Abfrage zur Ermittlung der in Abs. 1 angeführten Daten darf nur
1. zum Zweck der Zustellung von Dokumenten auf Grund eines Auftrags ei-

ner Behörde nach Abs. 1 oder
2. zum Zweck der Zusendung von Dokumenten auf Grund eines Auftrags ei-

nes Verantwortlichen des öffentlichen Bereichs erfolgen.
Als Suchkriterien dürfen nur die Daten gemäß § 28b Abs. 1 Z 1 bis 5, 9 und 10 
verwendet werden.

(3) Verpflichteten Teilnehmern des elektronischen Rechtsverkehrs (§ 89c 
GOG) ist in das Zustellsystem gemäß § 28 Abs. 3 Z 3 zuzustellen.

(4) Liegen die Voraussetzungen für eine elektronische Zustellung gemäß Abs. 
1 nicht vor, kann auf Verlangen des Versenders vom Teilnehmerverzeichnis an 
die elektronische Verständigungsadresse gemäß § 28b Abs. 1 Z 4 oder an eine bei-
gestellte elektronische Verständigungsadresse eine Information über eine beab-
sichtigte elektronische Zustellung versendet werden. Eine solche beigestellte 
elektronische Verständigungsadresse darf im Teilnehmerverzeichnis auch ohne 
Anmeldung zu diesem gespeichert und verwendet werden.

(5) Die Betreiber von Internetportalen, die das Anzeigemodul gemäß § 37b 
Abs. 4 anbinden dürfen, sowie die Betreiber des Unternehmensserviceportals 
und des Bürgerserviceportals gemäß § 3 des Unternehmensserviceportalgesetzes 
– USPG, BGBl. I Nr. 52/2009, in die das Anzeigemodul gemäß § 37b Abs. 4 ein-
gebunden ist, sind berechtigt das Teilnehmerverzeichnis abzufragen, um eine all-
fällige Anmeldung oder Abmeldung vom Teilnehmerverzeichnis zielgerichtet zu 
erleichtern.

Zustellung mit Zustellnachweis durch einen Zustelldienst

§ 35. (1) Der im Auftrag der Behörde tätige Zustelldienst hat im Fall einer Zu-
stellung mit Zustellnachweis bzw. nachweislichen Zusendung bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 erster Satz die Daten gemäß § 29 Abs. 1 Z 6 an 
das Anzeigemodul zu übermitteln. Das Anzeigemodul hat den Empfänger un-
verzüglich davon zu verständigen, dass ein Dokument für ihn zur Abholung be-
reitliegt. Diese elektronische Verständigung ist an die dem Teilnehmerverzeich-
nis gemäß § 28b Abs. 1 Z 4 bekanntgegebene elektronische Adresse des Empfän-
gers zu versenden. Hat der Empfänger mehrere solcher Adressen bekanntgege-
ben, so ist die elektronische Verständigung an alle Adressen zu versenden; für die 
Berechnung der Frist gemäß Abs. 2 erster Satz ist der Zeitpunkt der frühesten 
Versendung maßgeblich. Die elektronische Verständigung hat jedenfalls folgen-
de Angaben zu enthalten:

1. Absender,
2. Datum der Versendung,
3. Internetadresse, unter der das zuzustellende Dokument zur Abholung be-

reitliegt,
4. Ende der Abholfrist,
5. Hinweis auf das Erfordernis einer Bürgerkarte (§ 2 Z 10 E-GovG) bei der 

Abholung von Dokumenten, die mit Zustellnachweis zugestellt oder als 
nachweisliche Zusendung übermittelt werden sollen und

6. Hinweis auf den Zeitpunkt, mit dem die Zustellung wirksam wird.
Soweit dies erforderlich ist, hat der Bundesminister für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort durch Verordnung nähere Bestimmungen über die elektroni-
schen Verständigungsformulare zu erlassen.

(2) Wird das Dokument nicht innerhalb von 48 Stunden abgeholt, so hat eine 
zweite elektronische Verständigung zu erfolgen; Abs. 1 vierter Satz ist sinngemäß 
anzuwenden.

(3) Die Abholung des bereitgehaltenen Dokuments kann ausschließlich über 
das Anzeigemodul erfolgen. Der Zustelldienst hat sicherzustellen, dass zur Ab-
holung bereitgehaltene Dokumente nur von Personen abgeholt werden können, 
die zur Abholung berechtigt sind und im Falle einer Zustellung mit Zustellnach-
weis oder einer nachweislichen Zusendung ihre Identität und die Authentizität 
der Kommunikation mit der Bürgerkarte (§ 2 Z 10 E-GovG) nachgewiesen ha-
ben. Zur Abholung berechtigt sind der Empfänger und, soweit dies von der Be-
hörde nicht ausgeschlossen worden ist, eine zur Empfangnahme bevollmächtigte 
Person. Identifikation und Authentifizierung können auch durch eine an die 
Verwendung sicherer Technik gebundene Schnittstelle erfolgen. Der Zustell-
dienst hat alle Daten über die Verständigungen gemäß Abs. 1 und 2 und die Ab-
holung des Dokuments zu protokollieren und dem Absender unverzüglich zu 
übermitteln; die Gesamtheit dieser Daten bildet den Zustellnachweis.

(4) Der Zustelldienst hat das Dokument zwei Wochen zur Abholung bereitzu-
halten und nach Ablauf weiterer acht Wochen zu löschen.

(5) Ein zur Abholung bereitgehaltenes Dokument gilt jedenfalls mit seiner Ab-
holung als zugestellt.

(6) Die Zustellung gilt als am ersten Werktag nach der Versendung der ersten 
elektronischen Verständigung bewirkt, wobei Samstage nicht als Werktage gel-
ten. Sie gilt als nicht bewirkt, wenn sich ergibt, dass die elektronischen Verständi-
gungen nicht beim Empfänger eingelangt waren, doch wird sie mit dem dem 
Einlangen einer elektronischen Verständigung folgenden Tag innerhalb der Ab-
holfrist (Abs. 1 Z 3) wirksam.

(7) Die Zustellung gilt als nicht bewirkt, wenn sich ergibt, dass der Empfänger
1. von den elektronischen Verständigungen keine Kenntnis hatte oder
2. von diesen zwar Kenntnis hatte, aber während der Abholfrist von allen Ab-

gabestellen (§ 2 Z 4) nicht bloß vorübergehend abwesend war, doch wird 
die Zustellung an dem der Rückkehr an eine der Abgabestellen folgenden 
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Tag innerhalb der Abholfrist wirksam, an dem das Dokument abgeholt 
werden könnte.

(8) Wurde dieselbe elektronische Verständigung an mehrere elektronische 
Adressen versendet, so ist der Zeitpunkt der frühesten Versendung maßgeblich.

(Anm.: Abs. 9 aufgehoben durch Art. 6 Z 25, BGBl. I Nr. 104/2018)

Zustellung ohne Zustellnachweis durch ein Zustellsystem

§ 36. (1) Das im Auftrag der Behörde tätige Zustellsystem hat bei Vorliegen der 
Voraussetzungen des § 34 Abs. 1 Z 1 und 2 die Daten gemäß § 29 Abs. 1 Z 6 an 
das Anzeigemodul zu übermitteln. Das Anzeigemodul hat den Empfänger 
davon zu verständigen, dass ein Dokument für ihn zur Abholung bereitliegt. 
Diese elektronische Verständigung ist an die dem Teilnehmerverzeichnis gemäß 
§ 28b Abs. 1 Z 4 bekanntgegebene elektronische Adresse des Empfängers unver-
züglich oder spätestens am selben Tag als Sammelverständigung zu versenden. 
Hat der Empfänger mehrere solcher Adressen bekanntgegeben, so ist die elektro-
nische Verständigung an alle Adressen zu versenden. Die elektronische Verstän-
digung hat jedenfalls folgende Angaben zu enthalten:
1. Absender,
2. Datum der Versendung und
3. Internetadresse, unter der das zuzustellende Dokument zur Abholung be-

reitliegt.
Soweit dies erforderlich ist, hat der Bundesminister für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort durch Verordnung nähere Bestimmungen über die Verständi-
gungsformulare zu erlassen.

(2) Die Abholung des bereitgehaltenen Dokuments kann ausschließlich über 
das Anzeigemodul erfolgen. Das Zustellsystem hat sicherzustellen, dass zur Ab-
holung bereitgehaltene Dokumente nur von Personen abgeholt werden können, 
die zur Abholung berechtigt sind. Zur Abholung berechtigt sind der Empfänger 
und, soweit dies von der Behörde nicht ausgeschlossen worden ist, eine zur Emp-
fangnahme bevollmächtigte Person. Identifikation und Authentifizierung kön-
nen auch durch eine an die Verwendung sicherer Technik gebundene Schnitt-
stelle erfolgen. Das Zustellsystem hat alle Daten über die Verständigung gemäß 
Abs. 1 und 2 und die Abholung des Dokuments zu protokollieren.

(3) Das Zustellsystem hat das Dokument zehn Wochen zur Abholung bereitzu-
halten und danach zu löschen.

(4) Das Dokument gilt mit dem Zeitpunkt der erstmaligen Bereithaltung zur 
Abholung als zugestellt. Bestehen Zweifel darüber, ob bzw. wann das Dokument 
für den Empfänger zur Abholung bereitgehalten wurde, hat die Behörde Tatsa-
che und Zeitpunkt der Bereithaltung von Amts wegen festzustellen.

Zustellung an einer elektronischen Zustelladresse oder über das 
elektronische Kommunikationssystem der Behörde

§ 37. (1) Zustellungen ohne Zustellnachweis können auch an einer elektroni-
schen Zustelladresse oder über das elektronische Kommunikationssystem der 
Behörde erfolgen. Das Dokument gilt mit dem Zeitpunkt des Einlangens bzw. 
nach dem erstmaligen Bereithalten des Dokuments beim bzw. für den Empfän-
ger als zugestellt. Bestehen Zweifel darüber, ob bzw. wann das Dokument beim 
Empfänger eingelangt ist bzw. für ihn bereitgehalten wird, hat die Behörde Tat-
sache und Zeitpunkt des Einlangens bzw. der Bereithaltung von Amts wegen 
festzustellen.

(1a) Das Kommunikationssystem der Behörde hat bei Vorliegen der Vorausset-
zungen des § 34 Abs. 1 Z 1 und 2 die Daten gemäß Abs. 3 an das Anzeigemodul 
zu übermitteln.

(2) Für die Zulässigkeit der Abfrage des Teilnehmerverzeichnisses und der Wei-
terleitung der Daten gemäß Abs. 3 hat das elektronische Kommunikationssys-
tem der Behörde folgende Leistungen nach dem jeweiligen Stand der Technik zu 
erbringen:
1. das Betreiben einer technischen Einrichtung mit hoher Zuverlässigkeit für 

die sichere elektronische Bereithaltung der zuzustellenden Dokumente;
2. die unverzügliche Weiterleitung der Daten gemäß Abs. 3 an das Anzeigemo-

dul;
3. die Bereitstellung eines Verfahrens zur identifizierten und authentifizierten 

Abholung der bereitgehaltenen Dokumente über das Anzeigemodul;
4. die Protokollierung der Abholung des Dokuments;
5. die Beratung des Empfängers, wenn bei der Abholung von Dokumenten 

technische Probleme auftreten.
Soweit dies erforderlich ist, hat der Bundesminister für Digitalisierung und Wirt-
schaftsstandort durch Verordnung nähere Bestimmungen über Leistungen zu 
erlassen.

(2a) Vor der Abfrage des Teilnehmerverzeichnisses und der Weiterleitung der 
Daten gemäß Abs. 3 hat die Behörde die ordnungsgemäße Erfüllung der Anfor-
derungen und den einwandfreien Betrieb des Kommunikationssystems der Be-
hörde dem Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort anzuzei-
gen. Der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort hat die 
Liste der Kommunikationssysteme der Behörde im Internet zu veröffentlichen. 
Bei Nichteinhaltung ist die Abfrage und Entgegennahme der Daten zu unter-
binden.

(3) Das elektronische Kommunikationssystem der Behörde hat die Weiterlei-
tung der das Dokument beschreibenden Daten, das Dokument, die Verständi-
gungsadressdaten sowie die elektronische Information für die technische Mög-
lichkeit der elektronischen identifizierten und authentifizierten Abholung des 
Dokuments dem Anzeigemodul (§ 37b) anzubieten.
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(4) Zustellungen ohne Zustellnachweis können auch über ein zur Verfügung 
stehendes Kommunikationssystem einer anderen Behörde im selben Vollzie-
hungsbereich erfolgen.

(5) Die Zustellleistung (Abs. 1) ist so zu erbringen, dass für behinderte Men-
schen ein barrierefreier Zugang zu dieser Leistung nach dem jeweiligen Stand der 
Technik gewährleistet ist.

Unmittelbare elektronische Ausfolgung

§ 37a. Versandbereite Dokumente können dem Empfänger unmittelbar elektro-
nisch ausgefolgt werden, wenn dieser bei der Antragstellung seine Identität und 
die Authentizität der Kommunikation nachgewiesen hat und die Ausfolgung in 
einem so engen zeitlichen Zusammenhang mit der Antragstellung steht, dass sie 
von diesem Nachweis umfasst ist. Wenn mit Zustellnachweis zuzustellen ist, sind 
die Identität und die Authentizität der Kommunikation mit der Bürgerkarte (§ 2 
Z 10 E-GovG) nachzuweisen.

Anzeigemodul

§ 37b. (1) Das Anzeigemodul ermöglicht Empfängern online die Anzeige der 
das Dokument beschreibenden Daten von zur Abholung für sie bereitgehalte-
nen Dokumenten, die Verständigung darüber sowie die Abholung dieser Doku-
mente.

(2) Der Betreiber des Anzeigemoduls ist gesetzlicher Auftragsverarbeiter für 
Zustellsysteme gemäß § 28 Abs. 3 Z 1 und 2 zum Zweck der Identifikation und 
Authentifikation von zur Abholung berechtigten Personen. Diesen Personen 
darf die Anzahl ihrer gelesenen und ungelesenen Dokumente schon vor der Ab-
holung angezeigt werden.

(3) Das Anzeigemodul hat sämtliche Daten über die Abholung durch den 
Empfänger zu protokollieren und an das jeweilige Zustellsystem gemäß Abs. 2 
elektronisch zu übermitteln.

(4) Der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort stellt ein 
Anzeigemodul mit hoher Zuverlässigkeit zur Verfügung. Dieses kann auf Inter-
netportalen von Verantwortlichen des öffentlichen Bereichs unter der Maßgabe 
der Einhaltung der technischen Schnittstellen und Spezifikationen angebunden 
werden. Der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort hat 
diese Schnittstellen und Spezifikationen im Internet auf seiner Website bekannt 
zu geben. Das Unternehmensserviceportal und das Bürgerserviceportal gemäß 
§ 3 des Unternehmensserviceportalgesetzes – USPG, BGBl. I Nr. 52/2009, ha-
ben das Anzeigemodul einzubinden. Der Bundesminister für Digitalisierung 
und Wirtschaftsstandort kann durch Verordnung Kriterien zur Einbindung 
oder Anbindung des Anzeigemoduls bei weiteren Portalen festlegen.

(5) Die Leistungen des Anzeigemoduls (Abs. 1) sind so zu erbringen, dass für 
Menschen mit Behinderung ein barrierefreier Zugang zu dieser Leistung nach 
dem jeweiligen Stand der Technik gewährleistet ist.

(6) Soweit dies erforderlich ist, hat der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort durch Verordnung nähere Bestimmungen über die be-
schreibenden Daten von Dokumenten gemäß Abs. 1 zu erlassen.

(7) Der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort hat den 
einliefernden Systemen die Kosten für das Anzeigemodul entsprechend ihrem 
Einlieferungsvolumen kostendeckend zu verrechnen. Werden Daten im Anzei-
gemodul eingeliefert, die nach diesem Bundesgesetz keine Rechtswirkungen aus-
lösen, sind die halben Verrechnungssätze anzuwenden. Die Bundesrechenzen-
trum GmbH kann als Zahlstelle eingerichtet werden.

(8) Die Verfügbarkeit des Anzeigemoduls ist von dem Bundesminister für Di-
gitalisierung und Wirtschaftsstandort im Bundesgesetzblatt kundzumachen.

4. Abschnitt. Schlußbestimmungen

Verweisungen

§ 38. (1) Verweisungen in den Verfahrensvorschriften auf Bestimmungen, die 
Angelegenheiten des Zustellwesens regeln, gelten als Verweisungen auf die ent-
sprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes.

(2) Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmungen anderer Bundesgesetze 
verwiesen wird, sind diese in ihrer jeweils geltenden Fassung anzuwenden.

Vollziehung

§ 39. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist hinsichtlich der §§ 28a, 28b, 
30 bis 32 und § 37b der Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschafts-
standort, hinsichtlich der übrigen Bestimmungen die Bundesregierung betraut.

Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen

§ 40. (1) § 15 Abs. 1 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 
tritt mit 1. Jänner 1998 in Kraft. Die §§ 1 Abs. 2, 2a samt Überschrift, 7 samt 
Überschrift, die Überschrift vor § 8a, die §§ 8a, 9, 10, 24 samt Überschrift, 26 
Abs. 2 und 26a in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 158/1998 treten 
mit 1. Jänner 1999 in Kraft. § 1 Abs. 3, § 1a und die Überschrift zu § 10 treten 
mit Ablauf des 31. Dezember 1998 außer Kraft.

(2) § 1 Abs. 2 letzter Satz, § 2a Abs. 2, § 11 Abs. 3 und § 12 Abs. 4 in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 137/2001 treten mit 1. Jänner 2002 in Kraft.

(3) § 1 Abs. 2 letzter Satz und § 17a samt Überschrift in der Fassung des Verwal-
tungsreformgesetzes 2001, BGBl. I Nr. 65/2002, treten mit 1. Jänner 2002, je-

§§ 37a, 37b  ZustG  ZustG §§ 38-40

480  481



doch nicht vor dem der Kundmachung des genannten Gesetzes folgenden Tag, 
in Kraft.

(4) Der Titel, §§ 1 bis 7 und 9 samt Überschriften, die Überschrift des Ab-
schnitts II und die §§ 26 und 27 samt Überschriften, Abschnitt III, die Bezeich-
nungen des nunmehrigen Abschnitt IV und der nunmehrigen §§ 38, 39 und 40 
sowie § 40 Abs. 4 und 5 (Anm.: in der Aufzählung fehlt Abs. 6) in der Fassung 
des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 10/2004 treten mit 1. März 2004 in Kraft. Zu-
gleich treten § 8a, § 13 Abs. 5 und 6, § 17a und § 26a, in der zu diesem Zeitpunkt 
geltenden Fassung, außer Kraft.

(5) Die Bezeichnung des 1. Abschnitts, § 2 Z 2, Z 4, 5, 6 und 8 (Z 3 bis 6 neu) 
und Z 7 bis 9, die §§ 3 bis 5 samt Überschriften, § 7, § 9 Abs. 1 bis 3 und 6, § 10 
samt Überschrift, § 12 samt Überschrift, die Bezeichnung und die Überschrift 
des 2. Abschnitts, § 13, § 14, § 16 Abs. 1, 3 und 4, § 17, § 18, § 19, § 20 Abs. 1 und 
2, § 21 samt Überschrift, § 22 Abs. 2 bis 4, § 23 Abs. 1, 2 und 4, § 24 samt Über-
schrift, § 24a samt Überschrift, § 25 Abs. 1, § 26 Abs. 1, § 27 samt Überschrift, 
der 3. Abschnitt, die Bezeichnung des 4. Abschnitts, § 39, § 40 Abs. 5 und § 41 
samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 5/2008 treten 
mit 1. Jänner 2008 in Kraft; gleichzeitig treten § 2 Z 3 und 7, die Überschriften 
nach § 8 (zum früheren § 8a) und nach § 17 (zum früheren § 17a) außer Kraft. 
§ 37 samt Überschrift in der Fassung des Art. 4 Z 48 des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 5/2008 tritt mit 1. Jänner 2009 in Kraft. Die Zustelldiensteverordnung – 
ZustDV, BGBl. II Nr. 233/2005, gilt in ihrer am 31. Dezember 2007 geltenden 
Fassung weiter.

(Anm.: Abs. 6 aufgehoben durch Art. 6 Z 39, BGBl. I Nr. 104/2018)
(7) § 22 Abs. 3, § 27 Z 3, § 28 Abs. 2, § 29 Abs. 1 Z 10 und 11, § 33 Abs. 1 und 

§ 35 Abs. 9 in der Fassung des Budgetbegleitgesetzes 2011, BGBl. I Nr. 
111/2010, treten mit 1. Jänner 2011 in Kraft.

(8) § 2 Z 1, 6 und 7, § 10 samt Überschrift, § 11 Abs. 2, § 18 Abs. 1 Z 1, § 19 
samt Überschrift, § 22 Abs. 2 und 4, § 25 Abs. 1, § 27 Z 2, § 29 Abs. 1 Z 7, 8 und 
11 und § 35 Abs. 3 letzter Satz in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 33/2013 treten mit Ablauf des Monats der Kundmachung dieses Bundesge-
setzes in Kraft.

(9) In der Fassung des Deregulierungsgesetzes 2017, BGBl. I Nr. 40/2017, tre-
ten in Kraft:
1. § 11 Abs. 2 mit 1. März 2014,
2. § 2 Z 7 bis 9, die Überschrift zu § 10, § 28 Abs. 2, § 29 Abs. 5, § 32 Abs. 1, 

§ 35 Abs. 1 Z 4, Abs. 2, 3 erster Satz, 6 bis 8, § 36, § 37 Abs. 1 und 1a, § 37b 
samt Überschrift sowie § 39 mit Ablauf des Tages der Kundmachung und

3. § 29 Abs. 1 Z 11 und 12, § 37 Abs. 3 sowie § 40 Abs. 6 zweiter Satz mit Be-
ginn des siebenten auf den Tag der Kundmachung der Verfügbarkeit des 
Anzeigemoduls gemäß § 37b Abs. 8 folgenden Monats.(Anm. 1)

(10) Elektronische Zustelldienste, die gemäß § 30 in der Fassung vor der Novel-
le BGBl. I Nr. 104/2018 zugelassen wurden, gelten als elektronische Zustell-
dienste gemäß § 30 in der Fassung dieser Novelle und haben spätestens nach Ab-

lauf von zwei Jahren ab Inkrafttreten der genannten Bestimmung in der Fassung 
der genannten Novelle ein Konformitätsbewertungsgutachten gemäß § 30 
Abs. 1 vorzulegen.

(11) Die Kosten des Teilnehmerverzeichnisses gemäß § 28a Abs. 2 in der Fas-
sung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2018 und jene des Anzeigemoduls ge-
mäß § 37b in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 104/2018 sind bis zu 
einem Einlieferungsvolumen von 25 Millionen pro Jahr nicht zu verrechnen und 
vom Bundesminister für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort zu tragen. 
Wird diese Menge überschritten, hat der Bundesminister für Digitalisierung und 
Wirtschaftsstandort ab dem Beginn des übernächsten Jahres die Kosten zu ver-
rechnen, wobei pro Einlieferung in Summe höchstens 7 Cent für die Kosten des 
Teilnehmerverzeichnisses und des Anzeigemoduls verrechnet werden dürfen.

(12) § 28a samt Überschrift und § 37b Abs. 7 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 104/2018 treten mit Ablauf des Tages der Kundmachung in Kraft. 
§ 28 Abs. 2 bis 4, § 28b Abs. 1 bis 3 und 6, § 29 Abs. 1 und 3 bis 5, § 30 Abs. 1, 3 
bis 5, § 31, § 34 samt Überschrift, § 35 Abs. 1 bis 5, § 36 samt Überschrift, § 37 
Abs. 1a bis 5, § 37b Abs. 1, 2, 4, 6 und 8 sowie § 39 in der Fassung des Bundesge-
setzes BGBl. I Nr. 104/2018 treten mit Beginn des siebenten auf den Tag der 
Kundmachung der Verfügbarkeit des Teilnehmerverzeichnisses gemäß § 28a 
Abs. 3 folgenden Monats in Kraft. Zugleich treten § 29 Abs. 2 und 6, § 32 samt 
Überschrift, § 33 samt Überschrift, § 35 Abs. 9 und § 40 Abs. 6 außer Kraft. Die 
Überschrift zu § 28b und § 28b Abs. 4 und 5 in der Fassung des Bundesgesetzes 
BGBl. I Nr. 104/2018 treten mit Beginn des zweiten auf den Tag der Kundma-
chung der Verfügbarkeit des Teilnehmerverzeichnisses gemäß § 28a Abs. 3 fol-
genden Monats in Kraft (Anm. 2).

(13) § 26a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 16/2020 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bun-
desgesetzes in Kraft.

(14) § 26a samt Überschrift in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 42/2020 tritt mit Ablauf des Tages der Kundmachung des genannten Bun-
desgesetzes in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 2020 außer Kraft. Dass bei Zu-
stellvorgängen, die sich im Zeitraum vom 22. März 2020 bis zum Ablauf des Ta-
ges der Kundmachung des genannten Bundesgesetzes ereignet haben, die Beur-
kundung der Form der Verständigung von der Zustellung sowie gegebenenfalls 
der Gründe, aus denen eine Verständigung nicht möglich war, aus technischen 
Gründen nicht elektronisch erfolgt ist, gilt dann nicht als Zustellmangel, wenn 
ihre Beurkundung in einer dem § 26a Z 3 letzter Satz in der Fassung des Bundes-
gesetzes BGBl. I Nr. 42/2020 entsprechenden Weise erfolgt ist und die betreffen-
den Daten dem Absender nachträglich unverzüglich übermittelt werden oder 
bereits übermittelt worden sind.

(15) In der Fassung der 2. Dienstrechts-Novelle 2022, BGBl. I Nr. 205/2022, 
treten in Kraft:
1. § 28 Abs. 2 und Abs. 3 Z 3, § 34 Abs. 1 und § 37b Abs. 2 sowie der Entfall 

des § 28 Abs. 3 Z 4 mit 1. Juli 2023;
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2. der Entfall des § 2 Z 8 mit dem der Kundmachung folgenden Tag.
(__________________
Anm. 1: Die Kundmachung erfolgte am 30.5.2018 mit BGBl. I Nr. 33/2018.
Anm. 2: Die Kundmachung erfolgte am 28.5.2019 mit BGBl. II 

Nr. 140/2019.)

Sprachliche Gleichbehandlung

§ 41. Soweit sich die in diesem Bundesgesetz verwendeten Bezeichnungen auf 
natürliche Personen beziehen, gilt die gewählte Form für beide Geschlechter. Bei 
der Anwendung dieser Bezeichnungen auf bestimmte natürliche Personen ist die 
jeweils geschlechtsspezifische Form zu verwenden.

Artikel 5. Notifikationshinweis gemäß Artikel 12 der Richtlinie 
83/189/EWG

(Anm.: aus BGBl. I Nr. 5/2008, zu den §§ 2 - 5, 7, 9, 10, 12 - 14, 16 - 7a und 41, 
BGBl. Nr. 200/1982)

Dieses Bundesgesetz wurde unter Einhaltung der Bestimmungen der Richtli-
nie 83/189/EWG des Rates über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der 
Normen und technischen Vorschriften in der Fassung der Richtlinien 88/182/
EWG und 94/10/EWG der Europäischen Kommission notifiziert (Notifikati-
onsnummer 2007/549/A).
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